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Andreas Hoffmann-Ocon/Lucien Criblez 
 
 
Scheinbarer Stillstand – Pädagogische Diskurse  
und Entwicklungen in den Achtzigerjahren.  
Eine Annäherung 
 
 
 
Während die 1970er Jahre immer wieder mit der beschwörenden Formel ei-
ner „Rückkehr des Politischen“ charakterisiert werden, gilt als Kennzeichen 
der Achtzigerjahre die „Rücknahme des Politischen“.1 Mögen diese Formeln 
als schnelle Etikettierungen und Einordnungen noch nachvollziehbar erschei-
nen, so sind sie nach differenzierten bildungshistorischen und quellenorien-
tierten Analysen als zu stark typisierend und damit als problematisch zu wer-
ten. Womöglich fördern sie nicht, sondern verhindern eher, intensiver über 
Merkmale von Zeitabschnitten nachzudenken. Mit dem Schwerpunkt des 
Jahrbuchs für Historische Bildungsforschung 23 wird die Auseinanderset-
zung mit der zeitgeschichtlichen Phase der Achtzigerjahre gesucht. Im Unter-
schied zu den Abhandlungen etwa über die „1968er“2 und später den 1970er 
Jahren3 haben die Achtzigerjahre in historischen Studien und populären 
Schriften bisher wenig Aufmerksamkeit gefunden – dies gilt nicht nur für die 
Historiographie im Allgemein, sondern auch für die pädagogische Historio-
graphie im Besonderen. 
Wenn dieses Jahrzehnt in Untersuchungen im Zentrum steht, wird es in einer 
politischen Perspektive mit der letzten Phase des Kalten Krieges und des Ost-
West-Konfliktes verbunden, in deren Folge die transnationale Verflechtung 
in Westeuropa zunahm und in den einzelnen Nationalstaaten über Folgen von 
Migration und Einwanderung stärker öffentlich diskutiert wurde: etwa als 
ausschlaggebende Faktoren für den Bevölkerungsanstieg4 oder für die dro-

                                                             
1  Rosanvallon 2012, S. 62; die Achtzigerjahre können allerdings auch anders etikettiert wer-

den; vgl. unten. 
2  Vgl. z.B. Skenderovic/Späti 2012; Siegfried 2014. 
3  Vgl. z.B. Raulff 2014. 
4  Vgl. Holenstein 2014, S. 237; Buomberger 2017. 
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hende Gefahr, dass einzelne Staaten in unkontrollierter Weise von globalen 
Problemen überschwemmt werden könnten.5 
 
Die Achtzigerjahre stehen ebenso für eine allgemeine Krisenstimmung, die 
sich einerseits in einer strukturellen (Jugend-)Arbeitslosigkeit im Zuge der 
Weltwirtschaftskrise Mitte der 1970 Jahre,6 andererseits im Protest der soge-
nannten „neuen sozialen Bewegungen“,7 unter anderem gegen Kernkraft und 
gegen Nachrüstung in der Friedensbewegung, äußerte.8 Es zeigte sich gleich-
zeitig eine „eigentümliche Verbindung aus – bis ins Apokalyptische gestei-
gertem – Krisendiskurs und partizipatorischem Optimismus“, die sich auch 
als „Politisierung des Subjektiven im Modus der ‚Betroffenheit‘“, der gerade 
in den sozialen Bewebungen zum „Schibboleth“ wurde beschreiben lässt.9 
Nach ‚Wirtschaftswunder’ und ungebrochenem Wirtschaftswachstum der 
„Trente glorieuses“10 mussten Krisenphänomene und Expansionsfolgen bear-
beitet werden. 
Die Umschreibung als „Boom in der Krise“11 deutet darauf hin, dass der Zu-
kunftsoptimismus einer Zukunftsskepsis gewichen war, dies nicht zuletzt, 
weil Planungsskepsis die ehemalige Planungseuphorie – auch und gerade im 
Bildungsbereich – abgelöst hatte. Es zeigten sich bereits Phänomene der 
„neuen Armut“,12 nachdem die Armut während der Boomjahr als weitgehend 
überwunden gegolten hatte. In der sozialwissenschaftlichen Selbstdiagnose 
wurden die neuen technologischen und sozialen Gefährdungslagen – von de-
nen alle gesellschaftlichen Gruppierungen jenseits von Arm und Reich oder 
Links und Rechts betroffen seien – als konstituierende Phänomene einer „Ri-
sikogesellschaft“ wahrgenommen.13 Überdies gelten die Achtzigerjahre auch 
als „Übergang“ und „Scharnier“ zwischen den linksliberalen Tendenzen der 
1970er und dem neoliberalen Wandel der 1990er Jahre.14 
In einer kulturtheoretischen Perspektive werden die Achtzigerjahre mit einem 
epigonalen Ausklang der Suhrkamp-Kultur und einer „Theoriemüdigkeit, die 

                                                             
5  Vgl. Tanner 2015, S. 461. 
6  Zu den Ölpreiskrisen der 1970er Jahre und deren wirtschaftlichen Folgen vgl. Göbel 2013; 

Graf 2014; zur Jugendarbeitslosigkeit vgl. Burger/Seidenspinner 1977; Frackmann 1985, 
S. 70ff.; Vonderach 1989; Jaide/Veen 1989, S. 75ff. 

7  Zu den neuen sozialen Bewegungen vgl. unter anderen: Brand 1982, 1985; Roth/Rucht 
1987; Dahinden, 1987. 

8  Vgl. Winkler 2000, S. 371f. 
9  Tändler 2016, S. 452f. 
10  Fourastié 1979. 
11  Fabian 2015. 
12  Vgl. Altmeyer-Baumann 1987; Lompe 1987. 
13  Vgl. Beck 1986; Giddens 1994. 
14  Rödder 2015; vgl. auch Criblez/Rothen/Ruoss 2016. 
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nach dem Deutschen Herbst unter den Erben der Studentenbewegung gras-
sierte“, verbunden.15 Die „apokalyptisch gestimmte Gegenwartsdiagnostik“16 

der Achtzigerjahre suggerierte, dass die oftmals als Verunsicherung wahrge-
nommenen Umwälzungen oder zumindest Infragestellungen von Klassen- 
und Geschlechterverhältnissen nicht (mehr) zu erwarten seien. Für den aka-
demisch-geisteswissenschaftlichen Binnenraum wurde ein Ende der französi-
schen Theorielektüre und eine Hinwendung zu Autoren des konservativen 
Lagers – etwa Carl Schmitt – konstatiert, was teilweise als „allmähliche Ent-
giftung“ und „Sache der 80er Jahre“ gewertet wird.17 Insofern können die 
Achtzigerjahre auch als Reaktion auf die „Aufbrüche und Traditionsbrüche“ 
der 1960er und der ersten Hälfte der 1970er Jahre gelesen werden.18 

Probleme der Periodisierung 

Kulturwissenschaftliche Zugänge thematisieren nicht selten die Schwierig-
keit, Strömungen, Bewegungen, Vorstellungen und Praktiken in ihrer Be-
schreibung auf eine Epoche oder ein Jahrzehnt zu beschränken. Dazu drei 
kurze Beispiele zu den Achtzigerjahren: In einem Beitrag von Isabel Richter 
zur Kulturgeschichte der Bewusstseinserweiterung in den langen 1960-Jahren 
geraten auch die Achtzigerjahre ins Blickfeld. In der Historisierung des Kon-
zepts der Bewusstseinserweiterung unterteilt sie den Untersuchungsgegen-
stand in verschiedene historische Phasen: von einem Erstarken in den 1960er 
Jahren, als Drogen (wieder) als Türöffner zu neuen Erfahrungen galten, über 
die 1970er-Jahre als Transformationsphase, in der drogenfreie Techniken und 
Praktiken der Meditation selbstverständlicher wurden, bis hin zu institutiona-
lisierten Meditationstechniken, die in der Variante von Bhagwan Shree 
Rajneeshs Meditationszentren und Diskotheken auf spirituelle Bedürfnisse 
eines westlichen Publikums zu Beginn der 1980er-Jahre eingingen und An-
fang der 1990er Jahre zu einer breiten Angebotspalette zur „Selbstentgren-
zung“ führten.19 In dieser Lesart sind die Achtzigerjahre eine Phase, in der 
spirituelle Lebensstile den Milieus der Gegen- und Alternativkultur langsam 
entwuchsen und Techniken wie Meditation und Yoga begannen, zu einem 
populären Massenphänomen zu werden.20 

                                                             
15  Felsch 2015, S. 154. 
16  Ebd., S. 189. 
17  Bandel 2015, S. 207. 
18  Doering-Manteufel/Raphael 2010, S. 10. 
19  Richter 2016, S. 122. 
20  Vgl. ebd., S. 125; dass und wie in den 1970er Jahren als „therapeutischem Jahrzehnt“ ent-

sprechende mentalitäre Grundlagen geschaffen worden waren, wird eindrücklich von Tänd-
ler 2016 gezeigt. 
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Zweites Beispiel: Der „Epochenabschnitt“ der Achtzigerjahre lässt sich auch 
als Teil eines größeren Zeitausschnitts verstehen, wenn die Betrachtungen auf 
die Phase des Kalten Kriegs gerichtet werden: Der Kalte Krieg gilt als schlei-
chende Entwicklung im Anschluss an den Zweiten Weltkrieg. In Europa 
prägte er als imaginärer Krieg, aber auch als politischer Kampfbergriff die 
Sicherheitspolitik und die Wirtschaft bis zu Beginn der 1990-Jahre, curricular 
aber auch das Bildungswesen während der Ost-West-Konflikt in Europa die 
Nachkriegsordnung mit militärischen Szenarien samt Truppenübungen, Pro-
pagandafilmen und Zivilschutzübungen beherrschte, gab es andernorts Stell-
vertreterkriege.21 Bezogen auf Bildungsräume führte der Kalte Krieg sowohl 
in Westdeutschland als auch in der Schweiz mit konstruierten Bildern von 
Staatsfeinden zu Extremistenbeschlüssen und Berufsverboten. In der Bundes-
republik Deutschland erließ 1972 die Regierung auf Vorschlag von Bundes-
kanzler Willy Brandt und der Innenminister-Konferenz einen Extremistenbe-
schluss („Radikalenerlass“), der nach vier Jahren durch ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zwar wieder aufgekündigt wurde, bis zum Beginn der 
1990er-Jahre auf der Ebene einzelner Bundesländer jedoch bestehen blieb. 
Ähnlich wie in Westdeutschland wurden auch in einzelnen schweizerischen 
Kantonen, z.B. Zürich, Berufsverbote vor allem ab Mitte der 1970-Jahre aus-
gesprochen, die sich oftmals gegen sogenannte linksextremistisch orientierte 
Lehrpersonen richteten und sich in ihrer Wirkung über die gesamten Achtzi-
gerjahre erstreckten.22 
Wendet man die Aufmerksamkeit von einzelnen Schulakteuren und ihren 
Verflechtungen sowie von ihrer Betroffenheit aufgrund von politischen Maß-
nahmen mehr auf das schwer zu beschreibende Hintergrundverständnis im 
langwierigen Harmonisierungsprozess des zunächst westeuropäischen Hoch-
schulraumes, lässt sich der Kalte Krieg auch als Impulsgeber für den Kurs 
zur Reform des tertiären Bildungssektors deuten. Organisationen etwa die 
OECD, aber auch die primär zu militärischen Zwecken gegründete NATO, 
engagierten sich für Initiativen zugunsten von Wissenschaft, Erziehung und 
Bildung,23 die den Wandel der nationalen Schulsysteme von der Input- zur 
Output-Steuerung produktiv begleiteten und in den Achtzigerjahren eine eu-
ropäische oder sogar globale Agenda mit vorbereiten halfen, die später in die 
Bologna-Reform des europäischen Hochschulraums und in PISA einmünde-
ten.24 

                                                             
21  Vgl. Buomberger 2017, S. 21; zum Kalten Krieg vgl. auch die Überblick von Kaelble 2011 

und Stöver 2017. 
22  Vgl. Buomberger 2017, S. 318f. 
23  Vgl. Rohstock 2013, S. 204. 
24  Vgl. ebd., S. 217; vgl. auch Tröhler 2016, S. 404. 
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Ein weiteres Beispiel, das eine längere zeitliche Linie in den Blick nimmt 
und ein „Epochenkonzept“ der Achtzigerjahre fraglich erscheinen lässt, lie-
fert Joachim Radkau mit seiner in eine Zukunftsgeschichte integrierten Fall-
studie zu drohenden deutschen Bildungskatastrophen – „von Picht zu Pisa“.25 
Bildungspolitik als „Zukunftspolitik“ zu deklarieren oder gar zur (ökonomi-
schen) Überlebensfrage von Nationen zu stilisieren, ist selbst ein nachweisba-
rer Traditionsstrang geworden. Wohlwissend, dass Georg Pichts Katastro-
phenszenario Mitte der 1960er Jahre nicht den Beginn, sondern eher einen 
vorläufigen Höhepunkt von Krisenkonstruktionen darstellte,26 mit denen bil-
dungspolitische Prozesse beschleunigt werden sollten,27 wird die damalige 
Forderung nach einer Vermehrung der Abiturientenzahl vor dem Hintergrund 
einer sich vermeintlich anbahnenden Bildungskatastrophe als Trend gedeutet. 
Dieser Trend setzte sich auch nach dem Ende der Bildungseuphorie28 und 
nachdem die „Lösungsversprechen“ der Bildungsexpansion und Bildungs-
planung ihre „Anziehungskraft“ und ihre „Glaubwürdigkeit“29 verloren hat-
ten, fort. Er bezieht sich weniger auf die konkrete inhaltliche Forderung als 
vielmehr auf die Textsorte „Bildungsalarm“, die seit der Jahrtausendwende 
durch den sogenannten PISA-Schock auf der Basis von OECD-Studien, auf 
die sich bereits Picht berief,30 oder durch den Befund des „Akademisie-
rungswahns“ geprägt ist.31 Dieses Beispiel impliziert ein Verständnis der 
Achtzigerjahre als eine eher ruhige, „gedämpfte“ und steuerungsskeptische 
Phase, in deren Vorfeld aufgrund einer Alarmstimmung (hoch-)schulische 
Experimentalprogramme entwickelt worden waren und in deren Anschluss 
durch Output- und Wettbewerbssteuerung im Bildungsbereich Elemente de-
zentraler Schulentwicklung mit zentralen Kontrollregimes verbunden wur-
den.32 Weitet man allerdings den Blick international aus, muss auch darauf 
hingewiesen werden, dass bereits 1984 in den USA mit „A nation at risk“33 
ein weiterer fundamentaler „Bildungsalarm“ ausgelöst worden war, der zu 
groß angelegten Reformprogrammen bis hin zum „No Child Left Behind 
Act“34 führte. 

                                                             
25  Vgl. Radkau 2017. 
26  Vgl. Picht 1964. 
27  Vgl. Hoffmann-Ocon 2007, S. 269f. 
28  Konrad Widmer hatte die Veränderungen bereits 1976 als Übergang „von der Bildungseu-

phorie zur Bildungsresignation“ interpretiert; vgl. Widmer 1976, S. 13. 
29  Friedeburg 1989, S. 474. 
30  Vgl. Picht 1964, S. 27; vgl. Rohstock 2013, S. 219. 
31  Radkau 2017, S. 234ff. 
32  Vgl. Bellmann 2016, S. 30. 
33  Vgl. The National Commission on Excellence in Education 1984; kritisch Berliner/Biddle 

1996. 
34  Der Gesetzestext findet sich in der Gesetzessammlung des U.S. Department of Education 
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Mit diesen Beispielen verdichten sich die Hinweise, dass die Achtzigerjahre 
keine inhaltlich scharf konturierte Epoche oder Ära, insbesondere auch für 
die historische Bildungsforschung, darstellen. Allerdings können in den 
Achtzigerjahren eine Reihe von Verknotungen festgestellt werden, in denen 
sich verschiedene Entwicklungslinien aus den 1950er, 60er und 70er-Jahren 
in unterschiedlicher Weise miteinander verbunden haben. Wenn der ange-
sprochene (kulturelle) Wandel keine Bruchstelle markierte, geraten eher eine 
Reihe von graduellen und womöglich wenig sichtbaren Veränderungen ins 
Blickfeld. In diesem Zusammenhang spricht Jakob Tanner von der „hinter-
gründigen Wirkung“ der Achtzigerjahre, z.B. wenn der Imperativ nach per-
manenter Veränderungsbereitschaft und Flexibilität gegenüber individuellen 
berufsbiografischen Überlegungen zwar erst in den 1990er Jahren durch-
schlagend wahrgenommen, jedoch in den Achtzigerjahren bereits formuliert 
wurde.35 Insofern stehen die Achtzigerjahre nicht nur für eine Phase, in der 
sich Entwicklungslinien vorheriger Phasen verbanden, sondern auch für eine 
Periode, in der sich „subkutan“, verdeckt und in Protoformen eine neoliberale 
Wende anbahnte. 
Aber welche Diskurse, Situierungen, Ortsbestimmungen und institutionellen 
Entwicklungen können im gesellschaftlichen Feld von Bildung, Schule und 
Wissenschaft als charakteristisch für die Achtzigerjahre gelten? Manifestierte 
sich in diesem Bereich ebenfalls eine Krisenstimmung oder lassen sich Phä-
nomene historisch nachweisen, die für den damals im Rahmen einer Zyklus-
theorie diagnostizierten Eigenausbau und der Eigendynamik des Bildungs-
systems sprechen?36 

Pluralismus, Ablösungstendenzen und Übergänge in der  
Erziehungswissenschaft? 

Die erziehungswissenschaftlichen Debatten der Achtzigerjahre waren geprägt 
durch Überlagerungen und Ablöseprozesse von verschiedenen theoretischen 
und pädagogischen Strömungen. Zwar wurde zum Beispiel der Begriff des 
pädagogischen Bezugs bei Herman Nohl eigens zum Gegenstand erzieheri-
scher Reflexion erhoben,37 aber diese wie auch andere Theoriedebatten zur 
Tradition und Entwicklung der geisteswissenschaftlichen Pädagogik und zur 
Hermeneutik können auch als Zeichen für deren Erosion gedeutet werden. 
                                                                                                                                   

vom 8. Januar 2002; verfügbar unter: https://www2.ed.gov/policy/elsec/leg/esea02/107-
110.pdf (recherchiert: 01.02.2018); für einen Überblick vgl. Hess/Petrilli 2006; kritisch un-
ter vielen andern: Shaker/Heilmann 2008. 

35  Tanner 2015, S. 422. 
36  Vgl. z.B. Titze 1981; Lundgreen 1981. 
37  Vgl. z.B. Bollnow 1981. 
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Die als Theorieputsch inszenierten Verweise von Niklas Luhmann und Karl 
Eberhard Schorr auf „Reflexionsprobleme im Erziehungssystem“ und auf das 
„Technologiedefizit der Erziehung“38 rahmten nicht nur die seit Ende der 
1960er Jahre erfolgte „Empirisierung und Methodisierung“39 erziehungswis-
senschaftlicher Argumentationsstrukturen auf theoretischer Ebene, sondern 
verwiesen generell darauf, dass die Bezugnahme auf sozialwissenschaftliche 
Interpretationskategorien für die Erziehungswissenschaft unumgänglich wer-
den würde. Dabei stellt sich aus der Retrospektive die Frage, ob es die Acht-
zigerjahre waren, in denen der über einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen 
stehende Diskurs über Möglichkeiten und Grenzen der Steuerung von gesell-
schaftlichen Systemen40 zu einer tiefgreifenden Hybridisierung der Sozial-
wissenschaften insgesamt beigetragen habe. 
Der „Übergang“ als Charakteristik deutete sich bei erziehungswissenschaftli-
chen Exponenten selbst an, so etwa bei Klaus Mollenhauer, welcher bis An-
fang der Achtzigerjahre als ein bedeutsamer Vertreter der kritischen Erzie-
hungswissenschaft und der Teildisziplin Sozialpädagogik galt. Sein Werk 
„Vergessene Zusammenhänge“41 beabsichtigte nun jedoch, den Entwurf einer 
pädagogischen Theorie vorzulegen, die sowohl kulturelle Erinnerungsarbeit 
leisten wollte als auch die damals geläufige sozialwissenschaftliche Termino-
logie zu vermeiden versuchte, ohne „Erfahrungskitsch“ zu produzieren.42 
Fraglich bleibt bis heute, ob dieses Projekt als ein erster Begründungsversuch 
einer kulturwissenschaftlich begründeten Pädagogik verstanden werden kön-
ne (obgleich der Autor damals nicht über den Begriff ‚Kulturwissenschaft’ 
verfügte) oder ob es sich eher um eine weitere Variante eines Versuchs der 
Erneuerung der geisteswissenschaftlichen Tradition handelte. Auch wenn der 
ehemals kritische Erziehungswissenschaftler gegen die Konzeptualisierung 
der Erziehungswissenschaft als Sozialwissenschaft keinen alternativen An-
satz vorlegte, stellte er doch die Frage, ob alle Möglichkeiten zur Fassung 
dessen, worum es in der Erziehungswissenschaft gehen könne, mit sozialwis-
senschaftlichen Zugriffen ausgeschöpft wären.43 
Die etwa gleichzeitig gestellte Frage: „Ist Pädagogik heute ohne ‚Kritische 
Theorie’ möglich?“, reagierte auf die theoretische Krisenwahrnehmung in der 
Erziehungswissenschaft und fragte angesichts der scheinbaren Gewissheit, 
dass Emanzipation die zentrale Aufgabe von Bildung sei, nach der eigenen 

                                                             
38  Luhmann/Schorr 1979; 1982. 
39  Müller/Tenorth 1979, S. 858. 
40  Zur paradigmatischen „Scharpf-Luhmann-Debatte“ vgl. Mayntz 1987; Scharpf 1988; 1989; 

Luhmann 1989. 
41  Mollenhauer 1983. 
42  Ebd. 1983, S. 12. 
43  Vgl. Brumlik 2006. 
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ideologischen Befangenheit.44 Neben sozialwissenschaftlichen Implikationen 
in der Erziehungswissenschaft modifizierte eine zunehmende (lern-) 
psychologische Perspektivierung tradierte Auffassungen von Bildung und 
setze mehr auf den Wissensbegriff.45 Die Bedeutung der allgemeinen, syste-
matischen und historischen Pädagogik wurde dadurch relativiert. Die Erzie-
hungswissenschaft hatte sich zur ‚normalen‘ wissenschaftlichen Disziplin 
entwickelt,46 in Teildisziplinen ausdifferenziert,47 auf alle Lebensbereiche 
ausgedehnt (Vorschul-/Kindergartenpädagogik, Berufsbildung, Erwachse-
nen-/Weiterbildung) und „entgrenzt“48 sowie theoretisch und methodisch plu-
ralisiert – sie bauchte kein „Zentrum“ mehr. Jedenfalls führte die „Bilanzie-
rung“ der Erziehungswissenschaft am Ende der 1980er Jahre zum minimalen 
Konsens der Akzeptanz eines Theorien- und Methodenpluralismus in der Er-
ziehungswissenschaft.49 Und die empirisch-historische Rekonstruktion der 
Geschichte der eigenen Disziplin50 im Kontext neuer historiografischer An-
sätze51 förderte nicht nur die kritische Auseinandersetzung mit der eigenen 
Geschichte, sondern kann auch als deutlicher Hinweis gewertet, dass sich die 
Erziehungswissenschaft sowohl als Teil der „reflexiven Modernisierung“52 
verstand als auch in diesem Prozess selbstreflexiv geworden war. 

Pädagogische und pädagogisierende Bewegungen zwischen  
Reformismus und Radikalität? 

Aber auch Tendenzen aus „populären“ pädagogischen Diskursen „zwangen“ 
Repräsentanten der Erziehungswissenschaft zu Stellungnahmen, etwa im Fall 
der „Antipädagogik“.53 Möglicherweise inspirierte dazu der durch Sozialge-
schichte und Sozialisationstheorie veränderte Blick auf das Kind und der 

                                                             
44  Ruhloff 1983, S. 232; vgl. auch Tenorth 1983. 
45  Vgl. Aebli 1983. 
46  Vgl. Helm/Tenorth/Horn/Keiner, 1990; Tenorth 1990. 
47  Vgl. Macke 1990; 1994. 
48  Vgl. Lüders/Kade/Hornstein 1993. 
49  Vgl. u.a. Beck/Kell 1991; Hoffmann/Heid 1991; Themennummern der Zeitschrift für Päda-

gogik 1/1990 und 5/1990. 
50  Vgl. Tenorth 1990. 
51  1987 erschienen die ersten beiden Bände des „Handbuch zur deutschen Bildungsgeschich-

te“ (Müller/Zymek/Herrmann 1987; Titze 1987), ein Jahr später Tenorths „Geschichte der 
Erziehung“, die „bewusst keine ‚Geschichte der Pädagogik‘“ sein sollte (Tenorth, 1988, 
S. 12). Beides lässt sich rückblickend als Teil der „sozialwissenschaftlichen Wende“ in der 
pädagogsichen Historiografie oder der Weiterentwicklung der Geschichte der Pädagogik zur 
Historischen Bildungsforschung interpretieren. 

52  Beck/Giddens/Lash 1996. 
53  Vgl. Oelkers/Lehmann 1983; Winkler 1985. 
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Versuch, Kinderperspektiven zu verstehen oder gar zu simulieren.54 Die nuk-
leare Abschreckungspolitik der beiden globalen politischen Blöcke brachte 
neben den wahrgenommenen ökologischen Krisen (Stichwort: Umwelterzie-
hung) und Informationsrevolutionen (Stichwort: Medienerziehung im Com-
puterzeitalter) eine „Friedenspädagogik“ (wieder) hervor, deren Status zwi-
schen sozialer Bewegung und Wissenschaft strittig war.55 Diese Gemengela-
ge hatte auch in anderen Feldern eine wissenschaftliche Aufklärung „von un-
ten“ evoziert, die ihre Praxis in AGs und Büros für Konflikt- und Kriegsursa-
chenforschung oder in Geschichtswerkstätten finden konnte und wissen-
schaftliche Laien konzeptuell miteinbeziehen wollte. Mit hoher Selbstreflexi-
on wurden die Praxis der neuen sozialen Bewegungen der postulierten post-
industriellen Phase in den 1980er Jahren selbst mit ‚Reformismus’ beschrie-
ben, der im Gegensatz zur „Radikalität“ der 1968er-Bewegung den Parla-
mentarismus als Form politischer Regulierung anerkannte und die „Langfris-
tigkeit des Wandels, die Zerlegung in Einzelschritte unterschiedlicher 
Reichweite, die experimentelle Orientierung und Revisionsbereitschaft und 
nicht zuletzt die intendierte Gewaltlosigkeit von Aktionen“ betonte.56 
Als Grund für diese Entwicklungen wurde die Individualisierung als Folge 
der Bildungsexpansion und der Zunahme des Wohlstandes genannt. Nach der 
Institutionalisierung der Sozialstaatlichkeit und der (scheinbaren?) Stillle-
gung des Klassenkonflikts in wohlfahrtsstaatlichen Massendemokratien wur-
den die neuen Protestpotentiale nicht mehr primär in Verteilungsproblemen 
vermutet, sondern in Prozessen des Wertewandels und in der „Grammatik 
von Lebensformen“, die ihren Ausdruck in Strömungen wie „Antikernkraft- 
und Ökologiebewegung; Friedensbewegung [...]; Bürgerinitiativbewegung; 
Alternativbewegung [...]; Psychoszene mit Lebenshilfegruppen und Jugend-
sekten [...]; Schulprotest der Elternverbände; Widerstand gegen ‚modernisti-
sche Reformen’; und schließlich in der Frauenbewegung“ finden konnte.57 
Dem Protest und den Ideen revolutionärer Umbrüche der späten 1960er und 
frühen 1970er Jahre folgte nicht nur der „Gang durch die Institutionen“ der 
Neuen Linken, sondern auch ein eher inkrementeller Wandel, der sich einer-
seits in neuen pädagogischen Themen und Teildisziplinen, andererseits aber 
auch in stärker wissenschaftlichen Bemühung um Erkenntnisse in der Bil-
dungsforschung zeigte. Auf die Bildungseuphorie, die sich als Bildungsex-
pansion „materialisiert“ und in der Bildungsplanung ihre wissenschaftliche 
Legitimation gefunden hatte,58 folgten die Achtzigerjahre, in denen sich die 

                                                             
54  Vgl. z.B. Flitner/Valtin 1985; Oswald/Krappmann 1985; Ulich 1985. 
55  Vgl. Huschke-Rhein 1984; 1985; Miller-Kipp 1984. 
56  Raschke 1988, S. 462. 
57  Habermas 1987, S. 578. 
58  Vgl. Widmaier 1966. 
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Erziehungswissenschaft mit wissenschaftlichen Instrumenten den Expansi-
onsfolgen und den Folgen der Bildungsreform (selbst-)kritisch zu stellen be-
gann. 
Neben dem Gang durch die Institutionen lassen sich am Beispiel des Politik-
feldes Jugend Fragen stellen hinsichtlich eines Wandels hin zu Verflechtun-
gen von sozialen Bewegungen und Institutionen, der zu Beginn der Achtzi-
gerjahre womöglich einen vorläufigen Endpunkt gefunden hatte. So zeigt 
Rahel Bühler am Beispiel der Schweiz u.a. auf der Basis der Jugendbericht-
erstattung einerseits auf, wie staatliche Gremien Interesse an Jugend in ihrem 
Eigensinn. Andererseits zeigten sich an diesem nicht interesselosen Interesse, 
etwa von Seiten der Studiengruppe für Jugendfragen des Eidgenössischen 
Departements des Innern, Implikationen von Beforschung: Das zusätzliche 
Wissen über die Jugendlichen sollte eben auch die Kontrollmöglichkeiten 
verbessern. Jugendpolitische Paradigmenwechsel ließen sich bis in die Acht-
zigerjahre in einer Linie beschreiben: vom traditionellen Modell einer „Poli-
tik für die Jugend“ zu einer „Politik der Jugend“, die um die Dimension der 
begrenzten Autonomie im Sinne eines Probehandelns erweitert wurde, bis hin 
zu einer „Politik mit der Jugend“, die definierte Partizipationsmöglichkeiten 
vorsah.59 Die Partizipation der Jugendlichen wurde im politischen System 
teilweise simuliert, und eine fast ironische Reverenz der Kommissionspolitik 
des Bundes an die ihr „fremden“ Jugendlichen dürfte darin gelegen haben, 
dass den Jugendlichen zwar keine echte Repräsentation zugestanden wurde, 
dass sich jedoch die Erforschung der „inneren Fremden der Schweiz“, also 
der Heranwachsenden, selbst zu einer Praxis der Jugendpolitik entwickelte. 
Der Staat sah sich in den beginnenden Achtzigerjahren angesichts (erneuter) 
jugendlicher Proteste und in Erinnerung an die zurückliegende Irritations- 
oder gar Bedrohungswahrnehmung der frühen 1970er Jahre zum Handeln im 
Feld der Jugendpolitik herausgefordert. Aus solch einer Perspektive der Ver-
flechtungen von sozialen Bewegungen und Institutionen können die Achtzi-
gerjahre als eine „Auskühlungsphase“ von Konflikten beschrieben werden, in 
der Protestströmungen durch politischen Gremienarbeit domestiziert wurden 
resp. sich domestizieren ließen. 

Das Ende der Bildungsstrukturdebatten? 

Die Bildungsexpansion war zwar zunächst ein quantitatives Phänomen gewe-
sen, das allerdings mit dem Geburtenrückgang in der zweiten Hälfte der 
1960er Jahre nicht einfach zu Ende war, sondern in reduziertem Ausmaß 
fortgesetzt wurde – dies nicht zuletzt wegen der vorgenommenen Strukturän-

                                                             
59  Bühler 2016, S. 290. 
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derungen. Denn die Bildungsexpansion war mit Bildungsreformen verbunden 
gewesen, die nun in den Achtzigerjahre Jahren nicht mehr vorwiegend unter 
programmatischen Perspektiven, sondern in ihren Folgen stärker analytisch 
und evaluativ fokussiert wurden. Nach der „realistischen Wendung“60 verfüg-
te die Erziehungswissenschaft inzwischen auch über ein elaborierteres und 
differenzierteres Methodeninstrumentarium als dass dies noch in den 1960er 
Jahren zur Verfügung gestanden hatte. Dies erleichterte einen „realistischen“ 
Blick auf die Reformen, was auch dadurch motiviert war, dass der erfolgte 
Strukturausbau nun unter wirtschaftlich schlechteren Rahmenbedingungen 
weiter finanziert werden musste. 
 
Die strukturellen Reformen waren in den 1960er und 1970er Jahren zwar 
nicht so weit gegangen, wie die Pläne (etwa der „Strukturplan“ des Deut-
schen Bildungsrates 1970) es vorgesehen hatten, betrafen aber eigentlich das 
gesamte Bildungswesen. Die hauptsächlichen Themen waren: Ausbau und 
Neukonzeption des Vorschulbereichs, die Gesamtschulreformen, die Reform 
der gymnasialen Oberstufe sowie die Reformen in den Bereichen Berufsbil-
dung, Lehrerbildung und Hochschulen (u.a. Einführung von Gesamthoch-
schulen, Fachhochschulen).61 Mit den Effekten dieser Reformen beschäftig-
ten sich nun wissenschaftliche Studien und Reflexionen, die einerseits als 
Folge der empirischen Wende zu interpretieren sind, andererseits aber auch 
vom Ende der Bildungseuphorie und einem „kühleren“ Blick auf die Refor-
men zeugen. 
Die zum Teil groß angelegten Schulversuche und Experimentalprogramme 
der 1970er Jahre wurden in den Achtzigerjahren beendet oder transformiert; 
Studien aus den 1970er Jahren, etwa die „Konstanzer Studie“ zu Einstel-
lungsveränderungen junger Lehrpersonen in der Schulpraxis,62 wurden rein-
terpretiert und methodische Ansätze als zu eng geführt kritisiert;63 die Re-
form der gymnasialen Oberstufe wurde bereits wieder in Frage gestellt, ganze 
Jahrgänge aus der akademisierten Lehrerbildung wurden in die Arbeitslosig-
keit entlassen. Beide Kernmotive der Bildungsexpansion waren obsolet ge-
worden: Der Nachwuchsmangel hatte sich in der Wirtschaftskrise in nichts 
aufgelöst und die Chancengleichheit konnte nun nicht mehr einfach politisch 
eingefordert werden, sondern wurde analytisch auf Möglichkeiten und Gren-
zen hin geprüft.64 Die „Janusgesichtigkeit“65 der Bildungsexpansion zeigte 

                                                             
60  Roth 1963. 
61  Vgl. Friedeburg 1989, S. 403ff. 
62  Vgl. z.B. Hinsch 1979. 
63  Vgl. Hänsel 1985, S. 644. 
64  Vgl. u.a. Heckhausen 1981; Heid 1988. 
65  Doering-Manteufel/Raphael 2010, S. 16. 
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sich in den 1980er Jahren auch als Aufgabe der Erziehungswissenschaft. 
Torsten Gass-Bolm analysierte und periodisierte in seiner bildungshistori-
schen Studie die Entwicklung des westdeutschen Gymnasiums. Demnach 
wurde in den Achtzigerjahren die Reformeuphorie hinsichtlich des Wandels 
des Gymnasiums mit einer konservativen Tendenzwende bei gleichzeitiger 
Stabilisierung beendeten.66 Dies bedeutete eine Rückkehr zum Humanismus, 
der aber wenig mit dem konservativen Humanismus der 1950er Jahre gemein 
hatte, sondern sich durch ein nunmehr wenig elitäres Persönlichkeitskonzept 
mit den Leitbegriffen „Selbstständigkeit“ und „Mündigkeit“ auszeichnete.67 
Die Wiederentdeckung der „Allgemeinbildung“ und die Renaissance der In-
halte korrespondierten mit Einschränkungen der durch die Oberstufenreform 
von 1972 etablierten Wahlfreiheit von Grund- und Leistungskursen. Diese 
Entwicklungen können als Rücknahme von Reformspitzen oder – weitrei-
chender – als Entpolitisierung zugunsten einer Pädagogisierung der Schule 
interpretiert werden.68 Wenn die Achtzigerjahre als Zeit der Bilanzierungen 
von schulischen Experimenten der 1970er Jahre verstanden werden, so zeigt 
sich für die ehemals von breiten Kreisen getragenen Vorhaben, etwa die 
ebenfalls von der CDU gestützte Oberstufenreform, eine merkwürdige Am-
bivalenz: Die schulischen Neuordnungen und Strukturen waren inzwischen 
teilweise heftig umstrittenen, trotzdem konnten auch diejenigen, die sich an 
ihr Mitwirken kaum erinnern mochten, in den Achtzigerjahren nicht einfach 
mehr aussteigen.69 Die Zeit von Prospektivstudien und Experimentalpro-
grammen mit „schulplanerisch präjudizierenden Momenten“70 schien zumin-
dest vorerst einer „gebremsten Modernisierung“71 gewichen zu sein. 
Dem Band liegt insgesamt die These zugrunde, dass das Bildungswesen in 
den Achtzigerjahre zwar den Eindruck von Stillstand erweckt, dass es sich 
aber inkrementell weiterentwickelte; nicht mehr in großangelegten Reform-
projekten wie in den 1960er und frühen 1970er Jahren, sondern eher „im Stil-
len“. Hintergründig wurden die Reformen der 1960er und 1970er Jahre teil-
weise konsolidiert, teilweise transformiert, teilweise in vermindertem Tempo 
fortgeführt, aber auch kritisch bilanziert. Parallel dazu fand ein rascher Ver-
wissenschaftlichungsprozess statt, und die Pädagogik wandelt sich zur Erzie-
hungswissenschaft. Die alten wissenschaftlichen Orientierungen wurden in 
Frage gestellt, ohne dass sich neue Paradigmen tatsächlich durchzusetzen 
vermochten. Vor diesem Hintergrund präsentiert dieser Schwerpunkt des 

                                                             
66  Vgl. Gass-Bolm 2005, S. 12. 
67  Ebd., S. 380. 
68  Vgl. ebd., S. 400. 
69  Vgl. Quesel 2012, S. 183. 
70  Egger 1983, S. 25; vgl. auch Hoffmann-Ocon 2012, S. 161. 
71  Gass-Bolm 2005, S. 171 
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Jahrbuchs für Historische Bildungsforschung Beiträge zu verschiedenen bil-
dungshistorisch relevanten Facetten des zeitgeschichtlichen Themas der 
Achtzigerjahre: 
Eines des großen, wenn nicht das große Reformthema der 1970er Jahre war 
die Gesamtschulreform. Am Beispiel des Flächenversuchs mit Gesamtschu-
len im hessischen Wetzlar rekonstruiert Monika Mattes in ihrem Beitrag die 
Gesamtschul-Entwicklungen über ihre Konstituierungsphase hinaus. Als Be-
sonderheit des Schulversuchs kann gelten, dass er sich nicht wie üblich auf 
eine Einzelschule bezog, sondern als Flächenversuch in einem ganzen Land-
kreis („Versuchslabor Wetzlar“) durchgeführt wurde. Der Beitrag legt seinen 
Fokus nun nicht primär auf die staatlichen Reformintentionen, sondern auf 
deren Umsetzung in einer komplexen Akteurskonstellation vor Ort, in der 
Akteure ihre Positionen änderten und lokale, zum Teil höchst differente 
Rahmenbedingungen die weitreichenden Reformambitionen „pragmatisier-
ten“. Mit einem analytischen Blick auf die Implementation der Reform und 
deren Schwierigkeiten in der Umsetzungsphase ergibt sich, gerade wenn auch 
lokale und einzelschulische Rahmenbedingungen berücksichtigt werden, ein 
anderes Bild als dasjenige in den großen Reformprogrammen: Die weitrei-
chenden Reformambitionen wurden bereits in den späten 1970er und vor al-
lem in den 1980er Jahren reduziert, in lokale Settings eingepasst, ja teilweise 
unterlaufen. Der Beitrag ist aber auch ein Beispiel dafür, dass die Verwissen-
schaftlichung – hier in Form von Begleitstudien – nicht einfach zu einer rati-
onaleren Bildungspolitik führte, sondern zunächst die Irritationen steigerte. 
Das Zusammenwirken von pädagogischer Forschungspraxis und verdrängter 
NS-Erfahrung im „Post-War-Raum“ DDR rückt Katharina Lenski in den 
Mittelpunkt ihres Beitrags. Dabei erschließt sie die enge Verbindung von 
„Wissenschaftlichkeit“ und „Parteilichkeit“ am Beispiel von drei Lebensläu-
fen bedeutsamer Exponenten einer neuen Wissenschaftlergeneration – soge-
nannter „Schrittmacher“, die zur Zeit der DDR den Bereich Bildung und Er-
ziehung an der Friedrich-Schiller-Universität Jena mitverantworteten. Fokus-
siert werden Zusammenhänge von ausgeblendeten, teilweise geradezu 
dethematisierten NS-Erfahrungen und pädagogischen Forschungspraktiken. 
Mit den berufsbiografisch orientierten Fallstudien, die von den 1960er Jahren 
bis in die späten Achtzigerjahre reichen, macht Lenski darauf aufmerksam, 
dass eine enge, nur auf ein Jahrzehnt beschränkte Perspektive nicht ausreicht, 
um wissenschaftliche Praktiken in einem bestimmten Zeitabschnitt zu erfas-
sen. 
In seinem Beitrag verdeutlicht Robert Troschitz anhand tiefgreifender Trans-
formationen des britischen Hochschulsystems in den Achtzigerjahren den bis 
heute prägenden Wandel von einer wohlfahrtsstaatlichen zu einer wettbe-
werblichen Orientierung. In dieser Perspektive wird erkennbar, dass ein Ver-
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ständnis der Achtzigerjahre mit Implikationen des Stillstands zumindest für 
einige europäische Bildungsräume der Revision bedarf. Auf der Grundlage 
von hochschulpolitischen Dokumenten wird ein Struktur- und Wertewandel 
beschrieben, der sich unter anderem in der stärkeren externen Kontrolle und 
in der Bedeutungszunahme von Qualitätsmanagement und Leistungsmessung 
zeigt. Mit dem hier von Troschitz eingenommen Blick erscheinen die Acht-
zigerjahre für das britische Hochschulfeld als Periode, in der ein Umbau einer 
gesellschaftlich und wohlfahrtsstaatlich orientierten akademischen Institution 
zu einer Einrichtung sich Bahn brach, die zunehmend als Unternehmen 
wahrgenommen wurde. 
Dass die Erziehungswissenschaft zwar Teil des Wissenschaftssystems ist, 
aber immer auch auf gesellschaftliche Problemlagen und die gesellschaftli-
chen Erwartungen, zur Bearbeitung dieser Problemlagen beizutragen, rea-
giert, zeigt Philipp Eigenmann in seinem Beitrag zur Entstehung der interkul-
turellen Pädagogik als erziehungswissenschaftliche Teildisziplin. Er widmet 
sich zunächst dem Meister-Narrativ, wonach sich die Subdisziplin, die auf 
Fragen von Bildung und Migration ausgerichtet ist, von der Ausländerpäda-
gogik über die interkulturelle Pädagogik zur Pädagogik der Vielfalt entwi-
ckelt habe. Im Beitrag wird diese „Fortschrittsgeschichte“ und Phasentheorie 
im Hinblick auf die Entstehung der Teildisziplin insofern dekonstruiert, als 
die Möglichkeit einer eindeutigen Phasierung in Frage gestellt wird. Die Pha-
sen-Darstellung durch die Exponentinnen und Exponenten der Teildisziplin 
diene eher der Selbstlegitimation, indem die jeweilige Vorgängerphase als 
defizitär kritisiert wird. Der Autor zeigt dann auf, dass die Institutionalisie-
rung der Teildisziplin in den 1980er Jahren weniger als Durchsetzung eines 
neuen Paradigmas „Interkulturelle Pädagogik“ interpretiert werden kann als 
vielmehr als Professionalisierung der pädagogischer Praxen und des (bil-
dungs-)politischen Aktivismus des vorigen Jahrzehnts: Erst die enge Bezug-
nahme auf und die kritische Auseinandersetzung mit Erfahrungen, Theorien 
und Modellen der 1970er-Jahre habe die Entwicklung der Interkulturellen 
Pädagogik in den 1980er-Jahren überhaupt ermöglicht. 
Ähnlich wie der Beitrag zur Gesamtschule fokussiert Lukas Höhener die 
Weiterentwicklung eines großen Reformthemas der 1970er Jahre, hier der 
Curriculumrevision, in den Achtzigerjahren. Am Beispiel der Freiburger Ar-
beitsgruppe für Lehrplanforschung zeigt er auf, wie in der Schweiz die öf-
fentlichkeitswirksamen Curriculumdiskussionen der 1970er Jahre in eine 
Phase der „stillen Lehrplanreformen“ übergingen. Dieser Übergang wurde 
unter anderem dadurch gefördert, dass maßgebliche Akteure der wissen-
schaftlichen Curriculumdiskussion im Zuge des Aufbau von wissenschaftli-
chen Informations- und Planungsstellen in die Bildungsadministration wech-
selten. Ihr empirisches Wissen und ihre theoretischen Konzepte wurden nun 
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Grundlage einer Schulreform, die sich nicht mehr auf Strukturen konzentrier-
te, sondern Lehrplanreformen als innere Schulreform verstand. Die Curricu-
lumrevision mutierte von einer Theoriedebatte zum politisch-administrativen 
Innovationsprogramm und bestimmte so auch in den 1980er Jahren einen 
Teil der Reformagenda, wie der Autor am Beispiel eines größeren gesamt-
schweizerischen Projekts zur Überprüfung der Situation der Primarschule 
und an den OECD/CERI-Regionalseminaren (Deutschland, Österreich, 
Schweiz) zeigen, kann. 
Die hier im Jahrbuch für Historische Bildungsforschung 2017 präsentierten 
Beiträge nähern sich den Achtzigerjahren aus unterschiedlichen Perspektiven 
an. Sie fokussieren einen Zeitraum, der bislang (noch) nicht im Mittelpunkt 
der pädagogischen Historiografie stand. Hierfür erste Impulse zu geben, dies 
gerade auch für jüngere Forschende, die nicht einfach als Zeitzeugen oder 
sogar als Akteure gelten können, war eines der Ziele des vorliegenden The-
menteils. Dabei sind – notgedrungen – auch weitere Fragen und Hinweise auf 
zeitgeschichtliche Forschungsfelder entstanden. Grundsätzlich stellt der 
Schwerpunkt aber auch einen Versuch dar, durch zeitgeschichtliche Erkun-
dungen mit dem Fokus Achtzigerjahre der Antwort auf die Frage näher zu 
kommen, ob die Periodenoptik dazu geeignet ist, neue Sichtweisen auf bil-
dungshistorisch relevante Gegenstände entstehen zu lassen. 
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Monika Mattes 
 
 
Gesamtschule im Flächenversuch. Erfahrungen mit 
einem bildungspolitischen Experiment im  
hessischen Wetzlar 1965-1990 
 
 

1  Einleitung 

Als eine Kernidee der Schulreform im 20. Jahrhundert1 – und nach Höhe-
punkten der deutschen Einheitsschuldebatte in den 1920er Jahren und in der 
alliierten Schulplanung nach 1945 – erfuhr die ‚Schule für alle‘ in der Bun-
desrepublik der 1960er Jahre eine neuerliche Wiederbelebung: Als ‚Gesamt-
schule‘ wurde sie zum zentralen bildungspolitischen Reformprojekt der sozi-
aldemokratisch regierten Bundesländer und der seit 1969 im Bund regieren-
den sozialliberalen Koalition. Mit der Bildungskommission des Deutschen 
Bildungsrats empfahl ein Expertengremium die experimentelle Erprobung in-
tegrierter Gesamtschulen, um deren Hauptpostulate zu überprüfen wie 
„Chancengleichheit für alle; Förderung des einzelnen gemäß Neigung und 
Fähigkeit; Vermeidung verfrühter Laufbahnentscheidungen.“2 Nach einer 
kurzen bildungspolitischen Konsensphase, in der auch christdemokratische 
Kultusminister Schulversuche mit integrierten Schulformen befürworteten, 
verschärfte sich die parteipolitische Polarisierung seit den frühen 1970er Jah-
ren erneut, als in Hessen neue Rahmenrichtlinien für die Fächer Deutsch und 
Gemeinschaftskunde durchgesetzt werden sollten. Spätestens seit den 1980er 
Jahren galt die Gesamtschule in der schulpolitischen Diskussion der alten 
Bundesrepublik als gescheitertes Experiment: Sie hatte, wie die Schulver-
gleichsforschung zeigte, weder zu besseren Leistungsergebnissen geführt 
noch dem in der Elterngunst zunehmend stärker nachgefragten Gymnasium 
den Rang ablaufen können. Anstatt wie geplant das bisherige dreigliedrige 

                                                             
1  Zu den langen Linien und zur ‚Einheitsschule‘ der DDR vgl. Geißler 2014. 
2  Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der Bildungskommission: Einrichtung von Schulver-

suchen mit Gesamtschulen, verabschiedet auf der 19. Sitzung der Bildungskommission am 
30./31. Januar 1969, S. 9. 
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Schulsystem zu ersetzen, war sie u.a. in Hessen, Nordrhein-Westfalen, Berlin 
und Hamburg zur vierten Schulform geworden.3 
Für eine historische Analyse der westdeutschen Gesamtschulreformen grei-
fen pauschale Kategorien wie Erfolg und Scheitern indessen zu kurz. Gerade 
weil das Großprojekt Gesamtschule von heftigen hochideologisierten Ausei-
nandersetzungen begleitet war, empfiehlt sich ein exemplarischer Zugriff, um 
so die Reichweite dieser Schulreform am konkreten regionalgeschichtlichen 
Einzelbeispiel zu vermessen. Der vorliegende Beitrag4 nimmt im Folgenden 
mit dem Landkreis Wetzlar (heutiger Lahn-Dill-Kreis)5 ein kleinräumiges 
Untersuchungsfeld in Mittelhessen in den Blick. Dort begann 1971 im Rah-
men der Modernisierungspolitik im hessischen Schulwesen ein neuartiger 
Reformversuch, bei dem die integrierte Gesamtschule nicht wie üblich als 
einzelne Modellschule, sondern in der Fläche eines ganzen Landkreises ein-
geführt wurde. Als sogenannter Flächenversuch Wetzlar findet dieser in der 
zeitgenössischen Gesamtschulpublizistik einige Beachtung, in historiografi-
schen Darstellungen zur hessischen Schulgeschichte wird er hingegen kaum 
erwähnt.6 Das Versuchsziel, über den Organisationsrahmen Gesamtschule 
mehr Schülerinnen und Schüler für einen höheren Schulabschluss zu qualifi-
zieren, verweist auf das bildungsökonomische und gesellschaftspolitische 
Grundanliegen der westdeutschen Reform-Ära. Darüber hinaus lässt sich der 
Modellversuch in einer landesgeschichtlichen Traditionslinie verorten, die 
über die erste ‚Gesamtschule‘7 der 1950er Jahre bis zu den Vorschlägen zur 
                                                             
3  Vgl. aus der Vielzahl an Publikationen, die meist die eigene Zeitzeugenschaft einschließen, 

zum Beispiel Fend 1982; Friedeburg 1989; Gudjons/Köpke 1996; Herrlitz/Weiland/Winkel 
2003. Zu einzelnen Positionen im Konfliktfeld Gesamtschule vgl. den Quellenband von 
Ludwig 1981. 

4  Der Text entstand im Rahmen des interdisziplinären SchiWa-Projekts (‚Schule im Wandel‘) 
am DIPF, dessen Ausgangspunkt die Gesamtschulstudien von Helmut Fend aus den 1970er 
Jahren bilden. Während das quantitative Teilprojekt die Fend-Daten nach heutigen Stan-
dards reanalysierte, konzentrierte sich das historische Teilprojekt auf die Rekonstruktion der 
regionalen Fallstudie Wetzlar. Vgl. https://www.dipf.de/de/forschung/projektarchiv/schiwa-
schule-im-wandel-v (Abrufdatum 12.01.2018). 

5  Zur verwaltungsgeschichtlichen Besonderheit Wetzlars gehört, dass der Landkreis Wetzlar 
1977 zusammen mit dem Dillkreis und dem Landkreis Gießen zum neuen Lahn-Dill-Kreis 
vereinigt wurde. Sitz der Kreisverwaltung wurde die gleichzeitig gebildete kreisfreie Stadt 
Lahn, welche durch die Vereinigung der Städte Gießen und Wetzlar mit 14 umliegenden 
Gemeinden entstand. Nach massivem Protest der Bevölkerung wurde die Stadt Lahn 1979 
wieder aufgelöst und der Lahn-Dill-Kreis ohne Gießen weitergeführt. Seit 1987 ist das 
Staatliche Schulamt für den Lahn-Dill-Kreis und den Landkreis Limburg-Weilburg zustän-
dig. Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Lahn-Dill-Kreis (Abrufdatum 12.01.2018) sowie die 
Broschüre Staatliches Schulamt 2003. 

6  Vgl. den kurzen Hinweis bei Dörger 1994, S. 5. 
7  Die Schule in Kirchhain, die 1955 Volks-, Mittel- und Oberschule räumlich zusammenlegte, 

trug in Hessen als erste die Bezeichnung ‚Gesamtschule‘; vgl. Dörger 1994, S. 5. 
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Leistungsdifferenzierung des christdemokratischen Kultusministers Erwin 
Stein in den Nachkriegsjahren zurückreicht und Hessen neben den Stadtstaa-
ten West-Berlin und Hamburg als einen der frühen bildungspolitischen Re-
formmotoren der Bundesrepublik ausweist.8 
Ziel dieses Textes ist es, erstens, anhand des lokalhistorischen Settings Wetz-
lar nachzuvollziehen, wie eine auf soziale Integration zielende Schulreform 
eingeführt wurde und sich über einen längeren Zeitraum entwickelte und da-
ran, zweitens, in einem nachgeordneten Schritt, exemplarisch die Schwierig-
keiten historiografischer Periodisierungen für lokale Schulverhältnisse in den 
Blick zu nehmen. Wie wurde die staatliche Reformintervention ‚von oben‘ in 
Richtung Gesamtschule von unterschiedlichen Akteuren vor Ort politisch und 
gesellschaftlich ausgehandelt, konkret umgesetzt und erfahren? Wie agierten 
Schulpolitiker, Eltern, Schulleitungen, Lehrerinnen und Lehrer in diesem auf 
den ersten Blick fast kulturrevolutionär anmutenden Schulexperiment, das 
darauf zielte, das traditionelle Schulsystem in einem gesamten Landkreis 
komplett außer Kraft zu setzen? Mit welchen Strategien reagierten die Schu-
len auf die politisch gesetzten Rahmenbedingungen und passten diese an die 
eigenen Notwendigkeiten an? Wie entwickelten sie sich als Regelschulen im 
‚Normalbetrieb‘ etwa in Bezug auf das genuine Ziel von Gesamtschulen, 
Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer sozialen Herkunft besser zu 
fördern? Am überschaubaren Fallbeispiel Wetzlar lassen sich nicht nur die 
schulpolitischen Akteurskonstellationen näher untersuchen, sondern auch die 
Wechselbeziehungen zwischen gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen, 
neuen pädagogischen Ideen, Werten und Wissensformen einer ‚gemeinsamen 
Schule für alle‘ und der tatsächlichen (einzel-)schulischen Praxis. 
Die Frage, inwiefern es sich bei den 1980er Jahren im westdeutschen Schul-
wesen um ein ‚stilles‘ Jahrzehnt handelt, berührt zunächst das generelle Prob-
lem einer bildungshistorischen Periodisierung in Dekaden und wirft dann für 
die (Gesamt-)Schullandschaft Wetzlars als weitere Frage auf, wie sich dort 
äußere Zäsuren der hessischen Bildungspolitik niederschlugen und regional- 
und schulspezifische Entwicklungen beeinflussten. Der Untersuchungszeit-
raum erstreckt sich auf die Jahre zwischen der Landschulreform Mitte der 
                                                             
8  In Hessen, das eine vergleichsweise fortschrittliche Bildungspolitik verfolgte, begannen die 

Reformen früher als in den meisten anderen Bundesländern. Der Erziehungswissenschaftler 
Christoph Führ charakterisierte die schul- und sozialpolitischen Normen der hessischen 
Nachkriegsverfassung von 1946 in mehrerlei Hinsicht als ‚bahnbrechend‘: Hessen hatte als 
erstes Land in den westlichen Besatzungszonen Unterrichtsgeld- und Lernmittelfreiheit ein-
geführt. Erziehungsbeihilfen waren in der Verfassung verankert, um jedem befähigten Kind, 
unabhängig von seiner sozialen Herkunft, den Besuch weiterführender Schulen zu ermögli-
chen. Den Eltern kam ein starkes Mitbestimmungsrecht zu. Der hessische Kultusminister 
Erwin Stein (CDU) setzte sich für die Verlängerung der Grundschule mit differenzierendem 
Unterricht ein; vgl. hierzu Führ 1995, S. 161f. sowie Rudloff 2008.  
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1960er Jahre und 1989/90, als die erste der 12 integrierten Wetzlarer Gesamt-
schulen in eine schulformbezogene Gesamtschule mit Gymnasialzweig um-
gewandelt wurde. Der breite Fokus ist dadurch begründet, dass die für die 
1980er Jahre aufgeworfene Periodisierungsfrage den diachronen Vergleich 
mit der vorangegangenen reformintensiven Phase impliziert. 
Da der Schulversuch unter intensiver politischer und wissenschaftlicher Be-
obachtung stand, ergibt sich gerade für die 1970er Jahre eine relativ dichte 
Quellenüberlieferung.9 Die neben schriftlichen Quellen herangezogenen nar-
rativen Zeitzeugeninterviews mit Lehrerinnen und Lehrern bzw. Schulleite-
rinnen und Schulleitern liefern nicht nur wichtige Hintergrundinformationen, 
sondern sind aufschlussreich für die Frage, wie die strukturelle Umwandlung 
bestehender Schulen erfahren wurde.10 Darüber hinaus verweisen sie auf das 
über das persönliche Einzelgedächtnis hinausgehende kollektive Gedächtnis 
der sozialen Akteursgruppe der Wetzlarer Lehrerinnen und Lehrer. Zu ver-
muten ist, dass die politischen Vorgaben für den Flächenversuch in gewisser 
Weise identitätsbildend in die Schulen hinein wirkten und sich dort trotz poli-
tischer Animositäten und Konkurrenz eine Art pädagogische Erzählgemein-
schaft formte. 

2  Bildungspolitische Ausgangslage 

Mit dem ‚Großen Hessenplan‘ (1965) zählte das Bundesland zu den Vorrei-
terländern, die Planung früh als Instrument politischen Reformhandelns ein-
setzten und die dabei im Zeichen steigender Schülerzahlen das Bildungswe-
sen als integralen Bestandteil der Landesentwicklung konzipierten, um in ei-
ner Landschulreform den Bau neuer Schulen im ländlichen Raum voranzu-
treiben.11 Bereits im ‚Großen Hessenplan‘ war von „Gesamtschulen“ die Re-
de, die „sowohl um des pädagogischen als auch des organisatorischen Fort-

                                                             
9  Der Beitrag stützt sich auf eine breite Grundlage unterschiedlicher Quellen wie schulpäda-

gogische Periodika, insbesondere Lehrerzeitschriften wie die Hessische Lehrerzeitung 
(HLZ), Tageszeitungen, Archivmaterialien, Materialien der empirischen Schulforschung, 
Zeitzeugeninterviews mit vier ehemaligen Schulleiterinnen und Schulleitern, einer Lehrerin, 
einem ehemaligen Mitarbeiter der Konstanzer Forschungsgruppe um Helmut Fend sowie ei-
nem ehemaligen Studienassessor und Ministerialdirigenten des Hessischen Kultusministeri-
ums. 

10  Wie in Oral History-Erzählungen üblich, sind die geschilderten früheren Wahrnehmungen 
und Erlebnisse von späteren Deutungen und Rechtfertigungen nur schwer zu trennen und 
folgen bestimmten Konventionen und Mustern, um das Erzählte plausibel und sozial akzep-
tabel zu machen; vgl. mit weiteren Literaturangaben Wierling 2003. 

11  Die hessische Planungsära begann bereits mit dem ersten ‚Hessenplan‘ (1951); vgl. van 
Laak 2015; Rudloff 2003, S. 259ff. 
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schritts willen“ anzustreben seien.12 Weit gebräuchlicher war im Kultusmi-
nisterium jedoch zunächst das Konzept der sogenannten Mittelpunktschule, 
das anstelle der großen Zahl einklassiger Dorfschulen auf die organisatori-
sche Zusammenfassung der Hauptschulen mehrerer Gemeinden an einem 
Standort setzte, wobei möglichst jeweils ein Realschulzweig integriert wer-
den sollte.13 Auch für die Schulpolitik im ländlich geprägten Kreis Wetzlar 
mit seinen 46, teilweise sehr kleinen Gemeinden stellte die Landschulreform 
den Bezugsrahmen dar: Hier gab es bei Verabschiedung eines ersten Schul-
organisationsplans Ende 1965 bereits zwei Mittelpunktschulen, zwei weitere 
waren in Planung, während ansonsten Volksschulen dominierten.14 Die frü-
hen Planungen zielten vor allem darauf, das Bildungsgefälle zwischen Stadt 
und Land abzubauen und den Kreis in das Schulbauinvestitionsprogramm der 
Landesregierung einzubeziehen, um die ländliche Infrastruktur zu verbessern 
– durch neue funktionale Schulzentren zur Zentralisierung und Rationalisie-
rung des Schulbetriebs und durch den verstärkten Ausbau von Buslinien.15 
Auf der Bildungslandkarte Hessens galt Wetzlar als bildungsmäßig „unter-
versorgtes Gebiet“16 mit Übergangsquoten zu weiterführenden Schulen, die 
1967 unter dem hessischen Landesdurchschnitt lagen: Lediglich 9 Prozent 
der 15- bis 16-jährigen Schülerinnen und Schüler eines Jahrgangs erreichten 
eine Versetzung in Klasse 11 eines Gymnasiums und 12 Prozent den Zugang 
für einen Realschulabschluss.17 Als politische Schlüsselfigur agierte der sozi-
aldemokratische Landrat Werner Best, dem es gelang, für die schulische 
Neuorganisation Wetzlars die eigenen politischen Ambitionen mit der frühen 
bildungsökonomischen Gesamtschulstrategie der SPD zusammenzubringen.18 

So erklärte er Ende 1967 gegenüber der ‚Wetzlarer Neuen Zeitung‘, es seien 
„allen Kindern ohne Rücksicht auf Wohnort oder Elternhaus die gleichen 
Bildungschancen zu bieten. […] die Gesellschaft dürfe auf niemanden ver-
zichten, der nicht nur Begabung, sondern vor allem Fleiß und Energie mit-
bringe.“19 In Bests eigenen Reformplänen lag das Augenmerk vorrangig auf 
dem Organisationsaspekt von Schule, wenn er als Minimalbedingung einer 
Gesamtschule die gemeinsame Schulleitung für alle in einem Bezirk beste-
henden Schulformen festlegte. Als das Kultusministerium an diesen Plänen 
                                                             
12  Hepp 2003, S. 17f. 
13  Vgl. Dörger 2003, S. 5. 
14  Vgl. Arbeitspapier 1 1975, S. 43. 
15  Vgl. ebd.; vgl. auch: Gesamtschulplanung im Kreis Wetzlar. In: WNZ 02.12.1967. 
16  Arbeitspapier 2 1975, S. 59. 
17  Die Zahlen entstammen einem Beitrag des Schulamtsdirektor Ringsdorf 1987, S. 21; vgl. 

auch: Ein Paradebeispiel für strukturelle Bildungsprozesse? In: HLZ 27, 1974, H. 7/8, S. 14. 
18  Bereits Ende 1970 stieg Werner Best zum Hessischen Landwirtschaftsminister auf. 
19  Fünf Gesamtschulen für den Kreis Wetzlar. In: WNZ 11.11.1967. Landrat Best plädierte für 

Gesamtschulen, die zu Tagesheimschulen weiterentwickelt werden sollten. 
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die mangelnde gesamtschulpädagogische Zielsetzung kritisierte, wurde deut-
lich, wie rasch sich das Diskursfeld Gesamtschule im letzten Drittel der 
1960er Jahre dynamisierte.20 Die Vorstellungen darüber, was genau eine Ge-
samtschule sein sollte, waren im Begriff, sich stärker als zuvor auseinander 
zu bewegen zwischen eher ländlichen Schulstandorten wie Wetzlar und den 
reformerischen Triebkräften des Wiesbadener Kultusministerium. 
Im Ministerium, wo Kultusminister Ernst Schütte im Oktober 1967 eine Ar-
beitsgruppe unter Leitung seiner FDP-Staatssekretärin Hildegard Hamm-
Brücher einrichten ließ, wurde, analog zu den Debatten im Deutschen Bil-
dungsrat, die Gesamtschule nunmehr als geeignete Schulform diskutiert, um 
das Schulwesen an die Herausforderungen des technologischen Fortschritts 
anzupassen und seine Verwissenschaftlichung und Demokratisierung einzu-
leiten.21 Als erster Schritt in diese Richtung sollte im August 1969 die ‚För-
derstufe‘ eingeführt werden, um Schülerinnen und Schüler der 5. und 
6. Klassen in einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe gemeinsam zu 
unterrichten.22 Neben der Förderstufe schrieben die neuen Hessischen Schul-
gesetze die additive (aus den drei Schulformen Hauptschule, Realschule, 
Gymnasium bestehende) Gesamtschule für die Klassen 7 bis 10 als Regel-
schule vor – unter der Voraussetzung, dass „die örtlichen Verhältnisse es zu-
lassen.“23 Die erbitterten Widerstände der CDU gegen die Verabschiedung 
dieser Gesetze kündigten bereits den bevorstehenden parteipolitischen Kul-
turkampf um die hessische Gesamtschule an.24 
Eine gesellschaftspolitische Neukodierung der Gesamtschule erfolgte Ende 
der 1960er Jahre in dem Maße wie die Einflüsse der Studentenbewegung und 
der Neuen Linken und deren Marxismus-Rezeption den bildungspolitischen 
Kurs der hessischen SPD mitbestimmten.25 Nach dem Regierungswechsel 
1969 und dem Amtsantritt Ludwig von Friedeburgs als Kultusminister be-
schleunigte sich das Reformtempo der hessischen Schulpolitik und die Ziel-
perspektive einer ‚Schule der Zukunft‘ war klar auf die Gesamtschule in ihrer 
integrierten Form gerichtet, weil diese den zeitgenössischen Reformpostula-
ten von Chancengleichheit, Emanzipation und Mündigkeit am besten zu ent-

                                                             
20  Das Hessische Kultusministerium kritisierte an Bests Schulorganisationsplan den Kosten-

plan wie auch ein Übermaß an Eigeninitiative. HHStA 504/4450, Dr. W. Best, Vorschläge 
zur Schulorganisation in Hessen (o.D., um 1967); vgl. auch: Ein Paradebeispiel für struktu-
relle Bildungsprozesse? In: HLZ 27, 1974, Nr. 7/8, S. 14. 

21  Vgl. Dörger 1994, S. 5; Hepp 2003, S. 17f. 
22  Bereits der Rahmenplan des Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswe-

sen hatte eine solche Förderstufe zur Modernisierung des Gymnasiums vorgeschlagen; vgl. 
Gass-Bolm 2005, S. 177. 

23  Daten der hessischen Gesamtschulgeschichte, S. 153. 
24  Vgl. Hepp 2003, S. 17. 
25  Vgl. Faulenbach 2011, S. 290ff. 
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sprechen schien. Für den Kultusminister und seine Mitstreiter sollte die nach 
demokratischen Prinzipien mit neuen Formen der Willensbildung, Entschei-
dung und Kontrolle organisierte schulformübergreifende Gesamtschule als 
Vehikel einer Gesellschaftsreform dienen.26 
Von Entwürfen radikaler Gesellschaftsveränderung war man indessen in 
Wetzlar weit entfernt. Hier war seit 1968 eine Planungsgruppe aus Lehrerin-
nen und Lehrern aller Schulformen, Vertretern des Kreises als Schulträger, 
Eltern und Schulaufsicht aktiv,27 um die Einführung der Förderstufe vorzube-
reiten. Als der Kreistag im November 1969 einen ‚Organisationsplan für die 
Gesamtschulen im Kreis Wetzlar‘ mit den Stimmen der CDU einstimmig 
verabschiedete, schwebte seinen Vertretern ein Schulmodell vor, das die Ge-
samtschule zwischen „demokratischer Leistungsschule“28 und modernem 
multifunktionalen Bildungszentrum ansiedelte.29 Während sich auf Landes-
ebene um 1970 die Konfliktlinien der politischen Lager in der Gesamtschul-
frage klar abzeichneten, herrschte in Wetzlar offenbar ein parteiübergreifen-
der bildungsökonomisch grundierter Modernisierungskonsens. Wie die wei-
tere Entwicklung zeigt, fungierte hier die Idee, über eine verbesserte Schul-
bildung eine gesellschaftliche Modernisierung als eine Art lokales bzw. regi-
onales Sinnstiftungsmuster herbeizuführen, das sich in den ersten Jahren des 
Flächenversuchs weiter festigte.30 

3  „Versuchslabor“ Wetzlar 

Der Flächenversuch fiel in die kurze Boomphase hessischer Gesamtschulen 
um 1970, als die Einführung dieser Schulform auf der Bildungsagenda der 
SPD-geführten Landesregierung ganz oben stand und der Schulentwick-
lungsplan als Teil des Landesentwicklungsplans ‚Hessen 80‘ mit einer Ziel-
größe von 380 bis 1980 neu zu errichtenden integrierten Gesamtschulen ein 
rasantes Expansionsprogramm formulierte.31 Bis 1985 sollte an allen hessi-
schen Sekundarschulen die Umwandlung zu integrierten Gesamtschulen be-
gonnen haben.32 Die damaligen Reformpläne gelten heute auch den ehemals 

                                                             
26  Vgl. Hepp 2003, S. 17f. 
27  Vgl. Ringsdorf 1987, S. 21. 
28  So lautete der vielzitierte Titel einer frühen Gesamtschulpublikation von San-

der/Rolff/Winkler von 1967. 
29  Vgl. HHStA 504/4450, Kreisausschuß des Landkreises Wetzlar, Schulverwaltungsamt, Dr. 

W. Best an den Regierungspräsidenten in Darmstadt vom 16.12.1969. 
30  Dieses Muster prägte erwartungsgemäß auch die Erzählungen in den Interviews. 
31  Vgl. Hepp 2003, S. 18f. 
32  Das eine oder andere Gymnasium bleibt. In: Der Spiegel, H. 33 vom 07.08.1972. 
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an der ministeriellen Umsetzung Beteiligten retrospektiv als „Husarenritt“.33 

Allein zwischen 1969 und 1974 stieg in Hessen die Zahl additiver Gesamt-
schulen von 3 auf 54 und die integrierter Gesamtschulen von 4 auf 68 an.34 

Im Schuljahr 1975/76 befanden sich 56 Prozent aller Gesamtschulen der 
Bundesrepublik in diesem Bundesland.35 
Nachdem im politischen Erwartungshorizont des Kultusministeriums unter 
Ludwig von Friedeburg die landesweite Einführung eines integrierten Ge-
samtschulsystems kurz bevorstand, galten Schulversuche mit diesem Schul-
typ als unabdingbar. Auch der Deutsche Bildungsrat hatte 1969 systemati-
sche Schulversuche mit Gesamtschulen empfohlen, um Erkenntnisse über de-
ren Wirkungen u.a. auf individuelle Förderung und Chancengleichheit zu 
gewinnen.36 Von einem Flächenversuch, der die integrierte Gesamtschule als 
Regelschule für alle einführte, versprachen sich die Bildungsplaner den Vor-
teil einer Laborsituation unter „Normalbedingungen“: Hier könnten „normale 
Schulwirklichkeit“ realistischer simuliert und „Verzerrungen“ bei ihrer empi-
rischen Erforschung vermieden werden, die sich bei Leistungsmessungen und 
Befragungen an vielen Modellgesamtschulen dadurch ergäben, dass dort 
entweder Kinder aus sozial benachteiligten Familien oder die mit der Ge-
samtschulidee sympathisierende, sich fortschrittlich verstehende Lehrer- und 
Elternschaft überrepräsentiert waren.37 Der Probelauf mit einem Flächenver-
such sollte zudem eine Entscheidungshilfe bieten in der Frage, ob die neue 
Schulform zukünftig als Einzelschule oder flächenweise einzuführen sei.38 In 
der schulpolitischen Versuchslandschaft wurde Wetzlar insofern einzigartig, 
als hier die integrierte Gesamtschule flächendeckend in Stadt und Land er-
richtet werden sollte. Bei drei weiteren Flächenversuchen in den Landkreisen 
Gießen, Kassel und Hanau waren hingegen die Städte entweder ganz vom 
Versuch ausgenommen oder die städtischen Gesamtschulen blieben an den 
Standorten traditioneller Gymnasien wie in Gießen schulformbezogen.39 
Obschon die Initiative vom Kultusministerium ausging, lässt sich der Wetzla-
rer Schulversuch kaum als einseitige, in top down-Manier aufgezwungene 
Maßnahme interpretieren. Vielmehr war er für die lokalen schulpolitischen 
Akteure anschlussfähig an deren eigene Reformvorstellungen und Interes-
sen.40 Unter Lehrerinnen und Lehrern, Schulleitern,41 Eltern und Lokalpoliti-
                                                             
33  Interview mit Herrn A. am 09.12.2013, der als Studienassessor einer Strategiegruppe im 

Kultusministerium zur Durchsetzung der Gesamtschule angehörte. 
34  Vgl. Dörger 1994, S. 5. 
35  Vgl. Hepp 2003, S. 19. 
36  Vgl. Deutscher Bildungsrat 1970. 
37  Vgl. Fend 1979, S. 48. 
38  Ebd. 
39  Vgl. Dörger 1994, S. 5. 
40  Vgl. Ringsdorf 1987, S. 21f. 
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kern war ja bereits ein Diskussionsprozess über die organisatorische und me-
thodisch-didaktische Neugestaltung des Sekundarschulwesens im Gange, der 
maßgeblich vom Direktor des Staatlichen Schulamts Otto Ringsdorf initiiert 
worden war. Reformorientierte Schulräte wie Ringsdorf übernahmen für das 
Kultusministerium eine wichtige Vermittlungsfunktion.42 Ringsdorf, der zum 
Leiter des Flächenversuchs ernannt wurde, gelang es durch eine Art freund-
lich-autoritären Paternalismus offenbar, dass die Schulkonferenz dem Flä-
chenversuch an jeder Schule zustimmte.43 Auch für die Modernisierungsstra-
tegie des Landrats Werner Best erwies sich das Versuchsprojekt als passfä-
hig. Die Politik des Kultusministeriums, den Landkreisen nur unter der Be-
dingung, dass diese integrierte Gesamtschulen errichteten, großzügige staatli-
che Finanzmittel für Schulneubauten bereitzustellen, deckte sich mit dem re-
gionalpolitischen Interesse an Schulen, die zu „echten Kultur- und Sportzen-
tren ausgeweitet“ werden konnten.44 
Für die Schulen selbst bedeutete die Strukturreform höchst Unterschiedli-
ches: Die ländlichen Schulen, bei denen es sich hauptsächlich um Volksschu-
len/Hauptschulen bzw. wie in Ehringhausen, Aßlar, Atzbach und Braunfels 
um Mittelpunktschulen handelte, erfuhren die Umwandlung zur Gesamtschu-
le tendenziell als Aufwertung durch infrastrukturelle Verbesserungen und 
besseren Bildungszugang. Hingegen war in der Stadt Wetzlar (1975: 37.000 
Einwohner)45 die Einführung des integrierten Gesamtschulsystems wesentlich 
einschneidender, denn hier bestanden mit der ‚Goethe-Schule‘ für Jungen 
und der ‚Lotte-Schule‘ für Mädchen zwei ehemals geschlechtergetrennte 
Gymnasien mit einer langen Tradition. Nun sollten die ‚Goethe-Schule‘ in 
eine gymnasiale Oberstufenschule umgewandelt und die ‚Lotte-Schule‘ ganz 
aufgelöst werden. In der schriftlichen Überlieferung finden sich kaum Spuren 
einer Konfrontation mit der bürgerlichen Elternklientel dieser Schulen. Le-
diglich die Festschrift der ‚Goethe-Schule‘ konstatierte in vorsichtiger Dikti-
on, dass das „Ende von zwei herkömmlichen Gymnasien“ und „das Aufge-
hen in einer neuen Schule für viele schmerzhaft war.“46 Einen indirekten 
Hinweis auf die Haltung potentieller Gymnasialeltern bietet eine Infratest-

                                                                                                                                   
41  In den ersten Jahren hatten ausschließlich Männer die Schulleitung inne. 
42  Vgl. HHStA 504, Regierungspräsident Darmstadt an Hessischen Kultusminister vom 

24.09.2073. 
43  Ringsdorfs Popularität in der lokalen Schulpolitik wurde in einigen Zeitzeugeninterviews 

bestätigt. 
44  Arbeitspapier 1 1975, S. 44. 
45  Vgl. ebd. 
46  Stadtarchiv Wetzlar, Goethe-Schule Wetzlar. Festschrift zum 200jährigen Bestehen des 

Gymnasiums in Wetzlar, 1999. Bei einer zufälligen Begegnung im Stadtarchiv Wetzlar En-
de 2013 sprach ein ehemaliger Vater von Gymnasialschülern indes retrospektiv von einer 
„Amputation“ des Gymnasiums. 
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Umfrage von 1974, bei der 18 Prozent der nach ihrer Schulzufriedenheit be-
fragten Eltern angaben, sie würden ihre Kinder lieber auf eine andere Schule 
schicken.47 
Der Flächenversuch startete 1971/72 mit einer integrierten Unterrichtsorgani-
sation für alle Siebtklässler an den Standorten der bisherigen Mittelpunkt- 
bzw. Volksschulen, nachdem ein Jahr zuvor die verbindliche Förderstufe 
kreisweit eingeführt worden war. Wie an den meisten hessischen Gesamt-
schulen wurde der Unterricht in der Mittelstufe in einen Kern- und Kursun-
terricht gegliedert.48 Der leistungsheterogene Kernbereich umfasste zunächst 
die Fächer Deutsch, Gesellschaftslehre, Kunst, Musik und Sport, teilweise 
auch Naturwissenschaften (soweit diese nicht als Fachleistungs- oder Wahl-
pflichtunterricht stattfanden). Der nach dem Kurs-Prinzip organisierte Fach-
leistungsunterricht sollte in „relativ homogenen Lerngruppen“ in den Fächern 
Englisch, Mathematik und teilweise Naturwissenschaften erfolgen.49 Hinzu 
kam als dritte Säule der Wahlpflichtunterricht in den Fächern, Latein, Fran-
zösisch, Russisch, Polytechnik (Technik/Wirtschaft), Sport und teilweise Na-
turwissenschaften, bei dem Schülerinnen und Schüler im 7. Schuljahr ihr ers-
tes und im 9. Schuljahr ihr zweites Fach wählten.50 Mit dieser fachlichen 
Leistungssortierung im Kern-Kurs-Prinzip erhoffte man sich eine bessere in-
dividuelle Förderung und Motivierung von Schülerinnen und Schülern, gera-
de im Hinblick auf die höhere soziale Heterogenität an Gesamtschulen.51 Tat-
sächlich sollte die Fachleistungsdifferenzierung, wie unten genauer ausge-
führt wird, zu einem der gesellschaftspolitischen Hauptkampffelder des 
Schulversuchs werden. 
Im Zenit des reformpolitischen Planungsoptimismus und technokratischen 
Machbarkeitsdenkens um 1970 entwickelt, waren in die Wetzlarer Versuchs-
anordnung Vorstellungen über Unterricht, Leistung und Förderung eingeflos-
sen, die neben der empirischen Sozialwissenschaft auf das dynamische Bega-
bungsparadigma Heinrich Roths und mechanistisch-behavioristische Lern-
modelle rekurrierten. Alle 12 Gesamtschulen unterlagen den gleichen stan-
dardisierten Rahmenbedingungen hinsichtlich Ausstattung, Unterrichtsinhal-
ten und -methoden, um dadurch ihre Leistungsergebnisse empirisch ver-
gleichbar zu machen. Der Anspruch lautete, die Leistungsbeurteilung der 

                                                             
47  Vgl. Dokumentation im Flächenversuch. In: Gesamtschule, 1975, H. 3, S. 17f. 
48  An den Wetzlarer Gymnasien war das Kurssystem, mit dem anstatt in Klassen in leistungs-

bezogenen Kursen unterrichtet wurde, in einzelnen Fächern bereits zwischen 1969 und 1971 
erprobt worden, um Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer mit der Unter-
richtsorganisation einer Gesamtschule vertraut zu machen; vgl. Ringsdorf 1987. 

49  Vgl. Arbeitspapier 1 1975, S. 49. 
50  Ebd. 
51  Vgl. Deutscher Bildungsrat 1970, S. 26. 
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Schülerinnen und Schüler der Subjektivität der Lehrperson zu entziehen und 
zu verwissenschaftlichen. Dies sollte zum einen mithilfe eines sog. „Diagno-
sebogen[s] zum Stand des Lernprozesses“52 geschehen, den die Gesamtschul-
planer des Kultusministeriums gemeinsam mit Psychologen des Deutschen 
Instituts für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) entwickelten und 
der Anfang der 1970er Jahre in Hessen anstelle des Halbjahreszeugnisses 
ausgegeben wurde. Das andere Instrument, um die Leistungsmessung zu ob-
jektivieren, waren einheitliche schulübergreifende Tests, die vorrübergehend 
an die Stelle von Klassenarbeiten traten.53 
Der Anspruch der Projektbeteiligten, die Wetzlarer Gesamtschulen zu homo-
genisieren und zu normieren, erforderte einen hohen Planungs-, Organisati-
ons- und Kommunikationsaufwand. Neben der Planungsgruppe des Kreises 
gab es weitere, regelmäßig tagende schulische Gremien wie die Schulleiter-
dienstversammlung, die Arbeitsgemeinschaften der Pädagogischen Leiter 
und der Stufenleiter aller Schulen, die ihrerseits als Multiplikatoren für Ge-
samtschulthemen wie Lernziele, Lernzielkontrolle oder auch Methoden für 
innere und äußere Differenzierung fungierten.54 Die curriculare Abstimmung 
zwischen den einzelnen Schulen fand auf Kreisfachkonferenzen statt, für die 
jede Schule „Fachverbindungslehrer“ entsandte, um dort mit „Kreisfachbera-
tern“ für alle Fächer lernzielorientierte Rahmenrichtlinien zu entwickeln, die 
an die Stelle der traditionelle Lehrpläne treten sollten.55 Wer sich als Lehrerin 
oder Lehrer hier einbrachte, erhielt in den ersten Jahren sechs Stunden Ent-
lastung.56  
Die Spannungslinien zwischen administrativer Reißbrettplanung und tatsäch-
licher Schulpraxis traten von Anfang an deutlich zutage. Eine Arbeitsgruppe 
Wetzlarer Lehrerinnen und Lehrer sah 1975 durch die Vielzahl an Gremien 
die Kommunikations- und Entscheidungsprozesse erschwert, zumal diese mit 
dem bisherigen Schulleitungsprinzip der Alleinverantwortlichkeit kollidier-
ten. Die „ohnehin schon schwierigen Bemühungen um curriculare und orga-
nisatorische Innovation“ würden durch das „Postulat der Einheitlichkeit“ zu-
sätzlich erschwert, das etwa in Gestalt der „kreiseinheitlichen Tests“ zu gra-
vierenden Beeinträchtigungen des Schulalltags führte: So mussten an allen 12 
Gesamtschulen in jedem Fach die Klassenarbeiten am gleichen Tag geschrie-
                                                             
52  Diagnosebogen zum Stand des Lernprozesses, 1971. 
53  Interview mit Frau D. am 04.03.2014; vgl. auch Arbeitspapier 2, S. 61. 
54  Da das Bundesbildungsministerium Finanzmittel bereitstellte, wurde für den Flächenversuch 

ein Arbeitsprogramm formuliert, welches auf differenzierte Lernangebote für alle 12 Ge-
samtschulen abhob. 

55  Vgl. Soll das schon die Schule der Zukunft sein? Gesamtschulentwicklung = Prüfstein zur 
Landtagswahl. In: HLZ 27, 1974, H. 9, S. 17f.; Ein Paradebeispiel für strukturelle Bildungs-
prozesse? In: HLZ 27, 1974, H. 7/8, S. 13. 

56  Interview mit Herrn A. am 09.12.2013. 
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ben werden, was unter den Schulen „Eifersüchteleien“, „bei den Schülern 
unnötige Aufregung und bei den Lehrern vermeidbaren Konkurrenzdruck“ 
auslöste.57 Auch zweifelte man das dem Großversuch zugrundeliegende wis-
senschaftliche Objektivitätsideal an, sei doch eine Validität der Testergebnis-
se durch die hochgradig unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der Einzel-
schulen (wie die Schülerverteilung auf einzelne Kurse, die personelle Aus-
stattung, die Kursgrößen, die Wochenstunden pro Fach und Fördermaßnah-
men) gar nicht gegeben. So würde der Flächenversuch „unter der Vorausset-
zung einer falsch verstandenen Einheitlichkeit […] zu Aussagen herangezo-
gen, die zu beweisen er nicht in der Lage ist.“58 Trotz dieser frühen Kritik an 
den rigiden Prämissen des Schulversuchs kristallisierte sich unter Wetzlarer 
Schulakteuren in Bezug auf die Schulform Gesamtschule zunächst ein relati-
ver Konsens heraus, den es im Folgenden genauer zu beleuchten gilt. 

4  Wetzlarer Schulkonsens? Akteure, Interessen, Narrative 

Im August 1974 führte das Münchner Infratest-Institut im Auftrag des Bun-
desministeriums für Bildung und Wissenschaft in Wetzlar eine Befragung 
durch, um das Stimmungsbild zur Schulreform in einem Gebiet auszuloten, 
das aufgrund der ländlichen Bedingungen eine gewisse Gesamtschulfreund-
lichkeit erwarten ließ. Auf die Frage, ob sie vor dem Hintergrund ihrer per-
sönlichen Erfahrungen mit integrierten Gesamtschulen für oder gegen deren 
Einführung in ganz Hessen seien, antwortete in der Tat die Mehrheit (immer-
hin 61 % der Eltern und 66 % der Lehrerinnen und Lehrer) positiv.59 Zur Ein-
schätzung des Rufs ihrer eigenen Schule befragt, stimmten 59 % der Eltern 
und 57 % der Lehrer für die Antwort, es handle sich um „eine Schule, in die 
man beruhigt seine Kinder schicken kann.“60 Bei aller quellenkritischen Vor-
sicht, die Meinungsumfragen gegenüber angezeigt ist, können diese in Korre-
lation mit anderen Quellen als ein Indikator für die in Bezug auf Schule herr-
schenden Werthaltungen gelesen werden. So lässt sich etwa auch aus einem 
Arbeitspapier Wetzlarer Lehrerinnen und Lehrer auf eine relative Akzeptanz 
der Gesamtschule Wetzlarer Prägung schließen, wenn es dort hieß, für die 
Bevölkerung sei dieser Schultyp „quasi bildungsmäßiger Normalzustand“ 
und „auch im öffentlichen Bewusstsein zur Regelschule geworden.“ Und: 

                                                             
57  Arbeitspapier 2 1975; Interview mit Herrn R. am 07.04.2014. 
58  Arbeitspapier 2 1975, S. 66. 
59  Befragt wurden 830 „repräsentativ ausgewählte“ Eltern und 250 Lehrerinnen und Lehrer; 

vgl. Dokumentation: Gesamtschule im Flächenversuch. Ergebnisse einer Umfrage in Wetz-
lar. In: Gesamtschule, 1975, H. 3, S. 17f. 

60  Ebd. S. 18. 
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„Polemische Diskussionen aus einem falsch angesetzten Vergleich mit dem 
traditionellen Schulsystem sind nicht an der Tagesordnung.“61 
Die demoskopischen Zustimmungswerte sind umso bemerkenswerter, als 
kurz zuvor, im Schuljahr 1972/1973, die Rahmenrichtlinien für Sekundarstu-
fe I für Gesellschaftslehre und Deutsch hessenweit Proteste nicht nur gegen 
die neuen Lehrpläne, sondern gegen die Gesamtschule generell ausgelöst hat-
ten. CDU, katholische Kirche, konservative Pädagogen und der sich neu 
gründende Hessische Elternverein (HEV) agitierten landesweit gegen die lin-
ke und herrschaftskritische Stoßrichtung der Rahmenrichtlinien als einer 
„Anleitung zur permanenten Revolution im Klassenzimmer.“62 Die Gegen-
veranstaltungen der Landesregierung vermochten indes nicht zu verhindern, 
dass gerade auch an den Schulen die Reformstimmung kippte und das Projekt 
Gesamtschule zunehmend skeptischer betrachtet wurde.63 Der rasche Aufbau 
integrierter Gesamtschulen ohne gleichzeitige Abstimmung mit der Lehrer-
ausbildung habe unter Lehrerinnen und Lehrern, so beklagte die Hessische 
Lehrerzeitung (HLZ), zu „andauernder Mehrbelastung“, einem „sich langsam 
ausbreitenden Gefühl der Hoffnungslosigkeit“64 und insbesondere unter Jung-
lehrern zu einer „Gesamtschulmüdigkeit“ geführt.65 
Inwieweit betraf dieser Umschwung des Meinungsklimas in der pädagogi-
schen Fachöffentlichkeit auch den erst kurz zuvor begonnenen Wetzlarer 
Schulversuch? Offenbar verschärfte der Erlass der Rahmenrichtlinien die oh-
nehin schwierige einheitliche Rahmung des Flächenversuchs und trug zu des-
sen „immer größeren Zersplitterung“66 bei. Die HLZ beobachtete, dass einige 
Schulen und Lehrerkollegien mit den neuen Lehrplänen arbeiteten, andere 
hingegen nicht. Auch sei es mehrfach zu Auseinandersetzungen mit Eltern-
vertretern gekommen, die verhindern wollten, dass sich ihre Schule an der 
Erprobung der Rahmenrichtlinien beteiligte. 
Dennoch eignete sich Wetzlar kaum für die konfrontative Lagerbildung im 
hessischen Gesamtschulstreit, hatte doch auch der CDU-Kreisverband für 
den Versuch mit integrierten Gesamtschulen gestimmt. Vielmehr war man 

                                                             
61  Arbeitspapier 2, 1975, S. 62. 
62  Hepp 2003, S. 20. Ziel der hessischen Gesamtschulpolitik waren neue Curricula mit fächer-

übergreifenden Lernzielen. Diese lagen zum Schuljahresanfang 1972/73 in Form von Rah-
menrichtlinien für Primarstufe und Sekundarstufe I vor. Die hochabstrakt formulierten und 
technokratisch anmutenden Rahmenrichtlinien für Deutsch und Gesellschaftslehre gingen 
von gesellschaftskritischen und emanzipatorischen Sozialisationstheorien und Politikvorstel-
lungen aus und zielten auf Herrschaftskritik und Systemveränderung. 

63  Vgl. Hepp 2003, S. 20. 
64  Ein Paradebeispiel für strukturelle Bildungsprozesse? In: HLZ 27, 1974, H. 7/8, S. 13. 
65  Gesamtschulmüdigkeit. In: HLZ, 26, 1973, H. 2, S. 3f. 
66  Soll das schon die Schule der Zukunft sein? Gesamtschulentwicklung = Prüfstein zur Land-

tagswahl. In: HLZ 27, 1974, H. 9, S. 18. 
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auf Lokal- wie auf Landesebene bemüht, die spezifischen Bedingungen 
Wetzlars zu einem Erfolgsnarrativ zu formen, das sowohl die zeitgenössische 
Wahrnehmung als auch retrospektive Betrachtungen des Schulversuchs prä-
gen sollte.67 Zu diesem Narrativ zählte zuallererst das Faktum des verbreiter-
ten Zugangs zu höheren Schulabschlüssen und der sozialen Aufstiegserfah-
rung, mit dem die Schulreformer den Nerv der ländlich geprägten Region tra-
fen, wo bis dahin, so der Schulamtsdirektor gegenüber dem SPIEGEL, nur 
„des Pastors und des Lehrers Sohn“ Abitur gemacht hätten.68 Ein zweites nar-
ratives Element bildete der in Wetzlarer Gesamtschulen zunächst am häufigs-
ten vertretene Lehrertypus des „erfahrene[n] Pädagogen aus den alten Schu-
len“,69 d.h. ältere Volksschullehrerinnen und -lehrer, die noch die Reformde-
batten um das ländliche Volksschulwesen der 1950er Jahre kannten.70 Die 
erste Schulleitergeneration teilte zweifellos zentrale kollektivbiografische Er-
fahrungen, handelte es sich bei ihnen doch, wie eine ehemalige Schulleiterin 
anmerkte, um „im Krieg gestandene Männer, die demselben Jahrgang ent-
stammten und teilweise die gleichen Schulen besucht hatten.“71 
Viele Volksschullehrerinnen und -lehrer lehnten es zunächst ab, an einer Ge-
samtschule zu arbeiten. Dass sie sich dennoch damit arrangierten, war auf das 
erfolgreiche verbandspolitische Agieren der Lehrergewerkschaft GEW zu-
rückzuführen, die in Hessen eine besoldungsmäßige Angleichung an die an-
deren Lehrergruppen durchsetzte. Lehrerzeitschriften wie Zeitzeugeninter-
views bestätigen einhellig, dass es über die Besoldungsfrage gelang, Augen-
höhe mit den Studienräten herzustellen und das „Minderwertigkeitsgefühl des 
alten (seminaristisch) ausgebildeten Volksschullehrers“72 abzubauen. Dar-
über hinaus gründete das starke Interesse der GEW an Gesamtschulgründun-
gen an den damit verbundenen Aufstiegsmöglichkeiten durch neue Leiterstel-
len. 
Die den – medialen wie mündlichen – Wetzlarer Gesamtschulerzählungen 
anhaftenden Attribute wie ‚Besonnenheit‘ und ‚Augenmaß‘ verweisen da-
rauf, dass Volksschullehrer mit ihrem Erfahrungshintergrund den Flächen-
versuch zunächst maßgeblich prägten. Unter jungen Gymnasiallehrern wurde 
der großstadtferne „Dienstort Wetzlar“ hingegen zunächst „nur widerwillig 
akzeptiert.“73 Als dritter Faktor für die Spezifik Wetzlarer Gesamtschulen las-
                                                             
67  Vgl. Zeitzeugeninterviews mit Frau D. am 04.03.2014 und mit Herrn G. am 09.04.2014. 
68  In A die Schlauen, in C die Doofen. In: SPIEGEL, 1980, H. 16, S. 90. 
69  Ebd. 
70  Vgl. Soll das schon die Schule der Zukunft sein? Gesamtschulentwicklung=Prüfstein zur 

Landtagswahl. In: HLZ 27, 1974, H. 9, S. 17-19, hier S. 17. 
71  Interview mit Frau D. am 04.03.2014. 
72  Interview mit Herrn C. am 03.03.2014; vgl. auch Kollatz 1977, S. 53. 
73  Soll das schon die Schule der Zukunft sein? Gesamtschulentwicklung = Prüfstein zur Land-

tagswahl. In: HLZ 27, 1974, H. 9, S. 18. 
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sen sich die Eltern bzw. Elternvertreter anführen, die sich, wie unten am Bei-
spiel des Kurssystems gezeigt werden soll, als kritische Garanten schulischer 
Leistungsorientierung verstanden.74 

Die Wetzlarer Lehrer und Eltern waren in ihren mentalen Dispositionen ganz 
offensichtlich weit vom Wertekosmos der Gesamtschulbewegung um die 
Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule (GGG) entfernt, d.h. jenem Sam-
melbecken vornehmlich junger, sich links-progressiv verstehender Erzie-
hungswissenschaftler und Lehrer, dem Anfang der 1970er Jahre in Sachen in-
tegrierte Gesamtschule die zentrale Definitionsmacht zukam.75 Dies zeigte 
sich in der bereits erwähnten Infratest-Befragung von 1974, bei der sich die 
befragten Eltern für Verhaltensweisen wie Fleiss (94%), Pünktlichkeit (93%), 
Selbstbeherrschung (93%) sowie „sich anpassen können“ mit über 90% aus-
sprachen, während es bei Lehrerinnen und Lehrern durchschnittlich 20% we-
niger waren. Zwar äußerten Eltern mit 90% und Lehrerinnen und Lehrer mit 
92% die Meinung, dass Schülerinnen und Schüler es offen sagen können 
müssen, wenn sie anderer Meinung sind als „der Lehrer“. Aber: Der Lehrer 
solle ruhig mal durchgreifen und wenn es nötig ist „eine Ohrfeige“ austeilen, 
bejahten 58% der Eltern und immerhin 18% der Lehrerinnen und Lehrer.76 
Das Kultusministerium interpretierte die Ergebnisse als eine Wetzlar-
typische „konservative Grundströmung“.77 Die Kontinuität traditioneller Er-
ziehungswerte zusammen mit der Bodenständigkeit und Traditionalität der 
Schulen selbst machten die Versuchsregion mithin überaus funktional für die 
Neuausrichtung der hessischen Schulpolitik nach der Landtagswahl 1974. 
Der Erdrutschsieg der CDU und eigene Stimmeneinbußen zwangen Kultus-
minister Ludwig von Friedeburg zum Rücktritt. Sein Nachfolger Hans 
Krollmann versprach eine Politik der ‚Konsolidierung‘, der zufolge keine 
neuen Gesamtschulen gebaut, sondern die bestehenden gefestigt werden soll-
ten. Darüber hinaus wurde eine Kommission zur Überarbeitung der umstrit-
tenen Rahmenrichtlinien eingesetzt.78 
Es war durchaus als politisches Signal im Rahmen des neuen Konsolidie-
rungskurses zu verstehen, wenn der Bundeskongress der GGG im Mai 1975 
nach Wetzlar verlegt wurde und dadurch eine Variante von integrierter Ge-
samtschule in den Mittelpunkt der pädagogisch-professionellen Aufmerk-
samkeit rückte, die den medialen Gesamtschulstereotypen wenig entsprach: 

                                                             
74  Vgl. In A die Schlauen, in C die Doofen. In: SPIEGEL 1980, H. 16, S. 93. 
75  Vgl. Gesamtschule im Flächenversuch. Ergebnisse einer Umfrage in Wetzlar. In: Gesamt-

schule 1975, H. 3 (Mai). 
76  Vgl. HHStA 504, 4728a, Ref. II B – Gerhardt, Auswertung der Befragung von Infratest, 

15.10.1974. 
77  Vgl. ebd. 
78  Vgl. Führ 1995. 
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Weder standen die Wetzlarer Schulen im Verdacht, auf Gesellschaftsverän-
derung zielende linke Kaderschmieden mit kommunistischer oder antiautori-
tärer Lehrerschaft zu sein, noch wurde dort der Leistungsgedanke vernachläs-
sigt, und zumindest bei den in alten Schulgebäuden untergebrachten städti-
schen Schulen handelte es sich nicht um die in der öffentlichen Kritik stehen-
den „Beton-Mammutschulen“.79 Gerade weil sie von manchem Gesamtschul-
aktivisten als „miefige Schulen in der Peripherie“80 wahrgenommen wurden, 
appellierte die Staatssekretärin im Hessischen Kultusministerium in ihrem 
Grußwort, der „für die Gesamtschulentwicklung so wichtige Flächenversuch 
[möge] Anerkennung auch von der Gruppe [erhalten], die man […] zur kriti-
schen Avantgarde der Gesamtschulbefürworter in der BRD rechnen kann.“ 
Der Kreis Wetzlar habe bisher außerhalb des Interesses derer gestanden, die 
mit Einzelversuchen auf eine „andere Innovationsstrategie“ setzten und deren 
Gesamtschulen „in jeder Hinsicht optimal ausgestattet, bis in die letzten Fa-
sern wissenschaftlich begleitet“ waren.81 Ihr optimistisches Resümee, „daß 
die Gesamtschule angenommen, akzeptiert ist, daß offenbar Gesamtschule als 
zukünftige Regelschule tragfähig ist – darin sehe ich das vorläufige Ergebnis 
des Flächenversuchs“,82 erwies sich indes als voreilig. Das Kultusministeri-
um gab noch im selben Jahr eine Studie in Auftrag, deren Ergebnisse die 
Skepsis gegenüber der Gesamtschule eher verstärken als beruhigen sollten. 

5  Kontroverses Wissen über Schule: Wetzlar und die  
Konstanzer (Gesamt-)Schul-Studie 

Mit der Gründung des ‚Hessischen Instituts für Bildungsplanung und Schul-
entwicklung‘ (HIBS) als Stabsinstitut zielte das Kultusministerium im Okto-
ber 1975 auf die weitere Beruhigung der hessischen Schulverhältnisse.83 Die-
ses übernahm neben fachkollegialer Beratung für Lehrkräfte im Umgang mit 
den überarbeiteten Rahmenrichtlinien auch die Abwicklung des Forschungs-
auftrags für eine wissenschaftliche Begleituntersuchung in Wetzlar. Der dem 
Schulforscher und Leiter des ‚Zentrum I für Bildungsforschung‘ an der Uni-
versität Konstanz, Helmut Fend, erteilte Auftrag lautete, „mit Mitteln empiri-
scher Sozial- und Schulforschung zu untersuchen, welche Bedingungen, Va-
riablen, organisatorischen und inhaltlichen Vorgaben die Verwirklichung der 

                                                             
79  Vgl. die Charakterisierung Wetzlar in einem SPIEGEL-Artikel: In A die Schlauen, in C die 

Doofen. In: SPIEGEL 1980, H. 16. 
80  Interview mit Herrn B. am 10.12.13. 
81  Rüdiger 1975, S. 30. 
82  Ebd., S. 32. 
83  Vgl. GEW-Besuch beim Hessischen Institut für Bildungsplanung und Schulentwicklung. In: 

HLZ 1978, H. 3, S. 12f. 
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Ziele der Gesamtschule bei deren flächenmäßiger Einführung fördern, hin-
dern bzw. beschleunigen.“84 Von einem solchen Projekt, das die Wirkung 
und Leistungsfähigkeit der Gesamtschule im Vergleich mit dem dreigliedri-
gen Schulsystem untersuchen sollte,85 versprach sich das unter Druck stehen-
de Ministerium86 neben Legitimation vor allem neues datengestütztes Steue-
rungswissen für die Weiterentwicklung der Gesamtschulen.87 Umfangreiche 
Datenmengen, die in mehreren Erhebungswellen 1976, 1977 und 1978 per 
Fragebogen unter Schülerinnen und Schülern, Lehrerinnen und Lehrern so-
wie Eltern erhoben wurden – an den Wetzlarer Gesamtschulen und den tradi-
tionellen Schulen im benachbarten soziodemografisch vergleichbaren Dill-
kreis – legten die Basis für die bis dato größte Studie zum Schulsystemver-
gleich.88 Tatsächlich sollte die Fend-Studie zur Enttäuschung ihrer sozialde-
mokratischen Auftraggeber keine eindeutigen Hinweise liefern, dass die Ge-
samtschule in Bezug auf soziale Gerechtigkeit, Schülerleistungen und Schul-
klima per se die bessere Schule sei.89 Die Bedeutung der Studie lag vielmehr 
in ihrer politischen Wirkungsmacht, hatte sie doch den heftigen parteipoliti-
schen Streit um die Gesamtschule mit wissenschaftlichen Mitteln zumindest 
befriedet. Eines ihrer Ergebnisse lautete nämlich, dass die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Schulen wesentlich größer seien als die Schulsystemef-
fekte von Gesamtschule und traditionellem Schulsystem; dies sollte sich für 
die neue Forschungsperspektive auf ‚Schulqualität‘ in den 1980er Jahren als 
paradigmatisch wegweisend erweisen.90 
Noch bevor die Daten und deren Deutungen vorlagen, schien bereits die 
Durchführung der Fend-Erhebung Irritationen und Misstrauen an den Wetzla-
rer Schulen auszulösen. Die Arbeitsgemeinschaft der Schulelternbeiratsvor-
sitzenden kritisierte, es habe bei den Befragungen und Tests „gravierende 

                                                             
84  Fend 1979, S. 46. 
85  Für den Vergleich der Gesamtschule mit dem traditionellen Schulsystem wurden außer in 

Hessen auch in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen Daten zu affektiven und leistungs-
bezogenen Aspekten des Schulsystems erhoben z.B. zum Entscheidungsverhalten von Eltern 
in Bezug auf die Schulwahl ihrer Kinder oder zum Selbstverständnis und Wohlbefinden von 
Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schülern; vgl. Fend 1982. 

86  Die hessische FDP hatte bei den Koalitionsverhandlungen mit der SPD ihren Verbleib in der 
Regierung nicht nur davon abhängig gemacht, dass das Tempo in der Gesamtschulpolitik 
zurückgenommen würde, sondern auch auf eine wissenschaftliche Untersuchung bestanden; 
vgl. Interview mit Herrn A. am 09.12.2013. 

87  Auch Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen traten mit entsprechenden Forschungsaufträ-
gen an die Konstanzer Schulforscher heran. 

88  Vgl. Fend 1979, S. 46. 
89  Vgl. die differenzierte Zusammenfassung bei Fend 1982. 
90  Vgl. Steffens/Bargel 1993. 
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Mängel“91 gegeben wie die angeblich mangelnde Qualifikation der Mitarbei-
ter, fehlende Unterlagen, welche zu „Verspätungen und Unruhe“ geführt hät-
ten, und „unklare oder nicht altersgerechte Testanweisungen.“ Tatsächlich 
stießen sich viele Eltern an einigen Fragetypen, die ihrer Meinung nach unzu-
lässig die Privatsphäre berührten, wie etwa Fragen nach persönlichen Gefüh-
len, nach Drogen- und Medikamentenkonsum oder nach der elterlichen Reak-
tion auf schlechte Schulleistungen. Aber auch der Intelligenztest und biomet-
rische Abfragungen wurden als inakzeptabel empfunden. Für die Wetzlarer 
Elternbeiratsvorsitzenden stand fest: „Viele Fragen hatten mit einer fachli-
chen Leistungsmessung nichts zu tun. Durch diese unnötige Belastung wurde 
die Bereitschaft der Schüler zur richtigen Beantwortung der Fachfragen nicht 
gefördert.“ 
Die Verunsicherung unter den Eltern lösten nicht allein die Ergebnisse, son-
dern auch das zeitliche Zusammentreffen zweier unterschiedlicher Testfor-
mate aus: An der Datenerhebung der Forschungsgruppe beunruhigten zum 
einen die schlechten Leistungsresultate der Wetzlarer Schulen und zum ande-
ren die Intelligenztests, die für Wetzlarer Schülerinnen und Schüler niedrige-
re Werte gemessen hatten als für diejenigen aus dem Dill-Kreis. Die eher 
Gymnasialeltern repräsentierenden Elternvertreter äußerten zudem die Sorge, 
die Fendschen Testaufgaben seien zusätzlich an die niedrigeren Intelligenz-
werte angepasst worden.92 Ein zweiter, von der Wetzlarer Industrie- und 
Handelskammer (IHK) durchgeführter Leistungstest wiederum hatte 1978 
Befürchtungen genährt, der Gesamtschulunterricht vernachlässige Basisfer-
tigkeiten wie Rechtschreibung und Grundrechenarten.93 Damit war für die El-
tern, deren tradierten Leistungsmaßstäben die Zielsetzung des IHK-Tests e-
her entsprach, die Leistungskraft der Wetzlarer Gesamtschulen doppelt in 
Frage gestellt. Um Gewissheit zu erhalten, forderten diese von der Forschung 
einen neuen Test, der rein leistungsbezogen sein sollte.94 Zu diesem Test kam 
es allerdings nicht, obwohl auch das Hessische Kultusministerium bessere 
Leistungsergebnisse erwartet hatte. Dort entschied man sich offenbar in Ab-
stimmung mit der Konstanzer Forschergruppe für die Strategie, die Ergebnis-
se durch Korrelation mit den noch schlechteren Leistungsergebnissen in 
Nordrhein-Westfalen zu relativieren, um auf diese Weise die lokale Bevölke-

                                                             
91  Für dieses und alle folgenden Zitate: Der Test der Uni Konstanz ist mangelhaft und ohne 

Aussagekraft. In: WNZ vom 12.12.1978. 
92  Vgl. HHStA 504, 4743, Hessischer Landtag, 9.WP, Stenografische Berichte der 17. Sitzung 

des Kulturpolitischen Ausschusses vom 27.11.1980 und der 21. Sitzung vom 12.03.1981. 
93  Vgl. HHStA 504, 4743, Vorläufige Einschätzung der vorliegenden Untersuchungsergebnisse 

(Fend), o.D. (um 1979). 
94  Vgl. Der Test der Uni Konstanz ist mangelhaft und ohne Aussagekraft. In: WNZ vom 

12.12.1978. 
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rung zu beruhigen und der Seite der Gesamtschulgegner keine Argumente zu 
liefern.95 
Wie sich im extrem aufgeladenen schulpolitischen Klima Hessens die (fach-) 
öffentliche Rezeption der Fend-Daten vollzog, lässt sich im Rahmen dieses 
Beitrags nur annäherungsweise beantworten. Die selektiven Daten und Ein-
zelbefunde der Studie ließen sich sowohl von Gesamtschulgegnern wie etwa 
dem Philologenverband und dem HEV nutzen als auch von den Befürwortern 
in das Wetzlarer Erfolgsnarrativ einspeisen.96 Das HIBS stellte in einer eige-
nen Broschüre heraus, dass in Wetzlar das Stadt-Land-Bildungsgefälle und 
die Benachteiligung von Mädchen abgebaut worden sei, und die Region mit 
ihrer traditionell unterdurchschnittlichen Schulversorgung 1977 mit „einer 
prognostizierten Abschlussquote von 66,3% weiterführender Abschlüsse 
(Realschule und Gymnasium) über dem Landesdurchschnitt (60,1%) liegt.“97 
Hinter der Deutung der Fend-Studie mit „Gesamtbilanz positiv“ 98 verbargen 
sich allerdings schulische Praktiken, die die Gesamtschule in Wetzlar über-
haupt erst zu einem relativ konsensfähigen Modell haben werden lassen. 
 
6  Praxis von Wetzlarer Gesamtschulen in den 1970/80er 

Jahren 
 
Mit Blick auf die höhere Leistungsheterogenität an Gesamtschulen hatte der 
Deutsche Bildungsrat 1969 empfohlen, durch Kurse unterschiedlicher Anfor-
derungsniveaus „eine Differenzierung nach der Eignung der Schüler Fach für 
Fach – also als fachspezifische Leistungsdifferenzierung durchzuführen.“99 
Wie Gesamtschulen diesem Differenzierungsgebot organisatorisch entspra-
chen, ob mit innerer Differenzierung oder einer Außendifferenzierung in 2-5 
Kursniveaus, wurde unterschiedlich gehandhabt. Die Wetzlarer Schulen hiel-
ten fast alle an einer strikten Praxis äußerer ABC-Differenzierung fest, nach-
dem es unter Pädagoginnen und Pädagogen in den frühen Jahren hochum-
stritten war, ab welcher Klassenstufe, mit wie vielen Niveaus und wie genau 
didaktisch-methodisch differenziert werden sollte.100 1978 sollte eine Richtli-
nie eine hessenweite Vereinheitlichung herstellen, wonach Religion und Ge-
sellschaftslehre im Kernunterricht, Deutsch, Mathematik und 1. Fremdspra-

                                                             
95  Vgl. Interview mit Herrn A. am 09.12.2013. 
96  Vgl. zu den turbulenten Anhörungen im Hessischen Landtag HLZ 33, 1980, S. 20f. 
97  Fend 1979, S. 50. 
98  Siegfried Seiler: Gesamtschulflächenversuch Wetzlar. Gesamtbilanz positiv. In: HLZ 1979, 

H. 9, S. 8-11. 
99  Deutscher Bildungsrat 1970, S. 26. 
100  Die Differenzierungsfrage bildete ein Leitmotiv in den geführten Interviews. 
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che in Klasse 9 und 10 auf zwei und höchstens drei Anspruchsebenen unter-
richtet werden sollten. 
Entgegen der Intention, Schülerinnen und Schüler durch das Kurssystem zu 
motivieren, in den nächsthöheren Kurs aufzusteigen, kam es, wenn zweimal 
im Jahr Neueinstufungen anstanden, praktisch kaum zu einer solchen Auf-
wärtsmobilität. Bereits die Fend-Studie kritisierte die Rigidität der Wetzlarer 
Differenzierungspraxis, die bei leistungsstarken Schülerinnen und Schülern 
zwar zu einer größeren Schulzufriedenheit, bei den leistungsschwachen, als 
C-Kurs-Schülerinnen und -Schüler stigmatisierten jedoch umgekehrt zu ei-
nem Verlust an Motivation und Anstrengungsbereitschaft führe.101 Die Diag-
nose von „Lernschwäche“ und „Schulunlust“102 der Wetzlarer C-Kurs-
Schülerinnen und -Schüler wurde 1980 zum Ausgangspunkt für ein Modell-
projekt des HIBS, das bessere Fördermöglichkeiten für diese Schülergruppe 
ausloten wollte.103 Dieses Projekt, an dessen Ende womöglich die Abschaf-
fung der C-Kurse gestanden hätte, wurde in der Region vehement abgelehnt – 
nicht nur deshalb, weil es vom Kultusministerium offenbar völlig unzu-
reichend kommuniziert worden war, sondern weil es den Kern des Wetzlarer 
Gesamtschulkonsenses berührte.104 Ein am Modellprojekt beteiligter Schul-
forscher erinnert sich an eine „Riesenauseinandersetzung zwischen der Pro-
jektleiterin und den Schulen“ und beschreibt die Lage wie folgt: „Die Ge-
samtschulen hatten immer Angst, dass man ihnen die ABC-Förderung weg-
nehmen würde, deren Auffassung war, nur mit dem ABC-System lasse sich 
Gesamtschule fahren.“105 Die Projektleiterin konstatierte retrospektiv einen  

„gesellschaftlichen Zwang, diese flächendeckende Gesamtschule hoch selektiv zu 
halten. Die Gruppierung der privilegierten Schüler innerhalb der Gesamtschule muß 
nämlich ‚sauber’ bleiben, die muß immer ‚sauberer’ werden.“106 

Die an das dreigliedrige Schulsystem angelehnte ABC-Differenzierung dien-
te spätestens in den 1980er Jahren offenbar bei den meisten Schulen als In-
strument, um auf die zunehmenden Migrationsbewegungen zu reagieren. So 
saßen Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutschem Familienhintergrund mit 
Hinweis auf ihre Sprachkenntnisse meist in den C-Kursen. Wie dabei die 
Leistungskriterien für die Kurseinstufung in starkem Maß soziokulturell 
überformt waren, erläutert ein ehemaliger Schulleiter im Interview wie folgt: 
                                                             
101  Vgl. Fend 1979; Fend 1982. 
102  In A die Schlauen, in C die Doofen. In: SPIEGEL, 1980, H. 16, S. 100. 
103  Vgl. Steffens 1984, S. 134. 
104  Vgl. Die C-Kurse werden nicht abgeschafft – ohne das Einverständnis der Eltern geschieht 

nichts. In: WNZ vom 26.04.1980. 
105  Interview mit Herrn B. am 10.12.2013. 
106  GGG 1-86, Dokumente – Informationen – Arbeitsmaterialien. Bundeskongreß in Wetzlar, 

S. 18. 
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„Wobei also ich manchmal auch den Verdacht hatte, n’ braves Mädchen, was von 
der Leistung her hätte im C-Kurs landen müssen, wurde im B-Kurs mitgenommen, 
weil man halt eben vom Verhalten des Mädchens überzeugt war, aber weniger von 
der Leistung, während, sagen wir mal, n’ frecher Türke, der vielleicht frech war und 
genauso die B-Kurs-Leistung hätte bringen können, in dem C-Kurs verblieb, weil 
er, was weiß ich, ständig den Unterricht gestört hat.“107 

Zu dieser segregierenden und exkludierenden Praxis gehörte auch die Bil-
dung sog. Abschlussklassen, die die C-Kurs-Schülerinnen und -Schüler in ei-
genen Klassen zusammenfassten mit der Begründung, diese könnten dadurch 
besser auf die praktischen Anforderungen des Berufslebens vorbereitet wer-
den. Auch wenn die Abschlussklassen als Element der äußeren Differenzie-
rung in der Fend-Gruppe, im Ministerium und zum Teil auch an den Schulen 
als pädagogisch ungeeignet in der Kritik standen – für einen Teil der Wetzla-
rer Schulverantwortlichen bestand ihr Nutzen offenbar darin, überhaupt inte-
grierte Gesamtschule flächendeckend praktizieren zu können. Dass sich die 
selektiven Mechanismen in den 1980er Jahren verstärkten, deutete Schul-
amtsdirektor Ringsdorf im August 1983 gegenüber dem Hessischen Kultus-
minister an: 

„Im Bereich der Integrierten Gesamtschulen zeigt sich in zunehmendem Maße eine 
Lernziel- und curriculare Orientierung an den leistungsstarken Schülern, was wie-
derum zu einem ‚Abhängen‘ leistungsschwächerer Schüler und zur Zementierung 
abschlußbezogener Gruppen führt. Die Folge ist, daß bereits ab Jahrgangsstufe 8 – 
spätestens 9 – keine Durchlässigkeit mehr gegeben und für die ‚abgehängten‘ Schü-
ler keine höheren Abschlüsse mehr möglich sind.“108 

Diese schulischen Handlungslogiken lassen sich zum einen – und darauf deu-
ten einige Zeitzeugeninterviews hin – mit schulinternen Stimmungslagen und 
pädagogischen Kulturen erklären.109 Zum anderen und damit verschränkt sind 
schulextern die tiefgreifenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wand-
lungsprozesse heranziehen, die seit den mittleren 1970er Jahren den Über-
gang der Reformperiode der „langen 1960er Jahre“ in eine neue Phase „nach 
dem Boom“ bestimmten.110 Massenarbeitslosigkeit und Diskurse über die 
„Abiturienten-Schwemme“111 ließen das einstige Leitziel der Gesamtschule, 
die Zahl höherer Schulabschlüsse zu steigern, obsolet erscheinen. Vor diesem 
Hintergrund lassen sich die Abschlussklassen eher als Ausdruck eines hilflo-
sen Pragmatismus interpretieren, denn aus Sicht einiger Schulleitungen wa-

                                                             
107  Interview mit Herrn C. am 03.03.2014. 
108  HHStA 504, 8545, Staatliches Schulamt an den Hessischen Kultusminister vom 18.08.1983. 
109  Vgl. Interview mit Frau E. am 05.03.2014 und Interview mit Herrn F. am 07.04.2014. 
110  Doering-Manteuffel/Raphael 2008. 
111  Abitur. Deutscher Drang. In: SPIEGEL, 1971, H. 18, S. 91f. 
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ren diese Klassen alternativlos und als eine sinnvolle sozial präventive Ant-
wort gerechtfertigt, um die als leistungsschwach eingestuften, häufig migran-
tischen Jugendlichen angesichts der auch in Wetzlar rasch steigenden Ju-
gendarbeitslosigkeit und Lehrstellenverknappung auf eine schwierige Zu-
kunft vorzubereiten. Welche schulischen Handlungszwänge und -spielräume 
bestanden, wird im Folgenden exemplarisch und in Schlaglichtern für zwei 
Schulen genauer beleuchtet. 

7  Schulen und Strategien: Zwei Beispiele 

Die Kestner-Schule und die August-Bebel-Schule können im Wetzlarer Ge-
samtschulspektrum als die beiden gegensätzlichen Pole betrachtet werden. 
Die innerstädtische Kestner-Schule entwickelte sich schon relativ früh zum 
„heimlichen Gymnasium“112, nachdem die strategische Entscheidung getrof-
fen worden war, das Fach Latein dort bereits in der Förderstufe ab der 
5. Klasse anzubieten, um bildungsinteressierte Mittelschichtsfamilien über 
feste Schulbezirksgrenzen hinweg gezielt anzusprechen. Viele Eltern nutzten 
diesen Weg als Sprungbrett auf die beliebte Schule und meldeten ihre Kinder 
nach dem ersten Jahr wieder vom Lateinunterricht ab.113 An der Kestner-
Schule achteten Eltern wie Lehrerinnen und Lehrer besonders darauf, dass 
das Leistungsniveau der A-Kurse in Mathematik und Englisch dem des 
Gymnasiums entsprach. Eine Gruppe besonders ehrgeiziger bildungsinteres-
sierter Eltern setzte alles daran, ihre Kinder in diesen Fächern in den an-
spruchsvollen A-Kursen unterzubringen und intervenierte bei der Schullei-
tung, wenn es zu „Abstufungen“ kam.114 Wie dort über eine hochselektive 
Kursorganisation ein gymnasialähnlicher Charakter hergestellt wurde, be-
schrieb der ehemalige Leiter einer konkurrierenden Schule wie folgt: 

„Sie können natürlich den Stundenplan, also die Klassenbildung so geschickt ma-
chen, dass also im Grunde genommen die Lateinschüler auch im A-Kurs sitzen, in 
Mathematik und in Englisch auch. Sie haben in der Gesamtschule, wenn sie diese 
eigentlich nicht gedachte Strukturierung nutzen, dann haben Sie auf einmal eigent-
lich nicht nur ein Gymnasium, sondern Sie haben ein Gymnasium mit Stern-
chen.“115 

Nicht nur unter Eltern, auch im Lehrerkollegium scheint diese Praxis auf 
breite Zustimmung gestoßen zu sein. Von den Lehrerinnen und Lehrern wa-
ren nicht alle bereit, auch in C-Kursen zu unterrichten. Wer es mit einer 

                                                             
112  Interview mit Frau D. am 04.03.2014. 
113  Vgl. Interview mit Frau E. am 05.03.2014. 
114  Interview mit Frau D. am 04.03.2014. 
115  Interview mit Herrn C. am 03.03.2014. 
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Gymnasiallehrerausbildung explizit nicht wollte, wurde dort auch nicht ein-
gesetzt. In Leitung und Lehrerschaft dominierten eher traditionelle Wert- und 
Ordnungsvorstellungen, die auch das Verständnis von Förderung prägten. So 
wurde die problematische Entwicklung der C-Kurse weniger als pädagogisch 
gestaltbares soziales Exklusionsproblem begriffen, sondern vielmehr als na-
turwüchsiges Ergebnis mangelnder Anstrengungsbereitschaft interpretiert: 

„Da [, in den C-Kursen,] fanden sich ja die, die wirklich nicht konnten und Hilfe 
brauchten und da fanden sich die, die nicht wollten. Und die, die nicht wollten, die 
konnten Sie nicht mit entsprechend methodisch aufgearbeiteten Vermittlungen pa-
cken. […] Wir fingen immer mit ganz kleinen C-Kursen an, was ja für die Kinder, 
die dann ich den C-Kursen waren, nicht schlecht war. Die hatte man mal in ‘ner 
kleinen Population. Aber die wuchsen von Abstufungstermin zu Abstufungstermin, 
der zwei Mal im Jahr war, zunehmend. […] Die Eltern haben natürlich immer ver-
sucht, den oberen Kurs zunächst mal zu nehmen, ja. Und wenn Sie ein Fach Eng-
lisch haben, da ist natürlich die Euphorie der Schüler am Anfang um einiges höher 
als wenn es dann wirklich in Arbeit ausartet. So dass die Tendenz, abgestuft zu 
werden, sich schon aus der Struktur des Menschen, der Pädagogik der Anforderun-
gen ergibt, ja.“116 

Das zweite Beispiel, die August-Bebel-Schule, bildete hinsichtlich Schüler-
klientel und Förderkonzeption das Gegenstück zur Kestner-Schule: Durch ih-
ren Standort im Stadtteil Nieder-Girmes, der aufgrund seines wachsenden 
Migrantenanteils an der Arbeiterbevölkerung als sozialer Brennpunkt galt, 
hatte diese zunächst den Ruf einer ‚Schmuddelschule‘ oder ‚Ausländerschu-
le‘. Als die Schule Ende der 1980er Jahre mit geschrumpfter Schülerzahl 
kurz vor der Schließung stand, leitete sie eine Art pädagogischen Erneue-
rungsprozess ein und schaffte es innerhalb weniger Jahre, ihre Schülerzahlen 
fast zu verdoppeln. Der damalige Schulleiter beschrieb die Bemühungen wie 
folgt: 

„[…] wir müssen versuchen, deutsche Schüler an die Schule zu kriegen, ohne die 
türkischen rauszuwerfen und haben dann versucht ein wirklich pädagogisches Kon-
zept zu fahren, das auch deutschen Eltern entsprach. […] [Hierzu gehörte es], nach 
innen wirklich zu überlegen, ist das pädagogisch sinnvoll, was wir tun, ist der Stun-
denplan z.B. auch, das war für mich immer n‘ ganz wichtiger Punkt, pädagogisch 
aufgebaut und nicht einfach nur ganz stur nach Fächern geordnet und dergleichen, 
sondern kann man mit dem Stundenplan wirklich pädagogisch arbeiten.“117 

Aus Sicht ihrer beiden ehemaligen Schulleiter habe die Bebel-Schule, ‚ihre 
Ausländer‘ nicht versteckt, sondern als pädagogische Herausforderung ange-
nommen. Der Unterricht war stärker projektorientiert, die Förderung indivi-

                                                             
116 Interview mit Frau D. am 04.03.2014. 
117 Interview mit Herrn F. am 07.04.2014. 
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dueller und die an anderen Wetzlarer Schulen berüchtigte äußere Differenzie-
rung weniger ausgeprägt. So wurde etwa in Mathematik und Englisch spät-
möglichst differenziert, in Naturwissenschaften gab es bis zur 8. Klasse 
Kernunterricht. Nicht zuletzt durch die Umstellung auf Ganztagsschule wur-
de die Bebel-Schule seit den 1990er Jahren für berufstätige Eltern zuneh-
mend attraktiver. Dadurch gelang es, die aus dem benachbarten Stadtteil 
Naunheim bislang aus dem Einzugsgebiet geflüchteten deutschen Mittel-
schichtschüler als neue Klientel zurückzugewinnen.118 
Gegenwärtig gehört die Bebel-Schule zu den nachgefragtesten Schulen der 
Region, während das einstige ‚heimliche Gymnasium‘ Kestnerschule 2015 
schließen musste. Die Frage, inwiefern die unterschiedlichen pädagogischen 
Handlungsorientierungen und Praktiken beider Schulen indirekt auch über ih-
re Zukunftsfähigkeit mitentschieden, lässt sich im Rahmen dieses Beitrags 
nicht beantworten. In der Rückschau erscheinen die 1980er Jahre indessen als 
Schlüsselphase, in der das austarierte Gefüge der Wetzlarer Gesamtschulen 
unter wachsenden politischen und elterlichen Druck geriet. 

8  Neustrukturierung der Wetzlarer Schullandschaft seit 
den 1980er Jahren 

Der Rückgang der Schülerzahlen, aber auch Schülerabwanderungen an den 
Rändern des Flächenversuchs veranlassten die Politik in den 1980er Jahren, 
über Schulschließungen und eine Neugestaltung der Wetzlarer Schulland-
schaft öffentlich nachzudenken. Das Wetzlarer Modell wurde dabei insbe-
sondere durch die Schuldiskussion auf Landesebene infrage gestellt, in der 
CDU und Hessischer Elternverein das elterliche Recht auf ‚freie Schulwahl‘ 
propagierten – ein Slogan, der nach dem christdemokratischen Wahlsieg 
1987 in ein entsprechendes Gesetz münden sollte. Bereits 1980 hatte es eine 
erste erfolglose Bürgerinitiative zur Wiedereröffnung eines Gymnasiums in 
Wetzlar gegeben. Fünf Jahre später unternahm der Bezirksverband des HEV 
einen erneuten Vorstoß, den der Kreistag jedoch abschmetterte. Auf die Kla-
ge des HEV beim Verwaltungsgericht Gießen erging am 12. Februar 1988 
das Urteil, wonach der Schulträger Lahn-Dill-Kreis nicht verpflichtet sei, ein 
Gymnasium zu errichten, da „kein Bedarf“ bestehe. Demgegenüber behaup-
tete der HEV-Bezirksverband, dass allein aus dem Gebiet des Altkreises 
Wetzlar 1‘000 Schülerinnen und Schüler jährlich außerhalb der Kreisgrenzen 
„fliehen“ würden, zu denen die in Wetzlar-Stadt wohnenden Schülerinnen 

                                                             
118 Vgl. Interview mit Herrn C. am 03.03.2014. 
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und Schüler noch nicht dazugerechnet seien.119 Nach dem Regierungswechsel 
1987 erwartete auch ein Teil der Wetzlarer Eltern, dass sich die Kreis-CDU 
für die Wiedereinführung des dreigliedrigen Schulsystems einsetzen wür-
de.120 Jedoch lehnten CDU und FDP ein Gymnasium in Wetzlar weiterhin ab 
und argumentierten, dieses hätte „erhebliche Auswirkungen“ auf das Ge-
samtgefüge der Gesamtschulen, die „über kurz oder lang ihr Angebot in jet-
ziger Qualität und Breite nicht aufrechterhalten könnten. Die Ergebnisse jah-
relanger Aufbauarbeit, an der die Elternbeiräte beteiligt waren, wären gefähr-
det.“121 Anstatt ein Gymnasium im Wetzlarer Zentrum zu errichten – die 
Gymnasialbefürworter hatten eigentlich die Umwandlung der leistungsbeton-
ten Kestner-Schule oder Stein-Schule anvisiert – entschied man, mit der Ei-
chendorff-Schule eine Gesamtschule in der Peripherie, nämlich im städtebau-
lich eher unattraktiven Dalheim, im Schuljahr 1989/90 zur Kooperativen Ge-
samtschule mit Hauptschul-, Realschul- und Gymnasialklassen ab dem 
5. Schuljahr umzuwandeln. Entgegen den Erwartungen, auf diese Weise die 
Nachfrage zu kanalisieren, schickten jedoch zunehmend mehr Eltern ihre 
Kinder in den Gymnasialzweig.122 
Die Gymnasiumsfrage blieb virulent: Eine Expertenkommission hatte seit 
August 2001 den Auftrag, die bestehenden Schulstrukturen zu überprüfen. 
Hintergrund war eine Empfehlung der Hessischen Landesregierung aus 
CDU/FDP an den Schulträger, im Rahmen des Schulentwicklungsplans „zu 
prüfen, ob dieser den erkennbaren Elterninteressen“ entspreche. Zudem for-
derte eine von der Regierung initiierte Schulgesetznovelle, dass „in zumutba-
rer Entfernung ein bildungsgangbezogener Abschluss“ ermöglicht werden 
sollte.123 Während der sozialdemokratische Kreisschuldezernent die bereits 
mit gymnasialem Zweig bestehende kooperative Gesamtschule in Dalheim 
als gesetzeskonform ansah, sprachen sich nun die CDU und die IHK für ein 
Gymnasium aus mit dem Argument, diese Schulform fördere die Leistungs-
orientierung und helfe dem Wirtschaftsstandort Wetzlar bei der Gewinnung 
von Führungskräften mit schulpflichtigen Kindern.124 Ende 2001 votierte die 
Expertenkommission schließlich knapp mit 11 zu 9 Stimmen für ein Mittel-
stufengymnasium in Wetzlar. Aus Kostengründen kam nur die Umwandlung 
                                                             
119  Vgl. Eltern im Lahn-Dill-Kreis sind bestürzt, weil es in Wetzlar kein Gymnasium geben 

soll. In: Dillpost vom 02.03.1988. 
120  Vgl. ebd. 
121  Kein Gymnasium. In: Dillpost vom 23.02.1988. 
122  Vgl. die Darstellung zum 50jährigen Jubiläum: Die Eichendorffschule – eine bewegte Ge-

schichte. Kurzdarstellung als PDF auf der Website der Schule: www.eichendorffschule-
wetzlar.de/app/download/5807440271/Geschichte.pdf. 

123  Entscheidung über Gymnasium für Wetzlar steht auf der Tagesordnung. In: WNZ vom 
4.12.2001. 

124  Vgl. ebd. 
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einer bestehenden Schule in Frage.125 2002 entschied der Kreistag, dass von 
den kandidierenden zwei Schulen nicht die Kestner-Schule, sondern die 
Stein-Schule aufgrund der größeren Räume und der Nähe zum Oberstufen-
gymnasium Goethe-Schule zum Mittelstufengymnasium ausgebaut werden 
sollte.126 Damit verlor das einstige Quasi-Gymnasium Kestner-Schule nach 
einer Phase als Kooperative Gesamtschule seine Schülerinnen und Schüler 
zunehmend an das neue Gymnasium, musste dadurch den Gymnasialzweig 
wieder einstellen und wurde schließlich zur „Rest-Schule“.127 Mit der Sog-
kraft des neuen Gymnasiums brach das jahrelang ausbalancierte Wetzlarer 
System aus Koexistenz und Konkurrenz von Gesamtschulen auseinander. 
 
Fazit und Ausblick 
 
Seit den 1960er Jahren bündelten sich die bildungspolitischen Auseinander-
setzungen über eine Reform des westdeutschen Sekundarschulwesens im 
Projekt der Gesamtschule. Der Beitrag plädiert dafür, den Höhenkamm der 
pädagogischen und gesellschaftspolitischen Programmatik zu verlassen und 
am Beispiel der lokalhistorischen Konstellation des Landkreises Wetzlar (und 
späteren Lahn-Dill-Kreises) die Ebene der Umsetzung genauer zu betrachten. 
Die Untersuchung des 1970/71 offiziell gestarteten Flächenversuchs zeigt, 
wie regionale Eigenlogiken einerseits und innere Prozesse und Praktiken in 
den Schulen andererseits staatliche Reforminterventionen bremsen und um-
formen konnten. Das Hessische Kultusministerium verfolgte in Wetzlar den 
technokratisch anmutenden Plan, Gesamtschule in einem gesellschaftlichen 
Großversuch zu erproben, indem die dortigen Haupt- und Mittelpunktschulen 
und zwei Gymnasien in 12 integrierte Gesamtschulen transformiert und ei-
nem vereinheitlichten Organisationsrahmen untergeordnet wurden. In der 
Hochphase reformoptimistischer Gesellschafts- und Bildungsplanung ging es 
darum, die Gesamtschule vor ihrer landesweiten Einführung in einer gesam-
ten Region als Regelschule einzuführen. Zwar stieß die Umsetzung dieser 
Pläne unter Wetzlarer Schulpraktikern durchaus auf Kritik, dennoch erwies 
sich das Projekt Flächenversuch seit Ende der 1960er Jahre als überaus pass-
fähig für die Interessen und Sinnhorizonte einer bereits durch die Landschul-
reform geprägten parteiübergreifenden lokalen Modernisierungskoalition und 
deren schulpolitischen Schlüsselfiguren wie den Landrat, den Schulamtsdi-
rektor und die (anfangs noch allesamt männlichen) Schulleiter. 
                                                             
125  Vgl. Wetzlar soll zum nächsten Schuljahr ein Mittelstufengymnasium bekommen. In: WNZ 

vom 12.12.2001. 
126  Vgl. Kreistag über künftiges Gymnasium entschieden. In: WNZ vom 28.02.2002. Die Kest-

ner-Schule wurde Kooperative Gesamtschule. 
127  Vgl. hierzu auch das Interview mit Frau D. am 04.03.2014. 
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Bereits von Anfang an hatte jede Wetzlarer Gesamtschule offenbar eine eige-
ne Strategie entwickelt, um den durch den Flächenversuch implementierten 
Strukturrahmen für sich zu nutzen oder zu unterlaufen. Dabei bildete sich in 
den 1970er Jahren im Zusammenspiel von gesamtschulpolitischen Vorgaben 
wie der äußeren Leistungsdifferenzierung und den eher traditionellen menta-
len Dispositionen bei Eltern und Lehrerschaft ein spezifisches Arrangement 
von Gesamtschule heraus. Der Ansatz, Schülerinnen und Schüler durch einen 
leistungsdifferenzierten Kern-Kurs-Unterricht zu fördern, traf hier auf persis-
tente Erziehungs- und Leistungsvorstellungen seitens der Eltern und der Leh-
rerinnen und Lehrer, die sich ihrerseits stark an der Hierarchie der herkömm-
lichen drei Schulformen orientierten. Auf diese Weise entstanden in Wetzlar 
größtenteils Gesamtschulen, deren Praxis auf die Schaffung möglichst leis-
tungshomogener Kurse entlang einer scharfen ABC-Differenzierung ausge-
richtet war und dadurch das alte dreigliedrige Schulsystem faktisch fortsetzte. 
Die Leistungsorientierung, die diese Gesamtschulen von gängigen Gesamt-
schulstereotypen abhob, wurde zum zentralen Bestandteil eines identitätsstif-
tenden Narrativs. 
Für die vielschichtigen Bedingungskontexte schulischen Handelns spielten 
neben den elterlichen Bildungsstrategien die in Schulleitung und Lehrerkol-
legium vorherrschenden pädagogischen Überzeugungen und Kulturen eine 
Rolle. Dass es in der Frage, wie die an Gesamtschulen grundsätzlich höhere 
Schülerheterogenität pädagogisch zu bearbeiten ist, innerhalb des Wetzlarer 
Flächenversuchs durchaus Varianten gab, verdeutlichen prototypisch die Bei-
spiele der Bebel-Schule und der Kestner-Schule: Während in der Kestner-
Schule Leistungsorientierung und die „Sehnsucht nach der homogenen Lern-
gruppe“ (Klaus-Jürgen Tillmann)128 aufrechterhalten wurde, begriff die Be-
bel-Schule ihre heterogene Schülerschaft als Ausgangsbasis für ein neues 
Schulkonzept, das das Lernangebot stärker an den individuellen Lernvoraus-
setzungen ausrichtete und lediglich eine Zweierdifferenzierung praktizierte. 
Die Geschichte des Flächenversuchs zeigt, dass pauschale Periodisierungen 
verbunden mit Etikettierungen, die Phasen der Reform und des Stillstands 
voneinander abgrenzen, in der Regel historisch wenig zutreffend sind. Wäh-
rend der bildungsreformerische Aufbruch in der öffentlichen Debatte auf 
Bundes- und Länderebene, aber auch an manchen Modellgesamtschulen Mit-
te der 1970er Jahre zum Erliegen kam, schien in Wetzlar die Fallhöhe zwi-
schen den politisch-pädagogischen Höhenflügen und der Phase der ‚Ernüch-
terung‘ geringer auszufallen.129 Dabei war die Kontroverse um die Hessi-

                                                             
128  Tillmann 2007, S. 3. 
129  Allerdings schienen auch hier besoldungsrechtliche Neuregelungen Ende der 1970er Jahre 

mit einer faktischen Rückstufung von A13 auf A12 unter engagierten Lehrerinnen und Leh-
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schen Rahmenrichtlinien, der für die westdeutsche Gesamtschulpolitik ein 
Zäsurcharakter zukam, für Wetzlar zwar nicht irrelevant, aber doch weniger 
einschneidend. Als eine lokalhistorisch langfristig wirksamere Zäsur, die das 
in den 1970er Jahren geprägte Erfolgsnarrativ allmählich unterminierte, lässt 
sich eher die Debatte um die Leistungsergebnisse der Fend-Studie um 1980 
verstehen. Auch wenn Eltern und Lehrerschaft die Durchführung der Studie 
kritisierten, hatten sie sich, ebenso wie das Kultusministerium, von ihr doch 
einen wissenschaftlichen Beweis der Leistungskraft ihrer Gesamtschulen er-
hofft. 
Die Wetzlarer Schulen hielten auch in den Folgejahren größtenteils an der 
Praxis der C-Kurse und Abschlussklassen für die als leistungsschwach kate-
gorisierten Schülerinnen und Schüler fest, trotz der Kritik der Schulforscher 
und des Ministeriums. Was angesichts steigender Jugendarbeitslosigkeit und 
Migration durchaus als pragmatisches Handlungsinstrumentarium gelten 
konnte, verlor indessen seine Wirksamkeit und Überzeugungskraft, je präsen-
ter in den 1980er Jahren das Projekt eines echten Gymnasiums in den Wetz-
larer Schuldebatten wurde. Dieser Beitrag situierte den Wetzlarer Flächen-
versuch in einer bildungshistorischen Periodisierung, die die 1980er Jahre vor 
allem als Nachgeschichte der reformintensiven 1960/70er Jahre fasst. Es 
muss einem anderen Beitrag vorbehalten bleiben, den Referenzrahmen zu 
verschieben und diese Periode vielmehr als eine Vorgeschichte der 1990er 
Jahre zu denken. 
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Katharina Lenski 
 
 
Post-War-Raum DDR. Pädagogische  
Forschungspraxis im Spiegel verdrängter  
Erfahrung 
 
 

1  Einleitung 

Seit einiger Zeit wird darüber diskutiert, inwieweit die Geschichte der beiden 
deutschen Staaten als Nachkriegsgeschichte zu begreifen ist. Bislang stand 
der „Kalte Krieg“ im Mittelpunkt des Interesses und verschärfte eine auf-
rechnende Wahrnehmung. Diese vernachlässigte die langfristigen Wirkungen 
des NS-Erbes. Tony Judt resümierte für das Nachkriegseuropa, es gründe auf 
„einer vorsätzlichen Amnesie“: Verdrängung der eigenen Erfahrung als do-
minanter Lebensform.1 In diesem Zusammenhang müssen die postnazisti-
schen Gesellschaften zunächst als „Tätergesellschaften, die sich ihrer Ver-
gangenheit nicht stellten“, angesehen werden.2 
Die DDR-Forschung ist deshalb durch zwei grundlegende Probleme gekenn-
zeichnet. Neben der durch das Denken in Kalte-Kriegs-Kategorien festgeleg-
ten problematischen Top-Down-Perspektive fehlen nach wie vor empirische 
Studien zum Nationalsozialismus und dessen Nachwirkungen.3 Mehrere Au-
tor*innen forderten dazu auf, die Zeit nach 1945 mit ihrer Vorgeschichte zu 
kontextualisieren: Es sei komplex zu denken; sowohl räumlich, zeitlich wie 

                                                             
1  Judt 2006, so auch Stone 2014 und Knigge 2016. Die folgenden Ausführungen basieren auf 

Lenski 2017. Ich danke den Herausgebern und Peer-Reviewer*innen für die konstruktiven 
Hinweise und Anregungen. 

2  Dazu jüngst Fulbrook 2016. 
3  Wildt 2008; Wierling 2016. Hinzu kommt, dass der Ort des sozialistischen Gesellschaftsex-

periments an der Scheidelinie zwischen Ost und West bislang nicht ausreichend fruchtbar 
gemacht wurde, da die DDR nur selten adäquat kontextualisiert wurde (Niethammer 1994, 
Henke 2003, Frei 2008, Kocka 2016, Wierling 2016). Neue Aufschlüsse versprechen dabei 
Fragen der Verflechtung der Länder, ihrer Institutionen und besonders der Akteure (Bauer-
kämper 2016, Troebst 2016). Empfohlen wurde, die provinzialisierte DDR-Forschung nicht 
zu reproduzieren, sondern sie auch nach Westen zu erweitern (so Großbölting 2016). 
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begrifflich. Die Qualität eines erweiterten Fragehorizonts erweise sich daran, 
die zeitlichen und mentalen Kontinuitätslinien einzubeziehen.4  
Die nicht nur temporäre Stabilität der diktatorischen Regime nach 1945 lässt 
also fragen,5 welche Praktiken aus dem Nationalsozialismus wie nachwirk-
ten.6 Der Untersuchung von Gruppen und Einzelpersonen aus generationeller 
Perspektive kommt dabei große Bedeutung zu, da diese über die politischen 
Zäsuren hinweg Aufschluss über kohortenspezifische Prägungs-, Erfahrungs- 
und Orientierungsmuster versprechen. Oftmals wirkten die sozialen Praktiken 
der Aus- und Abgrenzung unhinterfragt weiter und reproduzierten oder adap-
tierten sich.7 Mit Blick auf die personellen und institutionellen Kontinuitäten 
ist nach dem (Weiter-) Wirken von Einstellungen, Wissensbeständen, Prakti-
ken zu fragen.8 Diese drei Dimensionen wurden für die NS-Zeit durch (kol-
lektiv-) biographische Untersuchungen beispielhaft erforscht.9 Für die Zeit 
nach 1945 liegen nur wenige solcher Studien vor.10 Es fehlen sektorenspezifi-
sche gruppenbiografische Untersuchungen, so für den Bereich der Erziehung 
und Bildung.11  
Das Beispiel der in diesem Artikel untersuchten Jenaer Erziehungswissen-
schaft zeigt den Gewinn von Studien, die biographische Längsschnitte nut-
zen, um Kontinuitäten und Dispositionen des Denkens und Handelns der 
Post-War-Gesellschaft freizulegen. Die Jenaer Universität bietet sich als Bei-
spiel an, da sich diese als reformfreudig und nach dem Mauerbau als Vorrei-
terin der Dritten Hochschulreform zeigte, was zunächst auf einen gegenläufi-
gen Befund hindeutet. Doch der biographische Längsschnitt demonstriert, 
wie sich die mentalen Traditionen unter der Oberfläche gewendeter Weltbil-
der reproduzierten. Während die Mentoren die „bürgerlichen“ Professoren 
herausdrängten, um konforme Kader zu plazieren, etablierten die Schüler 
neue Forschungsfelder wie die so genannte „Einstellungserziehung“. Mit die-
ser verankerten sich ideologische Inhalte in der Mitte des wissenschaftlichen 
Raums und provozierten damit dessen thematische und methodische Schlie-
ßung.  
Im Folgenden werden drei der wichtigsten Protagonisten der Hochschulre-
formen vorgestellt. Während der NS-Zeit in konträren politischen Lagern so-
zialisiert, stellte sich gegensätzlich zur ursprünglichen Orientierung ein ver-
                                                             
4  Niethammer 1994; Fulbrook 2016. 
5  Kaelble/Kocka/Zwahr 1994; Port 2006/2010. 
6  Herbert 1996; Fulbrook 2009/2013; Knigge 2016. 
7  Niethammer 1994/2014. 
8  Fulbrook 2016; Knigge 2016. 
9  Niethammer 1972/1982 und 1994; Herbert 1996; Wildt 2003. 
10  Für die DDR: Niethammer/von Plato/Wierling 1991; Jessen 1999; Wierling 2002; Bergien 

2013; Niethammer/Engelmann 2014; Neumann-Thein 2014; König 2014. 
11  Lenski 2017. 
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blüffend ähnlicher Befund hinsichtlich ihrer Handlungsmuster nach 1945 
heraus. Alle drei Personen wirkten auf unterschiedliche Weise seit der frühen 
DDR teils bis in die späten 1980er Jahre an der formierenden Umkreisung 
der Wissenschaftler*innen und des Nachwuchses mit, sie lieferten die inhalt-
lichen Begründungen für Disziplinierungsinstrumente und argumentierten 
zum Teil über das Jahr 1989 hinaus mit den Vorteilen der dogmatischen Er-
ziehung zur richtigen Einstellung. Die Wirkungen ihrer Tätigkeit werde ich 
im dritten Punkt am Beispiel des „Jenaer Forschungskreises“ vorstellen. 
In den 1980er Jahren zeigten sich trotz der scheinbaren Stabilität der repres-
siven Strukturen Krisen, die den Nachwuchs zum Aufbruch aus allgemein-
gültigen Wahrheiten zwangen und deshalb zu Konflikten mit den etablierten 
Verantwortungsträgern führten. Der Zukunftspessimismus der jungen Gene-
ration wurde einerseits durch die Aufrüstung in Ost und West, doch auch von 
dem ausgrenzenden und abwertenden Umgang der Erziehenden mit den 
Nachwachsenden provoziert. In Jena zeigte sich mit der Verfolgung der un-
abhängigen Friedensbewegung das Beharren auf Ausschließungsmustern, die 
durch die dortigen Forschungen zur „Einstellungserziehung“ fundamentiert 
waren.12  
Als Bezugspunkt dieser Argumentation diente das Bild vom „Neuen Men-
schen“, das als Positivstereotyp diejenigen ausschloss, die nicht der sozialis-
tischen Menschengemeinschaft angehören sollten.13 Dieser „Neue Mensch“ 
wurde in den 1960er Jahren zur „allseitig entwickelten sozialistischen Per-
sönlichkeit“ umetikettiert, was den bürokratisch-militarisierten Charakter des 
Menschenbildes jedoch nicht änderte. Arbeitsam und parteitreu, gefolgsam 
und diszipliniert, niemals aus der Zustimmungs-Ordnung ausscherend: das 
war das Ideal des Neuen Menschen.14 In diesem Denken wurde die Gesell-
schaft als Gefechtsstand im Kalten Krieg entworfen.  

2  Generationelle Konstellationen 

Der Jenaer Universitätsgeschichte von 1983 ist zu entnehmen, es sei eine 
zentrale Aufgabe der sozialistischen Umgestaltung der Universität gewesen, 
die „Gesellschaftswissenschaften als schlagkräftige Waffe im ideologischen 
Kampf der Partei zur Geltung zu bringen“: Insbesondere Georg Mende (geb. 
1910), Werner Dorst (geb. 1914) und Helmut Korch (geb. 1926) hätten sich 

                                                             
12 Zur Friedensbewegung aus der Fülle der Literatur vgl. Silomon 1999, Leistner 2016. Zu Je-

na zum Teil heroisierend u.a. Neubert 1997. 
13  Zu den Feindbildern Satjukow/Gries 2004. Zu „Der neue Mensch“ Arnd Bauerkämper in 

http://docupedia.de/zg/Bauerkaemper_neue_mensch_v1_de_2017, letzter Zugriff 05.09. 
2017. 

14  Vgl. Brock 2009, S. 220-252. 
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dabei hervorragend engagiert.15 Alle drei etablierten sich als Mentoren einer 
neuen „parteilichen“ Wissenschaftlergeneration. Ein Blick auf den Erfah-
rungs- und Wirkungsraum dieser drei Personen zeigt den Zusammenhang der 
ausgeblendeten NS-Erfahrung mit der pädagogischen Forschungspraxis. 
 
Georg Mende und der Klassenkampf  
 
Sowohl für Mende als auch für Dorst waren die „besten Lebensjahre“ im Na-
tionalsozialismus hingegangen; Korch war dort erwachsen geworden.  
Allerdings brachte der Älteste andere Erfahrungen mit als die Jüngeren. Der 
Lehrersohn Georg Mende hatte Philosophie, Psychologie, englische Philolo-
gie und Literaturwissenschaften studiert und sich kurz vor der Machtergrei-
fung mit 22 Jahren der KPD angeschlossen. Im Herbst 1933 nach Prag ge-
flüchtet, wurde er bald zur Lehre von Ernst Mach promoviert. Er kam 1935 
wegen Vorbereitung zum Hochverrat für zwei Jahre in Gestapohaft.16 Dem 
schloss sich eine als gemeinnützig bezeichnete Tätigkeit in einem Anwalts-
büro in seiner Geburtsstadt Breslau bis 1939 an. Insgesamt knapp sechs Jahre 
kämpfte er anschließend als Unteroffizier bei der Wehrmacht und erlebte 
1945 eine kurze britische Gefangenschaft. Im Jahr 1946 trat er erst in die 
Hamburger Kulturverwaltung und kurz danach in die Provinzialverwaltung 
Sachsen-Anhalt ein. Mende gehörte 1948 zum ersten Jahrgang der an der 
Parteihochschule Klein-Machnow ausgebildeten „Kaderphilosophen“17, die 
dort für die Besetzung von philosophischen Lehrstühlen ausgebildet wur-
den.18 Die Erfahrung von Haft und Kriegsgewalt blieb verschüttet. Er wurde 
als dogmatisch, engstirnig und fanatisch bezeichnet.19  
Im Krisenjahr 1953 wechselte er als Leiter der universitären Propagandak-
ommission von Halle nach Jena, da man ihm durch sein Wirken in Halle eher 
als der Jenaer Parteileitung zutraute, die „bürgerlichen Professoren“ zu reg-
lementieren und Kritiker von der Universität zu drängen.20 Zwei Jahre zuvor 
hatte er sich zwar mit einer Polemik gegen die Existenzphilosophie habili-
                                                             
15  Schmidt u.a. 1983, S. 384.; Kantel 1985, S. 7-25. In diesem Kontext wurde auch die unter 

Leitung von Max Steinmetz entstandene Geschichte der Universität lobend erwähnt. Stein-
metz 1958/1962. Vgl. Lenski 2017. 

16  Vgl. die ausführliche Vita bei Dahms 2007, S. 1282-1289, die hauptsächlich auf Mendes 
Personalakte im Jenaer Universitätsarchiv basiert. 

17  Vgl. Kapferer 1990. 
18  Vgl. Dahms 2007, S. 1583. 
19  „Mende ist stur und engstirnig fanatisch sozialistisch, sieht auch recht fanatisch aus, hat in 

der Ungarnsache, in der Bloch-Affaire usw. ganz in der Ulbrichtlinie gestanden, hat mir oft 
und so auch diesmal wieder erklärt, ich sei kein Marxist“ schrieb der Romanist Victor 
Klemperer am 20.11.1958 in sein Tagebuch (Klemperer 1999, S. 729).  

20  Lenski 2007, S. 215. 
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tiert, hatte mit seiner wissenschaftlichen Arbeit jedoch nicht überzeugt, da er 
auf der Grundlage einer recht schmalen Informationsbasis zu einseitig argu-
mentiere.21 Dennoch wurde Mende auf politischem Wege installiert und 
schließlich zum Direktor des Jenaer Instituts für Philosophie ernannt.22 Dort 
setzte er Impulse gegen die „bürgerlichen Professoren“, um deren Integrität 
und Kompetenz in Zweifel zu ziehen und sie aus der Fachgemeinschaft zu 
drängen. Dies demonstrieren sein Eingreifen in Dissertations- und Habilitati-
onsverfahren,23 die „Revisionismus“-Debatten 195824 oder die Kampagnen 
gegen zahlreiche Professoren wie die gegen den Arzt Walter Brednow 
1962.25 Mende, seit 1958 Prorektor für den wissenschaftlichen Nachwuchs, 
galt als unduldsamer Dogmatiker. Als der Jenaer Rektor Josef Hämel 1958 
kurz vor dem Universitätsjubiläum in den Westen floh, kursierte an der FSU 
der Satz: „Sei kein Dämel, mach’s wie Hämel, sonst bist Du am Ende allein 
bei Mende.“26 Dieser Spottvers karikierte den repressiven Rahmen, den Men-
de gegen Normabweichler (mit-) schuf, und in dem nur diejenigen aufsteigen 
sollten, die sich dem Diktum unterwarfen.  
Mende wurde kurz nach der Kampagne gegen Walter Brednow, dem in der 
NS-Zeit übrigens eine Karriere versagt geblieben war, mit der Medaille 
„Kämpfer gegen den Faschismus“ geehrt. Dennoch erfasste ihn die MfS-
Hauptabteilung IX/11, die Informationen zu NS-Kriegsverbrechen sammelte, 
bis 1981 in ihrer Vorgangskartei.27 Davon unberührt wirkte Mende rahmen-
setzend für die neue Wissenschaftlergeneration. Während er sich einerseits an 
der Verdrängung der bürgerlichen Professoren beteiligte, engagierte er sich 
andererseits bei der Platzierung konformer Kader, wie der von Werner 
Dorst.28 Diese Schülergeneration übernahm die weitere inhaltliche Ausgestal-
tung der neuen Universität. 
 
Werner Dorst und der Neue Mensch 
 
Werner Dorst war 1958 wegen „Revisionismus“-Vorwürfen als Direktor des 
Deutschen Pädagogischen Zentralinstituts abgelöst worden. Dank einer ideo-
logischen Kampfschrift gegen die westdeutsche Pädagogik konnte er sich je-

                                                             
21  Vgl. Dahms 2007, S. 1584. 
22  Vgl. ebd., S. 1585. 
23  Vgl. u.a. die Promotionen von Günter Mortan und Eckhard Mesch. Dazu Dahms 2007, S. 

1573-1575. 
24  Vgl. Lenski 2007, S. 216-217.  
25  Vgl. Tomesch 2003, S. 43. 
26  Lenski 2007, S. 216-217. 
27  Vgl. BStU, MfS, HA IX/11, AK 1396/81. 
28  Vgl. Dahms 2007, S. 1573-1575.  
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doch habilitieren und damit rehabilitieren, was von seinem Zweitgutachter 
Mende unterstützt wurde.29 Im Jahr 1961 folgte Dorst diesem als Prorektor 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs und stieg 1962 für zwei Jahre zum 
Ersten Prorektor und damit in das wirkmächtigste Universitätsamt auf. 
Seine Vorgeschichte hatte ihn, der sich als Arbeitersohn bezeichnete, aller-
dings vorerst zum Erzieher der hitlertreuen Jugend qualifiziert. Der Ge-
schichtslehrer war zum 1. Juli 1933 der SA beigetreten und hatte sich damit 
in deren Gewaltraum integriert. Im Jahr 1934 trat er mit dreiundzwanzig Jah-
ren der NSDAP bei und gehörte seit 1938 dem Nationalsozialistischen Lehr-
erbund an, bevor er 1941 in Halle das Examen für den höheren Schuldienst 
ablegte.30 Obendrein bewarb er sich als Erzieher einer Adolf-Hitler-Schule.31 
Diese Parteischulen waren beauftragt, die erbgesundheitlich und rassisch 
einwandfreie Partei- und Kampfelite zu erziehen. Die mit einer Gymnasial-
lehrerbefähigung ausgestatteten Erzieher wurden zwei Jahre lang auf der Or-
densburg Sonthofen speziell für die Adolf-Hitler-Schulen vorbereitet.32 Die 
handverlesenen Bewerber sollten bereits über eigene Erfahrungen als Hitler-
Jugendführer verfügen, womit die Trennung von Wissensvermittlung und Er-
ziehung ausdrücklich aufgehoben wurde.33 Die Ausbildung spielte sich zu-
dem in einem militarisierten Regime ab.34 Das verweist auf die enge Bindung 
zur NS-Ideologie und zur „Menschenerziehung“ jener Zeit. 
Im Jahr 1941 wurde Dorst in das III. Bataillon des Grenadierregiments 445 
der Wehrmacht eingezogen. Zwei Jahre darauf geriet er, immerhin als Ober-
leutnant, in sowjetische Gefangenschaft, wo er sich 1944 dem Nationalkomi-
tee Freies Deutschland anschloss. Seit 1946 assistierte er in der Zentralen An-
tifaschule Krasnogorsk für drei Jahre der Umerziehung seiner Kameraden in 
Geschichte und Philosophie. Als er 1949 zurückkehrte, hatte er zwei Jahre an 
der Ostfront und sechs Jahre im Lager verbracht. 
Dieser Erfahrungsraum unterscheidet sich zunächst in der ursprünglichen 
Orientierung und der damit verbundenen Konsequenzen von dem seines 
Mentors Georg Mende. Während bei diesem allerdings eine Orientierungs-
Kontinuität sichtbar wird, wurde der Standpunkt von Dorst aus der Erfahrung 
des unterlegenen Herrenmenschen gespeist.35 Er trug die erlernte Praxis wei-
ter, andere im Sinne der eigenen Ideologie zu formen. In Krasnogorsk lernte 
                                                             
29  Vgl. dazu und zum Folgenden, sofern nicht anderweitig belegt, Friedenthal-Haase 2007, S. 

2071-2105. 
30  Vgl. ThStA Rud BPA Gera; UPL Jena 849, Bl. 16; ThStA Rud BPA Gera; UPL Jena 289, 

Bl. 29r.; Geißler 2010, S. 251f. 
31 Geißler 2010, S. 251f. 
32  Vgl. Klare 2011, S. 137-160. 
33  Vgl. Feller/Feller 2001, S. 140f. 
34  Vgl. Wiwie 2010, S. 214f. 
35  Vgl. zu seiner Umorientierung Friedenthal-Haase 2007, S. 2073. 
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er, seine Orientierung zu adaptieren.36 Die sowjetische Kollektiverziehung im 
Stil Makarenkos, wie sie Dorst vertrat, diente der Herstellung eines homoge-
nen (Kollektiv-) Subjekts.37 Die dafür notwendige Ausbildung des „richti-
gen“ Weltbildes etablierte sich später in der DDR als wichtigster Bestandteil 
der Erziehung. Sie zieht sich nach seiner Umorientierung als zweite Schicht 
und Kontinuum durch Dorsts Leben. Nach der Ablösung als Direktor des 
Deutschen Pädagogischen Zentralinstituts konnte er sich dank genannter Ha-
bilitation und des seit 1959 eingerichteten „Jenaer Forschungskreises“ zur 
„Einstellungserziehung“ an der FSU etablieren. 
Seine NS-Belastung schien ihm vorerst nicht zu schaden. Allerdings ist nicht 
auszuschließen, dass er 1964 deshalb so abrupt als Erster Prorektor sowie als 
Prorektor für den wissenschaftlichen Nachwuchs ausschied, weil die SED-
Bezirksleitung im gleichen Jahr über die Belastung informiert wurde.38 Das 
änderte nichts an seiner Wirksamkeit an der Sektion Erziehungswissenschaf-
ten der FSU, wo er bis 1974 als Direktor und Lehrstuhlinhaber für systemati-
sche Pädagogik verblieb. Obwohl 1977 emeritiert, publizierte er weiterhin bis 
1989 und trug intensiv zur Diskussion um die „Einstellungserziehung“ bei. 
Er blieb der „Abgrenzung nach außen und der Landnahme nach innen“39 ver-
pflichtet, wie es seine Habilitation 1961 exerziert hatte. Zeitlebens fand er 
nicht aus der „Kartierung des feindlichen Geländes“40 heraus.  
 
Helmut Korch und die Sicherheit des Schweigens 
 
Georg Mende begutachtete gemeinsam mit dem dritten „Schrittmacher“, mit 
Helmut Korch, mehrere Dissertationen zur „Einstellungserziehung“. Damit 
schließt sich der Kreis zur jüngeren Schülergeneration Mendes, die in ihrer 
Jugend die weitestgehende Radikalisierung erlebt hatte. Die Hitlerjugend- 
bzw. Aufbaugeneration der DDR war zu jung gewesen, um eine andere Welt 
als die des Nationalsozialismus erfahren zu haben. Ihr stand kaum genug re-
lativierendes kulturelles Kapital zur Verfügung. Das deutet sich mit den 
schemenhaft nachzuvollziehenden Lebensstationen von Helmut Korch an. 
Dieser, 1926 geboren, war derjenige unter den drei „Schrittmachern“, dessen 
Horizont auf den Nationalsozialismus beschränkt war, und der die Kriegsra-
dikalisierung durchlaufen hatte.41 Lediglich eine kurze englische Gefangen-
                                                             
36  Vgl. u.a. Dorst 1953. 
37  Ebd. Vgl. Studer/Haumann (Hg.) 2009. 
38  Vgl. ThStA Rud BPA Gera, UPL Jena 288, Bl. 58f. Dort wird ausdrücklich festgehalten, er 

sei „faschistisch belastet”. 
39  Friedenthal-Haase 2007, S. 2080.  
40  Ebd. 
41  Weiterführend vgl. Wierling 2009, S. 204-219. 
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schaft in Italien lässt sich als Bruch konstatieren.42 Dies wurde angestrengt 
beschwiegen. Seine Erfahrung deutete sich erst an, als zum Ende der 1970er 
Jahre sein Sohn einem Bekannten beichtete, der Vater sei als SS-
Gebirgsjäger schuldig geworden, was prompt die Stasi erfuhr.43 Die offiziel-
len Stellen reagierten jedoch nicht auf diese verschwiegene NS-Belastung.  
Sein Eintritt in die SED im Jahr 1946 lässt deshalb fragen, wie es zum Orien-
tierungswandel kam. Diese Frage wird jedoch vorerst nicht zu lösen sein. 
Von 1947 bis 1950 bereitete sich Korch mit einem Studium an der Jenaer ge-
sellschaftswissenschaftlichen Fakultät auf eine schnelle Dozentenlaufbahn als 
Gesellschaftswissenschaftler vor. Er war der überhaupt erste Aspirant des 
Jenaer Instituts für Gesellschaftswissenschaften und wurde dort dank einer 
Sonderförderung promoviert.44 Bereits während der „Treitschke-Diskussion“ 
engagierte er sich 1951 gegen den prominenten „bürgerlichen“ Historiker 
Karl Griewank.45 Diskussionen wie diese sollten die wissenschaftliche Repu-
tation der so genannten bürgerlichen Professoren beschädigen und diese aus 
dem Amt drängen.46 Von 1959 bis 1963 und von 1969 bis 1972 amtierte 
Korch als Direktor des Instituts für Marxismus-Leninismus (IML), wo er 
letztere Praxis fortsetzte.47 So meldete er sich 1962 wie auch Mende und 
Dorst u.a. in der oben erwähnten politischen Affäre gegen den Jenaer Inter-
nisten Walter Brednow zu Wort.48 Als Institutsdirektor wurde er zudem seit 
1963 als inoffizieller Mitarbeiter der MfS-Hauptverwaltung Aufklärung ge-
führt.49 Seit dem gleichen Jahr leitete er den neu eingerichteten Forschungs-
schwerpunkt „Philosophische Fragen der Naturwissenschaft, Hypothese und 

                                                             
42  Vgl. ThStA Rud BPA SED Gera, UPL Jena 849, Bl. 4: Delegiertenkonferenz SED UPL Je-

na 1966; SU 28, Nr. 3 (1985), S. 4; Schmidt u.a. (Hg.) 1983, S. 534; UAJ, Bestand M 656/6, 
Bl. 41. 

43  Vgl. BStU, MfS, BV Gera, AKG-VSH 1973, Information der HA II/7 Nr. 2208/77; ThStA 
Rud BPA SED Gera, UPL Jena 849, Bl. 4. 

44  Insbesondere am Institut für Gesellschaftswissenschaften war die Zahl der außerplanmäßi-
gen Aspiranturen nach der Verordnung über die wissenschaftliche Aspirantur an den Uni-
versitäten und Hochschulen vom 15.11.1951 stark angewachsen. Waren es 1949 sieben ge-
wesen, stieg die Zahl bis 1954 auf 66. Vgl. Kantel 1985, S. 12-14. Zu Korch vgl. Ploenus 
2007, S. 211-216, 239-241. 

45  Vgl. Kaiser 2007, S. 241-266. Es beteiligten sich zahlreiche SED-Mitglieder. Lenski 2017, 
S. 90. 

46  Im Ungarn-Jahr 1958 kritisierte er den „physikalischen Idealismus Carl-Friedrich von 
Weizsäckers“, das Thema seiner Promotion 1958. Vgl. UAJ M 656/6, Habilitationsakten 
1965, Bl. 41. 

47  Vgl. Schmidt u.a. (Hg.) 1983, S. 467; Ploenus 2007, S. 142, 211-216, 239-242.  
48  Vgl. Korch 1962. 
49  Vgl. BStU, MfS, HV A 4601/60 (seit 1959); BStU, MfS IM „Ebert“ Reg.-Nr. XV 3928/63, 

AIM 2768/72. Die HV A/V (später HV A/XIV) betrieb Wissenschaftsspionage. Vgl. Mül-
ler-Enbergs 2011, S. 213-214. Zur Rolle der HV A/XIV in Jena: Vgl. Lenski 2017.  
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Theorie in der Naturwissenschaft“, später den entsprechenden Lehrstuhl am 
Institut für Marxismus-Leninismus.50 Als er 1964 zum Sektionsdirektor er-
nannt wurde, lautete die öffentliche Begründung dafür unter anderem, dass 
dank seiner Hilfe enge Kontakte zur Militärakademie in Dresden geknüpft 
worden seien.51 Die enge Bindung zwischen Universität und Militärakademie 
symbolisierte einmal mehr die weitere Militarisierung der Universität.  
Bis zum Oktober 1966 amtierte Korch für ein Jahr u.a. in der Nachfolge von 
Mende und Dorst als Prorektor für den wissenschaftlichen Nachwuchs, wo-
mit er über sein Fachgebiet hinaus in wissenschaftliche Karrieren eingreifen 
konnte.52 Seit 1967 gehörte er als Lehrstuhlleiter „Philosophische Fragen der 
Naturwissenschaft“ der Arbeitsgruppe zu zentralen Problemen der Koopera-
tion von Zeiss-Betrieb und FSU an, denn die FSU war beauftragt, die „ideo-
logischen Führungsprozesse“53 des Zeiss-Betriebs zu unterstützen. Rückbli-
ckend pries die universitätsinterne Historiographie seinen Lehrstuhl als 
„ideologischen Schrittmacher“.54  
Das Beispiel demonstriert zwei Pfeiler der „sozialistischen Wissenschaft“. 
Da Korch die eigene Erfahrung beschwieg und somit verdrängte, konnte sein 
vormaliges Menschenbild lediglich unter ideologischen Prämissen humani-
siert werden. Dies trug zur Herausbildung einer „neuen“ Wissenschaft bei, 
die notwendig Konkretes verdrängen musste. Es demonstriert die enge Ver-
knüpfung von Ideologisierung, Militarisierung und geheimem Handeln im 
Zusammenhang mit den innerhalb der Bürokratie besetzten Positionen. 

3  „Einstellungserziehung“: Der Jenaer Forschungskreis 

In der Diskussion um die Einordnung der DDR-Erziehungswissenschaft zei-
gen sich insbesondere zwei Strömungen, die an die Reflexion über die NS-
Pädagogik bzw. -Erziehungswissenschaft erinnern.55 Die einen übergehen sie 
stillschweigend, die anderen fordern ihre Analyse und Einordnung, um men-
tale Kontinuitäten nicht zu vertuschen.56 Die besondere Rolle der DDR-
Universitäten ist selten thematisiert worden, wie es die Anhörungen der En-
quete-Kommissionen „Aufarbeitung der Geschichte und Folgen der SED-

                                                             
50  Vgl. Zimmermann/Tomesch 2007, S. 1339-1340. Auch Zinserling, Dorst, Friedrich Möbius, 

Rudolf Neubert und Eberhard Goetze hatten sich öffentlich gegen Brednow ausgesprochen. 
Vgl. SU (1962), Jg. 5, Nr. 2-7, 9, 12. 

51  Vgl. SU Jg. 11 (1968) 19, S. 4. 
52  Vgl. Lutze u.a. 2007, S. 2270. 
53  UAJ, BC 588, unpag.: Festlegungen vom 29. 6.1967. 
54  Kantel 1988, S. 10 (unv.); Ders. 1985, S. 7-25, hier S. 11. 
55  Vgl. zusammenfassend zum Diskurs um die NS-Zeit Bair 2011, S. 13-26, hier S. 14.  
56  Vgl. Tenorth 1989, S. 261-280. 
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Diktatur in Deutschland“ in den 1990er Jahren demonstrierten: Dort erhielten 
Zeitzeug*innen und Experten Gelegenheit, während zweier Sitzungen zum 
Problem der „Erziehung zur sozialistischen Persönlichkeit“ zu reflektieren. 
Der damalige Rektor der Martin-Luther-Universität Halle bestritt bereits vor 
Beginn der eigentlichen Debatte die zentrale Bedeutung des sozialistischen 
Menschenbildes für die Universität, auch wenn besonders bei den Studieren-
den die ideologische Erziehung rigide Formen angenommen hätte. Die weite-
re Diskussion konzentrierte sich auf die Schule, die Universität blieb weithin 
unbeachtet.57  
Dabei war diese ganz besonders mit der Formierung des „Neuen Menschen“ 
beauftragt. Waren zunächst die Studierenden die Adresse der Interventionen, 
mussten sich das Lehr- und Verwaltungspersonal und selbst die parteilosen 
Universitätsangehörigen ideologischen Passageriten unterwerfen.58 Die Uni-
versitäten hatten einen Deutungsrahmen für die heranzubildenden Kader zu 
liefern, die wiederum zur „richtigen Einstellung“ zu erziehen hatten. Dieser 
Anspruch verdichtete sich mit dem Bildungsgesetz von 1965 und mehr noch 
mit der Dritten Hochschulreform. 
Während in der Bundesrepublik, wenn auch langsam, eine kritische Reflexi-
on einsetzte, konzentrierte sich die DDR-Diskussion auf die Erziehung des 
als Kollektivperson konzipierten sozialistischen Menschen. Der Erfahrungs-
raum der NS-Zeit blieb ausgeblendet, so dass zwar die Utopie beschworen 
wurde, doch die konkrete Vergangenheit außen vor blieb.  
Seit der Dritten Hochschulreform waren diejenigen Instrumente an der Uni-
versität installiert worden, die insbesondere die sichtbare Unterordnung derer 
zu erzwingen hatten, die nicht der Partei angehörten, wobei ideologische, mi-
litärische und geheime Kooperationen ineinandergriffen.59 Deshalb bildeten 
die Jenaer Gesellschaftswissenschaften den Forschungskreis „Erziehung zur 
gesellschaftlichen Verantwortung“, den Werner Dorst leitete. Der zweiten 
Gruppe „Philosophische Fragen der Naturwissenschaft“ stand Helmut Korch 
vor.60 Beide entdeckten den Zeiss-Betrieb als Praxisfeld. Bislang hatte Erste-
rer mit Erziehungsexperimenten in den Schulalltag eingegriffen.61 Nun erwei-
terte er sein Handlungsfeld: Die Gruppe führte nach Gründung des For-
schungsverbandes „Wissenschaftlicher Gerätebau“ im Schuljahr 1970/71 ein 

                                                             
57  Vgl. Berg 1995, S. 205-210. Zu „Der neue Mensch“ Arnd Bauerkämper In: http:// docupe-

dia.de /zg/Bauerkaemper_neue_mensch_v1_de_2017, letzter Zugriff am 05.09.2017. 
58  Zu Passageriten vgl. Gennep 1909 und Turner 1969. 
59  Vgl. Ohse 2003, S. 116-118, 163.  
60  Zu Helmut Korch vgl. Schmidt u.a. (Hg.) 1983, S. 405; Ploenus 2007, S. 211-216, 239-241. 
61  Vgl. Fiedler 1967 (unv.).  
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Massenexperiment mit 2000 Lehrlingen im neu eröffneten Großinternat des 
Jenaer Zeiss-Betriebs zur „Selbsterziehung der Lehrlinge“ durch.62  
So spannten die Gesellschaftswissenschaften in Universität und Betrieb einen 
ideologischen Bezugsrahmen, dem sich nicht nur die Geistes-, sondern auch 
die Naturwissenschaftler zu verpflichten hatten. 
Die Wirkungen der so errichteten Architektur der Jenaer Erziehungswissen-
schaft lassen sich anhand diverser Dissertationen aus dem „Jenaer For-
schungskreis“ verfolgen. Der spätere Parteisekretär der Universität reichte 
1966 seine Dissertation ein.63 In einem einjährigen „Feldexperiment“ in meh-
reren neunten und zehnten Klassen mussten sich Jenaer Schüler*innen nach 
der stalinistischen Methode von Kritik und Selbstkritik zur FDJ erklären. Die 
Schülerinnen und Schüler durften in diesem „Feldexperiment“ die dafür ver-
wendeten Fragebögen nicht anonym ausfüllen, was mit der generellen Unter-
stellung begründet wurde, sie hätten bei anonymer Abfrage keine realen 
Meinungen niedergelegt, was die wissenschaftliche Methodik quasi auf den 
Kopf stellte. Das generelle Misstrauen gegenüber den Nachwachsenden stand 
demnach a priori und ersetzte Vertrauen und selbständiges Denken. Im Jahr 
1965 gaben Kritiker zu bedenken, die Kinder würden mit derartigen Erzie-
hungspraktiken zur Lüge erzogen.64 Doch der Gutachter der Dissertation, 
Werner Dorst, lobte den Durchgriff.65 Die Studie diene „unmittelbar der Er-
ziehungspraxis“, da nach dem erwähnten „Feldexperiment“ „signifikante 
Verhaltensänderungen“ auf Schüler*innenseite eingetreten seien.  
Der Mentor selbst trennte somit nicht Beobachtung und Intervention, plädier-
te aber für die Geheimhaltung der Studie.66 Keines der Gutachten monierte 

                                                             
62  Vgl. Kaffenberger 1972, S. 161f. (unv.). 
63  Vgl. Fiedler 1967 (unv.). Peter Fiedler (geb.1936), 1951-1955 Abitur ABF Halle, 1954 

Kandidat SED, 1955-1960 Studium FSU Lehrer Deutsch/Geschichte, 1960-1964 1. Sekretär 
FDJ-HSGL FSU, 1965-1967 wiss. Aspirant FSU/Pädagogik, 1966-1972 UPL-Sekretär FSU, 
später Stellvertretender Minister für das Hoch- und Fachschulwesen. Vgl. ThStA Rud BPA 
SED Gera UPL Jena 849, Bl. 20: Kurzbiographie (1966); Lölke 1984 (unv.). 

64  Vgl. Ohse 2003, S. 238. Die Kritik kam von prominenter Stelle, vom Staatssekretär für 
Kichenfragen. 

65  Vgl. ThStA Rud BPA SED, UPL Jena 0289, Bl. 29, Fragebogen. 
66  Vgl. UAJ, Bestand M Nr. 619/17, Bl. 133-136, Erstgutachten von Dorst. In seinen Thesen 

beschrieb Fiedler seine Erkenntnismethoden (ebd. Bl. 141 und 147 f.): „Einstellungsbildung 
durch die Tätigkeit der FDJ-Gruppen in 9. und 10. Klassen […] Meßpunkte: Lern- und Ar-
beitsleistung, Bereitschaft zur FDJ-Funktion, Verhältnis Erwartung/Bereitschaft, Verhältnis 
zur FDJ (Plakat), Verhältnis zur FDJ (Aufsatz), Verhältnis zur FDJ (produktiv oder rezep-
tiv), Einstellungsskala, Einschätzung eigener Mitarbeit, Sozialprestige, Beurteilung durch 
Mitschüler, Einschätzung durch Lehrer […], Aktivitäten mit der Versuchsklasse: 1. monatli-
che Mitgliedervollversammlung als Kristallisationspunkt, 2. marxistische Zirkel zur Festi-
gung des Aktivs, 3. ständige Analyse der Lerneinstellung und -ergebnisse, gesellschaftlich 
wertvolle, kollektive Arbeitsleistungen, vielseitige Tätigkeit auf kulturellem und sportlichem 



70 Katharina Lenski 

die Vermischung von Beobachtung und Intervention im Experiment. Durch 
die Geheimhaltung entzog sich die Arbeit dem Diskurs, was kein Einzelfall 
blieb und als weiteres wissenschaftsfremdes Element in den Normenkatalog 
der neuen Wissenschaft einzog.  
Theorie und Praxis zu verbinden, hieß nun nicht nur, den geistigen und habi-
tuellen Marschtritt der Schüler*innen zu messen, sondern auch Abweichun-
gen und selbst gelinde Anzeichen von Individualität zu bestrafen. Wenn auch 
die Jenaer Arbeitsgruppe in den örtlichen Schulen mit darüber hinausgehen-
den Forderungen zunächst kaum gehört wurde,67 fand sie beim FDJ-
Zentralrat Resonanz.68  
Damit deutet sich ein Netzwerk an, das eine scheinbar stabile Realität schuf, 
die jedoch auf Misstrauen und Geheimhaltung beruhte. Das Thema der „Ein-
stellungserziehung“ aktualisierte sich unter den Etiketten von Didaktik und 
soziologischer Forschung bis zum Ende der DDR, wie aus einer langen Liste 
weiterer Arbeiten hervorgeht.69 Damit hatte sich in der Erziehungswissen-
schaft eine Themen- und Methodenverfestigung eingestellt, die bis zum Jahr 
1989 herrschte.70 

4  Erziehungswissenschaften in der Post-War-Gesellschaft  

Zusammenfassend zeigt sich, dass die „Einstellungserziehung“ die Ausgren-
zung von Themen und Personen als wissenschaftliches Prinzip etablierte, was 
den Gedanken einer fragenden, prinzipiell offenen Forschung konterkarierte. 
Die Bürokratie hielt die im Forschungskreis entstehenden Studien zum Teil 
jahrzehntelang geheim, womit sie dem Diskurs und damit einer der wichtigs-
ten Wissenschaftsbedingungen entzogen waren. Zugleich gingen sie jedoch 
in pädagogische Handlungsanweisungen ein. Die Argumente leiteten sich 
von Feindbildern ab, die an die der Staatssicherheit anschlossen. Sie rekur-
rierten auf das Feindbild der „politisch-ideologischen Diversion“, die insbe-
sondere unter der Jugend befürchtet wurde. Tatsächlich handelte es sich um 
einen Zuschreibungsprozess, der mit der Realisation des „sozialistischen 
Menschen“ argumentierte. So entwickelten sich Feindbildräume, welche die 
sachliche Grundlage der Wissenschaft zugunsten bürokratisch-ideologisie-
render Routinen einhegten. Diese waren durch ihren zentralen Bezug zum 
Objekt „Jugend“ verbunden. Untersucht man die Übersetzung des Begriffs 

                                                                                                                                   
Gebiet.“  

67  Vgl. UAJ, Bestand M Nr. 619/17, Bl. 151. 
68  Vgl. Kaffenberger 1972, S. 260 (unv.). 
69 Lenski 2017, S. 97-102. 
70 Vgl. zur Wissenserzeugungsforschung Tenorth 2016, S. 502-512. Vielen Dank an Gert 

Geißler für den Hinweis. 
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„Erziehung“, wird dessen ent-individualisierende Funktion wie auch die För-
derung ideologischer und militarisierter Denkmuster deutlich.  
Langfristig setzten sich an der Universität Konventionen durch, die ideologi-
schen und methodischen Dogmatismus mit Wissenschaft gleichsetzten, quan-
titative Symbole an die Stelle qualitativen Denkens setzten sowie Unkonven-
tionalität und Selbstständigkeit als unwissenschaftlich stigmatisierten. Damit 
wandelten sich die anfangs mobilisierenden Prozesse von Ideologisierung 
und Bürokratisierung im Verbund mit der Geheimhaltung zu einem sich ste-
reotyp wiederholenden Muster, das die für die Erkenntnis notwendige Refle-
xion blockierte. 
Die Erfahrungen des Nationalsozialismus galten dank der überlegenen mar-
xistisch-leninistischen Weltanschauung zwar als revidiert. Doch die Prakti-
ken und Praxen zeigen den zweifelhaften Reflexionsgrad des historischen 
Erbes, wie die biografischen Beispiele von Georg Mende, Werner Dorst und 
Helmut Korch sowie die von ihnen geförderte Forschung zeigen. Letztere er-
streckte sich mit dem Anspruch auf die Jenaer Schulen und Fachschulen, 
messbare Bewusstseins- und Verhaltensänderungen zu erzielen, was der Ver-
drängung der Wissenschaftskriterien gleichkam. Als wichtiger Faktor der 
insgeheimen Transformation von Wissenschaftsverständnis, Wissensbestän-
den und Aushandlungsweisen zeigt sich die Geheimhaltung, die sowohl den 
öffentlichen wissenschaftlichen Diskurs durchkreuzte als sich auch auf die 
Positionen der Personen im Kommunikationsraum auswirkte. Die Architektur 
des Raums war zunehmend nicht von horizontalen Diskurskreisen bestimmt, 
sondern von vertikalen Flüster- und Schweigewänden durchkreuzt. 
Betrachtet man abschließend die vorn erörterte „Einstellungserziehung“, 
zeichnet sich für die 1980er Jahre der Trend ab, die Ideologisierung militä-
risch zu spezialisieren, indem die Studienfächer auf ihre militärische Indi-
enstnahme im Sinne der sozialistischen Weltordnung interpretiert wurden. 
Die im Sample betrachteten Erziehungswissenschaftler, die im „Jenaer For-
schungskreis“ zu Fragen der „Einstellungserziehung“ forschten, erarbeiteten 
Handlungsanleitungen für Schulen, politische Bildung und Jugendhilfe. Da 
als Grundlage die Abwertung und Ausgrenzung derjenigen diente, die abwei-
chende Meinungen oder divergierende kulturelle Muster vertraten, wirken 
diese Praktiken bis heute nach, wenn auch die Neuordnung der Jenaer Erzie-
hungswissenschaft nach 1989 diese Kontinuität zu brechen scheint.71 
 

                                                             
71  Die wichtigste Berufsgruppe, welche die beschriebenen Einstellungs- und Handlungsmuster 

weiterhin vertrat, waren die Lehrerinnen und Lehrer, die in der DDR auf die Realisierung 
der „allseitig entwickelten sozialistischen Persönlichkeit“ konditioniert worden waren und 
im Aufarbeitungsdiskurs kaum einen Ort für eine Umorientierung fanden, die ihr gelebtes 
Leben integrierte. 
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Robert Troschitz 
 
 
Der Markt hat immer recht – Die britische  
Hochschulpolitik der Thatcher und Major-Ära 
 
 

1  Einleitung 

Man stelle sich folgende fiktive Situation vor: Eine junge Studentin, die An-
fang der 1960er Jahre eine britische Universität besucht, fände sich plötzlich 
im Jahr 2017 wieder. Egal wie sie diese Reise in die Zukunft bewältigt hätte, 
ob durch eine Zeitmaschine, einen langen Tiefschlaf oder einen Riss im 
Raum-Zeit-Kontinuum, die interessante Frage ist letztlich, mit welchen Ver-
änderungen sie sich konfrontiert sähe. Abgesehen von allerlei technischen 
Neuentwicklungen, wie Computern und Smartphones, müsste sie zum Bei-
spiel erfahren, dass sie nicht mehr zu den wenigen Privilegierten gehört, son-
dern dass nahezu jede Zweite heute ein Studium aufnimmt.1 Viel schockie-
render wäre aber sicherlich die Erkenntnis, dass ihr Studium nicht mehr vom 
Staat finanziert wird und sie stattdessen Gebühren von bis über 9000 £ pro 
Jahr zu zahlen hat. Wenn sie eine Weile im Internet recherchierte, wäre sie 
sicherlich auch erstaunt, dass ihr Seiten wie ‚Unistats‘ oder ‚Which? Univer-
sity‘ für jeden Studiengang und jede Hochschule das Durchschnittseinkom-
men der Graduierten anzeigen, und wahrscheinlich wäre sie ebenso verwun-
dert darüber, wie Universitäten und Studiengänge mit Zahlen bewertet und in 
Rangordnungen platziert werden. Tatsächlich existiert, wie sie nach kurzer 
Zeit feststellen würde, ein regelrechter Hype um derartige Rankings. Noch 
viel mehr verwirrt wäre sie jedoch darüber, wie grundlegend sich scheinbar 
das Verhältnis zwischen Hochschulen und Studierenden gewandelt hat. Aus 
einer Zeit kommend, in der sie als 19-Jährige rechtlich noch nicht volljährig 
war und in der die Studierenden nur wenig Mitspracherechte besaßen, könnte 
sie es kaum fassen, wie sehr sich heute alles um die Zufriedenheit der Studie-
renden dreht und dass auch diese wiederum in Rankings erfasst wird. Ange-

                                                             
1  Während 1962 nur 8,5 Prozent der 19-Jährigen für ein Vollzeitstudium eingeschrieben wa-

ren, liegt die Studienanfängerquote bis zum dreißigsten Lebensjahr heute bei fast 50 Prozent 
(vgl. Committee on Higher Education 1963, Table 4; Department for Education 2016, Table 
1). 
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sichts dessen, wie die Hochschulen ihre Angebote auf Internetseiten und in 
Hochglanzbroschüren bewerben, beschliche sie das Gefühl, dass nicht mehr 
Studierende um einen Studienplatz konkurrierten, sondern vielmehr die 
Hochschulen um Studierende. Hochschulen, so würde die Zeitreisende leicht 
irritiert resümieren, verhalten sich nicht mehr wie Autoritäten. Sie sind zu 
Unternehmen in einem Markt geworden, für den Studierende vor allem zah-
lungskräftige Kunden sind. 
Ob der zeitreisenden Studentin ihre neue Welt gefiele, soll an dieser Stelle 
offen bleiben. Entscheidend ist vielmehr die Feststellung, dass das britische 
Hochschulsystem in den letzten Jahrzehnten einen massiven Wandel durch-
laufen hat. Insbesondere mit der Einführung von Studiengebühren im Jahr 
1998 und deren sukzessiver Erhöhung wurde die Hochschullandschaft zu-
nehmend in ein Marktsystem umgestaltet, in dem die Studierenden für ihr 
Studium bezahlen und mit ihren ‚Kaufentscheidungen‘ bestimmen, welche 
Hochschule und welcher Studiengang am Markt überleben und welche nicht.  
Diese ‚Vermarktlichung’ des britischen Hochschulsystems steht im Fokus 
des folgenden Beitrags. Dabei ist es nicht das Ziel, diesen Prozess in seiner 
Gänze nachzuzeichnen. Vielmehr soll rückblickend speziell die Hochschul-
politik der Regierungen Thatcher (1979-90) und Major (1990-97) betrachtet 
werden, wobei der Schwerpunkt auf den 1980er und frühen 90er Jahren liegt. 
Dass in dieser Zeit ein tiefgreifender Umbruch stattfand, ist hinlänglich be-
kannt. So erlebten die Universitäten massive Mittelkürzungen,2 die For-
schungsfinanzierung wurde grundlegend umgestaltet, die Universitäten verlo-
ren an Autonomie und der Staat griff sehr viel stärker in die Gestaltung des 
Hochschulsektors ein. Diese Entwicklungen, insbesondere das sich verän-
dernde Verhältnis zwischen Hochschulen und Regierung, wurden vielfach 
aufgearbeitet und sollen hier nicht noch einmal im Detail wiedergegeben 
werden.3 Stattdessen geht der Beitrag der Frage nach, inwiefern in diesen 
Jahren bereits die Vermarktlichung der Hochschulen vorangetrieben wurde, 
selbst wenn so einschneidende Veränderungen wie die Erhebung von Stu-
diengebühren noch in der Zukunft lagen. Dabei sind nicht nur konkrete Re-
formen relevant, sondern ebenso die Diskursverschiebungen und ideologi-
schen Neuorientierungen, die sich in Weißbüchern, Berichten und Reden zei-

                                                             
2  Die Kürzungen lagen im Durchschnitt bei 17 Prozent. Da das für die Mittelvergabe zustän-

dige University Grants Committee die Einsparungen nicht auf alle Universitäten gleich um-
legte, waren die Auswirkungen höchst unterschiedlich. Die Universität Salford musste zum 
Beispiel Kürzungen um 44 Prozent verkraften, wohingegen York mit nur zwei Prozent da-
vonkam (vgl. Stewart 1989, S. 226). 

3  Siehe dazu vor allem Salter/Tapper 1994; Kogan/Hanney 2000; Tapper 2007 und Shattock 
2012. 
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gen und die die Weichen für die Hochschulpolitik nachfolgender Regierun-
gen stellten. 
Da die Umgestaltung des Hochschulsystems nach Marktprinzipien kein 
Selbstzweck war, werden im Folgenden zuerst die übergeordneten Bildungs-
ziele der Thatcher- und Major-Regierungen genauer beleuchtet. Im An-
schluss daran wird dargelegt, was ein als Markt organisiertes Hochschulsys-
tem auszeichnet, und untersucht, welche Schritte und Vorarbeiten in dieser 
Richtung in den 1980er und frühen 90er Jahren geleistet wurden, wobei der 
Fokus auf der Rolle von Studiengebühren, der ‚Qualitätsdebatte‘ und der 
Forderung, Studierende als ‚Kunden‘ zu betrachten, liegt. Im letzten Schritt 
wird die Vermarktlichung in Beziehung zu den zuvor analysierten Bildungs-
zielen gesetzt und das Problem erörtert, ob und wie ein Markt als Steuersys-
tem zum Erreichen bestimmter Bildungsziele beitragen kann. Die 1980er Jah-
ren nehmen auch hier eine Schlüsselposition ein, da in dieser Zeit Lösungs-
ansätze für dieses Problem entstanden, die die weitere Vermarktlichung des 
Hochschulsektors entschieden vorantrieben. 

2  Bildung für den Arbeitsmarkt 

Einen der zentralen Streitpunkte in der Debatte um die Ziele und Aufgaben 
der Hochschulen bildete und bildet immer noch die Frage, ob die Hochschu-
len und vor allem die Universitäten ‚Dienstleister‘ seien oder aber eine kriti-
sche Funktion innerhalb der Gesellschaft innehätten. Während die Regierun-
gen vor allem ab der Nachkriegszeit oft zu ersterem tendierten, betonten 
Akademiker wie Walter Moberly und F. R. Leavis die Wichtigkeit einer kul-
turellen und kritischen Bildung.4 Als die bis dato umfassendste Untersuchung 
der britischen Hochschulen unternahm der Robbins Report (1963) den Ver-
such, diesen unterschiedlichen Ansprüchen gerecht zu werden und definierte 
vier Aufgaben für die Hochschulen, die zu festen Referenzpunkten innerhalb 
der Debatte wurden. Aufgabe der Hochschulen war demnach die fachliche 
Ausbildung für den Arbeitsmarkt, die allgemeine intellektuelle Bildung, die 
Forschung und ‚Suche nach Wahrheit‘ sowie die Vermittlung gemeinsamer 
kultureller und gesellschaftlicher Werte.5  
Auch 20 Jahre nach Erscheinen des Robbins Report verteidigten das Univer-
sity Grants Committee (UGC) als Vertreter der Universitäten und das Natio-
nal Advisory Board for Local Authority Higher Education (NAB), das die 
Polytechnics und Colleges vertrat, diese vier Ziele gegenüber dem Bildungs-

                                                             
4  Vgl. Silver 2003, Kapitel 3 bis 8; Anderson 2006, S. 131ff.; Troschitz 2017, S. 38ff. 
5  Vgl. Committee on Higher Education 1963, § 25ff. 
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ministerium.6 Dieses sprach zu dieser Zeit allerdings bereits eine andere 
Sprache und erklärte: „The Government believes that it is vital for our higher 
education to contribute more effectively to the improvement of the perfor-
mance of the economy.“7 Obwohl man versicherte, dass dies weder eine Ab-
wertung der Geisteswissenschaften bedeute, noch, dass höhere Bildung kei-
nen kulturellen Gewinn mit sich bringe, ließ man keinen Zweifel daran, wo 
der Schwerpunkt in Zukunft liegen sollte: auf der Steigerung der Wirt-
schaftskraft und der Produktion qualifizierter Arbeitskräfte.8  
In gewisser Weise war diese Forderung nicht neu. Bereits vor den 1980er 
Jahren und spätestens seit der frühen Nachkriegszeit hatten unterschiedliche 
Regierungen immer wieder die wirtschaftliche Relevanz höherer Bildung und 
den Bedarf an Arbeitskräften betont.9 Während der Fokus zu dieser Zeit je-
doch auf bestimmten Studiengängen und Hochschultypen lag, war für die 
Regierung Thatcher die ökonomische Zielstellung nicht eine neben anderen, 
wie beispielsweise im Robbins Report, und auch nicht auf bestimmte Fächer 
oder Hochschulen beschränkt. Dies wurde nirgendwo deutlicher als im 
Weißbuch ‚Higher Education: Meeting the Challenge‘ (1987): 

„[A]bove all there is an urgent need, in the interests of the nation as a whole, and 
therefore of universities, polytechnics and colleges themselves, for higher education 
to take increasing account of the economic requirements of the country. Meeting 
the needs of the economy is not the sole purpose of higher education nor can higher 
education alone achieve what is needed. But this aim, with its implications for the 
scale and quality of higher education, must be vigorously pursued.“10  

Wie die Regierung Thatcher unmissverständlich zum Ausdruck brachte, 
standen Wirtschaftsfragen und die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes an erster 
Stelle ihrer Hochschulpolitik. Die Aufgabe der Hochschulen war weder die 
Wissensgenerierung und der Erkenntnisgewinn um ihrer selbst willen, noch 
sollten sie das kritische Gewissen der Gesellschaft bilden. Allein ihre wirt-
schaftliche Verwertbarkeit war von Interesse. 

                                                             
6  Vgl. UGC 1984, § 1. Zugleich betonten UGC und NAB die gestiegene Notwendigkeit le-

benslangen Lernens und fügten diesen Bereich als fünfte Aufgabe hinzu (vgl. ebd., § 6). 
7  DES 1985, § 1.2. 
8  Vgl. ebd., § 2.1; vgl. ebenso Kühn 2002, S. 109ff. 
9  So argumentierten der Percy Report (1945) und der Barlow Report (1946) für die Expansion 

naturwissenschaftlicher und technischer Fächer, um die Wirtschaftskraft der Nation zu stär-
ken (vgl. Ministry of Education 1945, § 2; Scientific Manpower 1946, § 2f.). Ebenso waren 
wirtschaftliche Interessen für die Gründung der Colleges of Advanced Technology in den 
1950er und der Polytechnics in den 1960er Jahren relevant (vgl. Ministry of Education 1956, 
§ 159; Crosland 1974, S. 204). 

10  DES 1987, § 1.4f. 
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Diese stark wirtschaftsorientierte Sicht schlug sich auch in der Debatte um 
die Hochschulexpansion nieder. Zwar war bereits in der Vergangenheit im-
mer wieder darauf hingewiesen worden, dass die Zahl der Studierenden stei-
gen müsse, um die Wirtschaftskraft des Landes zu steigern. Maßgeblich für 
die Expansion seit Ende des Zweiten Weltkrieges war jedoch die steigende 
Zahl derer, die die Voraussetzungen für ein Studium erfüllten. Entsprechend 
argumentierte der Robbins Report von 1963 ganz im Sinne des Wohlfahrts-
staates und dem Streben nach Chancengleichheit, dass all jenen, die sich 
durch ihre Fähigkeiten und Leistungen für ein Studium qualifiziert hatten, der 
Zugang zu den Hochschulen gewährt werden müsse.11 
Diesem Grundsatz folgend wuchs die Zahl der Studierenden in den nächsten 
Jahren weiter an. Ende der 1970er Jahre begann sich jedoch angesichts sin-
kender Geburtenzahlen ein beträchtlicher Rückgang der Studierendenzahlen 
ab 1990 abzuzeichnen.12 Nachdem diese Erkenntnis anfangs zu einer eher 
pessimistischen Haltung geführt hatte, versuchte das Bildungsministerium ab 
Mitte der 1980er Jahre aktiv, den Einbruch der Studierendenzahlen so gering 
wie möglich zu halten.13 Dies sollte erreicht werden, indem sich die Anzahl 
der für ein Studium Qualifizierten vergrößerte und innerhalb dieser Gruppe 
zugleich der Anteil derer, die ein Studium aufnahmen, wobei in beiden Fällen 
besonders mit einer Steigerung des Frauenanteils gerechnet wurde.14 Zudem 
sollten die Hochschulen neben den traditionellen Qualifikationen in Form 
von A-Levels ebenso berufliche Qualifikationen und in Vorbereitungskursen 
erlangte Abschlüsse anerkennen.15 
Diese Politik, die zwar ebenso wie der Robbins Report eine Erhöhung der 
Studienanfängerquote anstrebte, stand unter vollends anderen Vorzeichen 
und war weniger durch die Ideale des Wohlfahrtstaates als vielmehr durch 
die Belange der Wirtschaft geprägt. Entsprechend argumentierte das Weiß-
buch von 1987, dass es aufgrund der demographischen Entwicklung nicht 
mehr möglich sei, die Nachfrage von Seite der Studierenden ins Zentrum zu 

                                                             
11  Der Robbins Report formulierte dies wie folgt: „courses of higher education should be 

available for all those who are qualified by ability and attainment to pursue them and who 
wish to do so.“ (Committee on Higher Education 1963, § 31) Dabei stellte der Robbins Re-
port allerdings nicht infrage, dass die Hochschulen weiter ihre eigenen Zugangsvorausset-
zungen bestimmten (vgl. Tapper 2005, S. 201). 

12  Die Studienanfängerquote der 18-Jährigen war in den 1960er Jahren rapide gestiegen, lag 
aber seit Anfang der 1970er Jahre relativ konstant bei 14 Prozent. Das Bildungsministerium 
errechnete daraufhin unterschiedliche Szenarien, die jedoch selbst bei einem Anstieg der 
Quote auf 22 Prozent bis 1994 eine Verringerung der Studierendenzahlen ab 1990 voraus-
sagten (vgl. DES 1978, § 5). 

13  Vgl. DES 1987, § 2.4ff. 
14  Vgl. ebd. 
15  Vgl. ebd., § 2.16. 
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stellen. Vielmehr müsse der Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften die weite-
re Entwicklung vorgeben.16 Dies heißt nicht, dass Idealen wie Chancen-
gleichheit und sozialer Gerechtigkeit aktiv entgegengewirkt wurde, aber sie 
bildeten auch keine Schwerpunkte mehr im politischen Diskurs und in der 
Debatte um die Expansion der Hochschulen. Stattdessen dominierten wirt-
schaftliche Interessen. 
Die zentrale Frage, die sich damit für die Regierung stellte, war, wie die als 
wirtschaftlich notwendig erachtete Expansion der Hochschulen kostengünstig 
umgesetzt werden konnte. Für den damaligen Bildungsminister Kenneth Ba-
ker lagen zwei Optionen auf der Hand: 

„As to what sort of structural changes there will be, we may be approaching a fun-
damental choice between two different patterns of evolution. One route towards 
mass higher education could be through an increasingly state funded and therefore 
state organised 'system' of higher education. If this is the path we follow, the diffi-
culty which the institutions of higher education will face is that any expansion of 
provision will be expected to take place without substantially increasing the burden 
of public expenditure and taxation, and in the absence of mechanisms for engaging 
private funding. The other route would see the movement towards mass higher edu-
cation accompanied by greater institutional differentiation and diversification in a 
market-led and multi-funded setting.“17 

Der Weg, für den Baker letztlich eintrat und der die Hochschulpolitik in wei-
ten Teilen bis heute prägt, war der zweite: die Einführung von Marktstruktu-
ren. 

3  Die Vermarktlichung der Hochschulen 

Um zu analysieren, inwiefern in den 1980er und frühen 90er Jahren eine 
Vermarktlichung der Hochschulen stattgefunden hat oder vorbereitet wurde, 
ist es notwendig, zuvor zu definieren, was ein nach Marktprinzipien organi-
siertes Hochschulsystem auszeichnet. Roger Brown zufolge ist dieses durch 
sechs Eigenschaften gekennzeichnet: 
 
• Institutioneller Status: Die Hochschulen besitzen eine hohe Autonomie. 

Sie können Gebühren, Studiengänge, die Zahl der Studierenden, Zu-
gangsvoraussetzungen und dergleichen selbst festlegen. 

• Wettbewerb: Es existiert ein Wettbewerb zwischen Hochschulen mit 
niedrigen Barrieren für neue Wettbewerber. Studierende haben die Aus-

                                                             
16  Vgl. ebd., § 2.10. 
17  Baker 1989, S. 6f. 
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wahl aus einem breiten Studienangebot. Die Hochschulfinanzierung ist 
an die Zahl der Einschreibungen gekoppelt. 

• Preis: Studiengebühren sind variabel und werden von den Hochschulen 
festgelegt. Sie decken die Kosten der Lehre komplett oder zumindest 
größtenteils ab und werden von den Studierenden selbst getragen. 

• Information: Auf der Grundlage von Informationen zu Preis, Qualität 
und Verfügbarkeit treffen die Studierenden eine rationale Wahl von Stu-
diengang und Hochschule. 

• Regulierung: Der Staat fördert den Wettbewerb zwischen den Hochschu-
len und schützt gleichzeitig die Verbraucher (die Studierenden). 

• Qualität: Der Markt und damit die Nachfrage bestimmen, was als Quali-
tät zählt.18 

 
Solch ein idealtypischer Markt existierte weder in den 1980er Jahren noch 
heute.19 Dennoch kam es in Großbritannien, insbesondere in England, ohne 
Frage zu einer Vermarktlichung.20 So wird die Lehre heute zu einem Großteil 
aus Studiengebühren finanziert, die Hochschulen legen diese Gebühren in-
nerhalb bestimmter Rahmen selbst fest, es besteht Wettbewerb zwischen den 
Hochschulen, und in den letzten Jahren ist der Markt immer mehr für private, 
profitorientierte Anbieter geöffnet worden.  
Zwei wichtige Schritte in Richtung ‚Markt‘, die hier nicht genauer diskutiert, 
aber dennoch benannt werden sollen, waren die Einführung der Research As-
sessment Exercise (RAE) im Jahr 1986, welche die Forschungsfinanzierung 
kompetitiver gestaltete,21 sowie der Jarratt Report von 1985. In Auftrag ge-

                                                             
18  Vgl. Brown 2011, S. 16f. 
19  Nach wie vor finanziert der Staat teilweise einige Fächer und steuert damit dem Markt ent-

gegen. Außerdem ist weder die Gebührenhöhe völlig frei wählbar, noch ist es allein die 
Nachfrage, die bestimmt, was Qualität ist, da auch hier der Staat mit Instrumentarien wie 
dem Teaching Excellence Framework eingreift. 

20  Aufgrund der Kompetenzübertragung im Bereich Bildung auf die Regionalparlamente in 
Wales, Schottland und Nordirland gestaltet sich die Höhe der Studiengebühren und etwaiger 
staatlicher Zuschüsse heutzutage höchst unterschiedlich, wobei in England die höchsten Ge-
bühren zu zahlen sind. 

21  Anstelle der bis dato üblichen Pauschalzuweisung wurde ab 1986 die Finanzierung von Leh-
re und Forschung getrennt und letztere zunehmend selektiv gestaltet (vgl. Brown/Carasso 
2013, S. 41). Eine solche Selektion in der Forschungsfinanzierung war bereits in den 1960er 
Jahren von verschiedenen Seiten gefordert worden und durch die Forschungsräte auch zum 
Teil gegeben (vgl. Kogan/Hanney 2000, S. 93; Tapper 2007, S. 188). Obwohl die an die 
RAE-Resultate geknüpften Mittel anfangs nur knapp über 40 Prozent des Forschungsbud-
gets und somit nur 14 Prozent der gesamten durch das UGC vergebenen Mittel ausmachten 
(vgl. Brown/Carasso 2013, S. 47), war die RAE, die die Forschungsqualität einzelner Insti-
tute und Universitäten begutachtete, ein Meilenstein, da sie das Prinzip der qualitätsbezoge-
nen, selektiven Forschungsfinanzierung etablierte. 
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geben vom Committee of Vice-Chancellors and Principals (CVCP) und da-
mit von Repräsentanten der Universitäten und nicht der Regierung, evaluierte 
der Jarratt Report die Effizienz und Managementstrukturen der Universitäten 
und kam unter anderem zu dem Schluss, dass die traditionellen akademischen 
Entscheidungsstrukturen aufzubrechen und mit professionellem Management 
zu ersetzen seien und dass die Universitäten klar ihre Ziele definieren und 
anhand von Leistungsindikatoren ihre Effizienz nachweisen müssten.22 Im 
Rückblick sind jedoch weniger die konkreten Reformvorschläge relevant, als 
vielmehr die Perspektive des Berichts und die daraus resultierende Sprache. 
Aus Sicht des Jarratt Report waren Universitäten weniger Institutionen des 
Lehrens, Lernens und Forschens, sondern vor allem ‚Unternehmen‘, die sich 
in einem ‚Markt‘ zu behaupten hatten. 

3.1  Studiengebühren und Wettbewerb 

Der obigen Definition von Brown zufolge ist ein zentrales Merkmal eines 
Marktsystems, dass die Hochschullehre überwiegend aus Studiengebühren 
finanziert wird und die Hochschulen deshalb im Wettbewerb um Studierende 
stehen. Faktisch war dies in den 1980er Jahren nicht der Fall. Die Studieren-
den mussten erst ab 1998 Gebühren zahlen und erst später wurden diese der-
art erhöht, dass sie einen erheblichen Teil der Hochschulfinanzierung aus-
machten. Allerdings wurden in den 1980er Jahren entscheidende Vorarbeiten 
in diese Richtung geleistet.  
Bereits kurz nach Amtsantritt entschloss sich die Regierung Thatcher, die 
Zuschüsse für ‚overseas students‘, d.h. für Studierende, die nicht aus der Eu-
ropäischen Gemeinschaft stammten, komplett zu streichen. Zum ersten Mal 
seit Anfang der 1960er Jahre mussten Studierende somit die Kosten ihres 
Studiums komplett selbst tragen. Für ein grundständiges Universitätsstudium 
betrugen diese anstelle von zuvor 940 £ nun 2000 £ (Geisteswissenschaften) 
beziehungsweise 3000 £ (Naturwissenschaften) oder gar 5000 £ (Medizin) 
jährlich, wobei sich die Beträge in den Folgejahren weiter erhöhten.23 Auch 
wenn die Streichung der Zuschüsse für die ‚overseas students‘ nur einen 
kleinen Teil der Studierenden betraf, so ist sie dennoch von zentraler Bedeu-
tung, denn in gewisser Weise stellt sie rückblickend eine Art Probelauf für 
die Einführung flächendeckender Studiengebühren und die gebührenfinan-
zierte Hochschullehre dar. 

                                                             
22  Vgl. CVCP 1985, § 3.30ff; Deem/Hillyard/Reed 2007, S. 61. 
23  Vgl. Williams 1987, S. 111. Da es sich bei diesen Gebühren nur um Empfehlungen des 

UGC und des Council of Local Education Authorities handelte, entstand hier ein relativ frei-
er Markt, wenngleich die Hochschulen den Empfehlungen weitestgehend folgten (vgl. DES 
1985, § 3.14; Williams 1987, S. 112). 
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In den 1980er Jahren blieben die meisten Studierenden von derartigen Ent-
wicklungen allerdings noch verschont. 1988 entschied sich die Regierung 
zwar dafür, einen Teil der Unterhaltskosten der Studierenden nicht länger 
durch Stipendien, sondern durch Darlehen zu finanzieren,24 womit man sich 
allmählich vom wohlfahrtstaatlichen Grundsatz, dass es Aufgabe des Staates 
sei, für die Finanzierung eines Studiums aufzukommen, abwandte;25 die Stu-
diengebühren wurden allerdings nach wie vor vom Staat beglichen.26  
Jedoch gab es auch in der Gebührenpolitik grundlegende Veränderungen. 
Hatte man Anfang der 1980er die Studiengebühren für einheimische und 
Studierende aus der Europäischen Gemeinschaft noch gesenkt, um die Hoch-
schulen nicht zu ermutigen, über ihre Zielvereinbarungen hinaus Studierende 
aufzunehmen,27 änderte man Ende der 1980er den Kurs und hob die Gebüh-
ren für das Studienjahr 1990/91 von 607 £ auf 1675 £ an.28 Dies hatte keine 
finanziellen Konsequenzen für die Studierenden, doch für die Hochschulen 
hieß es, dass die Gebühren einen größeren Anteil ihrer Einnahmen ausmach-
ten, da gleichzeitig deren Grundzuweisung verringert wurde. Dem damaligen 
Bildungsminister Kenneth Baker zufolge sollte diese Verlagerung der Hoch-
schulfinanzierung den ‚Kräften des Marktes‘ mehr Gewicht verleihen, da das 
Einkommen der Hochschulen nun mehr davon abhinge, wie viele Studieren-
de sie gewinnen könnten.29 Auch wenn die Gebühren wenige Jahre später 
vorerst wieder gesenkt wurden, um die Kosten der weiteren Hochschulexpan-
sion zu reduzieren,30 fasste die Idee Fuß, dass eine stärkere Gebührenabhän-
gigkeit der Hochschulen zu mehr Wettbewerb führen würde, womit der spä-
tere Trend hin zu einer rein gebührenfinanzierten Hochschullehre angelegt 
war. 
Die Förderung des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen war auch eines 
der Motive für die Beendigung der ‚binary policy‘, welche die britische 
Hochschullandschaft seit über zwanzig Jahren geprägt hatte.31 1988 wurden 
                                                             
24  Bedarfsabhängige Unterhaltstipendien waren 1962 eingeführt worden. Ab 1990 wurden die-

se durch Darlehen ergänzt, wobei nur letztere in Zukunft angehoben werden sollten, so dass 
auf lange Sicht die Unterhaltskosten jeweils zur Hälfte über Darlehen und Stipendium abge-
deckt würden (vgl. DES 1988, § 1.3). 

25  Vgl. King/Nash 2001, S. 186. 
26  Dem Anderson Report von 1960 folgend übernahm der Staat ab 1962 einen Großteil der 

Studiengebühren. Während dies zu Beginn teilweise noch von der Höhe des elterlichen Ein-
kommens abhing, wurden ab 1977 die Gebühren für alle Studierenden übernommen (vgl. 
Hillman 2013, S. 254ff.). 

27  Die Gebühren verringerten sich von 900 £ für das Studienjahr 1981/82 auf 480 £ für das 
Studienjahr 1982/83 (vgl. Shattock 2012, S. 160). 

28  Vgl. DES 1991, Annex I, S. 3. 
29  Vgl. Pritchard 1994, S. 256. 
30  Vgl. ebd. 
31  Mitte der 1960er Jahre waren unter Bildungsminister Anthony Crosland dreißig Polytech-
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die Polytechnics und einige Colleges der Kontrolle der lokalen Bildungsbe-
hörden entzogen und unter ihren eigenen Polytechnics and Colleges Funding 
Council (PCFC) gestellt. Der Further and Higher Education Act von 1992 ge-
stand den Polytechnics schließlich Universitätsstatus zu und vereinte PCFC 
und den Universities Funding Councils, der 1988 das UGC abgelöst hatte, 
unter gemeinsamen, landeseigenen Higher Education Funding Councils.32 
Abgesehen davon, dass die Universitäten damit unter stärkere staatliche Kon-
trolle kamen, sollten diese Reformen zugleich Wettbewerbshindernisse ab-
bauen.33 Dem Bildungsministerium zufolge bedeutete die Vereinigung der bis 
dato getrennten Hochschulbereiche, dass nun alle Hochschulen auf der glei-
chen Basis um Studierende und Gelder konkurrieren würden.34 Das Ziel war 
hierbei vor allem die Minimierung der Kosten, die die weitere Expansion mit 
sich bringen würde. Getreu dem Motto, dass Wettbewerb die Preise drückt, 
argumentierte die Regierung: „the real key to achieving cost effective expan-
sion lies in greater competition for funds and students.“35  
In den 1980er und 90er Jahren etablierte sich somit im hochschulpolitischen 
Diskurs zumindest auf Seiten der Regierung der Gedanke, dass sich durch ein 
Marktsystem, in dem Hochschulen um Studierende und Gelder konkurrierten, 
eine kostengünstige Expansion und Effizienzsteigerung der Hochschulen er-
reichen ließe. Um jedoch einen wirklichen Markt zu erschaffen, bedurfte es 
noch zwei weiterer Entwicklungen. Zum einen mussten Studierende sich 

                                                                                                                                   
nics als Alternative zu den Universitäten geschaffen worden. Die Polytechnics waren Teil 
des ‚öffentlichen‘ Bildungssektors, zu dem auch die technischen und pädagogischen Fach-
schulen und Fachhochschulen gehörten und über den der Staat einen viel größeren Einfluss 
ausüben konnte als über die ‚autonomen‘ Universitäten. Die Universitäten wurden zwar 
auch größtenteils staatlich finanziert, jedoch fungierte das UGC, das die staatlichen Gelder 
an die Universitäten verteilte, als eine Art ‚Puffer‘ zwischen Regierung und Universitäten 
(vgl. Pratt 1997, S. 7ff.). 

32  Das heißt keineswegs, dass die früheren Polytechnics nun den gleichen Status wie die ‚al-
ten‘ Universitäten genossen oder heute genießen würden. Nach wie vor findet sich eine star-
ke Hierarchisierung zwischen den ‚alten‘ Universitäten und den ‚neuen‘ beziehungsweise 
‚post-1992‘ Universitäten. 

33  Die Abschaffung des UGC und die Errichtung der Funding Councils änderten das Verhältnis 
zwischen Regierung und Universitäten von Grund auf. Im Gegensatz zum UGC, welches an 
der Schnittstelle zwischen Universitäten und Regierung operierte, aber eben kein wirklicher 
Bestandteil des Staatsapparates war, agierten die Funding Councils nicht mehr als ‚Puffer‘, 
sondern, wie es Peter Scott formulierte, als ‚Agenten der Regierung‘ (Scott 1995, S. 27; vgl. 
ebenso Tapper 2007, S. 34; Shattock 2012, S. 78). Wie sehr sich die Beziehung zwischen 
Universitäten und Regierung tatsächlich verändert hatte, zeigte sich schnell. Innerhalb der 
ersten Monate nach ihrer Gründung erhielten die Higher Education Funding Councils von 
der Regierung eine Vielzahl von Richtlinien, die ihnen darlegten, wie die zukünftige Ent-
wicklung des Hochschulsektors zu gestalten sei (vgl. Alexander 2000, S. 423). 

34  Vgl. DES 1991, § 24. 
35  Ebd., § 17. 
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selbst als ‚Kunden‘ in einem Markt begreifen und zum anderen mussten die 
notwendigen Daten generiert werden, die überhaupt einen Vergleich zwi-
schen verschiedenen Angeboten ermöglichen würden. In beiden Bereichen 
leisteten die 1980er und frühen 90er Jahre entscheidende Vorarbeit. Eine we-
sentliche Entwicklung, die im ersten Moment nicht augenscheinlich mit der 
Vermarktlichung der Hochschulen zusammenhängen mag, war dabei die 
steigende Aufmerksamkeit, die dem Thema ‚Qualität‘ beigemessen wurde. 

3.2  Die ‚Qualität‘ der Hochschulen 

Traditionell waren an den Universitäten interne Maßnahmen sowie der ‚ex-
ternal examiner‘ und im ‚öffentlichen‘ Sektor der Council for National 
Academic Awards für die Einhaltung von Standards zuständig.36 Angesichts 
der Expansion der Hochschulen wurden diese Mechanismen in den 1980er 
Jahren als nicht länger ausreichend erachtet und das Thema Qualitätssiche-
rung geriet in den Fokus der hochschulpolitischen Debatte. Nicht nur das 
CVCP nahm sich nun stärker des Themas an,37 sondern auch die Regierung. 
Das Weißbuch ‚Higher Education: Meeting the Challenge‘ von 1987 machte 
die Qualitätsentwicklung der Hochschulen zu einem Schwerpunkt und for-
derte Verbesserungen in der Struktur und den Inhalten von Studiengängen 
sowie in der Lehre.38 In der Folge wurden vermehrt neue Instrumente zur 
Qualitätssicherung eingeführt. Das CVCP gründete die Academic Audit Unit 
(AAU), die Higher Education Funding Councils bildeten Quality Assessment 
Committees (QAC) und die Hochschulen selbst den Higher Education Quali-
ty Council (HEQC).39 Diese Maßnahmen bedeuteten vor allem eine stärkere 
Regulierung der Hochschulen und nicht die Schaffung eines freien Marktes.40 
Dennoch haben sie rückblickend die Vermarktlichung der Hochschulen be-
fördert.  
Ein Resultat dieser Entwicklungen war, dass Konzepte wie ‚Qualitätssiche-
rung‘ und ‚Qualitätssteigerung‘ fest im Hochschuldiskurs verankert wur-
den.41 Dies ist insofern relevant, als dass die spätere Einführung und schritt-
weise Anhebung der von den Studierenden zu zahlenden Gebühren als quali-
tätssteigernde Maßnahmen dargestellt wurden. Das Bildungsministerium be-

                                                             
36  Vgl. Tapper 2007, S. 168f.  
37  Das CVCP gründete eine eigene Academic Standards Group. Diese publizierte 1986 ihren 

Bericht (Reynolds Report), woraufhin das CVCP Leitfäden zur Qualitätssicherung erstellte 
(vgl. Kogan/Hanney 2000, S. 104). 

38  Vgl. DES 1987, S. iv. 
39  Vgl. Tapper 2007, S. 170. 
40  Vgl. ebd., S. 175. 
41  Vgl. Salter/Tapper 2000, S. 79. 
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gründete 2003 die Erhöhung der Gebührenobergrenze auf 3000 £ mit dem 
Argument: „Student choice will increasingly work to drive up quality“; der 
Browne Report, der für nach oben unbegrenzte Gebühren plädierte, führte an: 
„Student choice will drive up quality“; und das Weißbuch, das die Anhebung 
der Obergrenze auf 9000 £ rechtfertigen sollte, erklärte:  

„As graduates are asked to contribute more than they do at present, the higher edu-
cation sector should be more responsive to their choices and continuously improve 
the design and content of courses and the quality of their academic experience.“42 

Die Erhöhung der Studiengebühren wurde jeweils damit begründet, dass hö-
here Gebühren zu mehr Wettbewerb führen würden und dieser wiederum zu 
einer Qualitätssteigerung. Wenngleich dieser Gedanke in den 1980er Jahren 
selbst noch nicht so deutlich artikuliert war, bildete die Debatte um die Quali-
tät der Hochschulen, die in den 1980er Jahren aufkam, doch seine Grundlage. 
Erst dadurch, dass ‚Qualität‘ immer mehr ins Zentrum der Hochschulpolitik 
rückte, war es später möglich, Studiengebühren als qualitätssteigernde Maß-
nahme zu legitimieren. 
Die höhere Gewichtung, die ab den späten 1980er Jahren dem Thema Quali-
tät beigemessen wurde, hat die Vermarktlichung der Hochschulen noch in 
anderer Hinsicht vorbereitet. Dem Weißbuch von 1987 zufolge war es nicht 
nur das Ziel, die Qualität der Hochschulen zu verbessern. Ebenso sollten Da-
ten zur ‚Performance‘ der Hochschulen derart zugänglich gemacht werden, 
dass Geldgeber, Arbeitgeber und Studierende die Hochschulen evaluieren 
und vergleichen konnten.43 In diesem Sinne ist der Qualitätsdiskurs, wie er ab 
den 1980er Jahren dominant wurde, ein wichtiger Wegbereiter der Vermarkt-
lichung, denn die Generierung und Bereitstellung von Informationen bildet 
die Voraussetzung dafür, dass Studierende überhaupt als ‚Kunden‘ rationale 
Entscheidungen in einem Markt treffen können. 

3.3  Studierende als ‚Kunden‘ 

In einem Markt ist bekanntlich der Kunde König. Überträgt man diesen Satz 
auf die Hochschulen, bedeutet dies, dass in einem Marktsystem, in dem die 
Studierenden für die Kosten der Lehre aufkommen, nicht mehr die Hoch-
schulen und Professoren das Sagen haben, sondern die Studierenden. Nun ist 
dies eine zugespitzte Darstellung. Dennoch ist auch klar, dass die zunehmen-
de Organisation des Hochschulsystems nach Marktprinzipien zu einer 
Machtverschiebung zwischen Studierenden und Hochschulen geführt hat. So 
sollen die Studierenden heute mit ihrer Wahl von Studiengang und Hoch-
                                                             
42  DfES 2003, S. 46; Independent Review 2010, S. 12; BIS 2011, § 1.4. 
43  Vgl. DES 1987, § 3.15. 
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schule über die Zukunft des Hochschulsystems entscheiden, und die ‚Kun-
denzufriedenheit‘, gemessen zum Beispiel durch den 2005 eingeführten Na-
tional Student Survey, ist ein wichtiger Indikator für Qualität und damit aus-
schlaggebend für die Marktposition einer Hochschule geworden. 
Diese Machtverschiebung hat ihren Ursprung ebenfalls in den späten 1980er 
und frühen 90er Jahren. Zum einen etablierte sich in dieser Zeit, wie oben 
gezeigt, der Gedanke, die Hochschulfinanzierung stärker von der Zahl der 
Einschreibungen abhängig zu machen, wodurch die Hochschulen in einen 
Wettbewerb um Studierende gezwungen werden sollten. Zum anderen fand 
das Konzept der Studierenden als ‚Kunden‘ Eingang in den Hochschuldis-
kurs. So bezeichnete beispielsweise der Jarratt Report von 1985 die Studie-
renden an einer Stelle als „the university's customers“.44 Diese Auffassung 
von Studierenden als ‚Kunden‘ teilte auch Bildungsminister Kenneth Baker, 
der in einer Grundsatzrede ebenso von Studierenden als „customers“ 
sprach.45 Der Begriff ‚Kunde‘ war in diesem Fall nicht einfach ein Äquiva-
lent für ‚Studierende‘. Er sollte vielmehr den Hochschulen verdeutlichen, 
dass sie in Konkurrenz zueinander stünden und sich stärker an die Bedürfnis-
se der Studierenden anpassen müssten.  
Während der Jarratt Report und die Rede Bakers an die Hochschulen adres-
siert waren, richtete sich die ‚Charter for Higher Education‘ an die Studieren-
den. Als Teil der Citizen's Charters – einer Initiative der Regierung Major, 
welche die öffentlichen Dienstleistungen verbessern sollte46 – publizierte das 
Bildungsministerium 1993 einen Leitfaden für den Hochschulsektor mit dem 
Titel ‚Higher Quality and Choice‘. In diesem wurden Studierende und Stu-
dieninteressierte direkt als „customers of higher education“ angesprochen,47 
und es wurde ihnen dargelegt, welche Leistungen sie von den Hochschulen 
erwarten konnten. Diese umfassten beispielsweise das Bereitstellen von In-
formation zu Kursinhalten und Bewertungsmodalitäten sowie eine Berufsbe-
ratung. Das Entscheidende an der ‚Charter for Higher Education‘ waren al-
lerdings weniger die konkret von den Hochschulen zu erbringenden Leistun-
gen, sondern dass die Regierung aktiv versuchte, das Verhältnis zwischen 
Studierenden und Hochschulen zu beeinflussen. Studierende als ‚Kunden‘ zu 

                                                             
44  CVCP 1985, § 2.5. 
45  Baker 1989, S. 8. 
46  Die Citizen's Charters, die ab 1991 in vielen öffentlichen Bereichen eingeführt wurden, soll-

ten die Dienstleistungsempfänger, die nun als ‚Kunden‘ begriffen wurden, stärken und unter 
anderem Qualitätsstandards im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen setzen (vgl. 
Bovaird/Löffler 2009, S. 169f.). 

47  DfE 1993, S. 1. 
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positionieren, implizierte nicht nur einen höheren Status für die Studierenden, 
sondern vor allem einen Autoritätsverlust für die Hochschulen.48 

4  Der Markt als Problemlöser? 

Die Einführung von Marktstrukturen geschah keineswegs um ihrer selbst wil-
len. Wie oben bereits erläutert, war ein zentrales Anliegen, durch einen stär-
keren Wettbewerb die Expansion der Hochschulen kostengünstig zu gestal-
ten. Das übergeordnete Ziel, das zugleich die Expansion rechtfertigte, war je-
doch die Stärkung der Wirtschaft. Die Frage, die sich folglich stellt, ist, in-
wiefern die Vermarktlichung überhaupt ein adäquates Mittel zum Erreichen 
dieses Bildungsziels darstellt. 
In einem idealtypischen Marktsystem wird die Lehre an den Hochschulen 
ausschließlich über Studiengebühren finanziert und die Studierenden be-
stimmen mit ihren ‚Kaufentscheidungen‘ darüber, welcher Studiengang und 
welche Hochschule florieren oder zugrunde gehen. Dies bringt ein großes 
Problem mit sich: Der Regierung fehlt jegliche Macht zur Einflussnahme, 
wodurch sie nicht sicherstellen kann, dass die Bildungsziele umgesetzt wer-
den. Mit anderen Worten, die Regierung könnte wiederholt betonen, wie 
wichtig es sei, qualifizierte Arbeitskräfte nach den Bedürfnissen der Wirt-
schaft auszubilden. Wenn die Studierenden nicht die entsprechenden Studi-
engänge auswählen, wird dieses Ziel schlichtweg nicht erreicht. Somit ergibt 
sich das Problem, wie man die Studierenden dazu bringen kann, jene Studi-
engänge zu belegen, für die ein Bedarf von Seiten der Wirtschaft besteht. 
Das Problem, dass die Studierenden nicht die Studiengänge belegen, die aus 
Sicht der Regierung und der Wirtschaft gebraucht werden, war in den 1980er 
Jahren keinesfalls neu. Auch in der Vergangenheit war gerade die ver-
gleichsweise geringe Anzahl der Studierenden in technischen und naturwis-
senschaftlichen Fächern immer wieder beklagt worden. Jedoch wurde es in 
den 1980er Jahren angesichts der wirtschaftlichen Situation und des demo-
graphischen Trends ein akuteres Problem. Dies war auch der Grund, warum 
die Regierung die Zukunft der Hochschulen gerade nicht länger an der Nach-
frage von Seiten der Studierenden ausrichten wollte.49  
Das Grünbuch ‚The Development of Higher Education into the 1990s‘ (1985) 
nahm sich explizit des Problems an und formulierte eine Reihe von Vor-
schlägen und Forderungen. Neben ‚traditionellen‘ Ansätzen wie der Verbes-
serung des mathematischen und naturwissenschaftlichen Unterrichts an Schu-
                                                             
48  Diese Verschiebung hat viel Kritik von akademischer Seite auf sich gezogen, da sie mit ei-

nem Macht- und Statusverlust der Dozenten einhergeht. Ein Überblick über die geläufigsten 
Kritikpunkte findet sich in Troschitz 2017, S. 170ff. 

49  Vgl. DES 1987, § 2.10; DES 1991, § 20. 
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len, forderte das Ministerium auch Arbeitergeber auf, aktiv zu werden. So 
sollten Unternehmen beispielsweise einzelne Studierende finanziell unter-
stützen, engere Beziehungen zu Schulen und Hochschulen aufbauen und 
Schüler davon überzeugen, dass naturwissenschaftliche und technische Stu-
diengänge ihre Aussichten auf eine ‚lohnende‘ Karriere verbesserten.50 Der 
bahnbrechendste Ansatz betraf jedoch einen Bereich, der im ersten Moment 
scheinbar nichts mit der Wahl des Studiengangs zu tun hat.  
Laut Bildungsministerium war eine Möglichkeit, das Problem zu lösen, fol-
gende: „Reform of the system of student support from public funds could al-
so increase the incentive for students to consider more carefully their choice 
of degree subjects.“51 Abgesehen von der Unterstellung, dass viele Studie-
rende ihren Studiengang nicht sorgfältig auswählen würden, ist das eigentlich 
Bemerkenswerte, dass die Regierung Thatcher eine Umstrukturierung der 
Studienfinanzierung in Erwägung zog, um dadurch die Studierenden in der 
Wahl ihres Studienfachs zu beeinflussen. Diese Überlegung fand sich dann 
auch im Weißbuch ‚Top-Up Loans for Students‘ (1988) wieder, in welchem 
die Regierung für die Aufstockung von Unterhaltsstipendien durch Darlehen 
argumentierte. Diese 1990 umgesetzte Reform sollte nicht nur die Staatskasse 
entlasten, sondern zugleich die „economic awareness“ der Studierenden för-
dern.52  
Die Logik hinter dieser Reform der Studienfinanzierung lässt sich folgen-
dermaßen zusammenfassen: In der Annahme, dass der Arbeitsmarkt einem 
idealen Markt gleicht, sollte eine hohe Nachfrage von Seiten der Wirtschaft 
bei einem gleichzeitig geringen Angebot in Form von Graduierten zu einer 
Preiserhöhung, das heißt einem höheren Einkommen führen. Indem man die 
Studierenden finanziell belastete, würden diese, so hoffte man, stärker auf 
den Arbeitsmarkt schauen und sich dementsprechend für eben jene Studien-
gänge einschreiben, für die die Wirtschaft einen Bedarf hat. Mit anderen 
Worten, die Studierenden wurden zur Kasse gebeten, um letztlich die Be-
dürfnisse der Wirtschaft zu befriedigen. 
Wie wegweisend dieser Ansatz war, zeigte sich, als ab Ende der 1990er Jahre 
flächendeckend Studiengebühren von den Studierenden erhoben wurden. So 
argumentierte der Dearing Report (1997), in dessen Folge diese Gebühren 
eingeführt wurden, dass diese nicht nur die Kosten des Studiums gerechter 
zwischen Steuerzahlern und Studierenden verteilten und den Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen förderten. Studiengebühren hätten zudem den Ef-
fekt, dass Studierende höhere Ansprüche an die Hochschulen stellten und 

                                                             
50  Vgl. DES 1985, § 1.4, § 2.4ff.  
51  Ebd., § 1.4. 
52  DES 1988, § 1.1. 
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sich selbst als ‚Investoren‘ sähen.53 Die gleiche Logik kennzeichnete später 
die Einführung variabler Studiengebühren, die in ihrer Höhe die Qualität des 
Studiums und das zu erwartende Einkommen widerspiegeln sollten.54 Der 
Gedanke war auch hierbei, dass die Zahlung von Studiengebühren mit einem 
größeren Fokus auf die Karrieremöglichkeiten einherginge und für die Stu-
dierenden die ‚Arbeitsmarktfähigkeit‘ bzw. der Wert auf dem Arbeitsmarkt 
stärker ins Zentrum rücken würde.55 Wenn diese Annahmen zuträfen, so 
würde dies schlussendlich bedeuten, dass ein Marktsystem, gekennzeichnet 
durch eine finanzielle Kostenbeteiligung der Studierenden, tatsächlich zur 
Stärkung der Wirtschaft beitrüge. 
Ob Studiengebühren wirklich diesen Effekt hatten, kann hier nicht im Detail 
analysiert werden. Aber zumindest teilweise scheint die Rechnung aufgegan-
gen zu sein. So stellte die Regierung 2009 wohlwollend fest, dass die Erhö-
hung der Gebührenobergrenze auf 3000 £ dazu geführt hätte, dass die Studie-
renden nun stärker ihr Studium als Investition verstünden.56 Vor allem aber 
Hochschulprospekte und die eingangs erwähnten Internetseiten, die den Stu-
dierenden bei der Suche nach einem Studienplatze helfen sollen und dabei 
der Karriere und dem zu erwartenden Einkommen eine zentrale Rolle bei-
messen, lassen vermuten, dass tatsächlich solch ein Wandel stattgefunden 
hat. 

5  Zusammenfassung und Fazit 

Mit dem Amtsantritt Margaret Thatchers brach eine Zeitenwende in der briti-
schen Hochschulpolitik an. Während die ersten Jahre vor allem von massiven 
Kürzungen gekennzeichnet waren, kam es ab Mitte der 1980er Jahre zu Re-
formen, die die Hochschullandschaft bis heute zutiefst prägen. Dies heißt 
nicht, dass die heutige Situation mit der der 1980er Jahre vergleichbar ist o-
der dass in den 1980er Jahren die Hochschulpolitik der nächsten 30 Jahre be-
reits vorbestimmt war. Jedoch wurde unter den Regierungen Thatcher und 
Major ein Kurs eingeschlagen, den die nachfolgenden Regierungen weitest-
gehend beibehielten und teilweise sogar verschärften. Die Produktion von 
Arbeitskräften blieb oberste Priorität, wenn auch unter New Labour teils er-
gänzt durch einen Fokus auf Chancengleichheit. Die Expansion und die Öff-

                                                             
53  Vgl. NCIHE 1997, § 1.21. 
54  Vgl. DfES 2003, S. 83f. 
55  Der Browne Report argumentierte beispielsweise, dass Studierende nur dann höhere Gebüh-

ren zahlen würden, wenn das zu erwartende Einkommen weit genug über dem Durchschnitt 
liegt, was bedeutet, dass nur die Studiengänge florieren könnten, die zu einer entsprechen-
den ‚employability‘ führten (vgl. Independent Review 2010: § 4.3). 

56  Vgl. BIS 2009, S. 70. 
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nung des Hochschulzugangs wurden weiterhin verfolgt. Vor allem aber wur-
de der Wettbewerb zwischen den Hochschulen weiter und sogar stärker for-
ciert. So begründete die Regierung ihre Entscheidung, die Finanzierung der 
Hochschullehre ab dem Jahr 2012 nahezu vollständig auf Studiengebühren zu 
verlagern, folgendermaßen: 

„[O]ur reforms to higher education funding will promote the development of a 
more diverse, dynamic and responsive higher education sector where funding fol-
lows the student and the forces of competition replace the burdens of bureaucracy 
[…].“57 

Dieses Zitat könnte fast wortgleich aus einer Rede von Bildungsminister 
Kenneth Baker aus den späten 1980er Jahren stammen. Obgleich die Gebüh-
ren heute einen sehr viel größeren Teil der Hochschulfinanzierung ausma-
chen und zumindest in England fast gänzlich die Kosten der Lehre abde-
cken,58 ist das Prinzip letztendlich doch das gleiche, das von Baker propagiert 
wurde: die Abhängigkeit der Hochschulen von Studiengebühren soll den 
Wettbewerb fördern. 
Abgesehen davon, dass die Studiengebühren, die derzeit bis zu 9250 £ betra-
gen, sehr viel höher sind als noch vor dreißig Jahren, ist der entscheidende 
Unterschied, dass heutzutage nicht der Staat, sondern die Studierenden die 
Gebühren zahlen.59 Doch auch wenn die finanzielle Situation damit faktisch 
eine völlig andere ist als noch in den 1980er Jahren, lässt sich die Verlage-
rung der Hochschulfinanzierung auf die Studierenden zu einem nicht uner-
heblichen Teil auf Entwicklungen dieser Zeit zurückführen. Bereits in den 
1980er Jahren zog sich der Staat allmählich aus der Finanzierung des Studi-
ums zurück. Studierende, die nicht aus der Europäischen Gemeinschaft 
stammten, mussten nun die vollen Kosten ihres Studiums tragen und ab 1990 
wurden die Unterhaltsstipendien für britische Studierende nicht weiter erhöht 
und stattdessen durch Darlehen ergänzt. Die Einführung von Darlehen sollte 
die Kosten des Studiums fair zwischen Studierenden und Steuerzahlern ver-

                                                             
57  BIS 2011, § 1.45. 
58  Der Higher Education Funding Council for England bezuschusst die Lehre nur noch in aus-

gewählten Fällen. Dies beinhaltet beispielsweise bestimmte kostenintensive und als strate-
gisch wichtig eingeschätzte Studiengänge. Für eine genaue Erläuterung siehe Higher Educa-
tion Funding Council for England 2017. 

59  Diese Gebühren sind nicht zu Beginn eines jeden Studienjahres zu zahlen, sondern rückwir-
kend ab dem Überschreiten eines bestimmten Jahreseinkommens. Derzeit gestaltet sich die 
Situation so, dass für Studierende aus England überall im Vereinigten Königreich die Ge-
bührenobergrenze bei 9250 £ liegt. Schottland, Wales und Nordirland haben jedoch für ihre 
jeweils eigenen Studierenden und Studierende, die aus der Europäischen Union, aber nicht 
aus dem Vereinigten Königreich kommen, eine viel niedrigere Obergrenze (vgl. Universities 
and Colleges Admissions Service 2017). 
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teilen und gleichzeitig die Haltung der Studierenden gegenüber ihrem Studi-
um ändern – zwei Ziele, die später ebenso die Entscheidung motivierten, Ge-
bühren für alle Studierenden zu erheben. Darüber hinaus lässt sich auch das 
Argument, dass Studiengebühren Wettbewerb schaffen und somit zu einer 
Qualitätssteigerung führen, zum Teil auf die 1980er Jahre zurückführen. Ab 
dieser Zeit rückte das Thema Qualität in den Fokus der Hochschulpolitik, 
wodurch die Legitimierung von Studiengebühren als qualitätssteigernde 
Maßnahme überhaupt erst möglich wurde. 
Neben der Kostenverlagerung auf die Studierenden war eine der maßgebli-
chen Entwicklungen der letzten Jahre die Einführung des National Student 
Survey (NSS). Damit sind Studierende nicht länger nur diejenigen, die begut-
achtet werden, sondern sie selbst evaluieren ihre Hochschulen. Seit seiner 
Einführung im Jahr 2005 hat sich der NSS zu einem wichtigen Instrument im 
Wettbewerb der Hochschulen herausgebildet und das aus dem NSS resultie-
rende Ranking ist zu einem der einflussreichsten in Großbritannien gewor-
den. Dass die Studierenden einmal eine solch zentrale Rolle einnehmen wür-
den, war in den 1980er Jahren noch nicht abzusehen. Dennoch beruht auch 
der NSS in gewisser Weise auf Ansätzen, die zu dieser Zeit etabliert wurden. 
Folgt man dem Weißbuch ‚The Future of Higher Education‘ (2003), so war 
eines der Hauptziele des NSS, Daten zur Qualität der Hochschulen zu gene-
rieren, die es den Studierenden erlaubten, als „intelligent customers“ zu agie-
ren.60 Dieses Motiv findet sich bereits in der Qualitätsdebatte der 1980er Jah-
re. Auch hier ging es nicht nur um Qualitätssteigerung, sondern ebenso da-
rum, den Studierenden mehr Informationen zur Verfügung zu stellen, auf de-
ren Grundlage sie eine rationale Wahl von Studiengang und Hochschule tref-
fen könnten. 
Zusammen mit der größeren Abhängigkeit der Hochschulen von Studienge-
bühren trug der NSS auch zu einer Machtverschiebung zugunsten der Studie-
renden bei, da nun, zumindest theoretisch, weniger Akademiker und Politiker 
über die Zukunft des Hochschulsystems oder darüber, was als Qualität zählt, 
entscheiden, sondern die Studierenden. So sehr sich diese Situation auch von 
der der 1980er Jahre unterscheidet, so nahm auch diese Entwicklung hier ih-
ren Anfang, indem die Regierung zunehmend darauf drängte, Studierende als 
‚Kunden‘ zu betrachten. 
Rückblickend ist die Zeit der Thatcher- und Major-Regierungen in ihrer Be-
deutung für die Vermarktlichung der Hochschulen somit kaum zu unterschät-
zen. Obgleich die Studierenden noch nicht die Kosten ihres Studiums zu tra-
gen hatten, die Qualität der Hochschulen noch nicht vordergründig über die 
‚Kundenzufriedenheit‘ bestimmt wurde und auch der Wettbewerb zwischen 

                                                             
60  DfES 2003, S. 47. 
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den Hochschulen noch nicht so stark ausgeprägt war, etablierte sich der 
Marktgedanke im politischen Diskurs und die Weichen für die Vermarktli-
chung der Hochschulen wurden gestellt. Damit nehmen die 1980er und frü-
hen 90er Jahre eine Schlüsselposition in der Geschichte der britischen Hoch-
schulen ein. In dieser Zeit wurde Kurs in Richtung Markt genommen – ein 
Kurs, den alle künftigen Regierungen weiter verfolgten und der die Hoch-
schulpolitik bis heute bestimmt. 
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Philipp Eigenmann 
 
 
Vom Aktivismus zur Professionalität –  
Voraussetzungen und Folgen der  
Institutionalisierung interkultureller  
Pädagogik in den 1980er-Jahren 
 
 

1  Einleitung 

Dass Migrationsfragen in der Erziehungswissenschaft in einer eigenen Sub-
disziplin bearbeitet werden, geht auf die 1980er-Jahre zurück.1 In jener De-
kade begann die wissenschaftliche Pädagogik das Verhältnis von Bildung 
und Migration systematisch zu klären. Gleichzeitig wurden in Bildungsbe-
hörden entsprechende Fachstellen eingerichtet. Gemäß dem üblichen histori-
ographischen Narrativ war die Herausbildung einer auf Migration bezogenen 
erziehungswissenschaftlichen Subdisziplin und eines entsprechenden päda-
gogischen Handlungsbereichs von einem Paradigmenwechsel begleitet. Die-
ses besagt: Die interkulturelle Pädagogik entstand in den 1980er-Jahren aus 
einer Kritik und in Abgrenzung zur Ausländerpädagogik der 1960er- und 
1970er-Jahre. Diesem Übergang wird zugeschrieben, den zuvor vorherr-
schenden defizitorientierten mit einem differenzorientierten Ansatz oder – je 
nach Variante – das einseitige Prinzip der Assimilation mit dem dialogischen 
Prinzip der Integration überwunden zu haben. 
Dieses Fortschrittsnarrativ gilt es im vorliegenden Beitrag zu befragen und zu 
differenzieren, indem der Aufstieg der interkulturellen Pädagogik und der 
damit zusammenhängenden Professionsfelder nicht als paradigmatische Neu-
erung im Wissenschaftsdiskurs beschrieben, sondern aus historischen Konti-
nuitäten erklärt wird. Die These, dass die interkulturelle Pädagogik genau da-
rin gründet, wovon sie sich abgrenzt, wird auf der Grundlage von erzie-
hungswissenschaftlichen Publikationen zu Migrationsthemen aus jenem Zeit-
raum eruiert. Aufgabenfelder und Zugangsweisen der Subdisziplin beruhten 

                                                             
1  Der Autor dankt den beiden Gutachterinnen oder Gutachtern sowie Barbara Emma Hof für 

ihre sehr hilfreichen Anregungen und Hinweise zur Überarbeitung des Manuskripts. 
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auf den vielfältigen und teilweise widersprüchlichen Praktiken in der Beschu-
lung fremdsprachiger bzw. zugewanderter Kinder in den beiden Jahrzehnten 
zuvor. Die Institutionalisierung der vorgängigen pädagogischen Praktiken 
und politischen Aktivitäten als Subdisziplin und in Fachstellen war die Vo-
raussetzung für eine vertiefte Reflexion dieser Erziehungs- und Bildungs-
praktiken in den 1980er-Jahren. Damit einhergehend ist die Annahme eines 
konzeptionellen Umschwungs hin zur differenzorientierten und auf Dialog 
ausgerichteten Perspektive zu relativieren. 
Die Entstehungsgeschichte der interkulturellen Pädagogik, die in gängigen 
Einführungs- und Lehrbüchern zu finden ist, wird in einem ersten Schritt 
dargestellt und auf Verkürzungen geprüft (1). Die vorgängigen Praktiken, aus 
denen die interkulturelle Pädagogik entstand und die hier am Beispiel der 
Schweiz dargestellt werden, waren aber kaum so eindeutig, wie es das Narra-
tiv suggeriert (2). Die Institutionalisierung des pädagogischen Teilbereichs 
und entsprechender Fachstellen in den frühen 1980er-Jahren erfolgte weniger 
in Abgrenzung zum, sondern eher als Weiterentwicklung des Vorangegange-
nen (3). Was gemäß dem Paradigmenwechsel in den 1980er-Jahren über-
wunden wurde, war in der Folge mitunter auch nach 1990 in der Erzie-
hungswissenschaft präsent (4). 

2  Ein Phasenmodell als Fortschrittsgeschichte 

Die Literatur beantwortet die Frage, wie sich die erziehungswissenschaftliche 
Beschäftigung mit Migration in den letzten 40 Jahren entwickelte, bemer-
kenswert eindeutig. Argumentiert wird in der Regel mit einem Phasenmodell, 
demgemäß die „Ausländerpädagogik“ der 1960er- und 1970er-Jahre in eine 
„interkulturelle Pädagogik“ in den späten 1980er-Jahren überging, die an-
schließend über eine „Kritik an der interkulturellen Pädagogik“ zu einer „Pä-
dagogik der Diversität“ oder einer „Migrationspädagogik“ weiterentwickelt 
wurde.2 Als Narrativ strukturiert dieses Phasenmodell die Vorstellungen von 
Vergangenheit.3 
Eine zentrale Problematik solcher Stufenmodelle liegt in ihrer Orientierung 
an einer Fortschrittsgeschichte, die eine vorangehende Phase stets als defizi-
tär darstellen muss, damit in deren Überwindung eine Verbesserung oder 
eben ein Fortschritt gesehen werden kann. Die Weiterentwicklung wird als 
ein Lernen aus den eigenen Fehlern dargestellt. Das Narrativ, die interkultu-
relle Pädagogik sei aus einer Abgrenzung von einer vorherigen Phase der 

                                                             
2  Zu den Autoren des fachliterarischen Kanons der interkulturellen Pädagogik siehe Reuter 

2015. 
3  Vgl. White 1984. 
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Ausländerpädagogik entstanden, dient aber in erster Linie der Legitimation 
der eigenen Subdisziplin und beruht weniger auf einem genuin historischen 
Erkenntnisinteresse. Denn Periodisierungen, die entwickelt wurden, während 
der Prozess im Gange war, vermögen nachträglich der Legitimation der eige-
nen Praxis zu dienen.4 
Der erste Übergang dieses Phasenmodells, also die Abwendung von einer als 
„kompensatorische Erziehung und Assimilationspädagogik“ bezeichneten 
„Ausländerpädagogik“ hin zu einer „interkulturellen Erziehung für eine mul-
tikulturellen Gesellschaft“ der frühen 1980er-Jahre findet erstmals 1986 in 
einem Aufsatz von Wolfgang Nieke, dem damaligen Geschäftsführer des In-
stituts für Migrationsforschung, Ausländerpädagogik, Zweitsprachendidaktik 
an der Universität und Gesamthochschule Essen, Erwähnung.5 Schnell über-
nahmen andere Autoren diese Deutung, variierten diese aber hinsichtlich der 
Schwerpunktsetzung und der Kontextualisierung. Georg Auernheimer wies 
darauf hin, wie die wissenschaftliche Öffentlichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) um 1980 zunehmend zur Einsicht kam, in einer Einwan-
derungsgesellschaft zu leben, und begründete den wissenschaftlichen Para-
digmenwechsel mit einem Mentalitätswandel. Auernheimer erwähnt zwar 
Kontinuitäten, doch auch in seiner Erzählung ist der Bruch offensichtlich, 
schreibt er doch von einer „Abwendung von der Ausländerpädagogik der 
70er Jahre zugunsten der interkulturellen Erziehung.“6 Georg H. Friesenhahn 
hingegen nahm Bezug auf die damalige Migrationspolitik der BRD und deren 
zunehmende Polarisierung. Auch in seinem Modell steht 1980 für das Über-
winden einer Ausländerpädagogik, die alleinig auf die Veränderung der Aus-
länder abzielte, hin zu einer interkulturellen Pädagogik, die als allgemeines 
pädagogisches Prinzip alle Beteiligten adressierte. In seiner Gegenüberstel-
lung fanden die Aktivistinnen und Aktivisten und ihre humanitären Initiati-
ven der 1970er-Jahre Erwähnung, mit welchen jedoch ausschließlich die Zu-
gewanderten adressiert worden seien.7 
Ein ähnliches Narrativ, das ebenfalls in Anlehnung an die migrationspoliti-
schen Entwicklungen formuliert wurde, existierte in den späten 1980er-
Jahren auch für die Schweiz. Für Armin Gretler, den damaligen Leiter der 
Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung, wandelte sich 
die Bildungspolitik von einer der Phase der Assimilation der 1970er-Jahre zu 
einer Phase der Integration der 1980er-Jahre und prophezeite den 1990er-
Jahren eine Phase des Interkulturalismus.8 In französischer Sprache publi-

                                                             
4  Vgl. Krüger-Potratz 1994; siehe dazu auch Diehm/Radtke 1999, S. 125. 
5  Vgl. Nieke 1986. 
6  Auernheimer 1990, S. 4-16. Zitat S. 12. 
7  Friesenhahn 1988, S. 17. 
8  Vgl. Gretler 1989, S. 255. 
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ziert, vermied Gretler für die Bezeichnung der 1970er-Jahre den Begriff der 
Ausländerpädagogik, der in der deutschsprachigen Schweiz bis in die späten 
1980er-Jahre verwendet wurde. Gretlers Modell widerspiegelt die Historio-
graphie der schweizerischen Migrationspolitik, die als Phasenabfolge von der 
Exklusion über die Assimilation zur Inklusion9 oder von der Assimilation 
über die Integration zum Multikulturalismus10 erzählt wird11 und somit eben-
falls als Fortschrittsgeschichte konzipiert ist. Das Narrativ des Phasenmodells 
war insofern keine rein deutschsprachige Angelegenheit und findet sich auch 
in der Literatur, welche europäische Entwicklungen aufzeigen.12 
Zudem erwies sich das Narrativ als äuβerst persistent. Auch neuere Publika-
tionen laufen Gefahr, diesem Phasenmodell verhaftet zu bleiben.13 Das Nar-
rativ wird auch dann noch reproduziert, wenn explizit darauf hingewiesen 
wird, wie unplausibel solche gestuften Entwicklungsabfolgen eigentlich sind. 
Cristina Allemann-Ghionda stellte beispielsweise 2013 die disziplinäre Ent-
wicklung anhand unterschiedlicher Paradigmen dar, die von der „Assimilati-
on“ über das „multikulturelle Paradigma“ und die „Kritik am multikulturellen 
Paradigma“ hin zum Paradigma der „Diversität“ reichen.14 Die Autorin hält 
im Anschluss an die schematische Darstellung dieser vier Zugänge wider-
sprüchlich fest, diese seien zwar „primär nicht als chronologische Abfolge zu 
verstehen“, gleichzeitig könne eine „gewisse Chronologie dennoch ausge-
macht werden.“15 Die diachrone Perspektive wurde unterstrichen, indem in 
einer tabellarischen Übersicht die vier Paradigmen denjenigen pädagogischen 
Zugängen zugeordnet werden, die Nieke als Phasenmodell einführte.16 
Hinweise, welche auf Verkürzungen dieser Phasenmodelle aufmerksam ma-
chen oder die „lange Vergangenheit“ des pädagogischen Umgangs mit Hete-
rogenität betonen, wurden seit den 1990er-Jahren wiederholt geäußert,17 ohne 
dass damit die Persistenz des Narrativs hätte gebrochen werden können. 
Grund dafür sind nicht zuletzt auch die zahlreichen Einführungswerke zu 
migrationsspezifischen Themenfeldern der Pädagogik, die von der Textform 
her auf Verkürzungen und Vereinfachungen angewiesen sind. Abschnitte 

                                                             
9  Vgl. Niederberger 2004. 
10  Vgl. Wicker 2003, S. 47f. 
11  Zum Desiderat einer alternativen Geschichtsschreibung der Migrationsforschung in der 

Schweiz, die nicht diesem Phasenmodell folgen soll, siehe Espahangizi 2018 (in 
Vorbereitung). 

12  Vgl. Wittek1992, S. 10. 
13  Vgl. Nieke 2008. 
14  Allemann-Ghionda 2013, S. 52. 
15  Ebd. 
16  Ebd., S. 53. 
17  Eine frühe internationale Perspektive bietet Steiner-Khamsi 1992. Siehe auch Diehm/Radtke 

1999; Krüger-Potratz 2005, S. 43-61; Mecheril et al. 2013. 
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darüber, wie die subdisziplinäre Entstehungsgeschichte zu differenzieren und 
zu relativieren ist, fanden zwar sehr wohl Eingang in diese Literatur. Über 
entsprechende schematische Darstellungen wurde das dem Phasenmodell 
folgende Fortschrittsnarrativ dann aber doch reproduziert.18 Auch in der Kri-
tik wurde das dominante Narrativ der Fortschrittsgeschichte durch dessen 
permanente Wiederholung eher gefestigt als revidiert. Infolgedessen findet 
sich das Narrativ gerade auch in den Überblickswerken derjenigen Autorin-
nen und Autoren reproduziert, die sich andernorts durch einen kritischen 
Blick auf Verkürzungen und Verzerrungen leiten lassen.19 

3  Vielschichtige Erfahrungskontexte:  
Theorien und Praktiken vor 1980 

Als Folge gerät aus dem Blick, dass sich eine erziehungswissenschaftliche 
Subdisziplin nicht ausschließlich in Abgrenzung von vorhergehenden Prakti-
ken und Politiken entwickeln konnte, sondern immer auch aus vorangehen-
den Erfahrungen informiert war. Die interkulturelle Pädagogik“der frühen 
1980er-Jahre grenzte sich nicht von einer vorangehenden theoretischen Aus-
einandersetzung über den pädagogischen Umgang mit Migration ab. Viel-
mehr entwickelte sie sich aus vorangehenden praktischen Erfahrungen, die 
auf unterschiedlichen Ebenen zu beobachten sind und von unterschiedlichen 
Positionen geleitet waren. Das Beispiel der Schweiz eignet sich, um die viel-
schichtige und ambivalente Situation vor dem Aufkommen einer theoreti-
schen Reflexion über Migrationsfragen auszuleuchten, sei es hinsichtlich der 
politischen Ebene der Behörden, hinsichtlich zivilgesellschaftlicher Einfluss-
nahme oder hinsichtlich der frühen akademischen Debatten in den 1960er- 
und 1970er-Jahren. 
Kontext der damaligen Debatten war die arbeitsmarktinduzierte Zuwande-
rung aus Italien und anderen südeuropäischen Ländern nach 1945. Seit Mitte 
der 1960er-Jahre vermochte sich das Leben eines Teils der zugewanderten 
Arbeiterinnen und Arbeiter in der Schweiz zu stabilisieren, was Zukunftsper-
spektiven in der Schweiz eröffnete. Fragen zur Beschulung ihrer Kinder, die 
im Rahmen des erleichterten Familiennachzugs in die Schweiz kamen, wur-
den allmählich in die schulpolitischen Diskussionen eingebracht, wobei ins-
besondere zivilgesellschaftliche Akteure – sei es seitens der Zugewanderten 

                                                             
18  Zur Übernahme des Phasenmodells von Nieke siehe Krüger-Potratz 2005, S. 38-43; 

Mecheril et al. 2010, S. 54-66; Nohl 2006. Aber auch die Neuauflagen von Nieke und Auer-
nheimer selbst orientieren sich an diesem Phasenmodell, siehe Nieke 2008; Auernheimer 
2004, 2005. 

19  Vgl. Mecheril et al. 2010. 
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oder seitens Schweizerinnen und Schweizer – migrationsbezogene Fragestel-
lungen aufs Tapet brachten.20 
Die ausländerpolitische Haltung jener Zeit war geprägt von einer Ambivalenz 
zwischen Öffnung und Zurückweisung. Auf der einen Seite wurden die Hür-
den zum Erhalt einer Niederlassungsbewilligung nach und nach gesenkt und 
die allmähliche Öffnung der sozialstaatlichen Infrastruktur für die Zugewan-
derten vorangetriebenen.21 Auf der anderen Seite war eine fremdenfeindliche 
Haltung gegenüber den Arbeitsmigrantinnen und -migranten weit verbreitet. 
Die Abstimmungen zu den so genannten „Überfremdungs-Initiativen“ fielen 
zwar negativ aus, fanden aber dennoch breite Unterstützung.22 Kompensiert 
wurde dies mit einer „aktiven Assimilationspolitik“23, welche den Auslände-
rinnen und Ausländern weitgehende Anpassungsleistungen abverlangte. Dies 
prägte die engagiert geführte Auseinandersetzung um den richtigen (pädago-
gischen) Umgang mit den Kindern der zugewanderten Arbeiterinnen und Ar-
beiter. 
Erstens wurde auf der Ebene des Bundes in den frühen 1960er-Jahren eine 
„Studienkommission für das Problem der ausländischen Arbeitskräfte“ einbe-
rufen, die neben den üblichen ökonomischen Aspekten auch gesellschaftliche 
und soziale Aspekte der Zuwanderung beurteilen sollte. Die Ambivalenz die-
ser „aktiven Assimilationspolitik“ wurde in einem zentralen Kapitel abge-
handelt: Bei der Assimilation „handelt es sich in der Regel nicht um einen 
einseitigen Eingliederungsvorgang, sondern um Wechselwirkungen zwischen 
Individuen oder Gruppen der beiden Kulturen“24 beziehungsweise um eine 
„Überbrückung der kulturellen Unterschiede.“25 Die Studienkommission wies 
den öffentlichen Institutionen und insbesondere der Schule eine wichtige 
Rolle zu. „Assimilationspolitik“ hieß für die Studienkommission, die italieni-
schen Kinder so schnell wie möglich in die Regelklassen der öffentlichen 
Schulen in der Schweiz aufzunehmen. In der heutigen Beurteilung des Be-
richts der Studienkommission und somit der damaligen „Assimilationspoli-
tik“ besteht keine Einigkeit: Während die einen diese Politik als eine eigent-
liche Integrationspolitik bezeichnen, welche die Lebensrealitäten der Zuge-
wanderten berücksichtigte,26 sehen andere darin ein eindimensionales und na-

                                                             
20  Vgl. Eigenmann 2017. 
21  Vgl. Mahnig/Piguet 2003, S. 72f. 
22  Vgl. Buomberger 2004; Skenderovic/D'Amato 2008. 
23  Braun 1970, S. 433. 
24  Vgl. Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit 1964, S. 142. 
25  Ebd., S. 145. 
26  Vgl. Niederberger 2004, S. 57. 
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tionalistisches Assimilationskonzept, in dem vor allem die Anpassung der 
Zugewanderten im Vordergrund stand.27 
Zweitens zeigt sich die Ambivalenz ebenso auf der Ebene von kantonalen 
und lokalen Gremien, die Berichte über die angemessene Beschulung der 
Kinder der Arbeitsmigrantinnen und -migranten verfassten. Auch diese Be-
richte bieten vielschichtige und widersprüchliche Aussagen zum Zusammen-
hang von Bildung und Migration. Die Aushandlungen innerhalb der Kom-
missionen waren umkämpft, zudem wurden für die Berichte Expertisen so-
wohl aus der Politik wie auch aus der Zivilgesellschaft28 herangezogen. In 
Zürich wurden 1972 zwei solche Expertenberichte verfasst. Eine Kommissi-
on der kantonalen Erziehungsdirektion publizierte den Bericht „Zur Einglie-
derung fremdsprachiger Kinder“29, eine städtische Kommission für Assimi-
lierungsfragen nahm zu „Schulproblemen der Ausländer“30 Stellung. Beide 
Berichte legten einen Schwerpunkt auf Fragen der Sprachvermittlung. Dies 
ergab sich daraus, dass die in die Regelklassen zu integrierenden italieni-
schen Kinder kaum die Unterrichtssprache sprachen. Sollte die Schulpflicht 
eingefordert bzw. das Recht auf Schulbesuch eingelöst werden, sei eine 
„sprachliche Anpassung“ notwendig. Assimilation umfasse den Erwerb der 
deutschen Sprache, Allgemeinwissen und Vertrautheit mit „hiesigen Arbeits- 
und Lernmethoden“31. Die Berichte sind ambivalent zu beurteilen, denn sie 
waren keineswegs einseitig auf die Defizite der Zugewanderten gerichtet, 
sondern enthielten Forderungen, die direkt an die Institution Schule oder an 
Lehrerbildungsstätten gerichtet waren,32 oder fokussierten mögliche diskri-
minierende Praktiken in den Bildungsinstitutionen der Aufnahmegesell-
schaft.33 
Vergleichbare Berichte aus der Bundesrepublik Deutschland widerspiegelten 
dieselbe Ambivalenz, so beispielsweise das 1971 von Hermann Müller ver-
fasste „Gutachten zur Schul- und Berufsbildung der Gastarbeiterkinder“34: 
Der auf Anpassung ausgerichteten Formulierung, der „Erwerb guter deut-

                                                             
27  Vgl. Hirt 2009, S. 344-351. 
28  Beispielsweise die von den Colonie Libere und der Zürcher Kontaktstelle für Italiener und 

Schweizer gemeinsam organisierten Studientagungen, siehe bspw. Zürcher Kontaktstelle für 
Italiener und Schweizer 1970. 

29  Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit 1972. 
30  Städtische Kommission für Assimilierungsfragen 1972. 
31  Erziehungsdirektion des Kantons Zürich 1972, S. 5. 
32  Vgl. Städtische Kommission für Assimilierungsfragen 1972, S. 56-58. 
33  Damit nahmen sie vorweg, was beispielsweise Frank-Olaf Radtke bereits in den frühen 

1980er-Jahren im Zuge seiner Kritik an Kulturalisierung und Ethnisierung aufgeworfen hat-
te und später im Konzept der institutionellen Diskriminierung theoretisierte. Vgl. bspw. 
Gomolla/Radtke 2002. 

34  Müller 1971. 
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scher Sprachkenntnisse“ sei Grundlage für einen möglichen Daueraufenthalt 
in der Bundesrepublik mit „möglicher Integration und Assimilation“35, stand 
die positive Nennung der sozio-kulturellen Beiträge der „Gastarbeiterkinder“ 
gegenüber, mit welchen die Schulen nunmehr einen „europäischen Hori-
zont“36 erhalten würden. 
Drittens rahmten damalige sozialwissenschaftliche Studien die Perspektive 
auf Assimilations- und Integrationsforderungen: Die Studie des Zürcher His-
torikers Rudolf Braun über die „sozio-kulturellen Probleme der Eingliede-
rung italienischer Arbeitskräfte in der Schweiz“ – in den 1960er-Jahren er-
stellt und 1970 publiziert – bot umfangreiches Zahlenmaterial wie auch eine 
Fülle von Informationen zu Lebensumständen und Wahrnehmungen der Zu-
gewanderten. Braun schloss seine Studie mit einem Plädoyer für eine „aktive 
Assimilationspolitik“, die wiederum nicht einseitig als Anpassung der Zuge-
wanderten zu verstehen ist, sondern die gemeinsame Aushandlung in den 
Vordergrund rückt: „Die Schweiz sollte sich mehr als etwas Werdendes und 
weniger als etwas Gewordenes begreifen.“37 Gemäß Braun würde diese Ver-
änderlichkeit von den Zugewanderten wesentlich mitgestaltet und eine ge-
genseitige Vermittlung rufe nach „beidseitigen Lern- und Aufklärungsbemü-
hungen.“38  
1973 publizierte der Zürcher Hans-Joachim Hoffmann-Nowotny eine „Sozio-
logie des Fremdarbeiterproblems“. Darin beschrieb er die Folge der wirt-
schaftlich erwünschten Zuwanderung als Unterschichtung der bestehenden 
Arbeiterschicht in der Schweiz durch die neuen Arbeiter aus den Nachbar-
staaten. Theoretisch lehnte sich Hoffmann-Nowotny bei Shmuel Noah Eisen-
stadt an, der Assimilation als kulturell und symbolisch verstandene Partizipa-
tion, Integration als Partizipation an der Gesellschaft verstand.39 Damit einher 
ging die liberale Vorstellung einer Gesellschaft, in welcher privilegierte sozi-
ale Positionen im Grunde allen Mitgliedern offen stehen sollten. Entspre-
chend Hoffmann-Nowotnys Unterschichtungsthese wirke nun aber die starke 
soziale Stratifikation der Gesellschaft als Integrationshemmnis, die über ver-
stärkte Assimilationsforderungen kompensiert werde. Mit dem Fokus auf so-
ziale Ungleichheit wies Hoffman-Nowotny eine allgemeine Forderung nach 
Assimilation zurück und konstatierte, dass eine solche sowieso nur innerhalb 
einer Subkultur, beispielsweise der Subkultur der Arbeiterschaft, gelingen 

                                                             
35  Ebd., S. 7. 
36  Ebd., S. 34. Damit einher ging auch eine ambivalente Einschätzung der Assimilationsforde-

rung, vgl. ebd., S. 42. 
37  Braun 1970, S. 557. 
38  Ebd., S. 469. 
39  Vgl. Hoffmann-Nowotny 1973, S. 172. 
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könne.40 Insofern war auch die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
dem Assimilationskonzept von Ambivalenzen geprägt. Eine spätere wissen-
schaftliche Diskreditierung des Assimilationsbegriffs wandte sich gegen eine 
sehr spezifische Deutung von Assimilation, deren Verengung wohl erst retro-
spektiv konstruiert wurde. 
Viertens und am deutlichsten ist die Ambivalenz des pädagogischen Um-
gangs mit Migration anhand des vielschichtigen zivilgesellschaftlichen En-
gagements ersichtlich.41 Allen voran waren es in Vereinen organisierte Mig-
rantinnen und Migranten selbst, aber auch kirchliche Kreise, welche schon 
früh nach Alternativen zur damals geforderten „aktiven Assimilation“ in der 
Bildungspolitik suchten. Die linksstehenden, italienischen Emigrationsorga-
nisationen der Colonie Libere Italiane in Svizzera beispielsweise argumen-
tierten in einem Duktus, der an die später geäußerte Kritik an defizitorientier-
ten Vorstellungen der Ausländerpädagogik erinnerte. Obwohl sie kritisch ge-
genüber der schweizerischen Assimilationspolitik eingestellt waren, forderten 
sie schon seit den späten 1960er-Jahren eine möglichst rasche Aufnahme der 
italienischen Kinder in die öffentlichen Schulen – und folgten so in gewisser 
Hinsicht der Assimilationspolitik. Gleichzeitig kritisierten sie die institutio-
nellen Mängel der schweizerischen Schulen, insbesondere schulische Be-
nachteiligungen.42 
Die schärfste Kritik an der schweizerischen „Assimilationspolitik“ kam je-
doch aus einer Ecke, aus der sie eigentlich nicht zu vermuten wäre. Es waren 
insbesondere die konservativ geprägten, katholischen italienischen Missio-
nen, die ihre eigenen italienischen Schulen in der Schweiz in Gefahr sahen, 
und daher die Eingliederung der italienischen Kinder in die schweizerischen 
Regelklassen vehement ablehnten. Die Kritik an der schweizerischen Assimi-
lationspolitik war nationalistisch motiviert und enthielt eine Absage an die 
gemeinsame Beschulung von italienischen und schweizerischen Kindern vor 
dem Hintergrund der Befürchtung, die Kinder würden ihre Identität verlie-
ren.43 
Seitens der zivilgesellschaftlichen Akteure sind zudem auch kleinräumige 
pädagogischen Aktivitäten zu fassen, die jenseits von staatlichen und para-
staatlichen Institutionen Versuche initiierten. In den frühen 1970er-Jahren 
wurde unter dem Namen der „Quartierschule“ im Zürcher Arbeiterquartier 
Aussersihl eine Art erweiterte Aufgabenhilfe für die italienischen Schulkin-
der gestartet. Initiiert wurde das Angebot von einer Gruppe von Lehrerinnen 

                                                             
40  Vgl. ebd., S. 176. 
41  Vgl. Eigenmann 2017. 
42  Vgl. FCLIS 1973. 
43  Vgl. Baglivo et al. 1971; Jungo 1972; siehe dazu auch: Eigenmann 2017; Hirt 2009, S. 372-

377. 
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und Lehrern einer öffentlichen städtischen Schule Zürichs. Das pädagogische 
Programm der Quartierschule basierte auf den Ideen Paulo Freires, wonach 
von den Lebenserfahrungen der Kinder ausgegangen werden müsse und auch 
die Lehrerinnen und Lehrer aus diesen Erfahrungen lernen könnten.44 
Solche Aktivitäten, die ohne Bezug auf Begriff und Konzept der Assimilation 
auskamen, betonen die Vielfalt der Entstehungskontexte der späteren inter-
kulturellen Erziehung. Die singuläre Erscheinung der Quartierschule mag 
zwar zunächst eine wenig-beachtete Marginalie auf einem Nebenschauplatz 
der schweizerischen Assimilationspolitik sein, die auch das Bildungswesen 
betraf. Ganz unbedeutend war die Quartierschule als Erfahrungsraum jedoch 
nicht. Dies zeigt sich zunächst an personellen Konstanten: Eine der damali-
gen Initiantinnen der Quartierschule gilt aktuell innerhalb der Lehrerbildung 
und seitens von Lehrerverbänden als fundierte Kennerin für den Bereich 
„Deutsch als Zweitsprache“.45 Zudem kann auch auf eine Kontinuität hin-
sichtlich der theoretischen Bezugnahme hingewiesen werden. So wie sich 
Paulo Freires „Pädagogik der Unterdrückten“ für die Protagonistinnen der 
Quartierschule der frühen 1970er-Jahre als fruchtbare Referenz erwies, wird 
auch heute in neueren Publikationen aus dem Umfeld der interkulturellen Pä-
dagogik – insbesondere aus postkolonialer Perspektive – auf die theoreti-
schen Überlegungen von Paulo Freire zurückgegriffen.46 
Insofern enthielten die in den 1960er- und 1970er-Jahren geführten Aushand-
lungen darüber, wie pädagogisch angemessen auf Migration zu reagieren 
war, Aspekte dessen, was später unter dem Stichwort der Interkulturalität 
theoretisiert wurde. Die Annahme einer eindeutigen Verschiebung von einem 
Assimilationsparadigma zu einem Integrationsparadigma ist sodann wenig 
plausibel.47 

4  Professionalisierung und akademische  
Institutionalisierung von pädagogischer Praxis  
und politischem Aktivismus 

Als Alternative zu einer historischen Rekonstruktion, die sich auf Paradig-
menwechsel stützt, soll in der Folge der Übergang um 1980 als teil- oder 
subdisziplinäre Festigung einer pädagogischen Praxis und eines politischen 
Aktivismus der vorangehenden Jahre beschrieben werden. Ein solche Erzäh-

                                                             
44  Kinder lehren – Quartierschule 1972, S. 123-130. 
45  Marianne Sigg ist zur Zeit Präsidentin des Vereins „Zürcher Lehrpersonen Deutsch als 

Zweitsprache“; Interview mit Marianne Sigg vom 28.11.2015. 
46  Siehe beispielsweise Castro Varela 2016. 
47  Siehe dazu auch Aumüller 2009, S. 128-132. 
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lung ergründet das diskursive Aufkommen der interkulturellen Perspektive 
darin, wie Ansätze eines zuvor im Kleinen und bisweilen auch im Umfeld 
von aktivistischen Bewegungen erprobten pädagogischen Handelns Eingang 
in den wissenschaftlichen Diskurs finden konnten.48 Dazu verhalf die Grün-
dung von pädagogischen Fachstellen und wissenschaftlichen Teilbereichen 
seit den frühen 1980er-Jahren. 
Etablierte Publikationsorgane publizierten nach 1980 vermehrt Arbeiten zu 
migrationsspezifischen Fragestellungen und der erziehungswissenschaftliche 
Diskurs wandte sich der Reflexion über den pädagogischen Umgang mit 
Migration zu.49 Dies war die Voraussetzung dafür, dass die Erziehungswis-
senschaft die Reflexion migrationsbezogener Zusammenhänge als relevante 
Problemstellung der eigenen Disziplin wahrnehmen konnte, um mit der 
Schaffung der Subdisziplin der interkulturellen Pädagogik diese Fragen in ei-
nem spezialisierten Tätigkeitsbereich anzusiedeln. Die subdisziplinäre Aus-
differenzierung war die Grundlage einer institutionellen Etablierung und er-
möglichte eine vertiefe Reflexion der pädagogischen Arbeit im Kontext von 
Migration. Gleichzeitig aber führte sie auch zu einer Marginalisierung inner-
halb der Disziplin. Ausdruck davon sind die innerhalb der Subdisziplin wie-
derholt unternommenen Anstrengungen, interkulturelle Bildung und Erzie-
hung nicht als so genannte „Bindestrichpädagogik“ zu verstehen, sondern als 
bedeutende Querschnittaufgabe innerhalb der Erziehungswissenschaft zu be-
trachten, die alle Subdisziplinen betreffe.50 
Die institutionelle Festigung war mit einem Ausbau von Stellen verbunden, 
die mit Personen besetzt wurden, die in irgendeiner Form über eine Expertise 
in diesem Feld verfügten. Wer sich zuvor in der einen oder anderen Form in 
der pädagogischen Praxis oder mit politischem Aktivismus mit Fragen be-
schäftigt hatte, wie die Schule adäquat mit fremdsprachigen Kindern umzu-
gehen habe, hatte gute Voraussetzungen, um eine pädagogische Fachstelle 
oder einen erziehungswissenschaftlichen Forschungsbereich in diesem The-
menbereich auf- und ausbauen zu können.51 Die personellen Kontinuitäten 
zeigen sich also darin, dass dieselben Personen die Etablierung der theoreti-
schen Reflexion eines pädagogischen Feldes vorantrieben, in dem sie zuvor 
selbst als Aktivistinnen oder Fachpersonen engagiert gewesen waren. 
Die Entstehung der erziehungswissenschaftlichen Subdisziplin der interkultu-
rellen Pädagogik war insofern eng mit vorhergehenden singulären Erfahrun-

                                                             
48  Bereits Mitte der 1990er-Jahre erschienen Analysen, welche die Entstehung dieser pädago-

gischen Teildisziplin aus den vorgängigen Erfahrungskontexten heraus zu erklären versu-
chen; siehe dazu Steiner-Khamsi 1995; Krüger-Potratz 1994. 

49  Vgl. Auernheimer 2010, S. 3. 
50  Zur disziplinären Verortung der interkulturellen Pädagogik siehe Krüger-Potratz 2004. 
51  Vgl. Auernheimer 2010, S. 3. 
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gen verbunden, welche die Profilierung der Subdisziplin leiteten. Die frühen 
1980er-Jahre, die später als Abkehr von der Ausländerpädagogik und als 
Überwindung des Assimilationsparadigmas rekonstruiert wurden, zeigen sich 
aus dieser Perspektive also durchaus als Wendepunkt. Nur stellte dieser we-
niger einen Paradigmenwechsel, sondern eher eine institutionelle Festigung 
dar. Dass die Anliegen sozialer Bewegungen, die zunächst in nichtstaatlichen 
Organisationen artikuliert wurden, in staatlichen Behörden oder wissen-
schaftlichen Subdisziplinen institutionalisiert wurden, lässt sich auch in ande-
ren politischen Feldern beobachten.52 In welcher Richtung das wissenschafts-
geschichtliche Forschungsdesiderat nach einer Aufarbeitung des Zusammen-
hangs von politischem Aktivismus der neuen sozialen Bewegungen einerseits 
und der Ausdifferenzierung von erziehungswissenschaftlichen Disziplinen 
und pädagogischen Professionen andererseits eingelöst werden könnte, soll 
hier exemplarisch angedeutet werden.53 
Personelle Kontinuitäten prägten diese institutionelle Etablierung in der Bun-
desrepublik Deutschland. Die Sozialpädagogen Franz Hamburger und Hart-
mut M. Griese wie auch die Soziologin Ursula Boos-Nünning hatten bereits 
in den 1970er-Jahren im Kontext von Migration und Bildung gearbeitet, be-
vor sie sich seit den 1980er-Jahren entscheidend an der Profilierung einer ei-
genen Subdisziplin beteiligten.54 Da die vorangehenden Erfahrungen aus den 
1970er-Jahren weder einheitlich noch eindeutig waren, wurden in den 
1980er-Jahren diese in pädagogischer Praxis und politischem Aktivismus ge-
führten Auseinandersetzungen in die Akademie importiert. 
Auftakt zur akademischen Debatte über die Beschulung der Kinder der Gast-
arbeiterinnen und Gastarbeiter bildete der 1981 von Franz Hamburger, Lydia 
Seus und Otto Wolter in der Zeitschrift ‚Unterrichtswissenschaft’ veröffent-
lichte Artikel mit dem Titel „Über die Unmöglichkeit, Politik durch Pädago-
gik zu ersetzen.“55 Die darin formulierte Kritik richtete sich gegen eine Insti-
tutionalisierung von explizit auf Migrationsfragen zugeschnittenen pädagogi-
schen Fachstellen und Lehrstühlen. Dabei lehnten sie weniger die Institutio-
nalisierung an sich ab, sondern die dahinter stehende Vorstellung, die gesell-
schaftspolitischen Folgen der Arbeitsmigration über pädagogische Maßnah-
men bearbeiten zu können. Auf der Grundlage einer empirischen Untersu-
chung zur Kriminalität von ausländischen Jugendlichen argumentierte das 
Autorenkollektiv, es sei problematisch, Jugendliche nur deshalb als beson-
ders hilfsbedürftig zu erachten, weil sie als „ausländisch“ bezeichnet werden. 
Die Entwicklung spezifischer pädagogischer Programme für ausländische 
                                                             
52  Zu Wandel der Gesundheitspolitik in der Schweiz siehe Bänziger 2015. 
53  Zum Forschungsdesiderat siehe Baader 2013, S. 40f. 
54  Vgl. Griese 1984; Apitzsch 1997. 
55  Hamburger/Seus/Wolter 1981. 
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Jugendliche schaffe ein „objektivierendes Fundament“56 für die stigmatisie-
renden Effekte, wenn ausländische Kinder und Jugendliche im Hinblick auf 
ihre Defizite beschrieben würden. Die Institutionalisierung von ausländerpä-
dagogischen Fachstellen sei zudem darauf ausgerichtet, ein gesellschaftliches 
Problem zu individualisieren, indem es einer spezifischen pädagogischen Be-
arbeitung zugeführt werde. Diese Kritik kann als Aufruf gelesen werden, die 
Defizitorientierung zu überwinden – Hamburger wiederholte dieselbe Kritik 
aber auch in den darauf folgenden Jahrzehnten auch gegenüber der interkul-
turellen Pädagogik.57 
In die gleiche Kerbe schlug der von Hartmut M. Griese 1984 herausgegebene 
Sammelband mit dem Titel „Der gläserne Fremde“, der im Untertitel explizit 
eine Kritik der Ausländerpädagogik und der Ausländerforschung versprach. 
Auch Griese richtete sich gegen die Art und Weise, wie Forschung und Pä-
dagogik auf die Zugewanderten als Objekte zugriff, deren defizitäre Situation 
beschrieb und entsprechende Maßnahmen vorschlug. Der Ausbau dieses For-
schungs- und Entwicklungsbereichs habe, so Griese, nicht zur Verbesserung 
der Situation der Zugewanderten in Deutschland beigetragen, sondern in ers-
ter Linie angehenden Pädagoginnen und Pädagogen als Qualifikationsplatt-
form gedient.58 Der Band schließt mit einer Vielzahl von Forderungen, die 
von der Vermeidung der Begriffe des „Ausländers“ und der „Ausländerpäda-
gogik“ über eine Analyse der gesellschaftlichen und insbesondere ökonomi-
schen Rahmenbedingungen von Migration bis hin zu einer Repolitisierung 
migrationsbezogender Fragestellungen im pädagogischen Kontext reichten.59 
Das flammende Plädoyer von Hamburger et al. wie auch die Streitschrift von 
Griese sind aber nicht als Belege eines wissenschaftlichen oder subdisziplinä-
ren Paradigmenwechsels zu lesen, sondern zeigen vielmehr im Brennglas ei-
ne schon vorher geführte und bis heute nicht abgeschlossene akademische 
Debatte darüber, wie pädagogisch mit Migration umzugehen sei. Die erzie-
hungswissenschaftlichen Positionen zu dieser Frage waren seit jeher vielfäl-
tig.60 
Gewissermaßen auf der anderen Seite des Meinungsspektrums zu Hamburger 
und Griese standen Perspektiven, wie sie beispielsweise an der Forschungs-
stelle ALFA, „Ausbildung für Lehrer und Ausländerkinder“, der Pädagogi-
schen Hochschule Rheinland, Abteilung Neuss, entwickelt wurden. Als eine 
der ersten pädagogischen Arbeitsstellen, die sich seit den 1970er-Jahren mit 
ausländischen Kindern befasste, zog die Forschungsgruppe ALFA die Kritik 

                                                             
56  Ebd., S. 160. 
57  Vgl. Hamburger 1990; 2009. 
58  Vgl. Griese 1984, S. 5f. 
59  Vgl. ebd., S. 192-220. 
60  Zum Pluralismus von Konzepten interkultureller Pädagogik siehe Nohl 2006. 
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von Hamburger und Griese auf sich. Die Angegriffenen reagierten darauf mit 
einem eigenen Sammelband, der ebenfalls 1984 mit dem Titel „ Migration, 
Bildungspolitik, Pädagogik“ erschien und im Untertitel eine internationale 
Perspektive auf die Diskussion um die interkulturelle Erziehung in Europa 
versprach. Im gemeinsam von Ursula Boos-Nünning, Ursula Neumann, Hans 
H. Reich und Fritz Wittek verfassten einleitenden Artikel rechtfertigen die 
Autorinnen und Autoren ihre spezifische, von Griese abschätzig als „Auslän-
derforschung“ bezeichnete Perspektive damit, dass ihre Forschung darauf 
ausgerichtet sei, spezifische Sozialisationsverläufe ausländischer Jugendli-
cher zu verstehen anstatt anzunehmen, von allzu allgemeinen Sozialisations-
theorien auf die spezifische Situation der Zugewanderten schließen zu kön-
nen.61 
Doch auch innerhalb der Forschungsgruppe ALFA waren die Perspektiven 
heterogen. Die Soziologin Boos-Nünning suchte nach pädagogischen Mög-
lichkeiten, um Zugewanderten über Bildung zum sozialen Aufstieg zu verhel-
fen.62 Daneben waren prominent auch sprachwissenschaftliche Zugänge ver-
treten, insbesondere mit dem Germanisten Hans H. Reich, der sich schon früh 
um eine internationale Perspektive bemüht hatte,63 oder mit der Erziehungs-
wissenschaftlerin Ingrid Gogolin, die ihre akademische Karriere ebenfalls im 
Rahmen der Projektgruppe lancierte, sich mit Arbeiten zur Zweisprachigkeit 
bzw. mit einer Kritik zur monolingualen Ausrichtung der Schule profilierte 
und später entscheidend zur subdisziplinären Etablierung der interkulturellen 
Pädagogik beitrug.64 
Eine ähnliche Entwicklung trat etwas verzögert in der Schweiz ein. Cristina 
Allemann-Ghionda gründete in den frühen 1970er-Jahren mit zwei Mitstrei-
terinnen eine Einrichtung zur beruflichen Qualifizierung italienischer Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten in Basel.65 Gleichzeitig engagierte sie sich 
in der Frage nach der adäquaten Beschulung der italienischen Kinder in der 
Schweiz und kritisierte dabei schon früh die schulische Benachteiligung itali-
enischer Kinder in der Schweiz.66 Solche in den 1970er-Jahren im Umfeld 
von italienischen Emigrationsorganisationen initiierten pädagogischen und 
bildungspolitischen Projekte gaben dem staatlichen Bildungs- und Berufsbil-
dungswesen entscheidende Impulse dafür, wie auf Migrantinnen und Migran-
ten zu reagieren sei.67 Allemann-Ghionda legte den Grundstein ihrer wissen-

                                                             
61  Vgl. Boos-Nünning et al. 1984, S. 10. 
62  Vgl. Nohl 2006. 
63  Vgl. Reid/Reich 1992. 
64  Vgl. Krüger-Potratz/Neumann/Reich 2010. 
65  Vgl. Zanier 1997, S. 61. 
66  Vgl. Grossmann 2016. 
67  Vgl. Eigenmann 2017. 
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schaftlichen Laufbahn im Anschluss an ihre aktivistischen Tätigkeiten an der 
Universität Bern. Sie nutzte ihre Expertise und beschäftigte sich mit Themen 
der Interkulturalität, mit Konzepten der Diversität und nicht zuletzt auch mit 
internationalen Vergleichen.68 
Doch auch in der Schweiz sollten unterschiedliche Zugänge in die akademi-
sche Diskussion hineingetragen werden, was allerdings erst in den 1990er-
Jahren auf akademischer Ebene zu Kontroversen führte. Gita Steiner-Khamsi, 
die andere hier exemplarisch genannte Protagonistin, initiierte und leitete 
während der 1980er-Jahre den Bereich der „Ausländerpädagogik“ in der Pä-
dagogischen Abteilung der Erziehungsdirektion des Kantons Zürich69 und 
übernahm Lehraufträge am Pädagogischen Seminar der Universität Zürich.70 
Aufkommende grundsätzliche Fragen und Zweifel über Sinn und Zweck die-
ser zunehmend professionalisierten und spezialisierten Arbeit in Fachstellen 
beeinflussten ihre späteren akademischen Arbeiten, insbesondere die in den 
1990er-Jahren publizierte Kritik an multikulturellen Bildungspolitiken.71 Die 
Auffassung der gegenseitigen kulturellen Bereicherung sei scheinheilig, so 
Steiner-Khamsi, solange noch immer Assimilations- und Integrationsleistun-
gen eingefordert würden und strukturelle Diskriminierungen nicht überwun-
den würden.72 

5  Zur Persistenz überholter Paradigmen 

Die Professionalisierung und die akademische Institutionalisierung schufen 
die Voraussetzungen dafür, dass der pädagogische Umgang mit Migration ei-
ner vertieften Reflexion unterzogen werden konnte. Die auf wissenschaftli-
cher Ebene geführte Debatte um den richtigen pädagogischen Umgang mit 
Migration wurde vorab auf der Grundlage von vorangehenden praktischen 
Erfahrungen ausgetragen. Was also im Rahmen des Phasenmodells zur Ent-
stehung der interkulturellen Pädagogik als Zeitabschnitt der 1980er-Jahre de-
finiert wurde, war weniger eine in der etablierten Erziehungswissenschaft 
formulierte und einheitlich vorgetragene Kritik an pädagogischen Modellen 
                                                             
68  Vgl. Rühle/Müller/Knobloch 2014. 
69  Vgl. Pädagogische Abteilung der Erziehungsdirektion Zürich 1985; Mahnig 2005, S. 335. 

Mittlerweile hat sich Steiner-Khamsi auf die Bereiche der vergleichenden Erziehungswis-
senschaft und des Wissenstransfers spezialisiert, siehe beispielsweise Steiner-Khamsi/Wal-
dow 2012. 

70  Eine vergleichbare akademische Institutionalisierung des vorangehenden pädagogischen Ak-
tivismus mit Migrantinnen und Migranten zeigt sich auch an der Universität Genf. Christia-
ne Perregaux war Mitarbeiterin in einem „Centre de Contacts Suisses-Immigrés“, bevor sie 
an der Universität zu sans-papiers Kindern forschte; vgl. Poglia et al. 1995.  

71  Vgl. Steiner-Khamsi 1992, S. 1f. 
72  Vgl. Steiner-Khamsi 2009, S. 16. 
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der vorangehenden Dekade, als eher eine strittige Auseinandersetzung dar-
über, wie einerseits die Schule und das Bildungssystem mit Schülerinnen und 
Schülern ohne örtliche Staatszugehörigkeit und somit mit unterschiedlicher 
Muttersprache umzugehen haben und andererseits welchen Stellenwert diese 
akademische Reflexion innerhalb der Erziehungswissenschaft einnehmen soll 
– also ob sie als Querschnittsaufgabe oder als „Bindestrichpädagogik“ in ei-
ner spezifischen Subdisziplin angegangen werden soll. 
Auch in den 1990er-Jahren wurde vehement gegen ausländerpädagogische 
Programme und deren konzeptionellen Prämissen angeschrieben und noch 
heute wird über die Legitimität von Assimilationsforderungen gestritten. Wä-
re die Ausländerpädagogik in den 1980er-Jahren erfolgreich überwunden 
worden, wie dies das Phasenmodell suggeriert, würden solche Auseinander-
setzungen ins Leere zielen. Doch wie sich in der Folge defizitorientierte, auf 
einseitige Anpassung ausgerichtete pädagogische Programme hartnäckig er-
halten konnten, so blieb in der noch jungen erziehungswissenschaftlichen 
Subdisziplin die Aushandlung um einen angemessenen theoretischen Zugang 
zur migrationsbezogenen Fragestellungen äußerst kontrovers. 
Dieser Befund schließt aber mögliche Weiterentwicklungen nicht aus: Eine 
elaborierte theoretische Fundierung der pädagogischen Reflexion über Mig-
ration erfolgte beispielsweise beim Generationswechsel in den 1990er-
Jahren, als genuin multikulturelle bzw. interkulturelle Fragestellungen auf-
geworfen wurden – notabene von Wolfgang Nieke, der als ehemaliger Mitar-
beiter von Boos-Nünning das Phasenmodell geprägt hatte.73 Nieke durfte er-
staunlicherweise bereits 1984 im erwähnten Sammelband der Forschungs-
gruppe ALFA und schon zwei Jahre vor der Erstveröffentlichung seines Pha-
senmodells die These darlegen, die Ausländerpädagogik werde allmählich 
durch Konzepte der interkulturellen Erziehung abgelöst.74 Er sprach aber nir-
gends explizit von einer interkulturellen Pädagogik und wollte indes keine 
Subdisziplin begründen. Erst Autoren wie Clemens Niekrawitz, der sich in 
seiner ideengeschichtlichen Analyse 1991 an das Narrativ von Nieke anlehn-
te und das, was Nieke als interkulturelle Erziehung bezeichnet hatte, in eine 
interkulturelle Pädagogik übersetzte,75 unterstützten die Vorstellung, die Ge-
schichte der Entstehung der interkulturellen Erziehung sei auch die Geschich-
te einer Subdisziplin. Die 1990er-Jahre brachten insofern eine Metareflexion. 
Ebenso verdichteten sich seit den 1990er-Jahren die Versuche einer konzep-
tionellen Abgrenzung von den Überlegungen der „Ausländerpädagogik“.76 
Sich in theoretischer Hinsicht an einem Konzept abzuarbeiten, das gemäß 
                                                             
73  Vgl. Nohl 2006, S. 57. 
74  Vgl. Nieke 1984. 
75  Vgl. Niekrawitz 1991. 
76  Siehe dazu beispielsweise Steiner-Khamsi 1992. 
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Phasenmodell eigentlich überwunden wäre, bedeutet aber, dass die überwun-
den geglaubten Kategorien noch immer einflussreich waren. Und so gründe-
ten auch die nach 1990 in Angriff genommenen Versuche der Abgrenzung in 
vorangegangenen Auseinandersetzungen. Die von Heidrun Czock 1993 vor-
gelegte Studie zum „Fall Ausländerpädagogik“77 und die darin vorgetragene 
Kritik an der Vorstellung einer pädagogischen Bearbeitung sozialer Probleme 
– in diesem Fall der Folgen von Migration – wurden bereits 1984 in einer 
mehr auf Praxis bezogenen Fallstudie vorbereitet.78 
Die schon Ende der 1980er-Jahre erhobenen Stimmen, die in historischer 
Perspektive die Vorgeschichte der Ausländerpädagogik im Sinne einer Ge-
schichte der Minderheitenbildung zu beleuchten forderten,79 vermochten die 
Deutungskraft des fortschrittsgeschichtlichen Phasenmodells kaum zu er-
schüttern. Vielmehr waren diese kritischen Einwürfe selbst daran beteiligt, 
die institutionelle Festigung einer eigenen erziehungswissenschaftlichen 
Subdisziplin voranzutreiben, obwohl die Kritikerinnen und Kritiker sich ge-
rade gegen eine solche Spezialisierung richteten und migrationsbezogene 
Fragestellungen als allgemeine, subdisziplinär übergreifende Querschnitts-
aufgaben der Erziehungswissenschaft zu definieren versuchten. Ebenso ver-
halfen paradoxerweise auch die Streitschriften von Hamburger, Griese und 
anderen retrospektiv eher mit, die pädagogische Subdisziplin zu etablieren 
anstatt eine solche zu verhindern. 
Ist also die interkulturelle Pädagogik zum Opfer ihres eigenen Erfolgs ge-
worden? Aktuelle Ansätze der „Migrationspädagogik“80, der „Bildung in 
Migrationsgesellschaften“81 oder auch „postmigrantische“ Perspektiven82 
stehen in der Traditionslinie dieser Kritik, die dem gängigen pädagogischen 
Umgang mit Migration vorwerfen, Ungleichheitsordnungen zu reproduzieren 
oder gar zu verstärken.83 Sie führen die Auseinandersetzung fort. Noch im-
mer dreht sich die subdisziplinäre Aushandlung um den Versuch, die integra-
tive Kraft pädagogischer Institutionen zu betonen und zugleich die dabei auf-
tretenden diskriminierenden Effekte derselben Institutionen zu kritisieren. 
Die 1980er-Jahre erwiesen sich dabei retrospektiv als diejenige Dekade, wel-
che maßgeblich dazu beitrug, dass dieser Debatte im disziplinären Gefüge ein 
spezifischer Raum zugewiesen werden konnte. 

                                                             
77  Vgl. Czock 1993. 
78  Vgl. Czock/Radtke 1984. 
79  Vgl. Krüger-Potratz 1989. 
80  Mecheril et al. 2010. 
81  Thoma/Knappik 2015. 
82  Espahangizi 2015; zur Perspektive der postmigrantischen Gesellschaft siehe Foroutan 2016. 
83  Vgl. Mecheril/Darowska 2014. 
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Lukas Höhener 
 
 
Zur latenten Kontinuität der Curriculumdebatte  
in den 1980er-Jahren – eine Spurensuche in der 
Schweiz 
 
 

1  Einleitung 

Mit etwas Verspätung rezipierte Ende der 1960er-Jahre auch die Bildungs-
forschung in der Schweiz Ansätze der angelsächsischen Curriculumtheorien 
und Robinsohns Initialschrift1 über Bildungsreformen. Jene Forschungsrich-
tung rückte neu die schulischen Inhalte in den Fokus der Bildungsdebatten 
und damit die Lehrpläne, die im deutschsprachigen Raum nun ‚Curricula‘ 
genannt wurden.2 Während knapp zehn Jahren entstand im Namen der Curri-
culumforschung eine „beinahe unüberblickbare Anzahl vorhandener Ansätze, 
zur Theorie, zur Forschung, zur Entwicklung sowie zur Realisierung von 
Curricula“.3 Diese Entwicklung in der Schweiz anstoßend und maßgeblich 
vorantreibend war die Freiburger Arbeitsgruppe für Lehrplanforschung 
(FAL), eine Gruppe junger Erziehungswissenschaftler der Universität Frei-
burg (CH), welche sich im Sinne Heinrich Roths „realistische[r] Wendung“4 
und Robert Magers Lernzielorientierung5 der empirischen Bildungsforschung 
zum einen und der Verwendung ihrer Erkenntnisse im pädagogischen Praxis-
feld zum anderen verschrieben hatte. 
Gegen Ende der 1970er-Jahre deutete aber alles darauf hin, dass die Curricu-
lumforschung bereits wieder passé war und von anderen Strömungen in der 
erziehungswissenschaftlichen Disziplin abgelöst werden würde. Ein Indiz da-
für sind erste Bilanz ziehende Bestandsaufnahmen in Form von Handbü-
chern.6 Darüber hinaus waren die Artikel zu ‚Curriculumentwicklung‘ oder 
                                                             
1  Vgl. Robinsohn 1967. 
2  Weiterführend zur Tradition und Differenz zwischen der angelsächsischen Curriculum- und 

der deutschen Lehrplantradition vgl. Horlacher/De Vincenti 2014. 
3  Nezel/Ghisla 1977, S. 43. 
4  Vgl. Roth 1963. 
5  Vgl. Mager 1965. 
6  Vgl. Frey 1975a, b, c; Hameyer/Frey/Haft 1983. 
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‚Curriculumkonstruktion‘ weitgehend aus den Fachzeitschriften verschwun-
den. In den deutschsprachigen Debatten der 1980er-Jahre rund um Lehrplan-
forschung und -entwicklung war der Curriculumbegriff quasi nicht mehr 
existent.7 
Auch in der Schweizer Curriculumforschung zeichnete sich im Übergang zu 
den 1980er-Jahren eine gravierende Veränderung ab. In der ersten Ausgabe 
der Zeitschrift ‚Bildungsforschung und Bildungspraxis‘ wurde einleitend die 
rhetorische Frage gestellt: „Löst sich die Freiburger Arbeitsgruppe für Lehr-
planforschung auf?“, um darauf eine erste Bilanz der Leistungen der FAL zu 
ziehen, deren nahende Auflösung zu verkünden und ihre Bedeutung für die 
Schweizer Curriculumforschung herauszuheben.8 In der Zeitschrift ‚Schwei-
zer Schule‘ war gar von einem „harten Schlag“ für die Schweizer Bildungs-
forschung zu lesen.9 
Aus wissensgeschichtlicher Perspektive betrachtet, werden Wissensbestände 
wie Forschungspraxen oder theoretische Konzepte nicht etwa als verflüchtigt 
betrachtet, sobald deren zentrale Begrifflichkeiten aus den einschlägigen 
Publikationsorganen verschwinden.10 Stattdessen sind die Bewegungen und 
Wandlungen eines bestimmten Wissens über kulturelle oder institutionelle 
Grenzen hinweg zu verfolgen und an vorübergehenden Kristallisationspunk-
ten festzumachen.11 Nun liegen im vorliegenden Fall die untersuchten Orte 
der Aushandlung auf unterschiedlichen Ebenen und in verschiedenen gesell-
schaftlichen Feldern. Mit Weingart12 und Raphael13 wird ein interaktionisti-
sches Modell des Verhältnisses von Wissenschaft zu anderen Feldern ange-
legt und davon ausgegangen, dass wissenschaftliches Wissen der Curricu-
lumforschung die Grenzen hin zur Verwaltung oder der Bildungspolitik län-
gerdauernd zu überwinden vermochte und entsprechend rezipiert wurde. 
Vor diesem Hintergrund wird deutlich: Die Curriculumforschung hatte zu 
Beginn der 1980er-Jahre ihre Blütezeit hinter sich und war mitsamt ihren 
Theorien scheinbar von der Bildfläche verschwunden. Gleichwohl nahm die 
Ausarbeitung von neuen Lehrplänen in etlichen Schweizer Kantonen Fahrt 
auf, was auf ein damals wenig koordiniertes öffentliches Bildungswesen zu-
rückgeführt werden kann.14 Allerdings drängt sich hier nun die Frage auf, in-
wieweit sich die Resultate der Schweizer Curriculumforschung in den Dis-

                                                             
7  Vgl. Hameyer 1992. 
8  Vgl. Gretler 1979. 
9  s.n. 1979, S. 441. 
10  Vgl. Sarasin/Kilcher 2011. 
11  Vgl. Sarasin 2011. 
12  Vgl. Weingart 2005. 
13  Vgl. Raphael 1996. 
14  Vgl. Künzli 2006. 
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kussionen im Praxisfeld und den kantonalen Bildungsverwaltungen wieder-
finden und inwiefern damit die Zirkulation und Transformation der Begriffe 
und Themen, der Orte und der Art und Weise ihrer Aushandlung nicht doch 
die Permanenz curricularer Konzepte gewährleistete. 
An der Stelle setzt der vorliegende Beitrag an und zeigt erstens, dass einige 
der einstigen Curriculumexperten die Weiterentwicklung ihrer Themenberei-
che in den 1980er-Jahren verfolgten, wenn auch in anderer Funktion, unter 
anderen Voraussetzungen und in neuen begrifflichen Zusammenhängen. Mit 
Blick auf Zentralschweizer Schulreformen wird zweitens dargelegt, in wel-
cher Form die curriculumtheoretischen Hinterlassenschaften der 1970er-Jahre 
eine Fortführung in den schulischen Reformbestrebungen fanden und die bil-
dungspolitischen Bestrebungen der Kantone der 1980er-Jahre prägten. Drit-
tens werden am Beispiel der länderübergreifenden deutschsprachigen Semi-
nare des Center for Education and Innovation (CERI)15 und dem langjährigen 
Projekt zur ‚Überprüfung der Situation der Primarschulen’ (SIPRI) zwei bil-
dungspolitische Schauplätze der Curriculumdebatten in den 1980er-Jahren 
ausgeleuchtet. An diesen Analysen wird verdeutlicht, inwiefern in den 
1980er-Jahren die früheren Problemstellungen und Wissensbestände weiter 
bearbeitet wurden, obwohl deren theoretische Weiterentwicklung an den 
Universitäten eingestellt wurde. Es wird schließlich zu zeigen sein, wie und 
wohin die einst universitäre Lehrplanexpertise aus den 1970er-Jahren ver-
schoben und infolgedessen die curriculare Thematik in den 1980er-Jahren in 
verwandter Weise weiterhin intensiv diskutiert wurde. 

2  Unübersichtliche Vorgeschichte –   
Schweizer Curriculumreformen der 1970er-Jahre 

Was 1966/1967 mit einer gesamtschweizerischen Analyse der bestehenden 
Lehrpläne der Real- und Bezirksschulen begonnen hatte und der Abklärung 
und Planung der Koordinationsmöglichkeiten dienen sollte,16 fand seine Fort-
setzung in einer intensiven auf kantonaler wie interkantonaler Ebene geführ-
ten Diskussion um die Form und Ausrichtung der Erneuerung von Curricu-
la.17 Lehrpläne wurden zum Gegenstand und Gestaltungsmittel der Bildungs-
reformen der Schweizer Kantone erhoben mit der Absicht, das Schweizer 
Schulwesen nicht nur zu erneuern, sondern auch zu harmonisieren, wie der 

                                                             
15  Das CERI war ein Bildungsforschungszentrum innerhalb der Organisation für wissenschaft-

liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), welches ab den späten 1960er-Jahren bil-
dungspolitische Fragen bearbeitete; vgl. Bürgi 2017. 

16  Vgl. Frey 1968; 1969. 
17  Vgl. Künzli 2006. 



122 Lukas Höhener 

damalige Sekretär der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektoren Eugen Egger festhielt.18  
Parallel zur bildungspolitischen Absicht, eine Reform über die Inhalte oder 
die „inneren Schulstrukturen“ anzustrengen, wurde auf einer zweiten Ebene 
das Alter der damals gültigen Lehrpläne zur Legitimation von Lehrplanre-
formen angeführt.19 Die letzte Erneuerung des Primarschullehrplans im 
deutschsprachigen Teil des Kantons Freiburg lag denn auch knapp 40 Jahre 
zurück, im Kanton Schwyz 35 Jahre.20 Indem auf den beschleunigten gesell-
schaftlichen Wandel, auf die rasanten Entwicklungen in den Bezugswissen-
schaften der meisten Schulfächer, auf die neuesten zu berücksichtigenden 
psychologischen Erkenntnisse oder auf fehlende weiterführende Informatio-
nen für die Lehrpersonen Bezug genommen wurde, erfuhren die altherge-
brachten Lehrpläne in Arbeiten der Curriculumforschung deutliche Kritik.21  
Jene junge Forschungsrichtung bezog sich im deutschsprachigen Raum in ih-
ren Anfängen stets auf Saul B. Robinsohn und dessen Standardwerk mit dem 
Titel „Bildungsreform als Revision des Curriculum“. Das Ziel bestand in der 
„Entwicklung eines wissenschaftlichen Instrumentariums, das eine systemati-
sche Neubestimmung der Aufgaben der Schule erlaubt“.22 In der Schweiz23 
nahm sich ab 1968 eine Forschungsgruppe an der Universität Freiburg (CH) 
der Themen rund um curriculare Fragen an, deren Initiator und Leiter Karl 
Frey selbst vermerkte, dass die „Freiburger Arbeitsgruppe für Lehrplanfor-
schung (FAL) das einzige schweizerische Team ist, das sich ständig mit dem 
Curriculum als Forschungsgebiet befasst“.24 Während der knapp zehnjähri-
gen Schaffenszeit produzierten die Mitglieder der FAL im Alleingang quasi 
die gesamte curriculumspezifische Forschungsliteratur für die Schweiz.25 Die 
Arbeiten der FAL lassen sich grob in drei Phasen einteilen:26 Die erste Phase 
war geprägt von empirischer Grundlagenforschung, woraus beispielsweise 
                                                             
18  Vgl. Jenzer/Weiss/Strittmatter 1978. 
19  Vgl. Aregger 1971, S. 1824. 
20  Vgl. s.n. 1970. 
21  Vgl. Aregger/Brunner/Isenegger 1972; Moser 1972; Rickenbacher 1972. 
22  Knab 1969, S. 169. 
23  Der Expertenbericht des Schweizerischen Wissenschaftsrates zur Ermittlung dringlicher 

Forschungsbedürfnisse für die Schweiz nannte die Curriculumforschung explicit als dritten, 
prioritär zu fördernden Bereich der Bildungsforschung. Man müsse sich, so der Bericht, der 
Analyse bestehender Lehrpläne, den Verfahren der Curriculumkonstruktion, der Ermittlung 
und Formulierung von Bildungszielen, der Erforschung von Unterrichtsmodellen, Unter-
richtsmitteln und Kontrollverfahren und der Curriculumtheorie annehmen; vgl. Schwei-
zerischer Wissenschaftsrat 1973. 

24  Frey 1970a, S. 70. 
25  Zu Strategien und Motiven der Mitglieder der Freiburger Arbeitsgruppe in Schweizer Lehr-

planreformen vgl. Höhener/Criblez 2018 (im Druck). 
26  Vgl. Gretler 1979. 
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die Überblickswerke zur Lehrerbildung der Volksschule oder zu den Gymna-
sien hervorgegangen sind.27 In der zweiten Phase wurde Curriculumfor-
schung im engeren Sinn geleistet. Dabei standen Problembereiche rund um 
das Formulieren von Lernzielen, die Zusammenarbeit der Kantone in den 
Verfahren der Lehrplanentwicklung, oder die verschiedenen Theorien des 
Curriculums im Zentrum des Interesses. Nach 1975 verlagerten sich die 
Schwerpunkte hin zu Fragen der Unterrichtsforschung mit didaktischem oder 
auch wissenschaftstheoretischem Fokus. 
Insgesamt konnte die FAL 20 durch den Nationalfonds geförderte, theoriebe-
zogene Projekte durchführen. Im Tätigkeitsbericht der Freiburger Arbeits-
gruppe zum Jahr 1977 formulierte dessen Leiter deutliche Unsicherheiten 
über die Zukunft der Arbeitsgruppe. Auf der einen Seite bezog er sich auf die 
unklare Entwicklung des Status und der Beziehung der FAL als Zweckorga-
nisation innerhalb des Pädagogischen Instituts der Universität Freiburg. Auf 
der anderen Seite war die Weiterführung der Kooperation mit dem Erzie-
hungsdepartement des Kantons Freiburg als Auftraggeber für Forschungs- 
und Beratungsdeputate für kantonale Schulreformen zwar zugesichert. Das 
schien aber die Bedenken der Mitarbeitenden über die Perspektiven der sich 
finanziell selbsttragenden FAL nicht aus dem Weg zu räumen, bis schließlich 
zunehmende finanzielle Schwierigkeiten 1978 ihre Auflösung provozierten.28 
Als eines der letzten Projekte der Freiburger Arbeitsgruppe erstellten Joseph 
Eigenmann, Ernst Preisig und Beat Mayer eine „systematische Analyse der 
Deutschschweizerischen Volksschullehrpläne“ 29 im Auftrag der Schweizeri-
schen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Ihren ur-
sprünglichen Auftrag konnten die Forschenden aufgrund der schlechten Do-
kumentationslage und der Unübersichtlichkeiten der laufenden Reformen in 
den Kantonen aber nicht erfüllen. Anstatt mit dieser Analyse eine program-
matische „Grundlage für Reform- und Koordinationsbestrebungen“ zu erar-
beiten, wurden die verfügbaren quantitativen Angaben über Lehrpläne der 
entsprechenden Kantone zusammengetragen.30 Die strukturellen und termino-
logischen Unterschiede zwischen und teilweise auch innerhalb der kantona-
len Lehrpläne, die Gleichzeitigkeit von Lehrplanreformen und der Reformen 
schulischer Strukturen,31 aber auch der spürbare Unmut aus dem schulischen 

                                                             
27  Vgl. Frey 1968; Frey 1970b. 
28  Vgl. Eigenmann 1978b. 
29  Eigenmann 1978a, S. 10. 
30  Vgl. Eigenmann/Jenzer 1978. 
31  Im Juni 1971 trat das Konkordat über die Schulkoordination in Kraft. Dieser Vertrag zwi-

schen den Kantonen regelte das Schuleintrittsalter, sah eine Schulpflicht von neun Jahren für 
Knaben und Mädchen vor, legte die Ausbildungsdauer bis zur Maturität auf 12-13 Jahre und 
den Schuljahresbeginn auf den Spätsommer/Herbst fest. Weiterführend vgl. Arnet 2000. 
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Praxisfeld angesichts der vielen Veränderungen in den 1970er-Jahren wurden 
rückblickend als „chaotisch“ bezeichnet.32 Unter dem Titel ‚Bildungsreform 
– eine Zwischenbilanz‘ wurden zu den laufenden Bildungsreformen in den 
1980er-Jahren moderatere Töne angeschlagen, zumal nun an Gesamtschul-
fragen, vorschulischer Erziehung und Curriculumreform „abseits vom tages-
politischen Gerede [...] so im stillen [sic!] gezielt gearbeitet werden“ konn-
te.33 

3  ‚Stille‘ Lehrplanreformen in den 1980er-Jahren 

„Überall hat die Curriculumdiskussion der 70er-Jahre tiefe Spuren hinterlas-
sen und ein neues Bewusstsein z.B. von der Bedeutung der Ziele und der 
Wichtigkeit von Legitimation und Partizipation geprägt“.34 Der Verfasser 
dieser Zeilen war vertraut mit dem aktuellen Stand der Schweizer Lehrplan-
arbeit. Hierzu präzisierte er weiter: Es „scheinen noch einige recht traditions-
reiche Lehrpläne gültig zu sein, wenngleich auch hier partiell tiefgreifende 
Neuentwicklungen stattfanden bzw. anstehen“.35 Vor dem Hintergrund dieser 
Einschätzungen nehmen die folgenden Ausführungen die Spurensuche nach 
dem Stand der Neuentwicklungen, dem scheinbar neuen Bewusstsein in der 
Lehrplanarbeit und den Schauplätzen der 1980er-Jahre auf. Zunächst stehen 
aber einige Akteure der Schweizer Curriculumdiskussionen und ihr Werde-
gang im Zentrum. 

3.1  Weiterentwicklungen der universitären Lehrplanforschenden 

Die Mitglieder der Freiburger Arbeitsgruppe gelten als die einstigen Haupt-
vertreter der Schweizer Curriculumforschung. Eine Analyse ihrer späteren 
beruflichen Tätigkeiten zeigt erstens: Ein Großteil von ihnen ist nach ihrer 
Zeit bei der FAL direkt oder über Umwege in Lehrerbildungsinstitutionen ak-
tiv geworden, sowohl als Dozierende als auch in Leitungsfunktionen, etwa im 
Lehrerseminar Rickenbach, in der Aargauischen Lehramtsschule für die 
Ausbildung von Oberstufenlehrern oder im Evangelischen Lehrerinnen- und 
Kindergärtnerinnenseminar Bern. Eine der ihnen dort anvertrauten Aufgaben 
bestand in der Revision der Seminarcurricula, nicht zuletzt infolge der Er-
gebnisse der Arbeit der LEMO-Kommission.36 Das Studienprogramm ange-

                                                             
32  Jenzer 1998, S. 184. 
33  Moser 1985, S. 1. 
34  Westphalen 1984, S. 18. 
35  Ebd., S. 19. 
36  „LEMO“ steht für „Lehrerbildung von Morgen“. Es handelte sich dabei um eine 1970 von 

der EDK eingesetzte Kommission, deren erklärtes Ziel es war, die Schweizer Lehrerbildung 
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hender Lehrerinnen und Lehrer sollte neu „wissenschaftlich fundiert“ sein 
und Aspekte der allgemeinen Pädagogik oder der pädagogischen Psychologie 
in der Ausbildung der künftigen Lehrerinnen und Lehrer berücksichtigen.37 
Ein zweites Berufsfeld für das ehemalige FAL-Personal eröffneten die teil-
weise erst im Entstehen begriffenen kantonalen Bildungsverwaltungs- und 
Planungsstellen.38 Dazu zählten etwa das Amt für Unterrichtsforschung des 
Kantons Bern, die Pädagogische Abteilung der Erziehungsdirektion des Kan-
tons Zürich oder der Zentralschweizerische Beratungsdienst für Schulfragen 
(ZBS).39 Die einst an der Universität Freiburg von der FAL konzipierten 
Antworten darauf, nach welchen Kriterien und Prozessen eine Lehrplanre-
form oder generell eine Schulreform in die Wege zu leiten und zu bewerk-
stelligen sei, stießen bei den Verwaltungen auf offene Ohren.40 Gleichzeitig 
erforderte die Realisierung der Lehrplanreformen qualifiziertes Leitungsper-
sonal, welches bislang nur beschränkt zur Verfügung stand.41 Die ehemaligen 
Mitglieder der Freiburger Arbeitsgruppe waren für diese Stellen prädestiniert, 
weshalb einige bald als Projektleiter und wissenschaftliche Berater in den 
Verwaltungen tätig wurden. 
Beat Mayer und Xaver Winiger haben nach ihrer Arbeit bei der FAL beide 
einen solchen Wechsel in die Verwaltung vollzogen, wo sie sich weiter mit 
Lehrplänen beschäftigten. Der Direktor der Schweizerischen Koordinations-
stelle für Bildungsforschung publizierte Mitte der 1980er-Jahre ein flammen-
des Plädoyer für Lehrplanreformen, weil man sich von den Stoffsammlungen 
noch nicht verabschiedet hätte, aber „Forschung, Entwicklung und Reformen 
im Bildungswesen auch heute und gerade heute dringend brauche“.42 Die 
neuen Projekte der Bildungsverwaltungs- und Planungsstellen waren aller-
dings wieder mit dem Begriff des ‚Lehrplans‘ übertitelt. „Entwicklung, Er-
probung und Evaluation des Lehrplans ’Berufswahlorientierung in der Zent-
ralschweiz’“ lautete etwa eine der Fallstudien Winigers im Auftrag des ZBS. 
Dieser Titel verweist nebst der semantischen Rückbesinnung auf die Zeit vor 
der Curriculumforschung auch auf das typische, forschungspraktische Han-

                                                                                                                                   
zu verbessern und zu harmonisieren (vgl. Müller 1975). 

37  Lattmann 1976, S. 13. 
38  Zur Genese und Funktion von Schweizer Bildungsplanungsstellen vgl. Bain 2001; Bosche 

2016; Criblez 2012; Rothen 2016. 
39  Die Gründung des ZBS erfolgte 1974. Als Leiter wurde Iwan Rickenbacher eingesetzt. Kurz 

darauf und während 12 Jahren bis 1987 führte dann Anton Strittmatter die Arbeitsbereiche 
des ZBS. Beide Leiter waren ehemalige Mitglieder der Freiburger Arbeitsgruppe für Lehr-
planforschung, wie auch die wissenschaftlichen Mitarbeiter Xaver Winiger und Joe Brunner. 

40  Vgl. Stengele 1973. 
41  Vgl. s.n. 1974. 
42  Gretler 1985, S. 19. 
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deln, welches die Planungs- und Projektdekade der 1980er-Jahre prägte.43 
Beat Mayer charakterisierte dies rückblickend wie folgt:  

„Bildungsforschung in einer Verwaltung unterscheidet sich in mancher Hinsicht 
von universitärer Forschung. Zwar orientieren sich beide gleichermaßen an den 
Prinzipien für wissenschaftliches Arbeiten. Die verwaltungsnahe Bildungsfor-
schung ist jedoch ausschließlich anwendungsorientierte Auftragsforschung“.44 

Die Repräsentanten der Curriculumforschung konnten in dieser Phase der 
„Verwissenschaftlichung des Sozialen“45 auf ihre wissenschaftliche Expertise 
zurückgreifen. Die Auflösung ihrer Arbeitsgruppe tat der Weiterarbeit an 
Lehrplanfragen in den 1980er-Jahren keinen Abbruch, auch wenn das ‚Curri-
culum‘ als Begriff wieder in der Versenkung verschwunden war. Mit dazu 
beigetragen hat einerseits die Tatsache, dass die Reform von Lehrplänen ein 
Geschäft darstellte, welches für alle Beteiligten einen langen Atem erforder-
te: von der ersten Projektierung und Initiierung von Arbeitsgruppen über die 
Erprobung erster Entwürfe im Feld bis hin zur Evaluation, Überarbeitung und 
zur erforderlichen Schulung der Lehrpersonen. Andererseits haben die curri-
culum-affinen Mitglieder der FAL auf der Basis der bisherigen Tätigkeit so-
wohl in Lehrerseminaren wie den Bildungsverwaltungen und Planungsstellen 
weiterarbeiten können. Nicht mehr die Grundlagenforschung und mithin das 
Entwerfen von theoretischen Modellen standen im Zentrum ihrer Tätigkeiten. 
Fortan galt es, die Lehrerbildung und Lehrerfortbildung auf den neuesten 
Stand zu bringen, etwa was die Konzeption von Unterricht mittels Lernzielen 
und den Umgang mit neuen Lehrplänen betrifft. Ebenso waren ihre einstigen 
Lösungsvorschläge zur Neugestaltung der Volksschule auf der politischen 
Ebene im Tagesgeschäft angekommen und fanden ihre Fortsetzung in Re-
formprojekten der 1980er-Jahre, welche im Folgenden genauer unter die Lu-
pe genommen werden. 

3.2  Kontinuität und Adaption curricularer Themen in der 
Zentralschweiz 

Mit dem Beitritt zum Konkordat über die Schulkoordination im Jahre 1971 
sahen sich die Zentralschweizer Kantone Uri, Schwyz, Luzern, Obwalden 
und Nidwalden vor die Herausforderung gestellt, ihre obligatorische Schul-

                                                             
43  Zu den unterschiedlichen Forschungs- und Projektkulturen zwischen den Bildungsverwal-

tungs- und Bildungsplanungsstellen der Deutschschweiz und besonders zum Institut de re-
cherche et de documentation pédagogique (IRDP) der Französischsprachigen Schweiz vgl. 
Rothen 2016. 

44  Mayer 2002, S. 11. 
45  Vgl. Raphael 1996. 
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zeit auf neun Schuljahre zu verlängern. Damit stellten sich ihnen grundlegen-
de Fragen zur Gestaltung der neu zu konzipierenden Sekundarstufe I. Nicht 
nur finanzielle Herausforderungen, bedingt durch die Verlängerung der obli-
gatorischen Beschulungszeiten von bis zu zwei Jahren, ließen die Kantone 
über die Zusammenführung unterschiedlicher Schulstandorte in Schulzentren 
nachdenken. Auch das Argument der Chancengleichheit und damit der 
Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Schultypen der Oberstufe sowie 
Strukturprobleme im Zusammenhang mit den Hilfsschulen oder hinsichtlich 
der Übergänge zu den Berufsschulen waren Gegenstand etlicher Reformpro-
jekte.46 Darüber hinaus standen seit den späten 1970er-Jahren Reformen der 
Lehrpläne im Raum. Es galt, die Lehrpläne mit Leitideen, Bildungszielen und 
Richtzielen neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen gemäß zu formulie-
ren. Für die Sekundarstufe I mussten zudem die schulischen Inhalte in zwei-
erlei Hinsicht erweitert werden: Zum einen sollten sie eine Erweiterung auf 
drei Schuljahre erfahren, zum anderen traten neue Inhalte wie „Beruf und 
Wirtschaft“ oder „Informatik im Unterricht“ auf den Plan, die für die Schul-
praxis im Lehrplan strukturiert und formuliert werden mussten.47 
In Anbetracht der sich anbahnenden Reformen wurde bereits im Jahresbe-
richt der EDK von 1973/1974 die Absicht der Innerschweizer Kantone zum 
Aufbau einer pädagogischen Planungsstelle festgehalten mit der Erklärung, 
dass „im Raume Innerschweiz kein einziges pädagogisches Institut existiert 
und auch ein Mangel an Erziehungswissenschaftern besteht“.48 Dem neu ge-
schaffenen ZBS wurde demgemäß die Aufgabe zugedacht, „die zum Teil ste-
cken gebliebene Arbeit wieder in Gang zu bringen“, indem er „behilflich ist 
bei der Formulierung von Lernzielen, bei der Überprüfung (Validierung) von 
sogenannten Informationszielen und der Durchführung von Bewährungskon-
trollen“, oder „wenn es darum geht, gewisse Forderungen aus dem Bericht 
[...] ‚Lehrerbildung von Morgen’ zu verwirklichen“.49 So bearbeitete der ZBS 
jene Themenbereiche, welche weitgehend mit den Projekttätigkeiten und 
Forschungsresultaten der Freiburger Arbeitsgruppe vermengt waren. Er 
rekrutierte Mitglieder für die Lehrplankommissionen und entwarf mit ihnen 
Grundsätze, die den späteren Lehrplänen der Sekundarstufe I zugrunde lagen. 
Darin waren etliche jener Überlegungen angelegt, die aus der Curriculumfor-
schung unmittelbar hervor gingen, wie etwa das Konzept der Leitideen.50 
Eine der letzten Publikationen aus der Feder der FAL trug den Titel ‚Die 
Leitideen: Ziele für die Primarstufe auf anthropologischer und didaktischer 

                                                             
46  Vgl. Regierungsrat Luzern 1974. 
47  Vgl. ZBS 1987. 
48  Konferenz der Kantonalen Erziehungsdirektoren 1975, S. 41. 
49  Ebd., S. 41f. 
50  Vgl. Strittmatter 1978. 
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Grundlage‘.51 Das Buch setzte sich zur „Aufgabe, die Auseinandersetzung, 
die rationale Diskussion um die allgemeinen Ziele der Leitideen der Primar-
stufe bei allen, die sich mit Schule und Unterricht befassen, neu zu bele-
ben“.52 Die FAL schien sich mit diesem Werk von ihrem einstigen Anspruch 
auf Wissenschaftlichkeit teilweise verabschiedet zu haben, präzisierten die 
Autoren doch weiter: „Leitideen sind letztlich wissenschaftlich nicht be-
gründbar. Es sind Setzungen und damit Wertaussagen, welche in einem ge-
sellschaftlichen und geschichtlichen Zusammenhang gesehen werden müs-
sen“.53 Gleichwohl wurde mit der Bearbeitung dieses Themenbereichs ein 
Bedürfnis der Innerschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz (IEDK)54 be-
dient und dem Anspruch der Anwendungsorientierung Genüge getan. Die 
IEDK verabschiedete 1984 nach umfassenden Kommissionsarbeiten und 
Stellungnahmen involvierter Akteure ihre ‚Leitideen für die Volksschule’.55 
Ab 1985 konzentrierte sich der ZBS auf die Frage der Einführung und Um-
setzung der zielorientierten Lehrpläne. In den Worten Strittmatters war dies 
eine Phase, „die mindestens ebenso viel Aufmerksamkeit und Engagement 
erfordert, wie die Erarbeitung, nur dass jetzt jeder einzelne Lehrer davon be-
troffen ist.“56 Der ZBS gestaltete die Weiterbildungsangebote für Kursleiter 
in kantonalen Fortbildungen für Lehrpersonen und stellte explizit für diese 
Aufgabe einen neuen Mitarbeiter ein, zumal beachtliche sechs Lehrpläne in 
der Schulpraxis erprobt, zwei in der Vernehmlassung verhandelt und weitere 
zwei noch in der Entwicklungsphase entworfen werden mussten. 
Die Lehrplanarbeit war offensichtlich Mitte der 1980er-Jahre noch lange 
nicht abgeschlossen. Sie würde es in der Logik der Curriculumforscher aus 
den 1970er-Jahren aber auch nie sein, weil die Phasen eines Curriculumpro-
zesses als Regelkreis konzipiert waren, wonach auf eine Implementation stets 
eine Evaluation und Adaption der übergeordneten Ziele der Reform anzu-
streben sei.57 Dem entsprechend sind in der Zentralschweiz noch in den 
1990er-Jahren zahlreiche neue Lehrpläne eingeführt worden.58 
Selbst wenn es um die Curriculumforschung an der Universität Freiburg ge-
gen Ende der 1970er-Jahre still geworden war, zeigt doch die Analyse der 
Aktivitäten beim ZBS, dass die Strategie der Lehrplanreform als Grundlage 
                                                             
51  Vgl. Brunner/Eigenmann/Mayer/Schmid 1979. 
52  Eigenmann 1978a, S. 18. 
53  Ebd., S. 18. 
54  Die Innerschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz war ein bildungspolitischer Zusammen-

schluss der Kantone Uri, Schwyz, Nidwalden, Obwalden, Luzern, Zug und des deutschspra-
chigen Teils des Kantons Wallis. 

55  Vgl. IEDK 1984. 
56  ZBS 1985, S. 6. 
57  Vgl. Aregger 1971. 
58  Vgl. Bildungsplanung Zentralschweiz 2007. 
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der Schulreform nicht gleichermaßen aufgegeben wurde. Indem angesichts 
einer Fülle anstehender Reformvorhaben der ZBS erst geschaffen und dann 
mit curricularen Aufgaben betraut worden war, verschob sich die Bearbei-
tung der Themenbereiche aus der Curriculumforschung von der Universität 
in eine interkantonale Bildungsplanungsstelle, wo sich deren konkrete Um-
setzung bis in die 1990er-Jahre hinzog. Gleichzeitig haben die Resultate der 
Curriculumforschung aus den 1970er-Jahren einen Wandel der Lehrplankon-
struktion mitangestoßen. Lehrpläne verloren ihren enzyklopädischen An-
strich, beinhalteten Leitideen als Kompass des pädagogischen Handelns und 
präsentierten die Lerninhalte in Form von Lernzielen. Beide Entwicklungen 
sind überdies keine Zentralschweizer Spezifika: Auch die Basler, Berner oder 
Zürcher Bildungsplanungsstellen haben Erkenntnisse der Freiburger Curricu-
lumforschung rezipiert und in ihre Lehrplanreformen einfließen lassen. 

3.3  Curriculumreform in bildungspolitischen  
Innovationsprogrammen 

„Neue Ideen müssen sorgfältig und systematisch erprobt, die unerläßlichen Versu-
che vorausschauend geplant, seriös durchgeführt und gründlich ausgewertet wer-
den. In diesem Zusammenhang kommt dem Gedanken- und Erfahrungsaustausch 
zwischen den an solchen Experienten maßgeblich Beteiligten eine wesentliche Be-
deutung zu“.59 

So beschrieb der Direktor des Bundesamtes für Bildung und Wissenschaft 
1981 einige Bedingungen und notwendige Vorgehensweisen bei Schulrefor-
men oder Schulversuchen anläßlich eines durch das Center for Education and 
Research (CERI) angestoßenen Seminars. Einmal alle zwei Jahre fand eine 
solche Zusammenkunft statt, an der sich Bildungsexpertinnen und Bildungs-
experten aus der Bundesrepublik Deutschland, aus Österreich und aus der 
Schweiz zu je aktuellen Themen austauschten und Vergleiche zwischen den 
Mitgliedstaaten angeregt wurden.60 Die dazu erschienenen Tagungsbände 
verdeutlichen, inwieweit und in welcher Form die Themen der Curriculum-
forschung in den 1980er-Jahren nach wie vor Gegenstand jener länderüber-
greifenden Bildungsdebatten darstellten. 
Um über den Vergleich von Modellversuchen und System-Innovationen im 
Bildungsbereich, wie auch zu entsprechenden Standards bzw. Qualitätsmaß-
stäben zu diskutieren, haben sich die Delegationen der involvierten Nationen 
insgesamt vier Mal zusammengefunden. Innovative Modelle wurden definiert 
als „Erfindungen, eine veränderte Lehrplanungsweise oder Unterrichtsme-

                                                             
59  Vgl. Hochstrasser 1983, S. 5. 
60  Vgl. Skilbeck 1990. 
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thoden“, welche je den Anspruch verfolgen würden, etwas zu „verbessern“.61 
Die Seminarform der Treffen räumte zudem Platz ein für die Darstellung von 
Schulversuchen aus einzelnen Ländern und von Fallstudien zu bestimmten 
Themenschwerpunkten. Anläßlich der Zusammenkunft von 1983 unter dem 
Titel ‚Lehrplanentwicklung und Schulpraxis in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz’ referierte Xaver Winiger vom ZBS zur Entwicklung, Erprobung 
und Evaluation eines Lehrplanes in der Zentralschweiz.62 An derselben Ta-
gung präsentierte auch Beat Mayer vom Amt für Unterrichtsforschung und -
planung des Kantons Bern seine Überlegungen zu den Leitideen und deren 
Bedeutung für die Schulpraxis.63 Selbst zu Beginn der 1990er-Jahre wurden 
das Thema der Curriculumreform und ihre neueren Entwicklungen noch zum 
Tagungsgegenstand erhoben.64 
Die Referierenden präsentierten nebst den konzeptuellen Überlegungen zu 
Lehrplanreformen bzw. damit verbundenen Modellen auch (Zwischen-)Re-
sultate und versuchten diese hinsichtlich der damit angestrebten Verbesse-
rung des Schulwesens zu bewerten. Auffallend dabei ist das immer wieder-
kehrende argumentative Muster, welches Lichtenstein-Rother wie folgt for-
mulierte: 

„Gerade im Hinblick auf den Zusammenhang von Curriculumforschung, Lehrplan-
entwicklung und Praxisveränderung liegt das Hauptproblem in der Individualität 
einer jeden Praxissituation, die allen Steuerungen über generalisierende Orientie-
rungen, Planungen usw. entgegensteht.“65 

Die Planungseuphorie, welche in den 1950er-Jahren eingesetzt hatte, schien 
angesichts konfliktreicher Lehrplanerneuerungsverfahren bei den Lehrperso-
nen nicht zu verfangen. 
Während die Lehrplanreformen in den 1980er-Jahren auf länderübergreifen-
der Ebene Gegenstand der Diskussionen waren und gleichsam den aktuellen 
Stand der entsprechenden Schweizer Diskussionen auf internationalem Par-
kett spiegeln, wurde in der Schweiz von 1975 bis 1985 auf kantonsübergrei-
fender Ebene ein schulisches Innovationsprojekt realisiert. Auch dieses bezog 
die Lehrpläne mit in die Reformdiskussionen ein und provozierte unter dem 
Namen ‚Überprüfung der Situation der Primarschulen’ (SIPRI) eine Ausei-
nandersetzung mit Lehrplanfragen und Lernzielen, was im Folgenden thema-
tisiert wird. 

                                                             
61  Hameyer 1984, S. 9. 
62  Vgl. Winiger 1984. 
63  Vgl. Mayer 1984. 
64  Vgl. Strittmatter 1990. 
65  Lichtenstein-Rother 1983, S. 41. 



Zur latenten Kontinuität der Curriculumdebatte 131 

 
 

Im SIPRI-Projekt als bisher größtem der EDK wurde während zehn Jahren an 
vier Themenschwerpunkten gearbeitet, wobei hier der erste Schwerpunkt zu 
‚Lernzielen der Primarschule – Anspruch und Wirklichkeit’ im Fokus steht.66 
Die entsprechenden Arbeitsgruppen setzten sich zusammen aus Lehrperso-
nen, Vertretungen aus den Behörden und Fachleuten aus der Erziehungswis-
senschaft, welche mit Kontaktschulen aus der ganzen Schweiz zusammenar-
beiteten.67 Aus diesem Projekt hervorgegangen sind etliche Publikationen, in 
den Abschlussberichten wurde ebenso auf die unzähligen Fortbildungskurse, 
Tagungen und Seminare oder Projektarbeiten verwiesen.68 Nicht zuletzt des-
halb habe dieses Projekt die Weiterbildung und Professionalisierung der 
Lehrpersonen in den 1980er-Jahren vorangebracht.69 
Zur Bestimmung des ersten Themenschwerpunktes, der Auseinandersetzung 
mit den Lernzielen und damit den Lehrplänen der Primarschulen, habe be-
sonders „die bestehende Kopflastigkeit [...] als Hauptübel der Volksschule“ 
geführt.70 Insofern galt es, so der EDK-Sekretär Jean-Pierre Meylan weiter, 
sowohl „diagnostisch“ als auch „therapeutisch“ an die Primarschulen heran-
zutreten und die Bedeutung der Lehrpläne für den Unterricht herauszuarbei-
ten, damit ihre Gestaltung eine wirkliche Hilfe und Wegleitung für den Un-
terricht sein würde. Bald rückte aber die Suche nach und die „Besinnung auf 
die erzieherische Grundaufgabe, die Rolle der Primarschule“ das oben bereits 
erwähnte Konzept der Leitideen in den Vordergrund.71 Auf Tagungen zu 
Leitideen wurde beispielsweise das Ziel verfolgt, „die in verschiedenen Kan-
tonen entstandenen umfassenden Leitideen für die Primarschule vergleichend 
zu sichten, gemeinsame Tendenzen festzustellen und den praktischen Um-
gang mit solchen Leitideen zu klären“.72 Anschließend wurde die Schulpraxis 
dazu angeregt, auf dieser Grundlage „pro Schulhaus oder Schulgemeinde ei-
gene Leitideen zu entwickeln“.73 SIPRI fungierte letztlich als Klammer für 
die Lehrplanpolitik in der Schweiz, wobei die jeweiligen Projektarbeiten in-
                                                             
66  Die Empfehlung der EDK von 1975, den Fremdsprachenunterricht auf die Primarstufe vor-

zuverlegen, bewog die Vertreterinnen der Konferenz Schweizerischer Lehrerorganisationen 
(KOSLO) dazu, vorgängig eine Überprüfung der Situation der Primarschule einzufordern 
(Heller 1987). Die weiteren Themenschwerpunkte lauteten: (2) Funktionen und Formen der 
Schülerbeurteilung, (3) Übergang von der Vorschulzeit in die Primarschule, (4) Kontakte 
und Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus. 

67  Die Westschweizer Kantone verwiesen damals auf ihre bereits erfolgte „coordination ro-
mande“ aus den 1970er-Jahren, welche bestimmte Belange des SIPRI-Projektes obsolet 
werden ließ (vgl. Konferenz der Kantonalen Erziehungsdirektoren 1980). 

68  Vgl. Heller 1987. 
69  Vgl. Künzli 2006. 
70  Vgl. Meylan 1979. 
71  Ebd., S. 627. 
72  ZBS 1981, S. 6. 
73  ZBS 1985, S. 12. 
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dividuell von den kantonalen Bedürfnissen geprägt und von den je kantona-
len Bildungsverwaltungen und Planungsstellen angeleitet wurden.74 
Sowohl die bildungspolitischen Debatten im Kontext der länderübergreifen-
den CERI-Seminare wie auch das SIPRI-Projekt verdeutlichen, dass in den 
1980er-Jahren Fragestellungen und Lösungsansätze von ursprünglich curricu-
lumtheoretischem Ursprung intensiv diskutiert wurden. Konzepte wie jenes 
der Leitideen oder der Lernziele als deduktive Festlegungen schulischer In-
halte in Lehrplänen waren Produkte der Curriculumforschung aus den 
1970er-Jahren, welche bis weit in die 1980er-Jahre hinein weiterentwickelt, 
ausgetauscht und den laufenden Reformprozessen zugrunde gelegt wurden. 
Die Forschungsergebnisse universitären Ursprungs wurden von Bildungs-
verwaltungen, Bildungspolitikern oder Beteiligten in Arbeitsgruppen zur 
Lehrplankonstruktion rezipiert und dienten als Motoren schulischer Innovati-
on. Ferner ist die aufgezeigte Umkehr der Diskussionen innerhalb des SIPRI-
Projektes – weg von Lehrplanarbeit als Hilfe und Wegleitung für den Unter-
richt, hin zu Lehrplanarbeit als Definitionsversuch von Sinn, Zweck und Ziel 
der Primarschule mittels Leitideen – durchaus zu lesen als Realisierung der 
Schulreformen nach dem Robinsohnschen Modell, gültiges „Bildungsgut [...] 
in eine lebendige Beziehung zur Gegenwart“ zu setzen und nach „neu formu-
lierten Zielen zu ersetzen.“75 

4  Vom universitären Konzept zum Tagesgeschäft von  
Bildungspolitik und Verwaltung 

Fragen der Lehrplanarbeit sind in den 1980er-Jahren auf unterschiedlichen 
Ebenen und unter Beteiligung verschiedener Akteure von einem einst univer-
sitär verorteten Forschungsgebiet zum Tagesgeschäft von Bildungspolitik, 
Bildungsverwaltung und teilweise der Bildungspraxis avanciert. Aufgrund 
der politisch artikulierten Bedürfnisse nach Harmonisierung der kantonal sehr 
unterschiedlichen schulischen Strukturen rückten Ergebnisse der Curriculum-
forschung aus den 1970er-Jahren auf die bildungspolitische Reformagenda, 
von wo sie bis in die 1990er-Jahre nicht mehr wegzudenken waren. 
Eine erste Verschiebung der curriculumtheoretischen Forschungsergebnisse 
der 1970er-Jahre hatte stattgefunden hin zu Projekten der EDK und den kan-
tonalen Bildungsplanungs- und Beratungsstellen wie dem ZBS. Jenen oblag 
die Aufgabe, in Gremienarbeit und Projektsitzungen sukzessive die in die 
Jahre gekommenen Lehrpläne den neuen stofflichen Anforderungen und di-
daktischen Konzepten anzupassen. Diese Verschiebung haben einige Reprä-
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sentanten der mittlerweile abgeflauten Curriculumforschung begleitet, was 
symptomatisch für die wissenschaftlichen Themenkonjunkturen und die ent-
sprechende Reaktion des akademischen Personals stehen kann. Die erfahre-
nen Fachspezialisten für Leitideen und Lernziele und Berater für Bildungsre-
formen haben das akademische Feld verlassen oder sich thematisch umorien-
tiert. Die im Ausbau befindlichen kantonalen Planungsstellen waren auf qua-
lifiziertes Personal angewiesen und boten einigen FAL-Ehemaligen An-
schlussbeschäftigungen. Weil die laufenden Lehrplanreformen spätestens in 
ihrer Implementierungsphase die Fortbildung der Lehrpersonen erforderlich 
machten, fand ein Transfer von wissenschaftlichem Expertenwissen nicht nur 
in die Reformprojekte hinein, sondern auch hinaus zu den Lehrpersonen in 
die Schulpraxis statt. 
Die Lehrplanreformen der 1980er-Jahre erfolgten auf der Grundlage der the-
oretischen Konzepte der Curriculumforschung, die dazu geführten Debatten 
zeugten aber von einer zweiten, inhaltlichen Verschiebung in der Auseinan-
dersetzung über ihren Gegenstand. Diskussionen um die Konstruktion von 
Lernzielen, das war bereits gegen Ende der 1970er-Jahre deutlich geworden, 
konnten nur bedingt im Sinne des empirischen Zeitgeistes geführt werden. 
Schulische Inhalte ließen sich ausschließlich normativ festlegen. Die Selekti-
on schulischer Inhalte erfolgte neu durch das Ausarbeiten von Leitideen, die 
zwar nach wie vor von normativem Charakter waren, dann aber als Grundla-
ge für die Bestimmung der Lernziele und schulischen Inhalte dienten. Dar-
über hinaus brachten Leitideen, etwa im Rahmen des SIPRI-Projektes, Dis-
kussionen über schulische Ideale ins Rollen und leisteten so Anschubhilfe für 
spätere Schulentwicklungsprojekte. 
Befördert wurden diese beiden Verschiebungen einerseits durch die wissen-
schaftliche Expertise in den Reformprozessen. Am Beispiel der rezipierten 
Erkenntnisse der Curriculumforschung in den Lehrplanreformen der 1980er-
Jahre wird die Verwissenschaftlichung der Gesellschaft als „Institutionalisie-
rung reflexiver Mechanismen in allen funktional spezifischen Teilbereichen“ 
greifbar.76 Die an Lehrplanreformen beteiligten Akteure bedurften des wis-
senschaftlichen Wissens, welches gebündelt in pädagogischen Arbeitsstellen 
und Bildungsplanungsstellen aufbereitet und in die laufenden Prozesse ein-
gebracht wurde. 
Ein zweiter Grund für die erwähnten Verschiebungen liegt in der vorherr-
schenden Planungsrationalität, der gemäß die Normativität aus den Entschei-
dungsprozessen in den Verwaltungen verbannt werden sollte und den Politi-
kern die Rolle von technischen, rationalen Entscheidungsvollziehern zuge-
dacht wurde, wie dies bereits Helmut Schelsky zu Beginn der 1960er-Jahre 
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gefordert hatte.77 Die Verschiebung von curricularen Forschungsergebnissen 
in die Planungsstellen der Kantone und in die OECD-verantworteten CERI-
Seminare steht symptomatisch für ihren ursächlichen Planungs- und Verwer-
tungszweck in bildungspolitischen Zusammenhängen. Insofern sind die CE-
RI-Seminare wie auch das SIPRI-Projekt als politisch motivierte Triebkräfte 
der Übersetzung wissenschaftlichen Wissens in Zusammenhänge der Bil-
dungsreform zu interpretieren. 
Wissen ist als verhandelbares Konstrukt zu verstehen, welches sich je nach 
Umfeld in unterschiedlichen Ausprägungen wiederfindet.78 Im vorliegenden 
Fall mögen wohl einzelne Forschende der Freiburger Arbeitsgruppe curricu-
lumtheoretisch abgestützte Bedingungen für Lehrplanreformen formuliert 
haben. Inwieweit die späteren, programmatischen Vorschläge zum Verfahren 
einer Lehrplanentwicklung des ZBS oder gar die tatsächliche Vorgehenswei-
se eines Kantons voneinander abwichen, muss Gegenstand weiterer Analysen 
bleiben, um etwa den Einfluss der Wissenschaftler auf Verwaltung oder Poli-
tik zu konturieren. Hingegen lassen die Analysen der Lehrplanreformen der 
1980er-Jahre den Schluss zu, dass sie aufgrund ihrer starken Bezüge zu den 
Forschungsresultaten aus den 1970er-Jahren als zweite Phase der Curricu-
lumdebatten einzuordnen sind. 
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Christian Könne 
 
 
Die Darstellung von Revolution und Bürgerkrieg in 
Russland 1917-1922 in Schulvorschriften und 
Schulbüchern Deutschlands 
 
 

1  Einleitung 

Die Neubestimmung des deutsch-russischen Verhältnisses nach 1917 hatte 
auch Konsequenzen für Schule und Unterricht. Welche Sicht auf den Staat im 
Osten und die Ereignisse dort sollte vermittelt werden? Was sollten und 
konnten die Schüler in Deutschland über die Vorgänge in Russland bzw. in 
der UdSSR wissen oder glauben und wozu sollte dies dienen?1 
Für die Schulbücher der Weimarer Republik und der NS-Zeit liegt dazu bis-
lang eine ausführliche Darstellung des revolutionären Umbruchs mit der Dis-
sertation von Übelhack vor.2 Für die Bundesrepublik Deutschland findet sich 
nicht mehr als eine 1962 erschienene Untersuchung zur Darstellung der russi-
schen Geschichte überhaupt.3 Hingegen stellt sich die Forschungslage hin-
sichtlich der nach 1945 erschienenen Bücher als ausgesprochen defizitär dar. 
An einer auf das Revolutionsthema bezogenen Publikation fehlt es gänzlich, 
sodass für die Bundesrepublik allein zwei seinerzeit in Berlin (Ost) erschie-
nene Aufsätzen bleiben, die sich um den Nachweis der Unzulänglichkeit und 
Fehlerhaftigkeit der betreffenden Bücher bemühen.4 Demgegenüber steht ei-
ne kritische Analyse speziell des Kapitels zur „Großen Sozialistischen Okto-
berrevolution“ in den seinerzeit in der DDR publizierten Lehrbüchern für den 
Geschichtsunterricht noch immer aus.  
Nachfolgend sollen Schulbücher aus der Zeit der Weimarer Republik, des 
Nationalsozialismus, der DDR und der Bundesrepublik Deutschland darauf-
hin untersucht werden, wie sie die Russische Revolution präsentierten, wie 
sie den Inhalt der jeweiligen ministeriellen Richtlinien abbildeten und wie die 

                                                             
1 Vgl. Jacobmeyer 1998, S. 26ff. 
2 Vgl. Übelhack 1978. 
3 Vgl. Torke 1962. 
4 Vgl. Girbig 1967; Stars 1987. 
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Bücher selbst verwendet werden sollten.5 Denn im Vergleich der Schulvor-
schriften und -bücher zeigen sich im Wechsel der politischen Systeme be-
deutsame Unterschiede.6 
Die Inhalte der Lehrbücher für die jeweilige Schulform werden getrennt vor-
gestellt. Da diese in einer jeweils spezifischen Diktion präsentiert wurden, 
werden z.T. längere Passagen wiedergegeben. Vor allem um eine bessere 
Vergleichbarkeit zu erreichen, wird grob der Zeitraum von 1917 bis 1922 mit 
einem Fokus auf diejenigen Inhalte gewählt, die in den Schulbüchern eine 
jeweils spezifische Wertung erfahren.7 Das sind die Ursachen der Revolution, 
sodann der „Friede von Brest-Litowsk“, „Lenin und Trotzki“, das Agieren 
der „Bolschewisten“ im Inneren und schließlich Aspekte der Außenpolitik 
Sowjetrusslands. 

2  Weimarer Republik 

Nach dem Sturz der Monarchie kam es im deutschen Schulwesen zu demo-
kratischen Reformprozessen.8 Einbezogen waren nicht zuletzt die sogenann-
ten „gesinnungsbildenden Fächer“ und insbesondere der Geschichtsunter-
richt. An ihm war seit Jahren Kritik u.a. durch die SPD geübt worden. Schon 
im ersten Erlass des neu gebildeten preußischen Ministeriums für Wissen-
schaft, Kunst und Volksbildung hieß es am 15. November 1918: 

„Wo bisher Geschichtsunterricht […] dazu mißbraucht wurde, Volksverhetzung zu 
betreiben, hat solches in Zukunft unbedingt zu unterbleiben, vielmehr einer sach-
gemäßen kulturhistorischen Belehrung Platz zu machen. Alle tendenziösen und fal-
schen Belehrungen über den Weltkrieg und dessen Ursachen sind zu vermeiden.“9 

Ohne dass nennenswert Ersatz verfügbar war, verlangte die preußische Ver-
fügung vom 6. Dezember 1919, die Lehrbücher aus wilhelminischer Zeit 
„nicht mehr zu gebrauchen“ und ihre Anschaffung „nicht zu verlangen“.10 
Diese Vorgaben, die nachfolgend weder zurückgenommen noch erneuert 
wurden, stießen bei Lehrpersonen vielfach auf Ablehnung. Die Neugestal-

                                                             
5 Vgl. zu Produktion, Produktionszahlen, Vita der Autoren und Ausrichtung der Bücher Ja-

cobmeyer 2011; Fuchs/Niehaus/Stoletzki 2014. 
6 Zu Schulbuch und Schulbuchforschung vgl. u.a. Knecht u.a. 2014; Matthes 2005; Schöne-

mann 2010, S. 9-48; Schreiber 2013. 
7 Die Darstellung der Ereignisse von Oktober 1917 bis zur Gründung der UdSSR im Dezem-

ber 1922 umfasst in vielen Büchern lediglich 0,5 bis 1,5 Seiten. 
8 Vgl. u.a. Müller 1977; Schneider 2000, S. 19-99; Heinken 2003; Engeler 2009. 
9 Abgedruckt in: Becker/Kluchert 1993, S. 232. 
10 Gernet 1994, Nr. 54 (06.12.1919), S. 119 f. 
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tung der Schule und auch des Geschichtsunterrichts in der Weimarer Repub-
lik blieb insgesamt schwierig und umstritten.11 
Neue Schulbuchtitel konnten in größerer Anzahl erst Mitte der 1920er vorge-
legt werden. Deren „Stoffauswahl“ sollte nun im Sinne der Republik der „Er-
ziehung“ hin „zu lebendiger Staatsgesinnung“ dienen.12 In den Büchern soll-
ten unter Verzicht auf Bisheriges nur noch die „Knotenpunkte der [...] Ent-
wicklung“ dargestellt werden.13 Mit dem „Arbeitsunterricht“ kamen neue 
Formen der Unterrichtsgestaltung zur Geltung.14 Damit war der Lehrervor-
trag, der bisher im Zentrum stand, entthront. Das Lehrbuch sollte den Schüle-
rinnen und Schülern zur Vorbereitung des Unterrichtsthemas „in häuslicher 
Arbeit“, der diskursiven Erörterung im Unterricht und nach dem Unterricht 
zur Wiederholung dienen.15 An die Stelle passiver Aufnahme fertig-
interpretierter Geschichtserzählungen sollte ein aktiv-forschender Unterricht 
treten und dieser helfen, die „Selbständigkeit des Urteils“ auszubilden.16 Die 
Lernenden sollten den Buchinhalt nicht mehr auswendig lernen, sondern sich 
„die Fähigkeit erarbeiten, geschichtlich zu denken.“17 Allerdings kamen die 
Schulgeschichtsbücher ebenso wie der Geschichtsunterricht den Reformpos-
tulaten nur bedingt entgegen.18 
In den seit Mitte der 1920er Jahre vorliegenden Lehrplanrichtlinien findet 
sich keine explizite Erwähnung der Oktoberrevolution. In der Volksschule, 
die etwa von 90 Prozent aller Sieben- bis Vierzehnjährigen besucht wurde, 
war die „Geschichte anderer Völker“ überhaupt nur dann zu behandeln, wenn 
„durch sie die deutsche entscheidend beeinflußt worden ist.“19  
Ein gewisser Raum für die Behandlung des Themas bot sich hingegen in der 
Höheren Schule. In deren Mittelstufe sollten der „Weltkrieg in seinen Höhe-
punkten“ sowie die „Folgen der Friedensverträge“ unterrichtet werden.20 
Staatliche und gesellschaftliche Zustände sollten „in enger Verbindung mit 
dem Wirken heldenhafter Einzelpersönlichkeiten und Gruppen behandelt“ 
werden. „Historische Begriffe“ waren „durch Bereitstellung […] charakteris-
tischer Merkmale“ zu entwickeln.21 In der Oberstufe galt es darüber hinaus, 

                                                             
11 Zu den früh entstandenen Auseinandersetzungen um die Verwendung der alten Bücher und 

die Neugestaltung des Geschichtsunterrichts auch Becker/Kluchert 1993, S. 273. 
12 Zentralblatt (1923) S. 65. 
13 Ebd., S. 65. 
14 Vgl. Jacobmeyer 2011, S. 217. 
15 Schnabel 1924, S. 141. 
16 Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 1923, S. 99. 
17 Schnabel 1930, S. V. 
18 Vgl. Gernet 1994, S. XXXI. 
19 Richtlinien des Preußischen Ministeriums für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung für die 

Lehrpläne der Volksschulen 1924, S. 27f. 
20 Richtlinien für die Lehrpläne der höheren Schulen Preußens. 2. Bd. 1927, S. 376. 
21 Ebd., 1. Bd., S. 168. 
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die „geisteswissenschaftlichen Strömungen des 19. und 20. Jahrhunderts“ zu 
behandeln.22 Dabei sollten die Schülerinnen und Schüler „die großen Leis-
tungen auch der anderen Völker erkennen und würdigen lernen.“23 Im Unter-
richt waren die so genannten „polaren Kräfte wie Einzelpersönlichkeit und 
Staat“ oder „herrschende und beherrschte Gruppe“ herauszustellen. Von der 
Kriegsgeschichte war „nur das unbedingt Nötige“ zu unterrichten.24 
An diese Vorgaben gehalten, blieb die Darstellung der Russischen Revoluti-
on in den Geschichtsbüchern äußerlich recht einheitlich auf einen chronolo-
gisch aufgebauten und durch Überschriften bzw. Jahreszahlen strukturierten, 
etwa eineinhalb Seiten umfassenden Text beschränkt.25 Es gab weder Bild- 
oder Quellenmaterial noch Arbeitsaufträge.26 Das Geschehen fand sich übli-
cherweise in zwei übergreifende Kapitel eingearbeitet. Das Kapitel zum „Ers-
ten Weltkrieg“ nahm mit Überschriften wie „Das Jahr 1917“ oder „Der Zu-
sammenbruch Rußlands“ unterschiedlich akzentuiert mit etwa acht Zeilen 
Bezug auf die Ereignisse vom Sturz des Zaren bis zum Frieden von Brest-
Litowsk im März 1918. Der folgende Verlauf wurde in einem zweiten Teil 
unter Überschriften wie „Weltpolitik der Nachkriegszeit“ im Anschluss an 
die Darstellung zu Deutschland behandelt. 
Die Bücher führten als Ursachen für die Russische Revolution wirtschaftliche 
Schwierigkeiten, Probleme mit der Infrastruktur, eine durch schlechte Ver-
sorgung verursachte Not sowie Teuerung an. In politischer Hinsicht tauchte 
der Wunsch nach Selbständigkeit der „Fremdvölker“ sowie der „Haß gegen 
das Zarenregiment“ auf.27  
Nach übereinstimmender Darstellung in den Büchern waren die Fortführung 
des Krieges durch die im Februar 1917 an die Macht gekommene Regierung 
Kerenski und der deutsche Vormarsch im Baltikum ursächlich für die Okto-
berrevolution. Verwiesen wurde auf die zuvor gewachsene „Kriegsmüdigkeit 
des russischen Volkes“ und die damit in Zusammenhang stehende Bildung 
von „Arbeiter- und Soldatenräten (Sowjets)“, die die „Vereinigung der Prole-
tarier aller Länder und Beendigung des ,Bruderkriegesʻ“ gepredigt hätten.28 

                                                             
22 Ebd., 2. Bd., S. 383. 
23 Ebd., 1. Bd., S. 166f. 
24 Ebd., 1. Bd., S. 166f. 
25 Es wurden für die Weimarer Republik und die NS-Zeit jeweils ca. 20 Bücher selbst ausge-

wertet. Hier erfolgt die exemplarische Darstellung auf der Basis der drei Bestseller. Damit 
wird das am weitesten verbreitete Bild deutlich und es kann mehr Text und Sprache präsen-
tiert werden. Die Ergebnisse wurden anschließend ggf. durch Übelhacks Resultate ergänzt. 
Auf seine umfangreiche Arbeit zum Thema sei hier ausdrücklich verwiesen. Lt. Übelhack 
findet sich die erste Darstellung der Oktoberrevolution 1921 im Schulbuch. Vgl. Übelhack 
1978, S. 205f. Zur Auflagenhöhe vgl. Schallenberger 1964, S. 247ff. 

26 Dieses Material gab es gesondert. Vgl. u.a. Rühlmann/Haintz 1931. 
27 Kumsteller/Haacke/Schneider 1932, S. 40f. Vgl. sehr ähnlich Volkmann 1925, S. 589f. 
28 Kumsteller/Haacke/Schneider 1932, S. 40f. Vgl. sehr ähnlich Volkmann 1925, S. 589f. 
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Das Volksschulbuch präsentierte Machtwechsel und Machtsicherung sowie 
die Umgestaltung im Inneren mit Hinweis auf zentrale Akteure und unter 
Gebrauch historisch-politischer Begriffe meist recht eindringlich erzähle-
risch: 

„Am 7. November erregten die Führer der radikalen russischen Sozialisten (Bol-
schewiki), Lenin und Trotzki, einen Aufstand der Sowjets in Petersburg und rissen 
die Macht an sich. Überall […] wurden Sowjets eingesetzt, die die Regierung über-
nahmen. Sogleich wurde alles Privateigentum an Grund und Boden, Bodenschät-
zen, Häusern, Fabriken, Schiffen aufgehoben. An Stelle der alten Armee wurde eine 
Arbeiterarmee, die Rote Garde, aufgestellt. Die Bürger wurden schikaniert, sie er-
hielten nur ein Viertel oder ein Achtel der üblichen Lebensmittelportionen, sie wur-
den verhaftet, hingerichtet. Die ganze ,Bourgeoisieʻ sollte ausgerottet werden; erst 
dann würde sich der erträumte Zukunftsstaat verwirklichen lassen. Das war die 
Diktatur des Proletariats.“29 

Die Bücher der höheren Schule wichen von dieser Darstellung inhaltlich 
kaum ab.30 Nicht selten wurden Zahlenangaben zu den Hingerichteten und 
der Zwang zum Exil für bestimmte Gruppen genannt und schließlich festge-
stellt, dass sich die proklamierte Diktatur des Proletariats auch gegen die Pro-
letarier selbst richtete. Stets wurde verdeutlicht, dass die „Herrschaft des Bol-
schewismus“ zum Zusammenbruch der Wirtschaft und zu einer großen Hun-
gersnot geführt habe.31 Für die deutschen Schulbücher waren dies sichtlich 
die Markzeichen der Revolution. 
Das von Franz Schnabel verfasste Buch der höheren Schule lieferte, wie in 
den Vorgaben gefordert, den ideengeschichtlichen Hintergrund.32 Es stellte 
heraus, dass es sich bei der von Lenin und Trotzki „im Sinne Karl Marx“ er-
richteten „Diktatur des Proletariats“ um die erste erfolgreiche „Revolution 
mit sozialistischen Zielen“ handele. Mit der Bildung neuer politischer Orga-
ne, nämlich der „örtlichen Arbeiter- und Soldatenräte“, dem „Zentralrat der 
Sowjets“ sowie dem „Rat der Volksbeauftragten“ sei „der Parlamentarismus“ 
in Russland „erledigt“ und die „Diktatoren“ hätten nun begonnen, „das ganze 
Programm des marxistischen Sozialismus durchzuführen“. Von diesem er-
wähnte das Schulbuch lediglich, dass sich die Diktatur „im Inneren auf die 
Waffen der ,Roten Armeeʻ“ stützte.33 Das Fehlen weiterer Informationen 
wurde vom Autor damit begründet, dass die „Vorgänge der innerrussischen 
Geschichte [...] niemand kontrollieren kann“ und sie sich daher „noch nicht 
zu einer Behandlung in der Schule“ eigneten. Stattdessen sollten die Schul-

                                                             
29 Kumsteller/Haacke/Schneider 1932, S. 40f. Vgl. sehr ähnlich Volkmann 1925, S. 589f. 
30 Vgl. Pinnow 1927, S. 136. 
31 Vgl. Übelhack 1978, S. 79f. 
32 Vgl. zu Schnabel u.a. Borgstedt 2009. 
33 Schnabel 1930, S. 125. 
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bücher „den Geist des Bolschewismus“ darstellen.34 Damit war einerseits die 
Verbindung zu den Lehrplanvorgaben hergestellt, aber auch die Lücken wa-
ren fachlich begründet. 
Als erster außenpolitischer Aspekt wurde in allen Werken der Frieden von 
Brest-Litowsk und die damit verbundenen territorialen Verluste Russlands 
erwähnt.35 Die Akzentuierung der Darstellung des Friedensschlusses oszil-
lierte zwischen dem sporadischen Hinweis auf das Unterschreiben einerseits 
und der Herausstellung des Zwangs zur Unterschrift unter harte Friedensbe-
dingungen durch militärischen Druck Deutschlands andererseits.36 In den Bü-
chern der höheren Schule wurde der propagandistische und finanzielle Ein-
fluss der Bolschewiki auf die Novemberrevolution in Deutschland 1918 er-
wähnt.37 
Am weitesten dargestellt und wie gefordert im Hinblick auf die politisch-
theoretischen Ansätze hin ausgearbeitet, fanden sich die außenpolitischen Ef-
fekte im Buch für die Oberstufe. Es verglich die sowjetrussische Außenpoli-
tik mit dem „Jakobinertum der französischen Revolution“, da „abermals eine 
revolutionäre Diktatur […] die Weltrevolution als Mittel zum Weltfrieden“ 
propagierte.38 Außerdem wurde der propagandistische Einfluss auf „das Er-
wachen der kolonialen Völker“ beschrieben.39 Grundsätzlich wurde festge-
halten, dass Russland sich vorläufig „von Europa ab und nach Asien hin“ 
gewandt habe. Damit sei „der Kampf zwischen England und Rußland um die 
Vorherrschaft in Asien“ vom bisherigen Machtkampf zweier Großmächte 
nunmehr zur Auseinandersetzung zweier Ideologien geworden. Russland 
propagiere zwar „die nationale Selbstbestimmung“, doch sei es wie „bei den 
Jakobinern“ nur schwer „festzustellen, wo der Propagandagedanke aufhört 
und der Eroberungsgedanke anfängt.“40 Als weitere historisch-politische 
Analogie wurde darauf verwiesen, dass auch „der panslawistische Imperia-
lismus der Zarenzeit zwischen Europa und Asien geschwankt und seine Tä-
tigkeit bald hierhin, bald dorthin verlegt“ habe. Diesen Einschätzungen im 
Hinblick auf ein Großmachtstreben des neuen Staates stand allerdings die 
Darstellung des Vertrags von Rapallo gegenüber, der die russische Absicht 
zu „gemeinschaftlicher Arbeit“ in Bezug auf Deutschland bewiesen habe.41 
Insgesamt beinhalteten die Bücher zentrale Ansätze einer Darstellung der 

                                                             
34 Schnabel 1928, S. 276. 
35 Vgl. Kumsteller/Haacke/Schneider 1932, S. 41. 
36 Vgl. Pinnow 1927, S. 136; Schnabel 1930, S. 125. 
37 Vgl. Pinnow 1927, S. 138; Übelhack 1978, S. 87ff. 
38 Schnabel 1930, S. 125. 
39 Ebd., S. 155. 
40 Schnabel, S. 159. 
41 Ebd., S. 158f. Vgl. auch Übelhack 1978, S. 82ff. 
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Revolution, des neuen Staates, seines Charakters im Inneren und seiner Poli-
tik nach außen. 

3  NS-Zeit 

„Der Geist des Nationalsozialismus“ zeichnete sich in der Wahrnehmung ihm 
anhängender Schulbuchautoren „durch eine wunderbare volkstümliche Ein-
fachheit“ aus, nämlich „in fünf Worten: Kampf, Führer, Nationalstaat, 
Volksgemeinschaft und Rasse.“42 Analog hierzu waren die Vorgaben für die 
Schule.43 Konkret war Deutschland in der Mittelstufe im Hinblick auf Kampf 
und Rasse und zum Evozieren des gewünschten Feindbildes „als Vorkämpfer 
gegen die bolschewistische Weltgefahr“ vorzustellen.44 In der Oberstufe 
wurden „die weltpolitischen Gegensätze“ wie „jüdischer Bolschewismus und 
völkischer Gedanke“ gezeigt. Weiterhin war auf den angeblichen „Ausbau 
der jüdischen Weltherrschaft“ und die dadurch „drohende Machtübernahme 
durch den Bolschewismus“ zu fokussieren. Diesem solchermaßen generierten 
Feindbild sollte dann gemäß den NS-Zielen die „Rettung durch Adolf Hitler“ 
gegenübergestellt werden.45 Der Unterricht sollte notwendigerweise „zum 
freudigen, opferbereiten Einsatz für Volk und Vaterland“ erziehen.46  
In Abkehr von der bisher differenzierenden Arbeitsweise war der Unterricht 
vor allem durch „die anschauliche und mitreißende Erzählung des Lehrers“ 
zu gestalten.47 Die Forderung nach „Anschaulichkeit“ galt „auch für das Ge-
schichtsbuch.“ Der Unterrichtsstoff war „fest einzuprägen.“48  
Die Russische Revolution taucht explizit als verbindlicher Inhalt in den 
Lehrplänen auf.49 Neue Bücher lagen allerdings erst zu Beginn der 1940er 
Jahre vor.50 Nach Textumfang und der äußeren Gestaltung glichen deren Ka-
pitel zur Oktoberrevolution denen der Weimarer Zeit.51 Sie wurden kriegsbe-
dingt nur in geringem Maße eingesetzt.52 

                                                             
42 Klagges 1937, S. 5. Vgl. zur Erschaffung von Freund- und Feindbildern im Nationalsozia-

lismus Vorein 2010, S. 43ff. 
43 Vgl. Erziehung und Unterricht in der Volksschule 1940, S. 19; Erziehung und Unterricht in 

der höheren Schule 1938, S. 69; Link 2011; Schneider 2000. 
44 Erziehung und Unterricht in der höheren Schule 1938, S. 88f. 
45 Ebd., S. 104. 
46 Erziehung und Unterricht der Volksschule 1940, S. 17. 
47 Ebd., S. 19. 
48 Erziehung und Unterricht in der höheren Schule 1938, S. 72. 
49 Erziehung und Unterricht in der höheren Schule 1938, S. 71f., S. 89. 
50 Vgl. Edelmann 1939, S. 109f. 
51 Zu Produktion und Autoren im Nationalsozialismus vgl. Jacobmeyer 2011, Bd. 1, S. 227ff. 

Vgl. zur Person Edelmann auch Arand 2006. Vgl. zur Person Klagges u.a. auch Schwarz 
2005. 

52 Vgl. Gies 1992, S. 65. 
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Im Volksschulbuch fand sich die Oktoberrevolution in auf Deutschland ge-
richteter Sicht dem Thema „Ein neues Deutschland entsteht“ zugewiesen. 
Das Kapitel, das Deutschland als „Im Weltkrieg unbesiegt“ vorstellte, zeigte 
die russischen Ereignisse unter der Überschrift „Der Krieg im Osten“. Nach 
der Darstellung der Märzrevolution in Russland und der Entscheidung, den 
Krieg weiterzuführen, hieß es unter Verwendung des typischen rassistischen 
Vokabulars und einer entsprechend drastischen Sprache: 

„In einer zweiten Revolution gewannen die kommunistischen Arbeiter- und Solda-
tenräte unter Führung jüdischer Hetzer die Oberhand. Sie errichteten die Sowjet-
herrschaft (Bolschewismus). Die Bolschewisten sahen sich bald zum Frieden mit 
Deutschland gezwungen.“53  

Die weitere Entwicklung wurde gemäß des NS-Weltbildes unter der Über-
schrift „Unsere Feinde und Freunde in der Welt“ im Unterpunkt „Helfershel-
fer des Weltjudentums“ in emotional stark aufgeladener Sprache dargestellt. 
Gleichzeitig wies der Text keine konkreten Informationen in Bezug auf die 
hier genannten Personen, Personengruppen oder angedeuteten Sachverhalte 
auf. Auch, dass Russland zur UdSSR geworden war, wird nicht thematisiert. 
Dafür greift die Darstellung rassistisch aus:  

„Unter den Bolschewisten Lenin und Stalin erlebte Rußland eine entsetzliche Zeit. 
Die Juden und andere asiatische Untermenschen beherrschten den kommunis-
tischen Staat und brachten unsägliches Elend und furchtbare Not über das russische 
Volk.“54  

Die antibolschewistische Komponente im NS-Feindbild wurde mit Formulie-
rungen wie „Nationalsozialismus und Bolschewismus standen sich wie Feuer 
und Wasser gegenüber“ verdeutlicht. Hinzu trat die Beschwörung der „bol-
schewistischen Gefahr“, die angeblich von der UdSSR ausging und sich auf 
ganz Europa richte: 

„Die Mörder und Brandstifter von Moskau kannten nur ein Ziel, die Weltrevoluti-
on, und suchten auch Deutschland für den roten Terror reif zu machen. Trotz ihrer 
,Feindschaftʻ gegen den Kapitalismus schlossen sie Freundschaft mit England und 
Frankreich [...]. Dabei bauten sie eine gewaltige Rüstung auf, die nur dazu be-
stimmt sein konnte, Europa zu [...] zerstören.“55 

Vor diesem Hintergrund konnte das kriegführende nationalsozialistische 
Deutschland im Schulbuch von 1943 als Retter Europas erscheinen.  
In den Büchern für die höhere Schule zeigte sich im Kapitel „Sowjet-
Rußland“, das dem Themenbereich „Die Weltlage außerhalb Deutschlands“ 
                                                             
53 Klagges/Blume 1943, S. 158f. 
54 Klagges/Blume 1943, S. 209. 
55 Klagges/Blume 1943, S. 209. 
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zugeordnet war, gleichfalls die Darstellung der zeithistorisch deutschen Per-
spektive und Interessenlage. So wurde z. B. als Ursache der Russischen Re-
volution „der deutsche Angriffsgeist“, der die Fronten „beherrscht“ habe, 
herausgehoben. Mit dem Sturz des Zaren hätten „Hindenburg und Luden-
dorff“ die „Früchte ihrer früheren Siege“ geerntet, aber die „neue Regierung 
des Halbjuden Kerenski“ habe nicht an Frieden denken wollen. Erst als „die 
alte deutsche Hansestadt Riga und die Insel Ösel“ von den Deutschen erobert 
war, sei der russische „Widerstandsgeist […] gebrochen“ worden.56 Um-
standslos hieß es weiter: „Im Oktober-November fegt die neue bolschewisti-
sche Revolution die Kerenskiregierung hinweg.“57 Als freilich bedeutsamste 
Handlung wurde der Friede von Brest-Litowsk gewürdigt. Auch wenn sich 
dieser „nicht zum Heile Deutschlands“ ausgewirkt habe, so sei Russland 
durch die „Mittelmächte“ doch zu einem „Hauptverlierer des Weltkrieges 
geworden.“58 Es sei, ablesbar auch durch die „Zurücknahme des Regierungs-
sitzes von Leningrad nach Moskau“, mittlerweile „wieder stärker ein Land 
des Ostens mit asiatischem Charakter“ geworden. Und erst durch den angeb-
lichen Verrat der Westmächte und deren Rückzug aus dem Bürgerkrieg sei 
„die Herrschaft der Sowjets gesichert“ gewesen.59  
Die Darstellung der Innenpolitik der „Bolschewisten“ weist rassistische Ele-
mente ebenso auf wie jene Passagen, die die Geschichte der deutschen 
Volksgruppe in der UdSSR betreffen. So wurde ausgeführt, dass es Lenin 
und „der Jude Braunstein-Trotzki“ gewesen seien, die „in Erfüllung der mar-
xistischen Glaubenssätze […] hunderttausende deutscher Bauern im Wolga- 
und Schwarzmeergebiet“ durch die Enteignungen „um die Früchte der Arbeit 
ganzer Geschlechterfolgen gebracht“ hätten. Das Fazit wird in einer stark 
emotionalisierenden Sprache vorgetragen:  

„Unter Strömen von Blut vollzieht sich die Russische Revolution […] der Klassen-
kampf wird zum mordenden Bürgerkrieg. [...] In großen Gebieten entwickeln sich 
Hungerkatastrophen, die Millionen Menschen das Leben kosten. Die russische 
marxistische Revolution wird zur blutigsten, die die Geschichte kennt.“60 

Im Hinblick auf die Außenpolitik wurde vor allem auf die Propaganda abge-
hoben und unter Abbildung des gewünschten Feindbildes erwähnt, dass sie 
dazu diene, die sowjetischen „Umsturzziele in die Welt zu tragen“. Die Dar-
stellung der sowjetischen Außenpolitik in den 1920er und 30er Jahren wurde 
zur nationalsozialistischen Kriegsrechtfertigung genutzt, denn es habe von 
sowjetischer Seite her „ein Überrennen des polnischen Staates“ gedroht, die 
                                                             
56 Edelmann 1943, S. 149. 
57 Ebd. 
58 Edelmann 1943, S. 214. Ders. 1937, S. 51. 
59 Edelmann 1943, S. 215. Ders. 1937, S. 52. 
60 Edelmann 1943, S. 215. 
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„roten Armeen“ hätten geplant, „den deutschen Kommunisten die Hand“ zu 
reichen. Frühere zwischenstaatliche „Abkommen“ wie das von Rapallo 1922 
wurden zwar erwähnt, aber dabei nicht erklärt, welche „anderen“ Abkommen 
gemeint sein sollten. Die Abkommen sollten angeblich allein den „wirtschaft-
lichen Niederbruch“ wettmachen. Sie wurden aber nicht als „politische 
Bündnisse“ gewertet, womit die Bedeutung des Rapallo-Vertrags für die 
deutsche und auch die sowjetische Diplomatie auf der internationalen Bühne 
nach dem Ersten Weltkrieg herabgesetzt und ihres eigentlichen Gehalts be-
raubt wird, nämlich dass Deutschland die UdSSR diplomatisch anerkannte 
und die Sowjetunion als einziger der ehemaligen Kriegsgegner auf mögliche 
Reparationszahlungen gegenüber Deutschland verzichtete.61 

4  Nachkriegsdeutschland 1949-1990 

4.1  DDR 
 
Erstmals einen eigenen Platz im Lehrplan erhielt die Oktoberrevolution in der 
Sowjetischen Besatzungszone und nach 1949 ebenso in der DDR.62 Die Dar-
stellung, die sie nun als „Große Sozialistische Oktoberrevolution“ in den 
während der 1950/60er Jahre zunächst für die achtklassige Grundschule und 
die vierklassige Oberschule herausgegebenen Lehrbüchern fand, stellte aus 
Sicht der zeitgenössischen westdeutschen Forschung freilich eine „propagan-
distische Verherrlichung“ dar.63  
Da die nächste Generation der Lehrpläne und -bücher, die zwischen 1966/67 
und 1988 mit der Etablierung des „einheitlichen sozialistischen Bildungssys-
tems“ eingeführt wurden, von allen DDR-Lehrmaterialien am längsten in 
Kraft waren, wird nachfolgend diese Variante vorgestellt.64 
Der Geschichtsunterricht hatte in der DDR eine „große Bedeutung für die 
Herausbildung und Fundierung sozialistischer Grundüberzeugungen, Charak-
tereigenschaften und Verhaltensweisen.“65 Um diese zu erreichen, sollten 
„die in den Geschichtslehrplänen fixierten Ergebnisse historischer Bildung 
und ideologischer Erziehung […] zum unverlierbaren geistigen Besitz der 

                                                             
61 Edelmann 1943, S. 149, S. 214f.; Ders. 1937, S. 51f. 
62 Vgl. Deutsche Zentralverwaltung für die Volksbildung in der SBZ 1946, S. 65f.; Berndt 

1949, S. 11ff. 
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Geißler 1966, S. 249ff.; Schmid 1979, S. 24ff. 
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65 Neuner u.a. 1973, S. 249. 
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Schüler werden.66 Analog zum marxistischen Geschichtsverständnis lernten 
die Mädchen und Jungen den „historischen Prozeß als eine gesetzmäßige 
Aufeinanderfolge sozialökonomischer Gesellschaftsformen kennen“.67 Inner-
halb dieser Geschichtsbetrachtung lag „in der ausführlichen Behandlung und 
Würdigung“ der Oktoberrevolution in der 9. Klasse der zehnklassigen 
Pflichtschule „ein Knotenpunkt“.68 Im Unterricht sollten „insbesondere die 
Gesetzmäßigkeiten von der führenden Rolle der marxistisch-leninistischen 
Partei, der historischen Notwendigkeit der Errichtung und konsequenten Si-
cherung der politischen Macht der Arbeiterklasse, der Anwendung der Lehre 
von der historischen Mission der Arbeiterklasse und der Hinüberleitung der 
bürgerlich-demokratischen in die sozialistische Revolution“ einen zentralen 
Platz einnehmen. Daneben sollte die Revolution als Beginn „des weltweiten 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus“ gewürdigt und damit zum 
„Hauptbezugspunkt für die […] nachfolgenden Stoffgebiete“ bis zur Gegen-
wart werden.69 
Im Lehrplan der 9. Klasse war die Behandlung der Oktoberrevolution als 
Stoffeinheit Eins mit zwölf Stunden eingeplant. In der Stoffeinheit Drei war 
der „Aufbau des Sozialismus in der UdSSR“ mit vier Stunden vorgesehen.70 
Der Themenkomplex umfasste insgesamt 16 Stunden, also ca. acht Wochen 
Unterricht.71 Die in den 1960er Jahren mit dem Aufbau der zehnklassigen 
Oberschule vorgenommene Verlegung des Unterrichts zur Oktoberrevolution 
vom Ende der 8. auf den Beginn der 9. Klasse bedeutete, dass das Ende die-
ses Unterrichts etwa mit dem jeweiligen Jahrestag des Oktoberereignisses zu-
sammenfiel. 
Anders als noch in den 1950er Jahren enthielt der Lehrplan Bezüge zum 
Vorwissen aus anderen Fächern, dazu sehr detaillierte Vorgaben für die In-
halte sowie für die zu erlangenden Erkenntnisse.72 Diese gingen nahezu iden-
tisch in die Lehrbücher und auch in die für die Hand der Lehrpersonen nun 
verfassten „Unterrichtshilfen“ ein.73 
In den Unterrichtshilfen waren alle Schulstunden exakt nach Buchverwen-
dung, Inhaltskenntnissen, historisch-politischen Teil-Erkenntnissen und der 
Gesamt-Erkenntnis der Einzelstunden sowie dem Ergebnis im Heft vorge-

                                                             
66 Neuner u.a. 1973, S. 258. 
67 Neuner u.a. 1973, S. 248f., S. 258. Vgl. auch Honecker 1978, S. 33. 
68 Rackwitz u.a. 1971, S. 5. 
69 Ebd., S. 8. 
70 Ministerrat der DDR. Ministerium für Volksbildung 1977, S. 15. 
71 Vgl. ebd., S. 13. 
72 Vgl. ebd., S. 17f. 
73 Hager 1972, S. 41. Vgl. auch Ministerrat der DDR, Ministerium für Volksbildung 1977, S. 
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plant.74 Möglichkeiten für die Durchführung der einzelnen Stunden waren in 
Varianten und Beispielen z.T. bis auf die Wortebene ausgeführt. Auch Hin-
weise auf Karten, Dia-Bildreihen oder Filme als weiterführendes Material 
wurden gegeben.75 Zur 12-stündigen „Stoffeinheit Eins“ hielt die „Unter-
richtshilfe“ 40 und für die vier Stunden zur „Stoffeinheit Drei“ weitere 19 
Seiten Präparationshilfe bereit. Daneben gab es eine Vielzahl von Veröffent-
lichungen mit Hinweisen für den Unterricht und spezifischen Quellen in der 
Fachzeitschrift „Geschichte und Staatsbürgerkunde“ im Hinblick auf dieses 
Thema.76 
Das Lehrbuch selbst beinhaltete neben dem Verfassertext neun Quellen, sie-
ben Landkarten, einen Stadtplan von Petrograd, 20 Bilder und Fotografien, 
vier Karikaturen/Plakate und vier Schaubilder. Der Verfassertext hebt wich-
tige Inhalte hervor und bietet sie zusätzlich als Tabelle oder Zeitleiste an. Die 
Aufgabenstellungen waren auf die im Lehrplan vorgegebenen Ziele und In-
halte abgestimmt. 
Die systembedingte Sicht führt dazu, dass bislang gängige Inhalte unerwähnt 
blieben. Dazu gehörte beispielsweise die Tatsache, dass Lenin mit kalkulier-
ter deutscher Unterstützung nach Russland gelangt war.77 Im DDR-Buch 
wurde dagegen nur die veränderte Situation nach der Februarrevolution ange-
führt.78 Trotzki gar, als charismatischer Rivale und Opponent Stalins schließ-
lich im mexikanischen Exil ermordet, war dem DDR-Buch samt aller partei-
internen Konflikte und „Säuberungen“ gänzlich unbekannt.79 
Die Folgen der Revolution für die Lebenslage der Bevölkerung wurden bis-
her stets am Beispiel der Hungerkatastrophen und dem Einbruch der Wirt-
schaftsleistung infolge des Bürgerkrieges drastisch geschildert. Das DDR-
Buch erwähnte hierzu lakonisch, dass „die Bereitstellung landwirtschaftlicher 
Waren […] nur die Hälfte [von der] des Jahres 1913“ betrug und hebt hervor, 
dass dies die „Notwendigkeit einer beschleunigten Kollektivierung“ der 
Landwirtschaft bedeutete.80  
An die Stelle eines von Gewalttätigkeit bestimmten negativen Bildes der Re-
volution trat nun das einer Gesellschaftsveränderung, die die Völker der 
Sowjetunion von ihren Ausbeutern befreite.  

                                                             
74 Schmid 1979, S. 94. 
75 Vgl. Rackwitz u.a. 1971, S. 8-52, 80-96. Vgl. zum „geschlossenen System“ auch Gies 1989, 

S. 620. 
76 Es finden sich zwischen 1973 und 1988 insgesamt 18 Aufsätze, die sich mit Detailfragen des 
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77 Dieser Aspekt findet sich vermehrt in den Büchern der NS-Zeit. 
78 Vgl. Nimtz u.a. 1982, S. 11. 
79 Vgl. ebd., S. 23. 
80 Ebd., S. 72. 
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„Die Arbeiterklasse Rußlands übernahm die politische Macht und errichtete die 
Diktatur des Proletariats. [...] Mit der Übergabe des Bodens und der industriellen 
Produktionsmittel in die Hände des Volkes wurde nach ihrer politischen Entmach-
tung auch die ökonomische Macht der Gutsbesitzer und der Bourgeoisie gebrochen. 
Die wirtschaftlichen Kommandostellen übernahm der sozialistische Staat.“81 

Der Friedensvertrag von Brest-Litowsk wurde als die notwendige Grundlage 
zur Sicherung der Macht der Sowjets gewertet, hingegen fand seine Bedeu-
tung für Deutschlands weitere Kriegführung im Westen und im Hinblick auf 
Russlands Ausscheiden aus der Reihe der Großmächte keine Beachtung.82 
Die Darstellung des Rapallo-Vertrags fokussierte auf den Begriff der von der 
DDR propagierten „friedlichen Koexistenz“, der in Rapallo terminologisch 
begründet worden sei.83 
Wenn die Vorkriegsbücher die aktive Propaganda Sowjetrusslands als kenn-
zeichnend für dessen Außenpolitik ansahen, waren es im DDR-Schulbuch die 
in ihre Länder zurückgekehrten Kriegsgefangenen, die dort über die „erre-
genden Vorgänge“ der Revolution berichteten. Traditionell hatten die deut-
schen Schulbücher die Entstehung der europäischen Staatenwelt nach dem 
Ersten Weltkrieg als Konsequenz des Friedens von Brest-Litowsk und der 
sog. Pariser Vorortverträge geschildert. Das Schulbuch der DDR zeigte nun 
eine ganz andere Sicht, wenn es die „Gründung neuer bürgerlicher National-
staaten“ dem „Einfluß der Oktoberrevolution“ zuschrieb. Denn zur „Deklara-
tion der Rechte der Völker Rußlands“ habe neben der „Herstellung von 
Gleichheit und Souveränität der Völker Rußlands“ auch „das Recht dieser 
Völker auf freie Selbstbestimmung bis zur Lostrennung und Bildung eines 
selbständigen Staates“ gehört. Eine Konsequenz hieraus sei es gewesen, dass 
die Sowjetregierung die Selbständigkeit Finnlands anerkannt habe.84 Sahen 
die deutschen Vorkriegsbücher im Sowjetstaat eine potentielle Gefahr, so 
stellte das DDR-Buch heraus, dass sich durch die Revolution „das internatio-
nale Kräfteverhältnis [...] zugunsten des Friedens“ geändert hätte.85 
In Klasse 11 der zum Abitur führenden Erweiterten Oberschule wurde ledig-
lich in einer Stunde thematisiert, welche Lehren Lenin aus der Revolution 
gezogen habe und wie diese von „der deutschen Arbeiterbewegung“, mithin 
von der KPD, adaptiert worden seien.86 Die Arbeitsgrundlage bildeten die 
„Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands“ sowie „ausge-

                                                             
81 Ebd., S. 38. 
82 Vgl. ebd., S. 26f. 
83 Vgl. ebd., S. 80. 
84 Ebd., S. 27f. 
85 Ebd., S. 38. 
86 Waade u.a. 1980, S. 72f. 
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wählte Abschnitte“ aus Lenins Schrift „Der linke Radikalismus – die Kinder-
krankheit im Kommunismus.“87 
Die zeitgenössische Osteuropa-Forschung in der Bundesrepublik attestierte 
Lehrbüchern der DDR, dass sie zwar aufgrund ihres großen Umfangs „viele 
Dinge berücksichtigen, die man in den westdeutschen Unterrichtswerken oft 
schmerzlich vermißt“, doch das grundsätzliche Problem seien die Aspekte, 
„unter denen die marxistischen Historiker Geschichte lehren.“ Der in den 
Büchern abgebildeten marxistischen Geschichtsschreibung sei ganz grund-
sätzlich „nicht zu folgen.“88 

4.2  Bundesrepublik Deutschland 

Auch der Geschichtsunterricht in der Bundesrepublik Deutschland erfuhr 
grundlegende Veränderungen.89 Die deutsche Geschichte sollte nach dem 
Krieg und im Kontext der Zweiteilung der Welt und Deutschlands nun „im 
Zusammenhang mit der Geschichte europäischer Staaten und Völker behan-
delt werden“. Dabei sollten die Bücher „zeigen, wie sich die außereuropäi-
schen Weltmächte im 20. Jahrhundert herausgebildet [...] und wie sich 
dadurch die Stellung Europas und Deutschlands in der Welt verändert“ hatte. 
Die „totalitären Erscheinungen“ waren als „entscheidende Bedrohung“ dar-
zustellen. Dies zeigte eine breitere Darstellung auch der Russischen Revolu-
tion an. „Ausdrücke und Redewendungen aus dem Wortschatz des Totalita-
rismus“ galt es „zu vermeiden oder [...] zu kennzeichnen.“90 
Die Oktoberrevolution war in den Lehrplänen der Bundesrepublik entspre-
chend umfangreich präsent und im Unterricht „in ihren wichtigsten Phasen“ 
dargestellt, wozu u.a. „das Abtreten der alten Mächte und Führungsschichten, 
Lenin und der Versuch einer Realisierung der Lehre von Karl Marx“ sowie 
das „Verhältnis zur westlichen Welt“ gehörten. Innenpolitisch kamen u.a. die 
Themen „Lenin und die Räterepublik“, die „Nationalitätenfrage“ in der 
UdSSR und „sozialistischer Aufbau“ zur Sprache. Hinsichtlich der sowjeti-
schen Außenpolitik sollte u.a. der „Gedanke der Weltrevolution“ sowie 
„Deutschlands Verhältnis zu Rußland“ dargestellt werden.91  
                                                             
87 Ministerrat der DDR, Ministerium für Volksbildung 1979, S. 7, S. 14. Vgl. auch Geschichte 

der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 1978, S. 32ff. 
88 Torke 1962, S. 4. 
89 Empfehlung der Kultusministerkonferenz; Gutachten des Deutschen Ausschusses für das 

Erziehungs- und Bildungswesen zur politischen Bildung und Erziehung 1965, S. 313ff. Zur 
Entwicklung in der Übersicht vgl. u.a. Geißler 2011, S. 705-753; 819-885; Mayer 1988; 
Rohlfes 1988. 

90 Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 05.07.1962. Empfehlung zur Gestaltung der 
Lehrbücher 1965, S. 319f. 

91 Torke 1962, S. 79. Vgl. zu den Lehrplänen auch Arbeitsgemeinschaft Höhere Schule 1958, 
S. 83, 86. 
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Die westdeutschen Schulbücher der Nachkriegszeit waren insgesamt von ei-
ner Zunahme an wissenschaftlichen Details im Hinblick auf die Revolution 
und damit einhergehend einer immer weiteren Ausdehnung und Binnendiffe-
renzierung gekennzeichnet. Hatte der ,Grundriss der Geschichteʻ in den Aus-
gaben von 1953 und 1957 dem Themenkomplex noch dreieinhalb Seiten ge-
widmet, was schon mehr als die Verdoppelung der Anzahl im Vergleich zu 
den Büchern der Weimarer Republik darstellte, waren es bis 1967 bereits 
sechs. Das Buch für die Mittelklassen hielt 1959 wie das für die Volksschule 
1960 zwei Seiten zum Thema bereit.92 Die Darstellung hatte sich damit hin-
sichtlich der Seitenanzahl auch in diesem Schulbereich im Vergleich zur 
Vorkriegszeit verdoppelt.93 
Viele Schulbuchautoren der Weimarer Republik nahmen ihre Arbeit wieder 
auf und neue Autoren bezogen sich explizit auf deren Darstellungen.94 Franz 
Schnabels Vorleistungen wurden von der Forschung noch Ende der 1980er 
Jahre als Belege der „geistigen Blüte der Republik“ dargestellt.95 Der seiner-
zeit unter seiner Mitarbeit erschienene, sehr erfolgreiche ,Grundriss der Ge-
schichteʻ wurde neu aufgelegt.96  
Da der ,Grundrissʻ in der westdeutschen Forschung zu den immer wieder po-
sitiv hervorgehobenen und oft erwähnten Schulbüchern zählte und sich mit 
ihm auch DDR-Autoren auseinandersetzten, werden hier exemplarisch die 
Inhalte zur Russischen Revolution vorgestellt.97  
Auch im ,Grundrissʻ fand die Behandlung „des letzten halben Jahrhunderts“ 
eine „verhältnismäßig umfangreiche Darstellung“, da „diese Fragen“ in der 
zeitgenössischen „Politik und Presse“ täglich vorkamen und „umkämpft“ wa-
ren.98 Zwar hatte sich am Aufbau des Buches nichts zur Weimarer Variante 
verändert, doch es wurde nun genauer auf verschiedene Aspekte eingegan-
gen.99 Dies war geschichtspolitisch erwünscht und aufgrund der inzwischen 
erweiterten Forschungsbasis auch möglich.100  

                                                             
92 Vgl. Kirsten-Noé/Pinnow 1959, S. 134ff. 
93 Vgl. Efinger 1960, S. 35ff. 
94 Vgl. Bonwetsch u.a. 1960, Vorwort, o.p. 
95 Vgl. Schallenberger 1964, S,166. Zu Schnabels Leistungen in den Büchern der Weimarer 

Republik vgl. u.a. Pingel 1988, S. 46f. 
96 In der Weimarer Republik bei Teubner in Breslau erschienen, wurde der Grundriss der Ge-

schichte nun bei Klett in Stuttgart verlegt. Zu den Auflagezahlen in der Weimarer Republik 
vgl. Schallenberger 1964, S. 253ff. 

97 Im Hinblick auf die Darstellung dieses Kapitels scheinen die Bücher der verschiedenen 
Bundesländer nicht grundsätzlich voneinander abgewichen zu sein, wie der Vergleich derje-
nigen Bücher für Baden-Württemberg mit denen für Rheinland-Pfalz ergab. 

98 Bonwetsch u.a. 1953. Vorwort, o.p. 
99 Vgl. Höhne 2005. 
100 Vgl. Bonwetsch u.a. 1953, S. 56f. 
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Sehr viel ausführlicher fiel die Darstellung der inneren Situation Russlands 
aus. In einem eigenständigen Kapitel zur „Epoche zwischen den Weltkrie-
gen“, fand „Rußland und der Bolschewismus“ eine breite Darstellung. Bisher 
in Textpassagen abgehandelt, geschah das zu Themenkreisen wie „Revoluti-
on und Bürgerkrieg“, „Kriegskommunismus“ oder die „Neue Ökonomische 
Politik“ nun eigens in Unterkapiteln.101  
Zu den inzwischen abgebildeten Informationen gehörten nun auch die Dar-
stellung der Frage des Selbstbestimmungsrechts der Völker im Kontext des 
Friedens von Brest-Litowsk sowie die Darstellung der unterschiedlichen 
Sichtweise auf deutscher und sowjetrussischer Seite. Genauer dargestellt 
wurde das konfliktvolle Entstehen von neuen Staaten aus dem westlichen 
Territorialbestand des früheren Zarenreiches.102 Speziell für Finnland wurde 
– in völlig anderer Darstellung und Diktion als in den Büchern der DDR – 
festgehalten, es sei „durch deutsche Hilfe vor dem Bolschewismus gerettet“ 
worden.103 
Im Hinblick auf die politischen Beteiligten wurde genauer differenziert, wenn 
nun der Unterschied zwischen Menschewiki und Bolschewiki zur Nennung 
von Lenin und Trotzki hinzu trat. Erhalten blieb die Darstellung der Idee der 
proletarischen Weltrevolution und ihrer mobilisierenden politischen Funkti-
on. 
Das Kapitel „Weltpolitische Krisenherde nach den Pariser Friedensschlüs-
sen“ wurde unter der Überschrift „Rußland und der Bolschewismus“ eröff-
net.104 Auch hier nahm die Sachinformation zu. So wurden beispielsweise der 
von Trotzki erreichte zahlenmäßige Aufbau der Roten Armee von 1,5 Millio-
nen Rekruten im Jahre 1919 auf 5,5 Millionen nur ein Jahr später belegt, aber 
gleichzeitig klargestellt, dass die Rote Armee „durch die Mitarbeit ehemali-
ger Berufsoffiziere“ an militärischem Wert gewann. Im Hinblick auf den 
Bürgerkrieg werden die verschiedenen Kriegsparteien und deren militärische 
Anführer genauer vorgestellt. Die in Frankreich und Großbritannien stattfin-
denden Auseinandersetzungen um das weitere militärische Eingreifen beider 
Mächte in den russischen Bürgerkrieg wurden aufgezeigt und angeführt, dass 
die Idee der Einrichtung eines „Cordon Sanitaire“ den „Sieg der Revolution 
weder im europäischen Rußland noch in Sibirien“ hätte verhindern kön-
nen.105 
Die bisher schon stets behandelte Propaganda wurde anders als bislang be-
wertet. So erschien nunmehr „der deutsche Zusammenbruch […] vorüberge-

                                                             
101 Ebd., S. 88f. 
102 Herzfeld u.a. 1957. S. 46. Vgl. auch Ders. 1967, Ausgabe B, S. 99. 
103 Ebd. Vgl. auch Ders. 1967, Ausgabe B, S. 99. 
104 Ebd., S. 72. Vgl. auch Ders. 1967, Ausgabe B, S. 99. 
105 Herzfeld u.a. 1957, S. 73. 
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hend als das Signal zum Übergreifen der ,Weltrevolution‘ auf ganz Europa zu 
sein.“106 Es wurde vorgetragen, dass die deutsche Schwäche das Fortkommen 
des Bolschewismus befördert habe und als Signal zur Weltrevolution ver-
standen worden sei. Im Anschluss daran wurde der sowjetische Einfluss auf 
die Revolutionen in Deutschland und Ungarn vorgestellt und dabei gezeigt, 
dass der Gedanke an die Weltrevolution erst ab 1923 zurücktrat.107 Auch mit 
der Aussage, dass „Russland“ in „schärfstem Gegensatz zur demokratischen 
und kapitalistischen Staatenwelt des Westens“ stand, hatte sich die Interpreta-
tion im Hinblick auf die Zwischenkriegszeit verändert. Der Antagonismus 
wurde damit breiter, über Deutschland hinaus abgebildet, auch wenn die 
Verhältnisse im faschistischen Italien und in einer ganzen Anzahl weiterer 
europäischer Staaten dieser Zeit den Bezug auf „Demokratie“ nicht wirklich 
hergaben.108 
Als Ergebnis der Revolution wurde zwar einerseits der Sieg der Partei festge-
stellt. Dem militärischen und politischen Erfolg der Bolschewiki wurde wie 
bisher der wirtschaftliche Zusammenbruch, die Desorganisation der Industrie 
durch Änderung des Besitzstatus und ein Absinken auf 10-15 Prozent der 
Friedensproduktion gegenübergestellt, so dass „Russland“ in „den Zustand 
der Naturalwirtschaft“ zurückgefallen sei. Auch über die Anzahl der Opfer, 
beziffert auf über sechs bis sieben Millionen zwischen 1918-1920 zuerst 
durch „Massenterror und Epidemien“, dann 1920/21 in den Hungersnöten 
umgekommene Menschen, informierten die Schulbuchtexte. Die Darstellung 
mündete in der Meuterei der Kronstädter Matrosen 1921, in der Rebellion der 
ehemaligen Helden der Revolution.109 Selbstredend stand diese Variante der 
Darstellung kontradiktorisch zu jener der DDR-Schulbücher, die die „revolu-
tionären Errungenschaften“ hervorhoben. 
Die Einführung der „Neuen Ökonomischen Politik“ (NEP), die zeitweise zur 
Wiederbelebung marktwirtschaftlicher Initiativen führte, galt in den west-
deutschen Schulbüchern ebenso wie der Frieden von Brest-Litowsk als Hand-
lung zur Rettung der Revolution und wird mit Lenins Aussagen zur „Starrheit 
der „Grauen Theorie“ weiter ausgeführt, sodass sich damit abermals auch der 
Kontrast zur Darstellung in der DDR bekräftig fand.110  
Der Rapallo-Vertrag war nicht mehr dem Kapitel zur Russischen Revolution, 
sondern dem zur Nachkriegszeit in Deutschland zugeordnet, das der deut-
schen Innenpolitik und der „Reparationsfrage“ gewidmet war. Hier konnte in 
neuer, deutlich internationaler Perspektive ausgeführt werden, dass der deut-

                                                             
106 Ebd. 
107 Ebd., S. 73. 
108 Ebd., S. 72. 
109 Ebd., S. 74. 
110 Ebd., S. 75. 
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sche Außenminister Stresemann die Westmächte durch diesen Vertrag „ver-
stimmt“ hatte, indem die Sowjetunion von Seiten Deutschlands staatliche 
Anerkennung erhalten hatte und auf dieser Grundlage „für lange Zeit korrek-
te Beziehungen, auch wirtschaftlicher Art zu der Großmacht im Osten“ mög-
lich geworden seien. Damit sei Deutschland „den Großmächten in der Aner-
kennung des neuen Rußland“ vorausgegangen – eine Bewertung des Ver-
trags, die sich von allen bisherigen absetzt.111 
In die Ausgabe des Jahres 1967 ging erstmals ein eigenes Kapitel zu „Lenins 
Leben“ und „Lenins Revolutionstheorie“ ein, das sich dem biografischen wie 
politischen Hintergrund der Revolution mit jeweils über einer Seite Umfang 
widmete. Auch waren die verschiedenen Kapitel nun mit Hinweisen auf 
Fachliteratur zu diesem Thema versehen. Hinzu trat eine deutlichere Bewer-
tung der dargestellten Inhalte, wenn es hieß, dass „der Sturm der Bolschewis-
ten auf den Regierungssitz […] wie der Sturm auf die Bastille der Ausgangs-
punkt einer neuen Epoche“ bedeutet habe und die Oktoberrevolution „das 
klassische Beispiel für eine geplante Revolution“ sei, bei der „eine ver-
schwindend kleine Gruppe von Berufsrevolutionären, die mit dem Wohlwol-
len oder wenigstens der Duldung der Massen rechnen konnte, [...] den Auf-
stand“ durchgeführt habe. 
Wurde der Friede von Brest-Litowsk bis weit in die 1950er Jahre gestalte-
risch als Ankerpunkt genutzt, um zur deutschen Kriegführung im Ersten 
Weltkrieg und zur Lage Deutschlands überleiten zu können, stand von nun an 
seine Bedeutung für Sowjetrussland im Blickpunkt. Er habe „Lenin eine 
Atempause“ verschafft, „die er im Inneren brauchte.“112 
Die Darstellung „der rechtmäßig gewählten konstituierenden Versammlung“ 
demonstrierte, dass „die Bolschewiken“, anders als es ihre Selbstbezeichnung 
sagte, sich „eindeutig in der Minderheit (175 von 707 Sitzen)“ befunden hat-
ten und dass Lenin „mit brutaler Gewalt“ vorgegangen sei, indem er „die 
bürgerlichen Parteien für illegal“ erklärte, „ihre Abgeordneten verhaften und 
oppositionelle Massenkundgebungen zusammenschießen“ ließ.113 
Die Einführung der NEP wurde mit der Feststellung verbunden, dass „Lenin 
bis 1922 das russische Gebiet in der Hauptsache gesichert und damit dem 
Experiment der bolschewistischen Revolution Dauer verliehen“ hatte.114 
Neu war, dass solche Sachinformationen in der Ausgabe 1967 mit Quellen, 
beispielsweise anhand von Zitaten aus Schriften Lenins, belegt wurden. Die-
sem Verfahren stand freilich gegenüber, dass der Schulbuchautor, als seien 
Abbildungen nicht genug, Lenin als „untersetzte[n] Mann mit leicht mongo-
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114 Ebd., S. 113. 



Die Darstellung von Revolution und Bürgerkrieg in Russland 157 

 
 

loiden Zügen“, mit einem „kleinen Spitzbart“ und „luziferischen Funkeln in 
den Augen“ vorstellen zu müssen glaubte.115 
Die Bücher der 1950er und 1960er Jahre116 ließen aus Sicht der sie begleiten-
den westdeutschen Osteuropa-Forscher inhaltlich „im großen und ganzen 
nichts zu wünschen übrig.“ Anders als in den einheitlich ausgerichteten 
DDR-Büchern würden sie die verschiedenen „Akzentuierungen“ und „den 
Streit der Meinungen um diese sich noch formierende Materie“ abbilden.117 
Lediglich eine Darstellung für die Hauptschule galt als zu knapp.118  
Auch im Osten Deutschlands wurden die Bücher der Bundesrepublik genau 
gelesen. Die Kritik der DDR monierte an ihnen in den 1960er Jahren eine an-
geblich deutlich zu geringe Quantität der Darstellung, vor allen aber deren 
grundsätzlich antikommunistische Position. Viel Mühe wurde so auch darauf 
verwendet – mit teilweise kruden Textmontagen und analog zum DDR-
Verfahren in der Charakterisierung der Bundesrepublik – möglichst Paralle-
len zur NS-Zeit herausfinden zu können.119 
Die größten Veränderungen in den westdeutschen Schulbüchern im Hinblick 
auf die Darstellung der Russischen Revolution erfolgten in den 1970er Jah-
ren. Man ging allgemein von der Darstellung innerhalb der Chronologie ab. 
Mit dem allgemeinen Wandel in der Fachdidaktik entstanden Bücher, die den 
Schulbuchtext reichlich mit Schrift- und Bild-Quellen sowie den dazugehöri-
gen Arbeitsaufträgen kombinierten.120 Überschriften wie „Die Genesis der 
heutigen Welt“ oder „Die Russische Revolution und der Aufstieg der UdSSR 
zur Weltmacht“ waren für die neue Gliederung maßgebliche Kapitelüber-
schriften, die der weltpolitisch gegebenen Konstellation entsprachen.121 Dass 
sich aus dieser ganz unterschiedliche Sichten auf die Revolution ergaben, 
veranschaulichte z.B. die Gegenüberstellung von zeitgenössischen westdeut-
schen und sowjetischen Historikertexten zur Revolution. Auch die weiteren 
Quellen ermöglichten einen multiperspektivischen Zugang zum Thema, in-
dem beispielsweise Lenins Aprilthesen, Texte der KPdSU oder der Tscheka 
den Forderungen der Matrosen beim Kronstädter Aufstand oder kritischen 
Stimmen wie der von Rosa Luxemburg und Maxim Gorki gegenübergestellt 
wurden. Damit wuchs die Darstellung in den Büchern auf elf bzw. sieben 
Seiten an.122 So gestand man von Seiten der DDR bei ansonsten gleichblei-

                                                             
115 Ebd., S. 109. 
116 Vgl. Schönemann/Thünemann 2010, S. 21-48. Vgl. auch Fritzsche 1992. 
117 Torke 1962, S. 72. 
118 Vgl. Marienfeld 1972, S. 17. 
119 Vgl. Girbig 1967, S. 1023ff. 
120 Vgl. Pingel 1988, S. 253. 
121 Dittrich u.a. 1967, S. 182ff. 
122 Vgl. Schmidt 1990; Alter 1986, S. 227ff.  
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bender Kritik dann 1987 zu, dass die Oktoberrevolution inzwischen „einen 
verhältnismäßig großen Platz“ einnahm.123 
Im ,Grundriss‘ von 1989 schließlich wurde im Themenkomplex „Von Welt-
krieg zu Weltkrieg – Europa in der Krise 1918-1945“ als zweiter Bereich nun 
die „Entstehung der Sowjetunion“ behandelt.124 Auch wenn die Gründung 
der UdSSR ausführlicher als bisher vorgestellt wurde, lagen die zentralen 
Änderungen weniger in neu hinzu getretenen Inhalten. Eher zeigten sich neue 
Akzentuierungen und Bewertungen. So wurde herausgestellt, dass der 
„Putsch der Bolschewiki [...] mehr den Charakter einer Machtergreifung als 
den einer Revolution“ gehabt hätte, jedoch könne dieser „im Blick auf die 
tiefgreifenden Veränderungen, die er zur Folge hatte, [...] bis heute als Revo-
lution“ gelten.125 
Der Bürgerkrieg wurde nun nicht aus militärischer Sicht oder im Hinblick auf 
den Einfluss der übrigen Europäer und konkreter Personen vorgestellt. Viel-
mehr ging es darum zu zeigen, dass „die Menschen“ im Krieg zwischen den 
Roten und den Weißen „stets“ die Leidtragenden gewesen seien. Über die 
Rote Armee und den Einfluss Trotzkis wurde nur noch ausgesagt, dass er 
diese „organisiert und diszipliniert“ habe. Der bisher in allen Ausgaben be-
sprochene Aspekt der Propaganda mit einer innen- wie vor allem außenpoliti-
schen Komponente kam nicht mehr zur Sprache. Die Aprilthesen und die 
Folgen des Kriegskommunismus wurden weniger drastisch als in den voran-
gegangenen Ausgaben und mit entschuldigender Tendenz dargestellt, dass 
„die Regierung [...] die infolge anhaltender Trockenheit mühsam erwirtschaf-
teten Ernten beschlagnahmen“ lassen „mußte“, um so „das Existenzminimum 
der städtischen Bevölkerung zu sichern.“ Zugleich wurde darauf hingewie-
sen, dass „die Bevölkerung […] unter einer großen Hungersnot“ litt, „der 
Millionen von Menschen zum Opfer fielen.“ Der Kronstädter Matrosenauf-
stand wurde zwar einschließlich seiner Forderungen vorgestellt, nicht aber 
darauf eingegangen, welche Rolle die Matrosen zuvor in der Revolution ge-
spielt hatten, so dass die Tragik des Aufstandes nicht erfasst werden konnte. 
Eine deutliche Änderung stellt die temporale, nicht kausale Darstellung der 
Abkehr vom Kriegskommunismus und der Übergang zur NEP „zur Zeit des 
Kronstädter Aufstandes“ dar.126 Zum Vertrag von Rapallo, der in das Kapitel 
zur Weimarer Republik einging, wurde neben der Darstellung der Vertrags-
inhalte in Erweiterung der deutschen Perspektive festgehalten, dass in ihm 
„die Sowjetunion und das Reich einen Interessenausgleich“ herbeigeführt 
hätten, der „in Westeuropa wie ein Schock“ gewirkt und die Frage aufgewor-
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fen habe, ob damit „ein Wiederaufleben der guten deutsch-russischen Bezie-
hungen, wie sie unter Bismarck geherrscht hatten“, verbunden gewesen 
sei.127 

4.3  Die Darstellung nach Auflösung der Sowjetunion im  
wiedervereinigten Deutschland 

Das Ende des Ost-West-Konflikts, die Auflösung der UdSSR und die deut-
sche Wiedervereinigung führten dazu, dass die Geschichte der UdSSR und 
damit einhergehend die Geschichte der Russischen Revolution ihre promi-
nente Position in den Lehrplänen und ihre umfangreiche Darstellung in den 
Büchern verlor. Innerhalb von Fachzeitschriften wie „Geschichte in Wissen-
schaft und Unterricht“ oder „Praxis Geschichte“ scheint ein entgegengesetz-
ter Trend geherrscht zu haben. Eine kursorische Übersicht ergibt, dass dort 
bis zum Ende der UdSSR nahezu nicht zur Russische Revolution publiziert 
wurde.128 Auch nicht an den Jahrestagen. Erst mit dem Untergang der Sow-
jetunion nahm das Interesse an diesem Unterrichtsgegenstand etwas zu.129 
Dafür nahm die Relevanz im Lehrplan ab. Am Beispiel Baden-Württembergs 
soll das für die Sekundarstufe I und an dem von Rheinland-Pfalz für die 
gymnasiale Oberstufe sichtbar gemacht werden.130  
Im Jahr 1984 waren „Die Russischen Revolutionen von 1917 und die Entste-
hung der Sowjetunion“ noch ein eigene Lehrplaneinheit, in der in sieben 
Schulstunden acht Aspekte speziell vorgeschrieben waren, nämlich: „Bilder 
und Fotografien aus dem alten Rußland“, „Lenin und die „Partei neuen 
Typs“, der „Werdegang führender Revolutionäre (Lenin, Stalin)“, die „Zu-
sammensetzung der Sowjets“, „Lenins Ankunft in Petrograd“, die „Aprilthe-
sen“, die „Umsturzdekrete“ sowie die „Verluste durch Terror, Krieg und 
Hunger“.131 Im Lehrplan 1984 für Rheinland-Pfalz für die Sekundarstufe I 
wurde die „Entstehung der UdSSR“ im Stoffbereich „Das Epochenjahr 1917“ 
mit vier Teilbereichen vorgegeben. Zusammen mit dem in drei Aspekten ab-

                                                             
127 Ebd., S. 259. 
128 In „Geschichte in Wissenschaft und Unterricht“ finden sich 1952 beispielsweise zwei Arti-

kel zum Thema „Russische Geschichte im Unterricht“. 
129 In „Praxis Geschichte“ finden sich beispielsweise im Inhaltsverzeichnis 1987-2016 dennoch 

insgesamt nur vier Beiträge, die sich im weiteren Sinne mit dem Thema befassen. 
130 Aus Platzgründen und weil mittlerweile nahezu die Hälfte der Schüler das Gymnasium be-

suchen, werden hier nur Bücher für Gymnasien der großen Schulbuchverlage vorgestellt. 
Zur Zulassung in den Bundesländern siehe Georg-Eckert-Institut für Schulbuchforschung. 
Verzeichnis der zugelassenen Schulbücher unter: http://www.gei.de/index.php?id=425, ges. 
22.02.2016. Zur Auflagenhöhe vgl. Börsenverein 2001-2009. 

131 Bildungsplan Gymnasium Baden-Württemberg 1984, S. 404. 
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zubildenden Thema „Die USA auf dem Weg zur Weltmacht“ sollte dieser 
Unterricht fünf Stunden umfassen.132 
Schon 1994, also drei Jahre nach der Auflösung der UdSSR, fand sich im 
Bildungsplan Baden-Württembergs hierzu kein eigenes Themenfeld mehr, 
sondern es wurde die Behandlung des Stoffkomplexes „USA und Sowjetuni-
on und ihre Bedeutung für Europa“ mit zusammen acht Stunden vorgesehen. 
Damit war der Zeitanteil des Themenbereiches im Vergleich zu 1984 um die 
Hälfte reduziert worden. Die Sachbereiche, die nach dem Zusammenbruch 
der UdSSR noch für wissenswert befunden wurden, waren auf vier zusam-
mengeschrumpft: „Die Oktoberrevolution und die Sowjetgesellschaft“, das 
„Programm Lenins“, die „Machtergreifung der Bolschewiki“ sowie „Mas-
senmobilisierung und totalitäre Herrschaft“.133 
Bis 1998 war im Lehrplan von Rheinland-Pfalz das Epochenjahr 1917 in der 
Oberstufe nur noch im Kontext mit den Epochenjahren 1945 und 1989/91 zu 
unterrichten. Im Grundfach Geschichte war nur noch ein „Überblick über 
prägende Strukturen und ideologische Determinanten der internationalen Po-
litik im 20. Jahrhundert“ zu geben.134 Ansonsten war die Revolution vom Ok-
tober 1917 hier kein Gegenstand des Lehrplans mehr. 
In den zwischen 2001 und 2010 erschienenen Büchern wird die Oktoberrevo-
lution meist nicht mehr chronologisch in die Ereignisgeschichte des Ersten 
Weltkriegs eingeordnet.135 Die Revolution wird i.d.R. und in Analogie zur 
bisherigen Entwicklung der Gestaltung der Bücher thematisch innerhalb ei-
nes eigenen Bereichs unter Überschriften wie „Die neuen Weltmächte: USA 
und UdSSR“ oder „Gesellschaftsentwürfe nach dem Ersten Weltkrieg“ the-
matisiert.136 Auf den Zeitraum 1917 bis 1922 beziehen sich nun maximal 
nicht mehr als vier Seiten. 
Alle Bücher bieten Verfassertexte sowie Bild- und Schriftquellen. Als ur-
sächlich für die Oktoberrevolution wird überall die Verschlechterung der Le-
benslage der Bevölkerung durch die Fortführung des Krieges und die 
schlechte wirtschaftliche Situation angegeben.137 Ebenso einheitlich ist die 
Darstellung, dass es sich bei der Oktoberrevolution um eine gewaltsame Ab-
                                                             
132 Lehrplan Geschichte (Klassen 7-9/10). Hauptschule, Realschule, Gymnasium, Rheinland-

Pfalz 1984, S. 29f. 
133 Bildungsplan Gymnasium Baden-Württemberg 1994, S. 429. 
134 Lehrplan Gemeinschaftskunde für die Mainzer Studienstufe Grund- und Leistungsfach Ge-

schichte Rheinland-Pfalz 1998, S. 27. 
135 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 197f bleibt bei der Chronologie innerhalb des Krieges. Fun-

ken/Koltrowitz 2001, S. 77f stellt „Die Entstehung der Sowjetunion“ gesondert dar. 
136 Epkenhans u.a. 2007, S. 276f.; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 14f.; Beck u.a. 2004, S. 182f.; 

Baumgärtner u.a. 2007, S. 150f. Teilweise setzt die Darstellung erst mit „Die Sowjetunion 
unter Stalin“ ein. Vgl. Baumgärtner/Weigand 2007, S. 150f. 

137 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 36; Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Epkenhans u.a. 2007, 
S. 294; Beck u.a. 2004, S. 199; Funken/Koltrowitz 2001, S. 81. 
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setzung der Regierung handelte.138 Lenin und Trotzki werden als zentrale Ak-
teure vorgestellt. Die Wertung des Friedens von Brest-Litowsk wird aus rus-
sischer Perspektive als schmerzlich oder verlustreich in allen Büchern er-
wähnt. Die früher hervorgehobene Bedeutung des Vertrages für die deutsche 
Kriegsführung liegt inzwischen außerhalb des Darstellungsinteresses und 
bleibt unerwähnt.139 Nur zwei Bücher machen darauf aufmerksam, dass die-
ser Vertrag der Sicherung der Macht der Sowjets diente.140 Mit der Auflö-
sung der gewählten Verfassunggebenden Versammlung beschäftigen sich 
nahezu alle Texte.141 Wenn auch nur in drei der sechs untersuchten Bücher, 
so findet sich erstmals wieder ein Hinweis auf die Verlegung des Regie-
rungssitzes nach Moskau, allerdings ohne diesen Vorgang zu deuten.142  
Dass die Bolschewiki, in vielen Büchern nach wie vor als „Bolschewisten“ 
bezeichnet, ihre Ziele im Inneren durch die Anwendung von Verfolgung und 
Gewalt und mithilfe einer Geheimpolizei durchsetzten, wird bis auf zwei Bü-
cher überall vorgestellt; das erfolgt sprachlich aber weniger drastisch als in 
der Weimarer Republik oder in den Texten der frühen Bundesrepublik.143 Die 
Enteignungen und die Umverteilung von Grund und Boden sind mit Aus-
nahme eines Werks überall Thema.144 Dass den Arbeitern durch die Revolu-
tion verschiedene, ihnen bisher verschlossene Bereiche geöffnet wurden, fin-
det sich nur in einem Titel, dem des ehemaligen DDR-Schulbuchverlags.145 
Das Versprechen des Selbstbestimmungsrechts der Völker wird in zwei Bü-
chern thematisiert.146 Der Bürgerkrieg und die Zusammensetzung der 
,Weißenʻ aus in- und ausländischen Gegnern der Bolschewiki wird in allen 
Werken dargestellt. Drei Texte erwähnen, dass sich dabei auf dem Territori-
um des früheren Zarenimperiums auch Völker gegen die neue Macht erhoben 
und nach Unabhängigkeit strebten.147 Dass die Bolschewiki im Bürgerkrieg 
den Sieg vor allem wegen der Uneinigkeit ihrer Gegner erreichten, themati-

                                                             
138 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 198; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 36; Baumgärtner u.a. 2007, 

S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 295; Beck u.a. 2004, S. 199; Funken/Koltrowitz 2001, S. 
82. 

139 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 201; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 36; Epkenhans u.a. 2007, S. 
299; Beck u.a. 2004, S. 204. 

140 Vgl. Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Funken/Koltrowitz 2001, S. 82. 
141 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 201; Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 

295; Beck u.a. 2004, S. 204; Funken/Koltrowitz 2001, S. 83. 
142 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 201; Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 

295. 
143 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 201f; Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 

299; Beck u.a. 2004, S. 204. 
144 Brückner/Focke 2006, S. 198; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 40; Baumgärtner u.a. 2007, S. 

221; Epkenhans u.a. 2007, S. 295; Beck u.a. 2004, S. 204. 
145 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 40. 
146 Vgl. Epkenhans u.a. 2007, S. 295; Beck u.a. 2004, S. 204. 
147 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 201; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 41; Beck u.a. 2004, S. 204. 
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sieren vier Titel.148 Die Bedeutung der Roten Armee im Bürgerkrieg wird in 
fünf Werken besprochen, ohne dabei jedoch näher auf ihre Entstehung einzu-
gehen.149 Die Folgen des Bürgerkrieges und des Kriegskommunismus mit 
Millionen Toten und die Einführung der NEP werden von allen Büchern dar-
gestellt, doch nur teilweise so, dass erkennbar wird, warum die NEP einge-
führt wurde.150 
Im Hinblick auf die außenpolitischen Aktivitäten findet sich der Einfluss auf 
die Novemberrevolution in Deutschland. Die in den Büchern bis in die 
1960er Jahre stets im Zentrum stehende Darstellung und Wirkung der Propa-
ganda wird nicht thematisiert. Überhaupt erfolgt die Darstellung der Außen-
politik größtenteils erst im Kontext mit dem Zweiten Weltkrieg. Der Vertrag 
von Rapallo bleibt im Kapitel zur Weimarer Republik in politischer und wirt-
schaftlicher Dimension dargestellt. 
Die Schrift- und Bildquellen fast aller Bücher bilden, wie seit den 1970er 
Jahren üblich, die Versprechen, politischen Motive und Zukunftspläne der 
Sowjets einerseits, teilweise die politischen Gegenstimmen, aber vor allem 
die gewaltsame Umsetzung dieser Pläne und ihre Opfer andererseits ab.151 
Das Buch des Verlags Volk und Wissen, des ehemaligen DDR-
Schulbuchverlags, bietet nur Quellenmaterial zur Sicht der Bolschewiki.152 
Bei der Auswahl der Fotos bzw. den Gemälden ist die Schwankungsbreite 
geringer.153 In allen Werken wird die Position der Bolschewiki durch Texte 
Lenins gezeigt. Die Aprilthesen werden dabei am häufigsten herangezo-
gen.154 Die Divergenz in den Zielvorstellungen der Revolutionäre wird meist 
mit Quellen zum Kronstädter Matrosenaufstand abgebildet, der in der Dar-
stellung schon bisher als prominentestes Beispiel hierfür galt.155 Mit einer 
Ausnahme bieten alle Bücher ein Foto mit dem Porträt Lenins.156 Drei Bü-

                                                             
148 Vgl. Baumgärtner u.a. 2007; S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 299; Beck u.a. 2004, S. 204; 

Funken/Koltrowitz 2001, S. 83. 
149 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 41; Baumgärtner u.a. 2007, S. 221; Epkenhans u.a .2007, 

S. 299; Beck u.a. 2004, S. 204; Funken/Koltrowitz 2001, S. 83. 
150 Vgl. Brückner/Focke 2006, S. 202; Regenhardt/Tatsch 2006, S. 41; Baumgärtner u.a. 2007, 

S. 221; Epkenhans u.a. 2007, S. 300; Beck u.a. 2004, S. 205; Funken/Koltrowitz 2001, S. 
83. 

151 Anzahl und Ausrichtung des Materials nach pro oder contra Sicht der Bolschewiki: Brück-
ner/Focke 2006: 2 +/2 -; Regenhardt/Tatsch 2006: 4 +/5 -; Baumgärtner u.a. 2007: 2 +/1 -; 
Epkenhans u.a. 2007: 3 +/3 -; Beck u.a. 2004: 5 +/1 -; Funken/Koltrowitz 2001: 3 +/0 -. 

152 Vgl. Funken/Koltrowitz 2001, S. 82f. 
153 Anzahl und Ausrichtung des Materials nach pro oder contra Sicht der Bolschewiki: Brück-

ner/Focke 2006: 3 +/1 -; Regenhardt/Tatsch 2006: 1 +/2 -; Baumgärtner u.a. 2007: 3 +/0 -; 
Epkenhans u.a. 2007: 3 +/1 -; Beck u.a. 2004: 0 +/2 -; Funken/Koltrowitz 2001: 3 +/0 -. 

154 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 36; Epkenhans u.a. 2007, S. 296; Beck u.a. 2004, S. 200; 
Funken/Koltrowitz 2001, S. 81. 

155 Vgl. Baumgärtner u.a. 2007 und Epkenhans u.a. 2007 bilden dies nicht ab. 
156 Bei Regenhardt/Tatsch 2006 ist diese nicht vorhanden. 
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cher beinhalten eine politische Landkarte.157 Eine Erläuterung des Begriffs 
„Bolschewismus“ findet sich als separates Inhaltsmodul nur in einem 
Buch.158 Dass Lenin mithilfe der deutschen Regierung nach Russland gelang-
te, wird, wie seit den 1960er Jahren, ebenfalls in einem Buch anhand eines 
Historikertextes eingebracht.159 Als weiteres Gestaltungsmerkmal ist die 
Rubrik Geschichte ,kontroversʻ zu nennen. Hier wird in einem Buch durch 
Präsentation von zwei Texten aus der Erinnerungsliteratur der Sturm auf das 
Winterpalais dargestellt.160 In zwei anderen Büchern wird die kontroverse 
Diskussion um die Bewertung der Oktoberrevolution durch den Einbezug 
verschiedener Historikertexte aufgezeigt.161 
Die Arbeitsaufträge nahezu aller untersuchten Bücher fordern dazu auf, die 
gebotene Auswahl von Inhalten und Quellen zu nutzen, um die Zukunftsvisi-
onen und die Theorie der Revolutionäre mit der Durchführung und den Er-
gebnissen zu vergleichen. Von dieser Aufgabenstellung weicht das Buch des 
ehemaligen DDR-Schulbuchverlages noch immer ab.162 
Die Oberstufenbücher für das Grundfach Geschichte zeigen im Hinblick auf 
die Einordnung der Revolution meist ein ähnliches Bild: „Der Kampf der 
Ideologien – die Zeit zwischen den Weltkriegen“,163 „Entstehung und Zerfall 
einer Weltmacht“164 oder „Europa verändert sein Gesicht: der Erste Welt-
krieg“ sind die Überschriften.165 Einschließlich der Quellenauswahl166 fällt 
der Umfang geringer als in der Mittelstufe aus.167 Im Hinblick auf die Aufga-
benstellung zeigt sich, dass ein Buch überhaupt auf Aufgabenstellung ver-
zichtet.168 Die angegebenen Aufgaben der übrigen Bücher behindern einen 
multiperspektivischen und kontroversen Blick auf die Revolution eher, als 
dass sie ihn befördern.169 In einem weiteren Oberstufenbuch ist die Darstel-
                                                             
157 Vgl. Epkenhans u.a. 2007, S. 301; Beck u.a. 2004, S. 204; Funken/Koltrowitz 2001, S. 83. 
158 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 37. 
159 Vgl. Funken/Koltrowitz 2001, S. 81. 
160 Vgl. Regenhardt/Tatsch 2006, S. 37. 
161 Vgl. Baumgärtner u.a. 2007, S. 223; Epkenhans u.a. 2007, S. 298. 
162 Vgl. Funken/Koltrowitz 2001, S. 81, 83. 
163 Laschewski-Müller/Rauh 2009, S. 355. 
164 Ballhausen u.a. 2007, S. 220. 
165 Lanzinner 2008, S. 262. 
166 Anzahl und Ausrichtung (positiv/negativ) der Materialien: Lanzinner 2008: 2 Fotos, 1 

Schriftquelle, alle mit positiver Aussage im Kontext der Revolution; Laschewski-
Müller/Rauh 2009: 2 Fotos: 1 x +/1 x - sowie ein Historikertext zum Verlauf der Revolution; 
Ballhausen u.a. 2007: 6 Bild-/Fotoquellen 6 x +. 6 Schriftquellen 5 x +/1 x -. 2 x Rubrik 
,kontroversʻ mit Historikertexten. 

167 Umfang der Darstellung: Lanzinner 2008, Russland gesamt: S. 262-265, davon 1917-1922: 
ca. 0,75 S. 262; Laschewski-Müller/Rauh 2009, Russland gesamt: S. 355-358, davon 1917-
1922: ca. 1 S. Text, S. 355; Ballhausen u.a. 2007, Russland gesamt: 132-159, 218-244, da-
von 1917-1922: ca. 4 S. Text, S. 148-150, 220-222. 

168 Lanzinner 2008. 
169 Vgl. Laschewski-Müller/Rauh 2009; Ballhausen u.a. 2007. 
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lung der Oktoberrevolution nahezu vollkommen gestrichen.170 Die Darstel-
lung in den Mittelstufenbüchern ist damit insgesamt umfangreicher und diffe-
renzierter als die der Oberstufenbücher. Der Umfang der Darstellung hat sich 
in fast allen Werken im Vergleich zur Zeit vor 1990 enorm reduziert. In den 
verglichenen Werken nimmt sowohl die Anzahl der Bild-, vor allem jedoch 
die der Schriftquellen ab. Im Vergleich gängiger, bundesweit genutzter Rei-
hen für die Sekundarstufe I von drei großen Verlagen zeigt sich darüber hin-
aus, dass in der Reihe „Das waren Zeiten“ von C. C. Buchner, in „Geschichte 
und Geschehen“ des Klett Verlages sowie bei „Forum Geschichte“ des Cor-
nelsen Verlags in der Regel keine oder allenfalls minimale Unterschiede in 
den Ausgaben für die verschiedenen Bundesländer vorliegen, wie dies auch 
für den „Grundriss“ in den 1950er und 1960er Jahren gilt.171 

5  Schlussbetrachtung 

Die Darstellung der Russischen Revolution vom Oktober 1917 in deutschen 
Schulbüchern erfährt im Laufe der Zeit deutliche Veränderungen. So werden 
zu den verschiedenen Zeiten manche Inhalte erwähnt, andere ausgeblendet. 
Die in allen Phasen dargestellten Inhalte werden teils gegensätzlich interpre-
tiert. 
Die Weimarer Schulbücher weisen zwar „wenig Stoff, aber eine im allge-
meinen wohlwollende Haltung“ auf.172 Das Ziel, „das zu verstehen, was in 
Sowjetrußland geschah“, tritt „eindeutig hervor“. Ihr Bild ist insofern „einsei-
tig“, weil „die Vorgänge in Sowjetrußland grundsätzlich in Bezug zu 
Deutschland“ gesetzt werden. Dies führt dazu, dass einerseits ein „extrem 
feindliches, von der Angst vor dem Bolschewismus bestimmtes Bild“ ge-
zeichnet wird. Andererseits wird der Sowjetstaat als „Bündnispartner 
Deutschlands“ positiv hervorgehoben. Insgesamt ist das Bild „fair und […] 
erstaunlich vielfältig“.173  
Die Bücher der NS-Zeit übernehmen das, „was die Weimarer Autoren gegen 
den Bolschewismus und Moskau vorbrachten“. Andererseits fehlt „das pro-
sowjetische Bild, welches in Weimar hinsichtlich des Aufstiegs des Sowjet-
staates und der deutsch-sowjetischen Partnerschaft vorhanden war, völlig.“ 
Die Inhalte werden mit den typischen Merkmalen der NS-Ideologie versehen 
und der Kontrast in einer aggressiv-erzählenden Darstellung verschärft. Da-

                                                             
170 Vgl. Bahr 2010, S. 293, 299f, 308. 
171 Verglichen wurden die Ausgaben (Auflage 2006/07) für Berlin, Bayern, Baden-

Württemberg, Rheinland-Pfalz/Saarland, bei „Forum Geschichte“ zusätzlich Schleswig-
Holstein, Hamburg und Bremen. 

172 Torke 1962, S. 3. 
173 Übelhack 1978, S. 199f. 
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mit werden „Bolschewismus und Sowjetunion […] zu einem einzigen Feind-
bild“.174 
Eine grundsätzliche Veränderung der Sichtweise wird nach dem Zweiten 
Weltkrieg deutlich – in beiden deutschen Staaten. In den Büchern der DDR 
hat die Oktoberrevolution in der Vorstellung eines „revolutionären Weltpro-
zesses“ und des „Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus“ epochale 
Bedeutung – und sie nimmt auch quantitativ einen großen Raum ein. Ziel ist 
„ein konkretes wissenschaftlich begründetes Geschichtsbild von der weltge-
schichtlichen Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus zu 
vermitteln (Große Sozialistische Oktoberrevolution bis zur Gegenwart).“ Da-
bei diente die „parteiliche Auseinandersetzung […], insbesondere mit dem 
Kampf der internationalen und deutschen revolutionären Arbeiterbewegung 
für Frieden, Demokratie und Sozialismus sowie mit dem weltweiten Klas-
senkampf zwischen Sozialismus und Imperialismus“ dazu, „das sozialistische 
Geschichtsbewußtsein der Schüler zu entwickeln und ihr Wollen und Han-
deln als junge Sozialisten […] zu motivieren.175 Die Inhalte der Lehrbücher 
werden gemäß der parteilichen Sicht vorgestellt und vom Unterrichtsziel 
wegführende historische Tatsachen zum Revolutionsgeschehen auch dann 
ausgeklammert, wenn sie durch generative Überlieferung oder aus elektroni-
schen Medien der Bundesrepublik als relativ bekannt angenommen werden 
müssen. Lehrplan, Lehrbuch und Vorgaben für die Lehrer bilden ein akri-
bisch ausgearbeitetes, absolut gesetztes und nach vollständiger Beherrschung 
des Unterrichts strebendes System. Ein festgefügtes, definiertes Bild ist das 
Ziel. 
Auch in der Bundesrepublik bewirkte die politische Situation nach 1945 eine 
Veränderung in der Thematisierung der Oktoberrevolution. In den Lehrplä-
nen finden sich umfangreiche und detaillierte Vorgaben, deren Umsetzung 
unter enormer Vermehrung der Darstellung gelang. Die deutlichste Verände-
rung erfahren die Schulbücher in den 1970er Jahren. Die Form der reinen 
Textbücher wird verlassen. Es sind fortan Kombinationen aus Text und Quel-
lenmaterial, die das Thema unter weiterer Zunahme von Detailwissen abbil-
den. Mit dieser Gestaltung werden seither auch die verschiedenen Sichtwei-
sen auf die Revolution durch die Gegenüberstellung von Quellen unter-
schiedlicher Aussage abgebildet. Die Arbeitsaufträge zu den Materialien sind 
so gestaltet, dass Anspruch und Wirklichkeit durch die Schüler erarbeitet 
werden können. Daneben wird auch die unterschiedliche Sicht auf die Revo-
lution durch Historikertexte ermöglicht. Quantitativ erreicht die Darstellung 

                                                             
174 Zum Vergleich Weimarer Republik und NS-Zeit siehe Übelhack 1978, S. 176-185, hier: S. 

176. 
175 Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik. Ministerium für Volksbildung. Lehr-

plan Geschichte Klasse 9. Berlin (Ost) 1977. 
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zwischen den 1970er Jahren und dem Beginn der 1990er Jahre entsprechend 
der Bedeutung der UdSSR für die deutsche Nachkriegsgeschichte ihren Hö-
hepunkt. Nie wieder wird so ausführlich und mit so vielen Hintergrundinfor-
mationen, den biografischen Angaben zu Lenin sowie der ausführlichen Vor-
stellung seiner revolutionären Vorstellungen und deren Entwicklung berich-
tet. Zugleich wird dann in den 1980er Jahren etwa parallel zu übergreifenden 
außenpolitischen Veränderungen auffällig, dass der Propandaaspekt, der zu-
vor stets einen relativ breiten Raum einnahm, keine Beachtung mehr findet. 
Schon kurz nach dem Ende der UdSSR wurden die Vorgaben in den Lehr-
plänen und die Inhalte der Bücher deutlich gekürzt. 
Die bis 2010 veröffentlichten Bücher bilden die Oktoberrevolution in vielen 
Aspekten relativ einheitlich ab. Bei den Materialien und Arbeitsaufträgen 
zeigt sich, dass viele Bild- und Schriftquellen quasi zum kanonisierten Mate-
rial der Darstellung der Revolution geworden sind. Sie tauchen in vielen Bü-
chern seit Jahrzehnten nahezu unverändert auf. Auch die multiperspektivi-
sche Zugangsweise ist in den Büchern für die Mittelstufe bis heute nachzu-
weisen. In der Materialauswahl und bei den Arbeitsaufträgen weicht das 
Buch des ehemaligen DDR-Schulbuchverlags davon ab und präsentiert allein 
die Sicht der Bolschewiki.176 
In den 2016 gültigen Lehrplänen schließlich kommt die Russische Revoluti-
on als explizit genanntes Thema in der Mittelstufe lediglich noch in sieben 
Ländern vor.177 In zwei Lehrplänen wird sie für die Oberstufe noch explizit 
genannt.178 In drei Ländern ist sie darüber hinaus als optionales Thema für 
die Oberstufe vorhanden.179 Es wird die Tendenz deutlich, sie ganz aus den 
Lehrplänen zu streichen. Inwieweit sie sich in neuen Schulbüchern finden 
wird, bleibt abzuwarten. 
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Kerrin Klinger 
 
 
Das Abitur – Eine Akte.  
Zu einer Historischen Praxeologie des Abiturs 
 
 

1  Einführung: Ein praxeologischer Ansatz1 

Grundsätzlich sind Abiturprüfungen ab dem 19. Jahrhundert zentrales, näm-
lich abschließendes Element der schulischen Sozialwelten höherer Schulen. 
Das Abitur ist in Preußen seit der Einführung des Abiturreglements von 1788 
als Prüfungsverfahren an den höheren Schulen verankert.2 Als Schulabgangs- 
und Hochschulberechtigungsprüfung war es ab 1834 fest etabliert.3 Zugleich 
wurde damit die Schulhoheit des Staates manifestiert, denn die schulische 
Prüfung unterlag konkreten staatlichen Vorgaben und Kontrollen, die gesetz-
lich einheitlich für das Staatsterritorium geregelt waren.4 Vereinfacht ist das 
Abitur auf der sozialen Ebene als Prüfung zwischen Prüfling und Prüfendem 
bestimmt, zeitlich, d.h. terminlich und in seiner Abfolge festgelegt und 

                                                             
1  Der Beitrag entstand im Rahmen des im Leibnitz Wettbewerb geförderten Forschungspro-

jektes „Abiturprüfungspraxis und Abituraufsatz 1882 bis 1972“ der BBF und des IZB des 
DIPF und der HU Berlin. Das Projekt unter der Leitung von Sabine Reh, Michael Kämper-
van den Boogaart und Joachim Scholz widmet sich den literaturdidaktischen Aspekten der 
Prüfungsarbeiten und einer historischen Praxeologie des Prüfungsverfahrens (vgl. 
Reh/Kämper-van den Boogart/Scholz 2017). Ich danke allen am Projekt Beteiligten für 
wertvolle Hinweise und Anregungen. Praxeologische Ansätze wurden bereits für eine Theo-
rie der Schule nutzbar gemacht, um Schule als Gefüge in möglichst hoher Komplexität zu 
fassen (vgl. Helsper 2008; Reh 2014). Wie die zeitliche und geographische Einordnung des 
Projektes verdeutlicht, handelt es sich hier um eine historiographische Beschreibung und 
Analyse. Folgerichtig können Überlegungen zu einer Historischen Praxeologie den Aus-
gangspunkt bilden, wie sie durch Haasis und Rieske entworfen wurde: „Historische Praxeo-
logie ist eine historiographische Forschungsperspektive. [...] Praktiken werden zu einer In-
stanz erhoben, die im Damals Ordnung und Struktur schaffte, Alltag, Normalität, Stabilität 
und eine gewisse strukturelle Geregeltheit konstituierte, ohne dabei jedoch die Rolle der his-
torischen Akteure auszublenden“ (Haasis/Rieske 2015, S. 13). 

2  Die ins Normative tendierende Frage, inwiefern Prüfungen pädagogisch sind (vgl. Reichen-
bach 2007), kann für diesen Beitrag daher hintenangestellt werden. 

3  Vgl. Wolter 1987, S. 95. 
4  Vgl. ebd., S. 79. 
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schließlich räumlich über die Verwaltungseinheit und das Schulgebäude ver-
ortet. Das Abitur verleiht dem zu prüfenden schulischen Wissen als solchem 
Bedeutung5 und ist als staatlich anerkanntes Schulabgangs- und Hochschul-
berechtigungszertifikat sowie als Abschluss der Schüler*innenlaufbahn be-
deutsam. Die Prüfungssituation, in der Schüler*innen agieren, ist dabei ein-
geordnet in einen größeren Funktionszusammenhang, der die Praktiken des 
Abiturs in ihrer Spezifik als ein „typisiertes, routinisiertes und sozial versteh-
bares Bündel von Aktivitäten“6 kennzeichnet. 
Zunächst ist damit angedeutet, dass das Abitur in seiner Konstitution histo-
risch, prozesshaft und materialgebunden ist, weshalb es auch im engeren Sin-
ne als ‚historische Praktik’7 angesprochen werden kann. Allerdings ist einzu-
schränken, dass das Prüfungsverfahren zwar regelhaft und je nach Akteur 
auch mehr oder weniger routiniert abläuft, aber dennoch keine Alltagspraxis 
ist,8 sondern als regelhafte Institution von vorn herein stärker reglementiert 
und damit auch verbalisiert und bewusst ist. Vielleicht wird es aber damit ge-
rade relevant, den Vollzug, die konkrete Umsetzung der Vorgaben zu be-
trachten, denn mit Fokus auf die ‚Praxis’ des Abiturs geraten Transformatio-
nen und Beharrungen nicht nur auf der sprachlichen Ebene ins Blickfeld. 
Dieser Ansatz deutet sich bei Freist (2015) an. Sie versteht „Praktiken nicht 
nur als regelhafte, routinisierte und strukturierte Einheiten von Aktivitäten, 
sondern als offene Vollzüge, die von ihren Teilnehmern situationsadäquate 
Improvisationen und Bewältigungsstrategien erfordern“9. Freist versteht 
Praktiken damit als „kollektive Handlungsgefüge“10. Die Historische Praxeo-
logie interessiert sich dann „für die Bedingungen der Möglichkeiten von 
Handlungsweisen“11, „um unter der wissenschaftlichen Beobachterperspekti-
ve eines mikroskopischen Blicks die Komplexität sozialer Praktiken, Kontin-
genzen in den Vollzügen sozialer Praktiken, die Gleichzeitigkeit verschiede-
ner Möglichkeitsräume und damit auch die Gestaltbarkeiten des Sozialen in 
je spezifischen ‚Praxisgegenwarten‘ sichtbar zu machen“12. 
Um das Abitur in seiner Komplexität in den Blick zu nehmen, tritt im vorlie-
genden Beitrag die Ebene der Praktik neben die Anordnungsebene – womit 
Materialität und Prozessualität als wesentliche Quellendimensionen relevant 
werden. Im Materialen sind es nicht zuletzt die Papiere, Schreibutensilien, 

                                                             
5  Vgl. Reh/Ricken 2017. 
6  Reckwitz 2008, S. 112. 
7  Vgl. Haasis/Rieske 2015, S. 17. 
8  Vgl. ebd. 
9  Freist 2015, S. 23. 
10  Ebd., S. 18. 
11  Ebd., S. 22. 
12  Ebd. 
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Stempel, Ablagesysteme, Vordrucke und Formulare, die mit ihrer jeweiligen 
Gestaltung und ihrem ‚Handling‘ das Abitur als Praktik prägen. ‚Materialität‘ 
und ‚Inhalt‘ werden in diesem Beitrag als in einer bestimmten Art und Weise 
aufeinander bezogen verstanden: In dem Sinne, dass textliche Aussagekraft 
und Erscheinungsbild der Quellen durch die verwendeten Schreib- und Be-
schreibstoffe, aber auch durch die Form des Schreibens geprägt wurden.13 
Ausgehend davon, dass Praktiken grundsätzlich Bezüge zwischen Akteuren 
und Artefakten organisieren, kann von den überlieferten Artefakten unter Be-
rücksichtigung ihres Entstehungskontextes auf die Praktiken geschlossen 
werden, in die sie eingebunden waren.14 Zu berücksichtigen ist dabei, dass 
Artefakte sowohl Anlässe von Handlungen als auch deren Ergebnisse sein 
können, wodurch sie zur Verstetigung, aber auch zur Modifikation von Prak-
tiken beitragen können.15 Die historischen Wandlungen seit der Frühen Neu-
zeit bis in die Gegenwart spiegeln sich nicht nur in den gesetzlichen Reglun-
gen und Durchführungsbestimmungen wider, sondern auch in der Art und 
Weise, wie diese schulische Prüfung von den Akteuren ausgestaltet wurde.  
Mit Prüfungsordnungen wurde und wird der Ablauf des Abiturs orchestriert. 
Im Prozesshaften lassen sich Handlungsvollzüge, wie Schriftwechsel, das 
Stellen von Prüfungsfragen, das Antworten, das Korrigieren und Bewerten, 
das Diskutieren und Protokollieren etc. als körperliche Vollzüge fassen. 
Nicht zuletzt war damit die Anfertigung einer Vielzahl von unterschiedlichen 
Schriftdokumenten verbunden, die der Schulaufsichtsbehörde vorzulegen wa-
ren und sind. Hinzu kam der Schriftwechsel zur Terminierung der einzelnen 
Konferenzen und Prüfungen. Das Abitur kann daher auch als Vollzug von 
Bildungsverwaltung verstanden werden.16 Anlässlich eines Abiturprüfungs-

                                                             
13  In der historischen Textforschung werden mit praxeologischen Ansätzen bereits verstärkt 

materiale und performative Aspekte einbezogen (vgl. z.B. Martus 2015). Grundlegende 
Überlegungen verdanken sich hier dem Sonderforschungsbereich „Materiale Textkulturen“. 
Der historische Text wird daher nicht nur auf einer inhaltlichen Ebene, sondern auf seiner 
gestalterischen und materialen Ebene als Kulturträger untersucht. Text und Textträger wer-
den in dieser Perspektivierung als Artefakte und damit Träger kultureller Praktiken begrif-
fen. In den letzten Jahren ist auch in der erziehungswissenschaftlichen Forschung ein mate-
rial turn bemerkbar (Siehe dazu grundlegend die Beiträge in: Priem 2012; sowie Reh/Wilde 
2016). Dinge spielen in der Untersuchung pädagogischer Situationen verstärkt eine Rolle, 
die Konzepte reichen von ‚Object lessons‘ (vgl. Lehmann 2016) in historischer Perspektive 
bis hin zu Mensch-Ding-Assoziationen (vgl. Asbrand 2013) in der ethnografischen Unter-
richtsforschung. Häufig werden Dinge in diesen Kontexten als Anlässe pädagogischer Inter-
aktionen oder als disponierende Faktoren pädagogischer Situationen angesprochen (vgl. 
Oelkers 2012). Dass die materialen Ergebnisse pädagogischer Handlungen ebenso dazu ge-
zählt werden können, ist gerade in historiografischer Hinsicht eigentlich sachlogisch. 

14  Vgl. Helsper 2008. 
15  Vgl. Füssel 2015, S. 277. 
16  Vgl. Geiss 2012, S. 151. 
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ereignisses materialisieren und verschränken sich in der Abiturakte die amtli-
chen Vorgaben und die Ausgestaltungen der Beteiligten.17 Methodischer 
Ausgangspunkt ist daher die genetische und analytische Aktenkunde,18 um 
die Prozesse der Aktenbildung in den Blick zu nehmen, die neben den Prü-
fungsverfahren auch die „bürokratische Arbeit“19 des schulischen Personals 
widerspiegeln. Denn gerade das, was Schüler*innen und Lehrer*innen pro-
duzierten, kann in historischer Distanz helfen, einen Zugang zum Vollzug der 
Schulpraktiken ‚dicht’ zu beschreiben – es ist also nicht nur an Schulräume, 
Schulmöbel oder Lehrmittel zu denken. In diesem Sinne ist die Abiturakte 
nicht nur ein schulisches ‚Aufschreibesystem’20, sondern als solches auch ein 
‚dichtes Ding‘, das im Zusammenspiel von Lehrer*in und Schüler*in im 
Rahmen der Abiturprüfungen erzeugt wurde. In der ‚dichten Beschreibung’21 
einer Abiturakte wird demgemäß nach Funktion und Bedeutungsgehalt der 
Praktiken gefragt, die zur Aktengenese beitrugen. In der Konsequenz rückt 
das ‚Bürokratische’ des Prüfungsaktes verstärkt in den Fokus des vorliegen-
den Beitrages. Die Analyseperspektive ‚Praktiken’ ermöglicht es aber gerade, 
den Spuren des ‚Eigensinns’ und der ‚individual agency’ der Akteure auf der 
Mikroebene zu folgen.22  
Der vorliegende Beitrag fokussiert als Fallstudie die Dokumente zu einem 
Schüler, der sein Abitur 1949 an einem Berliner Gymnasium ablegte. Anhand 
dieses konkreten Abiturereignisses soll versucht werden, die im Rahmen der 
Abiturprüfung dokumentierten Praktiken zu beschreiben und zu interpretie-
ren. Das Abiturereignis von 1949 wurde als erstes Prüfungsverfahren mit 
Einführung der Nachkriegsschulgesetzgebung (siehe Schulgesetz für Groß-
Berlin 1948) ausgewählt. Zugleich wird gerade hier deutlich, dass es einen 
Nullpunkt nie gab, denn in Berlin wurde nach der Zeit des Nationalsozialis-
mus und des Zweiten Weltkrieges die Reifeprüfungsordnung der Weimarer 
Republik von 1926 (RPO 1926) wieder in Kraft gesetzt und mit Durchfüh-
rungsverordnungen und Änderungen ergänzt. Erst 1959 wurde eine neue 

                                                             
17  Eine Akte ist laut Verwaltungslexikon definiert als: „Zusammenstellung von sachlich zu-

sammengehörigen Dokumenten, die als Einheit behandelt und zitiert werden, i.d.R. mit dem 
Aktenzeichen“ (Krems 2017). 

18  Vgl. Beck 2016, S. 395f. 
19  Vgl. Bollig/Kelle/Seehaus 2012, S. 224. 
20  Vgl. Kittler 1985. 
21  Vgl. Geertz 1983, S. 28. 
22  Vgl. Beckers 2015. Christine Beckers geht davon aus, dass einerseits die Akteure „Hand-

lungsoptionen haben und -entscheidungen treffen können“ (Beckers 2015, S. 194f.) und dass 
andererseits die involvierten „Artefakte, Körper und Mitspieler sich wechselseitig irritieren 
oder sogar ‚eigensinnig’ agieren [können]; die Praxis entzieht sich dann den subjektiven 
Sinnzuschreibungen und fordert Anpassungsleistungen seitens der Akteure heraus“ (ebd.). 
Zur Spurendeutung grundlegend: Krämer/Kogge/Grube 2007. 
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„Ordnung der Reifeprüfungen an den Oberschulen Wissenschaftlichen Zwei-
ges (Gymnasien) im Lande Berlin“ (ORP 1959) erlassen. Auch die Prüfungs-
ordnung von 1959 erfuhr mehrere Ergänzungen und Abänderungen. 1970 trat 
eine deutlich modifizierte Fassung in Kraft (ORP 1970), die in einzelnen 
Formulierungen allerdings nach wie vor die Züge der vorherigen Ordnungen 
trug. Das Abitur dieses einen Schülers ist in der Weise ein Sonderfall, weil er 
in der schriftlichen Deutschprüfung als einziger ein bestimmtes Thema bear-
beitete und sich durch seine Themenwahl so von den anderen Schüler*innen 
seines Jahrgangs unterschied. Diese Besonderheit lässt vermuten, dass er sei-
ne Handlungsspielräume in besonderer Weise nutzte, worauf die Lehrperso-
nen wiederum in Anbetracht Ihrer Ermessensspielräume adäquat zu reagieren 
hatten.  

2  Zum Aktenvorgang einer Berliner Abiturprüfung von 
1949 

Die Prüfungsordnung legte grundsätzlich fest, dass für jede Abiturientenklas-
se einer Schule eine Reihe von Schriftstücken anzulegen war. In der Reichs-
prüfungsordnung von 1926 wurde dies in Paragraph 23 festgeschrieben: 
„Übersicht über die gesamte Prüfungsniederschrift. Über sämtliche Vorgänge 
der Prüfung ist eine Niederschrift mit folgenden Abschnitten anzufertigen“23. 
Ausgeführt werden sieben einzelne Punkte (unter Angabe der jeweils zu ver-
wendenden Vordrucke):  
 
1.  Protokoll der Klassenkonferenz, Prüfungsanmeldungen und Verzeichnis 

der Oberprimaner 
2.  Festlegung der Vorzeugnisse 
3.  Protokoll zu Beratung nach Prüfung in den Leibesübungen  
4.  zur schriftlichen Prüfung sollen der Prüfungsbeginn, die Aufsichtszeiten 

der Lehrer und wann die Abiturienten den Klassenraum verlassen24 und 
                                                             
23  RPO 1926. 
24  Die dichte Beschreibung der Abiturprüfung, sollte über die Schriftpraktiken hinaus auch die 

‚kleinen’ Praktiken in den Blick nehmen, wie sie nur am Rande in der Akte dokumentiert 
sind. Für die Schüler sind es die besonderen Räume, in denen die Prüfungen stattfinden und 
die von den regulären Klassenzimmern verschieden sind. Die auf Zetteln in den Akten do-
kumentierten Sitzordnungen bewirkten eine stärkere Vereinzelung und Exponiertheit. Die 
langen Prüfungszeiten (insbesondere bei den mehrstündigen schriftlichen Prüfungen) durf-
ten nur durch Toilettengänge unterbrochen werden, die für die Dauer eines exakt protokol-
lierten Zeitfensters einen temporären Ortswechsel, eine kleine Flucht aus dem Aufmerksam-
keitsbereich der Lehrperson ermöglichten. Relevant wurden die Abwesenheitszeiten eigent-
lich erst bei Betrugsfällen, wenn es um die Möglichkeit ging, dass die Prüflinge an unerlaub-
te Hilfsmittel gelangt sein könnten. 
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die Arbeit abgegeben haben sowie weitere Angaben, die für den Prü-
fungsablauf relevant sein könnten (insbesondere hinsichtlich Betrugsfäl-
len)  

5.  Protokoll zur Konferenz im Vorfeld der mündlichen Prüfungen  
6.  Protokoll zum Ablauf der mündlichen Prüfung und der Beratungen des 

Prüfungsausschusses  
7.  Protokoll zur ‚Schlussberatung‘ mit einer Übersicht zu den Prüfungsleis-

tungen.25 
 
Der 1926 gebräuchliche Begriff für ‚Protokoll’ war dabei schlicht „Nieder-
schrift“, wodurch die Textform offener bestimmt wurde, als sie es dann auf 
der Umsetzungsebene tatsächlich gewesen ist. Durch die Regelungen zur Er-
stellung dieser Schriftstücke, die im Folgenden als eine Abiturakte gefasst 
werden, wurde das Prüfungsereignis kleinteilig strukturiert. Fragt man mit 
der genetischen Aktenkunde und auf Grundlage der Vorgaben der Reifeprü-
fungsordnung nach den Hierarchien und Bearbeitungsabläufen, die zur Ak-
tenbildung führten, so ist festzustellen, dass die Abiturakte an der Schule pro 
Klasse eines Abiturjahrgangs angelegt, dem Magistrat von Groß-Berlin, Abt. 
Volksbildung, Hauptschulamt eingereicht und nach Rückübersendung in der 
Schule archiviert wurde. Der Index führt ein „Verzeichnis aller Schü-
ler(innen), die zur Meldung berechtigt sind (RPO 1926, §8)“ auf, wozu es 
gehörte, die Gruppe der „laut Beschluß der Klassenkonferenz“ zugelassenen, 
die der nicht zugelassenen und diejenige der nicht zur Reifeprüfung gemelde-
ten Schüler*innen zu kennzeichnen. Außerdem mussten folgende Anlagen 
beigefügt werden, zu denen jeweils auch die Anzahl der Einzelformulare 
vermerkt wurde: 
 

„a)  Meldung der Schüler(innen) (RPO. §6) 
b)  Berichte der Schüler(innen) über ihren Entwicklungs- und Bildungsgang (RPO. 

§6) 
c)  1 Vordruck Reifeprüfung Nr. 6: Zusammenstellung der Beurteilungen aus der 

12. und 13. Klasse (RPO. §7) 
d)  Einzelblätter (Vordruck Reifeprüfung Nr. 3) mit dem Gutachten der Klassen-

konferenz und dem Vorzeugnis 
e)  1 Niederschrift (Vordruck Reifeprüfung Nr. 1) über die Beratung der Zulas-

sungskonferenz (RPO. §7) 
f)  1 Vordruck Reifeprüfung Nr. 7: Verzeichnis der Lehrkräfte 
g)  Vordruck Reifeprüfung Nr. 4: Arbeitsgemeinschaften der 13. Klasse 
h)  Vordruck Reifeprüfung Nr. 5: Rundgespräch I 

                                                             
25  Vgl. RPO 1926. 
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j)  Jahresarbeiten mit Gutachten (RPO. §5)“ (Deckblatt, Abiturakte 1949 einer 
Berliner Schule)“ 

 
Hinzu kamen die genehmigten Prüfungsfragen für die schriftlichen Prüfun-
gen, die Sitzordnungen der Schüler*innen, die schriftlichen Prüfungsarbeiten 
mit Bewertungsgutachten. Die Leistungen der Schüler*innen in den einzel-
nen Prüfungen wurden in Übersichtstabellen zusammengestellt. Die einzel-
nen oben gelisteten Aktenbestandteile wurden in einer festen Reihenfolge zu 
einem Konvolut zusammen gebunden und im Schularchiv mit ganz ähnlichen 
Mappen, die sich seit dem 19. Jahrhundert überliefert haben, verwahrt. Mit-
unter wurden auch Abschriften der ausgegebenen Reifezeugnisurkunden in 
die Akte des Schularchivs eingebunden. Welche Dokumente anschließend 
der Schulaufsicht einzureichen waren, wurde extra geregelt. Für einzelne 
Dokumente waren Vordrucke, jeweils spezifische Formulare, auszufüllen, für 
andere wurde einfaches unliniertes Schreibpapier verwendet. Grundsätzlich 
wurden mit diesem Aktenvorgang die dokumentierten Prozesse und Daten, 
die sich sowohl auf einzelne Lehrer*innen und die einzelnen Abitu-
rient*innen als auch auf die schulischen Akteursgruppen von Lehrerkollegi-
um und Klassenverband bezogen, eng vernetzt. Zugleich wurden alle schuli-
schen Akteure aktiv an der „Produktion“ der Akte beteiligt und über ihre 
Handschriften und nicht zuletzt durch ihre Unterschriften auch performativ 
involviert. Die Formulare hatten einen Aufforderungscharakter, es galt sie 
auszufüllen.  
Eine solche Abiturakte hat sich auch im Archiv der Berliner Schule erhalten, 
an der der junge Mann, dessen Fall hier illustrativ betrachtet werden soll, 
1949 sein Abitur ablegte.26 

2.1 Die Bitte um Zulassung zur Abiturprüfung 

Zum ersten Mal findet sich sein Name in der Übersicht zu den Schü-
ler*innen, die sich zur Reifeprüfung angemeldet haben. In einem Tabellen-
formular wurden jeweils Name, Geburtsdatum und -ort, Religionszugehörig-
keit, Adresse und Beruf des Vaters, die besuchten Schulen mit Jahr und Klas-
senstufe, sowie der Berufswunsch zu jedem der Abiturient*innen vermerkt. 
Das erste eigenhändige Dokument des Abiturienten ist ein Anschreiben an 
den Leiter der Schule mit der Bitte um Zulassung zur Reifeprüfung, der er ei-
nen handschriftlichen Lebenslauf beifügte. 

                                                             
26  Zur Wahrung des Schutzes der personenbezogenen Daten werden die hier zugrunde gelegten 

Dokumente nur in anonymisierter Form verwendet und auch der Name der Schule wird 
nicht genannt. Für eine Einsicht in das Quellenmaterial wenden Sie sich bitte an die Autorin, 
die Ihre Quellen sachgerecht dokumentiert hat. 
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Abb. 1: Erste Seite des Anschreibens mit der Bitte um Zulassung zur Reifeprüfung 1949. 
 
Schon 1859 stellte eine Verfügung der preußischen Unterrichtsverwaltung es 
den Direktoren frei, die Vorlage eines solchen „curriculum vitae“27 bei der 
Anmeldung zur Reifeprüfung zu fordern. Grundsätzlich agierten die Schü-
ler*innen mit dieser Anmeldung ihrer Volljährigkeit entsprechend als mündi-
ge Erwachsene, die Rechenschaft über ihre bisherige persönliche Entwick-
lung und den Einfluss, den Elternhaus und Schule darauf genommen hatten, 
ablegten.28 Alle in der Abiturakte von 1949 überlieferten Zulassungsan-
schreiben weisen eine einheitliche formale Struktur auf.29 Für den von den 
Abiturient*innen an den Schulleiter adressierten Kopfbogen wurde der Pa-

                                                             
27  Reglement 1856, S. 229. 
28  Aus der Schilderung des Bildungsgangs mit Interessensfeldern wurde mit der ORP 1959 ein 

auf eine Entwicklung hin angelegter Lebenslauf, der in der ORP 1970 zu einem schlichten 
tabellarischen Lebenslauf mit wesentlichen Daten gerann. 

29  Der Aufbau entspricht den von Bernhard Stelmaszyk in seiner Studie für Preußen (1926-
1946) untersuchten Lebensläufe von Abiturienten (vgl. Stelmaszyk 2002, S. 74). 
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pierbogen gebrochen, also vertikal in der Mitte gefaltet. Oben links vermerk-
te der im vorliegenden Fall um Zulassung bittende Schüler: „Meldung des 
Schülers der 12[...] [Vorname, Nachname] zur Reifeprüfung.“, in der rechten 
Spalte daneben: „Berlin-[…], den 11.4.1949“, darunter über die gesamte Sei-
tenbreite: „Nachdem ich seit Beginn des Schuljahres 1948/49 die Klasse 
12[…] besucht habe, bitte ich, mich zur nächsten Reifeprüfung Johannis 
1949 zuzulassen.“, darunter in der rechten Spalte die Unterschrift mit Vor-
namen und Namen. Mit einigen Zeilen Abstand folgt darunter in der linken 
Spalte: „An den Herrn Schulleiter des Gymnasiums zu Berlin-[…].“30 Format 
und Raumaufteilung des Blattes folgen den Vorgaben von Briefstellen des 
19. Jahrhunderts zu Gesuchen und Anträgen, die man bei Behörden einreicht. 
Bei Stelmaszyk wird dazu ausgeführt: „Insofern kann behauptet werden, dass 
sich mit der Konstituierung von Primanergesuchen zum einen das Schulsys-
tem als behördenförmige (Prinzip der Schriftlichkeit), hierarchische Einrich-
tung manifestierte, zum anderen aber verdeckte, dass ein Leistungsprinzip 
von Schule durch die Einforderung von Gesuchen im Sinne von ‚Bitte um 
Zulassung‘ partiell zurückgenommen wurde.“31 
 Den Schüler*innen wurde also nicht das durch den Schulbesuch erworbene 
Recht auf das Reifezeugnis zuerkannt, sondern sie wurden formal in die Rol-
le des Bittstellers gedrängt und blieben damit „einem quasi feudalen Ermes-
sensspielraum ausgesetzt“32. Das dies auch 1949 noch nicht anders war, ist 
insofern bemerkenswert, als dass es auf die Langlebigkeit von Praktiken 
schließen lässt. 
Nach dem Kopfbogen folgt ein von den Abiturient*innen handschriftlich ver-
fasster, vierseitiger Text – sämtliche Lebensläufe haben in etwa diesen Um-
fang –, der im exemplarischen Fall auf der ersten Seite mit dem Heimatort 
und dem Datum 2. April 1949 überschrieben wurde. Dieser Text ist mit 
„Mein Bildungsgang“ betitelt und wurde ausschließlich in die rechte Bogen-
spalte mit relativ großem Zeilenabstand geschrieben. Insgesamt wirkt das 
Schriftbild sehr ordentlich und gleichmäßig, was eine ruhige Schreibsituation 
sowie mehrmaliges Abschreiben in Reinschrift vermuten lässt. Die Regelmä-
ßigkeit der Zeilenabstände deutet auf die Verwendung eines Linienpapiers 
hin, welches unter den Schreibbogen gelegt wurde, mit dem der Schreibende 
sich an den durchschimmernden Linien orientieren konnte. Der Text wurde 
auf der letzten Seite ebenfalls mit Vornamen und Namen unterzeichnet. Über 
die Daten zu Geburt, Eltern und Schulbesuch (wurden im nachfolgenden Zi-
tat weggelassen) hinaus verfasste der Abiturient eine bestimmten Mustern 

                                                             
30  Bildungsgang eines Schülers, Abiturakte 1949 einer Berliner Schule. 
31  Stelmaszyk 2002, S. 74. 
32  Ebd., S. 75. 



Das Abitur – Eine Akte 181 

 
 

folgende Narration, wie sie etwa auch Stelmaszyk herausarbeitet.33 Deren 
Ziel war es einerseits, den bisherigen Bildungsgang als erfolgreich, und ande-
rerseits, den ebenfalls formulierten Berufswunsch als logische Folge darzu-
stellen:  

„Meine Eltern bemerkten, daß sich in mir unter dem Einfluß des Familienkreises 
die Liebe zu Kunst und Kultur der Vergangenheit regte, und entschlossen sich des-
halb 1940, mich auf ein humanistisches Gymnasium [...] zu schicken. [...] In den 
letzten Jahren wandte sich meine Aufmerksamkeit entschieden dem Gebiet der Kir-
chengeschichte zu. Die durch die Schule vermittelte Kenntnis des Griechischen er-
schloß mir das Verständnis für manche Frage der älteren Kirchengeschichte und er-
hielt so für mich einen ganz eigenen Wert. – Nach meiner Schulzeit möchte ich 
Theologie studieren.“34 

Stelmaszyk vermutet, dass diese Texte im Deutschunterricht vorbereitet und 
besprochen wurden, was die Ähnlichkeiten der einzelnen Anschreiben eines 
Jahrganges hinsichtlich der Form und der inhaltlichen Schwerpunkte erklären 
würde.35 Der vorliegende Bildungsgang wurde von einem Lehrer durchgese-
hen, ein Rechtschreibfehler mit dünner Schrift in Schwarz korrigiert, aber 
nicht direkt schriftlich kommentiert. Dies zeigt schon den Eigensinn pädago-
gischer Praxis, bei der das Lesen zugleich und fast automatisch zu einem 
Korrigieren wird. Diese Korrekturen haben im Grunde keinen Adressaten, 
sondern kennzeichnen, dass die Lehrperson Fehler nicht einfach stehen lassen 
konnte. Das Anmeldeschreiben wurde also nicht nur zur Kenntnis genommen 
und in alphabetischer Reihenfolge mit denen der anderen Abiturient*innen 
abgeheftet, sondern mit dem Bleistift in der Hand und mit professionellen 
Blick von einer Lehrperson gelesen. Das Anmeldeschreiben ist keine reine 
Formalität, sondern auch inhaltlich für die Aktenkonstruktion relevant. Des 
Weiteren gehörte zu den einzelpersonenbezogenen Dokumenten der Abitur-
akte ein durch die Lehrerkonferenz verabschiedetes Zulassungsgutachten. 

2.2  Das Zulassungsgutachten der Prüfungskommission 

Die Zulassung zur Prüfung war in West-Berlin bis 1969 an ein Gutachten der 
Klassenkonferenz gebunden, das explizit die Charaktereigenschaften, geistige 
Fähigkeiten und Begabungen sowie außerschulische Aktivitäten berücksich-
tigen sollte.36 Ganz grundsätzlich betonte das 1948 für Groß-Berlin verab-

                                                             
33  Vgl. ebd. 76ff. 
34  Bildungsgang eines Schülers, Abiturakte 1949 einer Berliner Schule. 
35  Vgl. Stelmaszyk 2002, S. 75. 
36  Siehe zum Reifeprüfungsgutachten auch Apel 1991. 
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schiedete Schulgesetz die herausragende Bedeutung der Persönlichkeitsbil-
dung durch die Schule:  

„Aufgabe der Schule ist es, alle wertvollen Anlagen der Kinder und Jugendlichen 
zur vollen Entfaltung zu bringen und ihnen ein Höchstmaß an Urteilskraft, gründli-
chem Wissen und Können zu vermitteln. Ziel muß die Heranbildung von Persön-
lichkeiten sein, welche fähig sind, die vollständige Umgestaltung der deutschen Le-
bensweise auf demokratischer und friedlicher Grundlage zustande zu bringen und 
welche der nazistischen Ideologie unerbittlich entgegenstehen sowie auch von dem 
Gefühl ihrer Verpflichtung der Menschheit gegenüber durchdrungen sind.“ 37 

Dies kann nach Nationalsozialismus und Zweiten Weltkrieg als ein bewuss-
tes Anknüpfen an die Pädagogik der Zeit der Weimarer Republik betrachtet 
werden. So war in der ab 1945 wieder geltenden Reifeprüfungsordnung von 
1926 ein sehr weitreichendes Zulassungsgutachten angelegt:  

„Dieses Gutachten soll nicht nur die Entwicklung der Geistesgaben und der Charak-
tereigenschaften des Schülers erkennen lassen und über seine Fähigkeit zu selbst-
ständiger geistiger Arbeit Aufschluß geben, sondern überhaupt alles anführen, was 
für sein Gesamtbild und die Erkenntnis seiner Eigenart von Bedeutung ist. Ausbil-
dung der Sinne, Beobachtungsfähigkeit, Verstandesklarheit, Urteilskraft, Erfin-
dungsgabe, Phantasie, Darstellungsvermögen sind dabei ebenso in Betracht zu zie-
hen wie Sonderbegabung und Sonderbetätigung auf den verschiedenen Lebensge-
bieten innerhalb und außerhalb der Schule, Teilnahme und Erfolg in den Arbeits-
gemeinschaften, bemerkenswerte Leistungen im Turnen und Sport, Betätigung im 
Gemeinschaftsleben der Schule, Teilnahme an der Jugendbewegung und dergl. 
Auch innere und äußere Hemmungen, häusliche Lage, geldliche Verhältnisse, Ge-
sundheitszustand usw. sind gegebenenfalls zu berücksichtigen.“38 

In einer anderen Abiturakte des Berliner Gymnasiums hat sich ein Schulheft 
mit Entwürfen zu den Zulassungsgutachten einer Abiturklasse erhalten, die 
mit Streichungen, Anmerkungen und Ergänzungen von unterschiedlichen 
Personen versehen sind. Vergleicht man diese Entwürfe mit den ausgefüllten 
Gutachtenformularen, so wurden die im Heft vermerkten Änderungen aufge-
nommen und Textpassagen entsprechend umformuliert. Damit deutet sich an, 
dass diese Gutachten nicht von einer Lehrperson allein verfasst wurden, son-
dern dass alle Lehrer*innen, die in der Abiturklasse unterrichtet hatten und 
dadurch Mitglieder der Prüfungskommission waren, in Kenntnis gesetzt wur-
den und sie ihre Zustimmung oder Einwände kenntlich machten. Mit diesen 
Gutachten wurde gewissermaßen ein Vor-Urteil formuliert, das sich die Leh-
renden in den vorangegangenen Schuljahren zur Person der Abiturient*innen 
gebildet hatten und auf das sie sich nun kollektiv verständigten. In der Reife-

                                                             
37  Schulgesetz für Groß-Berlin 1948. 
38  RPO 1926, § 8. 
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prüfungsordnung wurde gerade zur Vorbereitung der Prüfungen betont, dass 
„die einzelnen Lehrer durch gegenseitigen Klassenbesuch die Leistungen ih-
rer Schüler auch in anderen Fächern kennengelernt haben“39 und auch der 
Schulleiter die Leistungen der Schüler in sämtlichen Fächern kennen sollte.  

Dieses Gutachten dokumentiert also gerade nicht den ‚ersten Eindruck’,40 
sondern sollte das vor allem in den oberen Klassenstufen über den Abiturien-
ten oder die Abiturientin gewonnene Erfahrungswissen zusammenfassen und 
zu einem die Schulphase abschließenden Urteil bündeln. Diese relativ kurzen 
Gutachten haben eine lange pädagogische Tradition. Sie sind schon für die 
Adelsbildung des 18. Jahrhunderts bekannt41 und wurden beispielsweise auch 
von den Philanthropen genutzt, um den Eltern Auskunft über die schulische 
Entwicklung ihrer Zöglinge zu geben und damit auch Rechenschaft über den 
Erfolg oder Misserfolg pädagogischer Maßnahmen abzulegen.42 Im 18. Jahr-
hundert wurde mit diesen stark individualisierenden Beurteilungen auch die 
Frage nach der Effektivität der Lehrmethode beantwortet: Hatte es sich also 
gelohnt, das Schulgeld zu bezahlen? Es galt also einerseits herauszustellen, 
ob die Schülerin oder der Schüler willens und fähig war, die schulischen An-
forderungen zu erfüllen, und andererseits, welche Erfolge bisher erzielt wor-
den waren. Mit den seit der frühen Neuzeit vorliegenden Befunden deutet 
sich an, dass es sich auch um ein ständisch spezifisches Phänomen handelte, 
denn nur zahlungskräftige Vormünder konnten einen solchen Rechenschafts-
bericht erwarten.  
Mit dem sich etablierenden öffentlichen Schulwesen übernahm im 19. Jahr-
hundert auch der Staat, vertreten durch die Schulaufsicht, anteilig diese Re-
chenschaft einfordernde Rolle. Die Art und Weise, wie die Schule diese Re-
chenschaft ablegte, wurde im Rahmen der Aktengenese geregelt. Der Gut-
achtentext, der Beobachtungen und Beurteilungen der Lehrer*innen zu ein-
zelnen Schüler*innen abschließend – letztmalig für dessen schulische Lauf-
bahn – festschrieb, blieb als eine Kennzeichnung des Erfolgs der schulischen 
Erziehungsarbeit Teil der verfertigten Dokumente. Überdies spielte der kol-
lektive Aspekt eine wichtige Rolle, denn das Gutachten ist Ergebnis eines 
Aushandlungsprozesses im Lehrerkollegium – die Prüfungskommission 
schuf sich so noch vor den schriftlichen und mündlichen Prüfungen eine Ver-
ständigungs- und Deutungsgrundlage, ein gemeinsames Fundament für die 
Beurteilung der einzelnen Abiturient*innen. Und zugleich wurde dem ‚aus-
wärtigen‘ Prüfungskommissar des Schulamts ein spezifischer Einblick in die 

                                                             
39  Ebd., § 5. 
40  Vgl. zur Komplexität ‚psychologischer Faktoren’ in der Leistungsbeurteilung: Göller 1966, 

57ff. 
41  Vgl. Klinger 2014, S. 222. 
42  Vgl. Berdelmann 2017. 



184 Kerrin Klinger 

Reife der ‚Persönlichkeit‘ der Schüler*innen gewährt, die bei der Erteilung 
des Zeugnisses Berücksichtigung finden sollte. Inwiefern diese Voreinschät-
zung die Bewertung der Prüfungsleistungen beeinflusste, ist nicht ganz klar, 
doch ein gewisser Framing-Effekt kann angenommen werden, schlicht durch 
die kollektiv befürwortete Geltung der Zulassungsgutachten. Zugleich wurde 
mit dieser schriftlichen und damit aktenkundigen Abfassung die Transparenz 
der Urteilsfindung erhöht, denn zumindest ist das Vor-Urteil, das sich nicht 
allein auf die durch Noten gewerteten Leistungen bezog, aktenkundig.  
Grundsätzlich gingen die in den Schulakten überlieferten Zulassungsgutach-
ten auf die körperliche und geistige Konstitution, auf das Verhalten im Unter-
richt, das Verhältnis in der Klasse sowie auf individuelle Interessen und häus-
liche Verhältnisse der Schüler*innen ein und vermerkten stets deren Berufs-
ziel. Für diese Gutachten wurden ab 1927 vorgedruckte durchnummerierte 
Einzelblätter mit dem Titel „Anlage b) zum Verzeichnis“ verwendet. In den 
Abiturakten davor wurden die Zulassungsgutachten handschriftlich in die ta-
bellarischen Auflistungen der persönlichen Angaben zu den Abiturient*innen 
eingetragen. Hier findet mit zunehmender Formalisierung der Notation also 
auch eine Individualisierung der einzelnen Abiturient*innen statt. Die For-
mulare wurden mit dem Stempel der Schule versehen entsprechend mit den 
Angaben zu Namen, Gutachtentext und Vornoten für die Abiturient*innen 
jeweils einzelnen ausgefüllt. Im vorliegenden Fall wurde der Gutachtentext 
mit Schreibmaschine geschrieben, alle anderen Angaben erfolgten hand-
schriftlich mit Füllfederhalter, aber ohne Hinweise auf die Person der/des 
Schreibenden. Das Gutachten für den hier betrachteten Fall lautete in voller 
Länge: 

„Er ist vor einem knappen Jahr kurz vor der Reifeprüfung aus einem gewissen 
Trotz von der Schule abgegangen, weil er sich ungerecht behandelt glaubte; er hat 
seine Torheit eingesehen. Das zweite Jahr in der zwölften Klasse ist seiner Charak-
terentwicklung gut bekommen. Die engherzigen, zur Frömmelei neigenden Eltern 
haben ihm keine gute Kindheit beschert, daher fehlt ihm das Jugendliche. Der 
Übertritt zur griechisch-orthodoxen Kirche ist wohl ein Ausweg, den er sich aus der 
bedrückenden Atmosphäre des Hauses gesucht hat. Für die exakten Wissenschaften 
fehlt ihm die nötige Begabung, in den geisteswissenschaftlichen Fächern ist er tüch-
tig; für die Kunst hat er Interesse und Verständnis; er ist ein ernster reifer Mensch, 
treuherzig und gutwillig, mit Sinn für Ironie und Satire. Er will Priester werden.“43 

                                                             
43  Gutachten zur Zulassung eines Schülers, Abiturakte 1949 einer Berliner Schule. 
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Abb. 2: Ausgefülltes Formular mit dem Gutachten zur Zulassung zur Reifeprüfung 1949. 
 
Im Verhältnis zu den Vorgaben der Reifeprüfungsordnung fällt dieses Gut-
achten regelrecht mager aus. Gleichwohl liegt sein Umfang ganz im Durch-
schnitt zu anderen Gutachten im Laufe des 20. Jahrhunderts, die sich eben-
falls im Schularchiv erhalten haben. Auf der inhaltlichen Ebene mutet das 
Gutachten wie eine Ergänzung und ein Korrektiv zum geschilderten Bil-
dungsgang an – es wirkt wohlwollend und relativierend. Es ist naheliegend, 
dass das Gutachten, datiert auf den 11. April 1949, mit Vorlage des Lebens-
laufes vom 2. April 1949 formuliert wurde und die Lehrerkonferenz, die das 
Gutachten verabschiedete, zeitlich nach der Anmeldung stattgefunden hat.  
Mit dem Bildungsgang wird auf der inhaltlichen Ebene eine Narration der 
Reifung eingeleitet. Auch die Zulassungsgutachten beziehen sich auf eine ge-
reifte Persönlichkeit und heben damit nicht nur Kenntnisse sondern explizit 
individuelle geistige, soziale und körperliche Eigenheiten der Abitu-
rient*innen hervor. In den Verordnungen wird unter ‚Reife’ generell die all-
gemeine Hochschulreife gefasst. Bezogen wird der Begriff auf die Reife der 
Persönlichkeit des Prüflings. Reife wird, wie die Prüfungsakte zeigt, gemein-
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sam von Schüler*in und Lehrer*in sowie den Angehörigen der Prüfungs-
kommission im Aktenvorgang der Prüfung konstruiert. Die Abiturient*innen 
sollen sich im Rahmen der Prüfungsabläufe als gereift zeigen, um von den 
Lehrpersonen als gereift ausgewiesen zu werden, wobei das Gereift-Sein als 
Ergebnis eines schulischen Bildungsprozesses gefasst wird. In der Abiturakte 
werden die Daten zu den Abiturient*innen wie in Bewerbungsschreiben in 
einer bestimmten Weise aufbereitet.44 Fakten, Deutungen und Darstellungs-
mittel sind, wie die moderne Autobiografietheorie aufzeigt, dabei untrennbar 
ineinander verwoben.45 Focault spricht in diesem Kontext von den „Codes 
der Disziplinarindividualität“46: „In den Unterrichtsanstalten hatte man die 
Geeignetheit eines jeden zu bestimmen, sein Niveau und seine Fertigkeiten 
festzustellen sowie ihre mögliche Nutzbarmachung anzugeben.“ Die Abitur-
akte genügt diesem staatlichen Allokationsbedürfnis, indem mehrfach auf 
den angestrebten Beruf der Abiturien*innen eingegangen wird: nicht nur der 
von den Geprüften formulierte Bildungsgang wurde daraufhin angelegt, son-
dern auch die zur Wahl stehenden mündlichen Prüfungsfächer sollten sich 
daran orientieren, auch in den Personenlisten und auf dem Zeugnis wurde 
dieses Berufsziel stets vermerkt.  

2.3  Der Deutschaufsatz 

Die Schüler*innen waren zu den eigentlichen Abiturprüfungen zugelassen, 
wenn ihr eigenhändiges Anmeldungsschreiben mit Bildungsgang, mit Vorno-
ten und Gutachten durch die Prüfungskommission bestätigt wurde. Die Auf-
gaben zu den schriftlichen Abiturprüfungen sollten den Abiturient*innen Ge-

                                                             
44  Stelmaszyk unternimmt den „riskanten Versuch“, mit Methoden der objektiven Hermeneu-

tik und der grounded theory „über einen Zeitraum von 20 Jahren Aussagen über Abiturien-
ten einer Schule zu mache[n]“ (Stelmaszyk 2002, S. 173). Dabei arbeitet er Schülertypolo-
gien hinsichtlich des „Schülerstatus, so wie er in den Bildungsgängen entworfen wurde und 
rekonstruiert werden kann“ (ebd., S. 174), heraus: „Der klassische Abiturient“, „Der aufstei-
gende Spätberufene“, „Der bescheidene Außenseiter“, „Der selbstbestimmte Bildungskarrie-
rist“ und „Unbeschriebene Blätter“. Der Bildungsgang von 1949 ließe sich wohl in den Ty-
pus des ‚aufsteigenden Spätberufenen’ einordnen – auch dieser Schüler wollte Theologie 
studieren. Dies könnte ein Indiz dafür sein, dass die Bildungsgänge allgemeineren Normer-
wartungen an Abiturienten und Abiturientinnen entsprechen und dies zeitlich auch relativ 
konstant. Stelmaszyk muss es für seine Studie offen lassen, inwiefern auf Basis der Bil-
dungsgänge, Zulassungsgutachten und Beurteilungen der Deutschaufsätze auf die Schulkul-
tur einer Einzelschule als Handlungseinheit geschlossen werden kann (vgl. ebd., 182f). Eine 
vergleichende Analyse mit Bildungsgängen von Abiturienten anderer Gymnasien sowie ein 
breiterer Zeitschnitt könnten hier lohnen, um dann möglicherweise Entwürfe gymnasialer 
Kollektivbiografien bzw. schulische Normerwartungen an ebensolche zu ermitteln. 

45  Vgl. Walter-Jochum 2016. 
46  Foucault 1976, S. 244. 
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legenheit geben, den Grad ihrer ‚geistige Reife’ zu demonstrieren: „Die Auf-
gaben sollen die geistige Reife des Prüflings ermitteln, nicht Einzelkenntnisse 
feststellen. Sie müssen den im Anstaltslehrplan festgelegten Zielforderungen 
entsprechen, aber so gestaltet sein, daß die Prüflinge bei ihrer Lösung ihre 
Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit nachweisen können. Keine Aufgabe 
darf daher bereits gelösten Aufgaben so nahe stehen oder im Unterricht so 
weit vorbereitet sein, daß ihre Bearbeitung aufhört, eine selbstständige Leis-
tung zu sein.“47 Insbesondere der Deutschprüfung oblag es, diese Reife prüf-
bar zu machen.48 Für die Deutschprüfung wurde festgelegt, dass dem Prüfling 
vier verschiedene Aufgaben aus unterschiedlichen Gebieten gestellt werden 
sollen. Die Themenvorschläge wurden durch die Fachlehrer*innen einge-
reicht, vom Schulleiter mit ‚einverstanden‘ und vom Beauftragten des Schul-
amts mit ‚genehmigt‘ gezeichnet. Nur in seltenen Fällen gab es Änderungen 
durch den Beauftragten des Schulamtes. Hatte sich der Prüfling eine Aufgabe 
ausgesucht, so sollte er laut Prüfungsordnung folgende Anforderungen erfül-
len: 

„Die Prüflinge sollen einen nicht zu schwierigen Gedankengang in klarer, anschau-
licher und stilistisch einwandfreier Weise darstellen können. Die Aufgaben müssen 
deshalb in den Gesichtskreis der Prüflinge fallen; sie müssen mehr von ihnen ver-
langen als die bloße Wiedergabe geläufiger Zusammenhänge; sie müssen aber auch 
die Gefahr eines ziellosen Umherschweifens ausschließen. Auf keinen Fall darf zu 
ihrer Bearbeitung eine größere Erfahrung und ein reiferes Urteil erforderlich sein, 
als man bei dem Alter der Prüflinge voraussetzen kann.“49 

Die Aufgabenstellungen sollten die Abiturient*innen zur Demonstration ei-
nes „Gedankenganges“ in bestimmter Weise bewegen. Die Vorschriften zur 
Themenstellung verweisen dabei grundsätzlich auf das ‚eigene’ Urteilen und 
Denken, das die Schüler*innen mit ihrem Aufsatz zeigen sollten. Es ist be-
merkenswert, dass auf der Anordnungsebene die Gemäßheit der Aufgaben-
stellung angemahnt wurde und es ist zu fragen, inwiefern hier versucht wur-
de, das Risiko eines Misserfolgs zu mindern. Im Fall von 1949 wurden an der 
Schule folgende Aufgaben gestellt: 
 

                                                             
47  RPO 1926, §13. 
48  Vgl. Reh/Kämper-van den Boogart/Scholz 2017. Vergleicht man nun die Verordnung der 

RPO 1926 mit den späteren Verordnungen ORP 1959 und ORP 1970, so werden unter-
schiedliche Zweckbestimmungen der Reifeprüfung deutlich: Sprechen die Verordnungen 
von 1926 und 1959 noch von einem „organischen Abschluß“ des schulischen Bildungsgan-
ges und der damit für ein Hochschulstudium notwendigen „geistigen Reife“, so wird dies 
1970 schlicht auf die Erreichung des „Ziel des Gymnasiums“ reduziert. Siehe zum pädago-
gischen Konzept der Reife: Wolter 1987, bes. S. 205-243. 

49  RPO 1926, §13. 
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„Themenstellung für die Abiturklasse 1949 

1)  Wie müssen wir uns den Ausgang von Goethes „Torquato Tasso“ vorstellen? 
2)  Die Verschmelzung naturalistischer und symbolischer Stilelemente in Haupt-

manns Schauspiel „Hanneles Himmelfahrt“. 
3)  „Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen“ (Faust Vorspiel auf dem 

Theater). 
4)  Woraus erklärt sich das schnelle Wachstum der deutschen Großstädte im 19. 

Jahrhundert?“50 

Auf der inhaltlichen Umsetzungsebene – für die Bearbeitung waren 5 ½ Sun-
den vorgesehen – geschah im hier als Beispiel genutzten Fall Überraschen-
des: Das Goethezitat des dritten Themas wurde von einem Bezug auf das öf-
fentliche Theater hin zur persönlichen Bildungsbiografie gewendet, wie die 
vorangestellt Gliederung des Schüleraufsatzes verdeutlicht:  

„‚Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen‘ (Faust, Vorspiel auf dem Thea-
ter.) – Ein Rückblick auf meine Schulzeit. 
Gliederung: 

A. Ich habe in meiner Schulzeit viele Lehrer kennengelernt. 

B. Am wertvollsten war der Unterricht, in dem der Lehrer eine Fülle des Wissens 
dem Schüler nahebrachte. Denn 
1. Wer viel bringt, läßt dadurch die einzelnen Wissensgebiete in ihrem besonderen 
Wert erscheinen. 
2. Er erleichtert dem Schüler das Lernen und 
3. Das Leben in der Schulgemeinschaft überhaupt. 
4. Er treibt durch sein Vorbild die Schüler zu Arbeit an. 
C. ‚Rückblick auf meine Schulzeit.‘“51 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                             
50  Aufgaben zur schriftlichen Abiturprüfung in Deutsch, Abiturakte 1949 einer Berliner Schu-

le. 
51  Deutschprüfungsaufsatz, Abiturakte 1949 einer Berliner Schule. 
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Abb. 3: Erste Seite des Deutschprüfungsaufsatzes zur Reifeprüfung 1949. 
 
Für gewöhnlich untersuchen Studien zu schulischen Aufsätzen die Textinhal-
te, die sie dazu unter verschiedenen zeithistorischen und didaktischen Ge-
sichtspunkten einordnen. Hier zeigt sich zunächst einmal, dass die Auswer-
tung von Aufgabenstellungen in die Irre führen kann, wenn man außer Acht 
lässt, welche Themen die Schüler*innen auswählten, wie sie ihre Spielräume 
in der Beantwortung nutzten und wie dies von den Lehrer*innen honoriert 
oder sanktioniert wurde.52 Der Schüler verfasste einen siebzehnseitigen Deut-
schaufsatz, der im Folgenden nicht auf inhaltlicher Ebene analysiert, sondern 
eher formal als ein Schriftstück, im Sinne eines Artefakts, betrachtet werden 
soll, um die Praktiken seines Entstehungsprozesses in den Blick nehmen zu 
können. 

                                                             
52  Vgl. z.B. Sauer (2012); Bölling (2010); Schmitz (1999); Conrad (1986); Mohler (1978). 
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Das Aufsatzpapier war eigens anlässlich der Prüfung ausgegeben worden. Al-
le Prüfungsarbeiten nutzten denselben Beschreibstoff, der so zum Träger die-
ser spezifischen schulischen Praxis wurde. Daneben standen den Prüflingen 
in der Regel Konzeptpapiere zur Verfügung, die mit abgegeben werden mus-
sten (RPO 1926, §15), die aber in diesem Fall nicht in der Akte erhalten ge-
blieben sind. Bei anderen Prüfungsarbeiten nahmen die Korrigierenden mit-
unter auf die Entwürfe in den Konzeptpapieren Bezug, wenn etwa die Rein-
schrift (i.d.R. eine Abschrift des Entwurfs) nicht in vorgegebener Zeit abge-
schlossen wurde oder bei besonderen Fehlern. Zumeist handelte es sich bei 
den ‚Schmierblättern’ um einzelne Blätter von geringerer Größe und minde-
rer Papierqualität.53 
Die einzelnen Seiten der Reinschriftbögen wurden für die Prüfungsarbeiten 
ebenfalls (wie der Lebenslauf) vertikal geknickt, so dass sich je zwei Spalten 
abzeichnen. Die Schüler*innen schrieben nur in die rechte Spalte, auf Vor-
der- und Rückseite mit blauer Tinte. Als Schreibmittel wurde wie schon in 
Anschreiben und Bildungsgang ein Tintenfüllfederhalter genutzt,54 was sich 
an der gleichmäßigen Linienführung im Schriftbild erkennen lässt. Der vor-
liegende Aufsatz weist sehr regelmäßige Zeilenabstände – wieder wurde 
vermutlich ein liniertes Unterlegpapier verwendet – und ein insgesamt eben-
mäßiges Schriftbild auf. Anders als im Bildungsgang finden sich hier aber 
auch Streichungen, Überschreibungen und Einfügungen durch den Schüler. 
Dem Textbild ist ein Schreibprozess anzumerken, sein Entstehen bildet sich 
ab: Der Schreibende überarbeitete seinen Aufsatz während des Schreibens, er 
strich, überschrieb und ergänzte Worte und Wortgruppen. Im Vergleich zum 
Bildungsgang im Zulassungsgesuch wirkt das Schriftbild fahriger – die 
Schreibsituation ist eine andere, der Schreibende sitzt nicht in Ruhe zu Hau-
se, sondern in einer mehrstündigen Prüfung unter Aufsicht und mit Zeitdruck. 
Gleichwohl wirkt auch das Schriftbild der Reinschrift standardisiert – was an 
‚Schönschrift‘ oder Kanzleischrift denken lässt. Dieses Schönschreiben dient 
oberflächlich betrachtet der Lesbarkeit des Textes, doch darüber zeigt der 
Schreibende, dass er die schulische Norm-Handschrift beherrscht.55 Wenn die 
Konzeptpapiere beiliegen, wurde nicht selten mit anderen Stiften – Bleistif-
ten, Kugelschreibern – geschrieben; die Stiftwahl basierte dann stärker auf 
persönlichen Präferenzen der Schreibenden. Auch die Handschriften waren in 
den Konzeptschriften weitaus individueller und charakteristischer. 

                                                             
53  Ein Vergleichsbestand von Abituraufsätzen mit erhaltenen Konzeptpapieren findet sich im 

GHO-Bestand des Archives der Bibliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung Berlin. 
54  Vgl. zum Füllfederhalter auch Oelkers 2012 und Wilde 2016. 
55  Vgl. Lindauer/Manz 2016. 
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Dass die einzelnen Prüfungsarbeiten einer formalen Ordnung folgen,56 macht 
deutlich, dass auch diese Schriftartefakte zum Lesen bestimmt waren – ob-
gleich sich der Leserkreis in der Regel auf die Fachlehrer*innen und die Mit-
glieder der Prüfungskommission beschränkte. Insbesondere die Gestaltung 
der Schülertexte zielte zwar darauf, die Lesbarkeit zu erleichtern (saubere 
Handschrift, Zeilenabstand, Seitenrand), aber der Satzspiegel (Schüler-
/Lehrerspalten) entsprach vor allem der Prüfungssituation, indem er ein zeit-
lich und hierarchisch abgestuftes Schreiben von Prüfling und Prüfendem auf 
der Papierseite koordinierte. Die hohe Konformität im Erscheinungsbild der 
Lebensläufe wie auch der Abiturprüfungsaufsätze lässt auf die Verbindlich-
keit der Schreibkonventionen schließen. Fragt man hier nach Routinen, so ist 
einerseits auf die Verwaltungsgeschichte zu verweisen: Die halbbrüchige 
Schreibweise kennzeichnet ein Dokument als Bericht oder Eingabe „von un-
ten nach oben“.57 Laut Bericht der Prüfungskommission hatte der Bevoll-
mächtigte der Schulaufsicht bereits im Vorfeld dazu gemahnt, die Schü-
ler*innen schon während der Klassenarbeiten mit diesem Prozedere vertraut 
zu machen. 
Die vergleichsweise große Homogenität der Reinschriften verweist im Kon-
text der Prüfungssituation auf eine Anpassungsleistung. Mit Foucault ist das 
Phänomen der Reinschrift als ein Code zu verstehen, den es für die erfolgrei-
che Bewältigung der Prüfung anzuwenden galt (siehe oben). Das Beschreiben 
nur einer Textspalte, „die halbbrüchige Schreibweise“58, war im Kanzleiwe-
sen gängige Praxis. Schon vor dem 19. Jahrhundert wurden die Entwurfsfas-
sungen von Akten auf diese Weise gestaltet, um sie als solche zu kennzeich-
nen und um Raum für Anmerkungen und Kommentare mehrerer Hände – 
meist höherer Ränge im Kollegialsystem – zu lassen. Die Kommentierenden 
bedienten sich jeweils unterschiedlich farbiger Tinten und Namenskürzel, so 
dass die Handschriften im Aktenvorgang auch im Nachhinein zuordenbar 

                                                             
56  Steffen Siegel nennt in seiner Studie „Tabula“ derartige im „Dienste einer leichteren Fass-

lichkeit der Gegenstände“ auf „Klarheit, Kürze und Übersichtlichkeit“ (Siegel 2009, S. 97) 
angelegte Textordnungen ‚pädagogisch’. Am Beispiel der Textgestaltung von Comenius’ 
‚Orbis sensualium pictus‘ betont Siegel, dass die „formale Einrichtung“ eine solche „funkti-
onale Ausrichtung“ (ebd., S. 101) überhaupt erst ermögliche. Das formale Muster der Text-
gestaltung diene der pädagogischen Funktion, da das schriftlich Festgehaltene rezipierbarer 
gemacht werde. Das Formular des Prüfungsbogens dient demnach als Orientierung für die 
Schreibenden und als geordnete Struktur für die nachträgliche Erfassung des Prüfungsdo-
kuments – dann wenn es zu einem Nachweis des regelgerechten Prüfungsablaufes geworden 
ist. 

57  Das Einfordern eines solchen Randes geschieht nicht selten mit der noch heute gebräuchli-
chen Sentenz „Schülerhand schreibt Außenrand“. In den Arbeiten der anderen schriftlichen 
Prüfungen wurde den Lehrer*innen in der Regel sehr viel weniger Rand gelassen. 

58  Vgl. Schmid 1994, S. 70. 
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blieben. Im Kanzleiwesen wurden in einzelnen staatlichen Behörden sogar 
Entwurfsvordrucke verwendet, so dass für Anmerkungen und Zusatzangaben 
ein fester Platz einkalkuliert war.59 Diese Art der Seiteneinteilung referen-
zierte also auf Praktiken des Verwaltungswesens und scheint in gewisser 
Weise auf den Staatsdienst vorzubereiten. Grundsätzlich aber ist das Rand-
lassen eine Praktik, die das nachfolgende Schreiben auf derselben Seite von 
einer anderen Hand von Vornherein vorsieht. 
Der Schüler bewegte sich schreibend in den Vorgaben von Material und 
Layout, wenngleich er im Schreibprozess die engen Grenzen einer Rein-
schrift überschritt bzw. tatsächlich überschrieb. Dieser Eigensinn kommt 
auch in der Auslegung der Aufgabe zum Tragen – er gestaltete ein literarisch 
angelegtes Thema zu einer autobiografisch gefärbten Reflexion über das Leh-
rer-Schüler-Verhältnis. 

2.4  Ein Beurteilungsgutachten 

Die performative Abfolge in der Prüfungssituation ist in wesentlichen Zügen 
aus den paratextuellen Bezügen erschließbar: Der Prüfling notierte eine ihm 
gestellte Aufgabe auf seinem Prüfungsbogen und verfasste dazu einen Text, 
den er zunächst auf Konzeptpapier an und dann in Reinschrift auf dem Prü-
fungsbogen niederlegte. Der Prüfende reagierte auf die Lösungsvariante des 
Prüflings und griff mit Durch-, Anstreichungen und Notaten korrigierend in 
den Schülertext ein und machte in der Randspalte Anmerkungen zum Schü-
lertext. Anschließend wurde ein Gesamturteil formuliert, das ggf. durch ei-
ne*n zweite*n Gutachter*in geprüft und korrigiert oder bestätigt wurde. Der 
Text der Lehrperson unterscheidet sich in mehrerlei Hinsicht von dem des 
Schülers: Zunächst natürlich in der Textform: Während der Schüler einen 
Aufsatz mit Titel, Gliederung und einem durch Abschnitte unterteilten Fließ-
text niederschrieb, beschränkte sich der Lehrer auf vereinzelte, kurze Rand-
bemerkungen (Stichworte oder bloße Korrekturzeichen), Anstreichungen im 
Text sowie das abschließende Urteil, das in diesem Fall jedoch nur zehn über 
die gesamte Seitenbreite geführte Zeilen umfasst. Begibt man sich in schrift-
kundliche Gefilde, fällt eine weitere Differenz auf: Die Lehrperson schrieb in 
einer Kurrentschrift – eine Frakturschrift, die auch als ‚deutsche’ Schrift be-
kannt war. Der Prüfling nutzte vor allem die so genannte ‚Normalschrift‘ – 
eine Antiquaschrift, die 1941 unter den Nationalsozialisten angeordnet wur-
de.60 Nach 1945 war die Abschaffung der so genannten „Deutschen Schrift“ 
                                                             
59  Vgl. ebd. 
60  Vgl. Reimers 2016; Beck in Beck/Henning, S. 204f. Die Frage, inwiefern die Schreibenden 

auch Buchstabenvarianten der ab 1915 in Preußen eingeführten Sütterlinschrift nutzten, die 
nicht nur eine Kurrentform, sondern auch eine lateinische Form hatte, müsste ein sachkun-
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nicht mehr zu revidieren. Die Schreib-Spuren dieser beiden Akteure verwei-
sen demnach auf unterschiedliche Sozialisationskontexte. Ob dies grundsätz-
lich auch auf strengere Vorgaben zur Verwendung einer bestimmten Schreib-
schrift für Schüler*innen schließen lässt, muss hier offen bleiben, aber be-
obachtbar ist doch, dass die Lehrer weniger um die Lesbarkeit ihrer Anmer-
kungen und Beurteilungsgutachten bemüht waren – die Lehrerschriften sind 
mitunter nur schwer zu entziffern. Eigentlich aber sollten nicht nur die Schü-
ler*innen, sondern auch die Lehrer*innen ‚sauber’ schreiben. Diese sowohl 
von den Prüflingen wie auch von den Prüfenden eingeforderte Anstrengung 
verweist auf die Herausgehobenheit der Prüfungssituation, der mit Ernsthaf-
tigkeit und Sorgfalt begegnet werden sollte. Man kann hier von einer Symbo-
lik der Schreibhandlungen sprechen, deren Bedeutung über den tatsächlichen 
Vollzug und den niedergeschriebenen Inhalt hinausreichte, wodurch dem 
Prüfungsprozedere eine gewisse Feierlichkeit verliehen wurde. 
Überdies unterscheiden sich die Spuren der beiden Schreibenden vor allem 
farblich: Der Geprüfte verwendete blaue, der Prüfende rote Tinte. Die 
Machtposition der Korrigierenden ist in den Abituraufsätzen im Rot der Tinte 
kodiert. Die Lehrer*innen schrieben häufig mit Füllfederhalter, aber auch mit 
Kugelschreiber oft leuchtend rot. Falls eine Zweitkorrektur erfolgte, wurde 
systematisch eine andere Farbe und teilweise sogar ein anderer Stift-Typ 
(Buntstift) verwendet. Hinsichtlich der roten Korrektur ist geradezu von ei-
nem Kulturmuster zu sprechen, das sich spätestens seit dem 19. Jahrhundert 
immer wieder aufs Neue durch die Schulzeiten verankert und nachwirkt – 
wie etwa die automatisch auf Rot gestellte Schriftfarbe im Korrekturmodus 
gängiger Schreibsoftware zeigt. Dass dabei die Konnotation der roten An-
merkung als Zeichen der Kritik durch einen überlegenen Prüfenden wirksam 
bleibt, hat sich etabliert. Zur Art und Weise der Beurteilung führte die gel-
tende Prüfungsordnung aus:  

„Jede Arbeit wird zunächst vom Fachlehrer durchgesehen und beurteilt. Die Fehler 
werden am Rande, nicht durch Änderungen im Text, berichtigt und nach Art und 
Schwere bezeichnet. Über die Arbeit als Ganzes ist ein Gutachten zu erstatten, das 
die Vorzüge und Schwächen der Leistung wertet und in eines der vier Urteile aus-
läuft: „Sehr gut“, „Gut“, „Genügend“, „Nicht genügend“. Hinzuzufügen ist eine 
Bemerkung über das Verhältnis der vorliegenden Arbeit zu den Klassenleistungen 
(vgl. RPO 1926, § 10); doch darf das Urteil über die Prüfungsarbeit durch das Vor-
zeugnis nicht beeinflußt werden. Auch die Niederschrift der fremdsprachlichen 
Texte ist nicht zu werten.“ 61 

                                                                                                                                   
diger und detaillierterer Schriftenabgleich beantworten. 

61  RPO 1926, §16. 
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Nach diesen Anordnungen sollten die korrigierenden Fachlehrer*innen nicht 
in den Schüler*innen Text hineinschreiben, sondern am Rand ihre Korrektur-
zeichen und Anmerkungen verzeichnen. Häufig und nicht nur im Fall des 
vorliegenden Deutschprüfungsaufsatzes nahm der Korrekturrand, der dem 
Lehrer zur Verfügung stand, die vertikale Hälfte der Seite ein. Die Korrektu-
ren der Lehrer*innen wurden demgemäß überwiegend in die linke Spalte 
links neben den Schülertext eingetragen, das abschließende Gutachten mit 
der Note wurde über beide Spalten hinweg unter den Schluss der Prüfungsar-
beitet gesetzt. Wenn die Prüfenden also ganze Passagen im Schülertext unter- 
oder durchstrichen, war dies ein deutlicher Eingriff. Die in diesem Fall korri-
gierende Lehrperson kennzeichnet in erster Linie Rechtschreibfehler. Sonst 
finden sich nur vereinzelte Randbemerkungen, die sachliche Fehler verbes-
sern oder die vermeintlichen Übertreibungen des Schülertextes abzuschwä-
chen suchen: schrieb der Schüler „tiefe Gelehrsamkeit“, setzte die Lehrper-
son „zu hoch gegriffen!“ daneben, formulierte der Schüler „Fast stets“, wurde 
mit „Meistens“ korrigiert. Dass sich der Schüler bei seiner Altersangabe 
zweimal rechnerisch vertan hat, wurde registriert und mit der Bemerkung 
„[Initiale] ist ein schlechter Rechner!“ kommentiert – was das im Zulas-
sungsgutachten festgehaltene Urteil bestätigt: „Für die exakten Wissenschaf-
ten fehlt ihm die nötige Begabung“. Nur einmal, relativ gegen Ende des Auf-
satzes wurde „Schrift!“ neben eine nachträgliche Einfügung des Schülers ge-
schrieben – dies stand jedoch in keinem Verhältnis zur Häufigkeit solcher 
Formverstöße.62 Dem Prüfling wurden von Seiten der Lehrperson auf der in-
haltlichen Ebene Gestaltungsmöglichkeiten zugestanden, wobei die formalen 
Verstöße zwar registriert, aber doch nicht weitreichend sanktioniert wurden. 
Prinzipiell war für Schüler- und Lehrertext gleichgewichtig Seitenraum vor-
gesehen. Damit betonte der Gesetzgeber die Geltung des Schüler*innentextes 
und fordert zugleich ein Gesamturteil ein, das das Verhältnis zu den bisheri-
gen ‚Klassenleistungen’ bestimmen sollte. Das Verbot „doch darf das Urteil 
über die Prüfungsarbeit durch das Vorzeugnis nicht beeinflußt werden“ mutet 
etwas paradox an, denn: die Lehrer*innen beschäftigten sich im Rahmen des 
Prüfungsprozedere ausführlich mit den Vorleistungen der einzelnen Schü-
ler*innen, sollten aber die Prüfungsarbeit dann möglichst unvoreingenommen 
bewerten. Im vorliegenden Fall notierte die Lehrperson folgendes Beurtei-
lungsgutachten:  

„[Nachname des Schülers] faßt nicht in erster Linie die Schule mit ihren verschie-
denen Fächern, ihrem reichen Bildungsgut, ihren vielseitigen Anregungen ins Au-
ge; er berichtet nicht, was er sich von dem „Vielen“ besonders angeeignet hat; son-
dern versucht, das Thema an der Person und der Art eines guten Lehrers zu entwi-

                                                             
62  Siehe zur Praxis des Korrigierens von Aufsätzen: Ivo 1982, bes. S. 66-86. 
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ckeln, der sich Mühe gibt und es versteht, seinen Schülern möglichst viel auf den 
Lebensweg mitzugeben. [Nachname des Schülers] zeigt dabei eine schöne Einsicht 
in die Schwierigkeit des Lehramts, tiefe Dankbarkeit für empfangenes Geistesgut, 
erfreuliche menschliche Reife. Der Stil ist sicher, die äußere Form aber läßt viel zu 
wünschen übrig.“63 

Die Lehrperson fühlt sich in ihrer Professionalität verstanden und nimmt die 
Dankbarkeit des Schülers wertschätzend zur Kenntnis – dieses Gutachten 
wirkt damit erstaunlich persönlich und auf das direkte Interaktionsverhältnis 
bezogen. Die Lehrperson fühlt sich gemeint und zugleich in der Erziehungs-
arbeit bestätigt, im Zulassungsgutachten hieß es:  

„Er ist vor einem knappen Jahr kurz vor der Reifeprüfung aus einem gewissen 
Trotz von der Schule abgegangen, weil er sich ungerecht behandelt glaubte; er hat 
seine Torheit eingesehen. Das zweite Jahr in der zwölften Klasse ist seiner Charak-
terentwicklung gut bekommen.“64 

Wie auch das frühere Gutachten, das dem Schüler bescheinigt, „er ist ein 
ernster reifer Mensch, treuherzig und gutwillig, mit Sinn für Ironie und Sati-
re“ lobt das abschließende Urteil seine „erfreuliche menschliche Reife“. Auf-
grund von Ähnlichkeiten im Duktus und in der Handschrift (zumindest im 
Namenseintrag auf dem Zulassungsformular), ist anzunehmen, dass beide 
Gutachten von derselben Person geschrieben wurden. Da die Lehrperson die 
Aussagen des Schülers offenbar ernst nahm, ist die besondere gestalterische 
Wende in der Auffassung des Themas nicht schlicht als Ironie oder Satire zu 
begreifen, aber doch als kreativ und eigensinnig. Dass der Schüler dabei die 
Normerwartung an die ‚äußere Form’ nicht durchweg erfüllte, scheint für das 
abschließende Prädikat „gut, wie die Klassenleistungen“ kaum ins Gewicht 
zu fallen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                             
63  Beurteilung des Prüfenden unter dem Deutschprüfungsaufsatz, Abiturakte 1949 einer Berli-

ner Schule. 
64  Gutachten zur Zulassung eines Schülers, Abiturakte 1949 einer Berliner Schule. 
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Abb. 4: Beurteilungsgutachten auf der letzten Seite des Deutschprüfungsaufsatzes zur Reifeprü-
fung 1949. 

 
Dieses Bewertungsgutachten, das abgesehen von den eher allgemeinen Aus-
sagen des letzten Satzes kaum auf fachliche Fähigkeiten und Kenntnisse ein-
ging, liegt durchaus im üblichen Rahmen und damit im facheigenen Deu-
tungsraum zum Deutschaufsatz. Entsprechende Wortmeldungen in der Fach-
zeitschrift „Der Deutschunterricht“ verstanden den deutschen Aufsatz als 
„Gradmesser der geleisteten Bildungsarbeit“ und „Ausdruck des ganzen 
Menschen“65 oder als „Wesensausdruck der Persönlichkeit“66. Ausgehend 
davon bezöge sich das Urteil auf etwas, das über Unterrichtsbeobachtungen 
und eine fachspezifische Prüfungsleistung hinausgeht. Vergleicht man die 
Beurteilung der Deutschprüfungsarbeiten mit denen in Mathematik, so wird 
dies noch augenfälliger, denn hier verblieb das Urteil im fachspezifischen 
Anforderungsrahmen, auch wenn auf generelle Fähigkeiten abgehoben wur-
                                                             
65  Ulshöfer 1949, S. 9. 
66  Roth 1952, S. 67. 
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de. In diesem Kontext weist Stelmaszyk auf eine Ähnlichkeit der Beurteilun-
gen der Deutschaufsätze und der Zulassungsgutachten hin.67 Mit dem Deut-
schaufsatz sollte die Prüfung der Reife erfolgen und zwar nicht nur der blo-
ßen Hochschulreife, sondern der persönlichen Reife, wie sie in der Zeit der 
Weimarer Republik als ‚geistige Reife’ gefasst worden war, deren Grad ne-
ben der körperlichen und wissenschaftlichen Reife eingeschätzt wurde. Für 
die Beurteilung der Gesamtreife und der Persönlichkeit des Prüflings war 
dessen Lage zu berücksichtigen: „Das Gesamturteil darf aber nicht errechnet, 
sondern muß in freier Würdigung der verschiedenen Gesichtspunkte, je nach 
der besonderen Lage des Falles, gefunden werden.“68 Als ‚Gesichtspunkte’ 
sollten Vorzeugnis, die Ergebnisse der mündlichen und schriftlichen Prüfun-
gen sowie ggf. eine Jahresarbeit zugrunde gelegt werden und auch das dazu-
gehörige Vorzeugnis sollte „nicht errechnet“69 werden.70 Überdies setzte die 
Bescheinigung der Reife eine Bestätigung mit Mehrheitsurteil der Prüfungs-
kommission voraus.71 Damit wurde im Ablauf der Prüfung und in der Urteils-
findung einerseits der Entscheidungsspielraum der einzelnen Lehrperson be-
schränkt, aber andererseits ein kollektiver Ermessensspielraum eröffnet. 
Im hier vorliegenden Aufsatz finden sich an einer Stelle Bleistifteintragungen 
von einer anderen Hand, die einen übersehenen Rechtschreibfehler kenn-
zeichnen, was darauf schließen lässt, dass die Prüfungsarbeit samt Lehrerkor-
rekturen von einer weiteren Person durchgesehen wurde. Außerdem legten 
die Prüfenden Listen mit den Namen der Geprüften und der erfolgten Beno-
tung an. Bemerkenswerterweise ordneten und nummerierten sie dazu mitun-
ter die Arbeiten eines Klassensatzes fortlaufend (ohne die Konzeptpapiere 
einzubeziehen) mit rotem Stift und vermerkten in der Tabelle auch die Sei-
tenzahlen. Die Prüfenden stellten so ein Textkorpus her, das ihre Abiturien-
tenklasse und die Prüfung gewissermaßen als ein Ganzes verkörpert.  
Neben dem Deutschaufsatz sind für den Schüler von 1949 die Arbeiten in La-
tein, Griechisch und Mathematik in der Akte überliefert. Für die mündlichen 
Prüfungen wurde eine andere Dokumentationsform gewählt. In das dafür 

                                                             
67  Vgl. Stelmaszyk 2002, S. 15, 83, 153. 
68  RPO 1926, § 22. 
69  Ebd., § 10. 
70  In der ORP 1959 wurde überdies ein Paragraph zur sittlichen Reife aufgenommen, der es 

den Lehr*innen anheimstellte auch die moralische Integrität ihrer Schüler und Schülerinnen 
zu begutachten – und zwar nicht nur im schulischen Raum. Damit wurde das Abiturzeugnis 
gewissermaßen zu einem Führungszeugnis. In der ORP 1970 war dieser Paragraph nicht 
mehr enthalten, vielmehr wurden nun die Vornoten stärker gewichtet. Durch die Verordnung 
von 1959 wurde dieses Gutachten stärker funktionalisiert, aber immer noch ging es um ein 
„Bild der Persönlichkeit des Schülers“. In den Bestimmungen von 1970 war „Das Gutachten 
der Klassenkonferenz“ dann gänzlich entfallen. 

71  Vgl. RPO 1926, § 22. 
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vorgesehene Formular wurden von einem Berichterstatter die vom Schüler 
vorgetragenen Themen für die mündliche Prüfung bei Fachlehrern in Deutsch 
und Griechisch stichwortartig aufgezeichnet. Zwischen den Themen finden 
sich in Klammern Kürzel, die wohl auf die Bewertung verweisen, aber kaum 
erschließbar sind. Eingetragen wurden auch Anfangs- und Endzeit der Prü-
fung sowie die erteilte Note. Alle erteilten Noten wurden in eine Tabelle für 
die gesamte Klasse eingetragen und mit einem Vermerk zum Bestehen bzw. 
Nichtbestehen versehen. Das Abitur des Schülers von 1949 wurde im Akten-
prozess formal gestaltet und als eine Sammlung unterschiedlicher Identifizie-
rungen des Prüflings aus Sicht der Schule dokumentiert. Ist das Abitur aus 
Sicht der einzelnen Schüler*innen in der Regel ein einmaliges Ereignis, so 
absolvieren Lehrer*innen in ihrer Laufbahn zumeist mehrere Abitureiereig-
nisse. Das Lehrerkollegium bürgt daher für die Stabilität der Praktiken – etwa 
in der Verwendung spezifischer Schreibutensilien oder Korrekturzeichen. Die 
Ähnlichkeiten in den Formulierungen der Beurteilungen und Gutachten sind 
eine weitere Konsequenz dieser Kontinuität. 

2.5  Verschriftlichungspraktiken der Prüfung 

Die Ausführung des Abiturs ist an Verschriftlichungspraktiken gebunden: die 
formalisierte Erstellung von Listen, Berichten, Protokollen und Gutachten 
sowie die eigentlichen Prüfungsarbeiten, deren Korrektur und Beurteilung. 
Lehrer*innen und Schüler*innen befanden sich in einer durch die Prüfungssi-
tuation gerahmten Kommunikationssituation, die durch weitere aktiv eingrei-
fende oder schlicht zur Kenntnis nehmende Akteure erweitert wurde. Die Ak-
teure waren sich der Rahmung ihrer Kommunikationssituation bewusst und 
antizipierten Erwartungshaltungen auf verschiedenen Ebenen. Die Subjekti-
vierungs- und Objektivierungspraktiken wurden somit in spezifischer Hin-
sicht vollzogen: Die Zulassungsgutachten wurden im Lehrerkollegium be-
sprochen und auch die Beurteilungsgutachten wurden von allen Lehrer*innen 
der Lehrerkonferenz eingesehen und gegengezeichnet. Ab 1970 waren nur 
noch Erst- und Zweitgutachter*innen für die Prüfungsarbeiten zuständig. In 
den Unterlagen sind überdies Verwaltungsvorgänge zu Einspruchs- und Re-
visionsverfahren mit Abänderung der Bewertungen überliefert. Die Beurtei-
lungsgutachten wurden in Ausnahmen mit Verweis auf die Zustimmung des 
verantwortlichen Fachlehrers oder der Fachlehrerin revidiert. Mit der Ver-
schriftlichung erfolgte die Kommunikation mittelbar und über die Form der 
Akte wurden weitere intertextuelle Bezüge erzeugt. In diesem Sinne ist 
Foucaults Analyse der Prüfung als „Schriftmacht“72 zu folgen, mit der die 

                                                             
72  Foucault 1976, S. 244. 
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Entwicklung spezifischer „Aufzeichnungs- und Dokumentierungsmetho-
den“73 einherging. Bemerkenswert ist auch die relative ‚Unsichtbarkeit‘ der 
Disziplinarmacht in der Abiturakte. Der kontrollierende Blick der Schulbe-
hörde wird in der Regel nur durch vereinzelte Unterschriftskürzel etwa auf 
dem Bogen für die von den Fachlehrer*innen zur Genehmigung beim Schul-
amt eingereichten Aufgaben für die schriftlichen Prüfungen oder durch die 
Unterschrift des Schulamtsmanns unter den Schulzeugnissen sichtbar. 
Mit der Analyse der Akte kommen vor allem die bürokratischen Praktiken 
der Prüfung in den Blick. Das Abitur generiert sich mit dieser Akte als ein 
Verwaltungsvorgang. Das Erstellen der einzelnen Schriftdokumente bestätigt 
die Geltung der staatlichen Prüfung überdies als justiziablen Akt. So betont 
etwa der Verweis des Beauftragten des Hauptschulamtes auf seine „Amtsver-
schwiegenheit“74 den Rechtscharakter der Prüfung. Neben einem Schulstem-
pel als Beglaubigung einer staatlichen Institution waren die Handschriften 
gleichsam ‚Schriftakte‘, die eine Handlung – namentlich die Prüfung – im 
Schreiben vollzogen sowie ihre Gültigkeit und Verbindlichkeit bestätigten.75 
Gerade im Vertragsrecht ist die Handlung des Unterzeichnens an die Eigen-
händigkeit und häufig an eine spezifische Materialität der Handlungen, der 
Schreibutensilien und Schriftträger gebunden.76 Für den Schriftakt sind Pro-
duktion und Rezeption als Interaktionen zwischen menschlichem Akteur und 
materiellem, mobilem Artefakt konstitutiv.77 Als „eigenhändige Unterschrift“ 
fungiert die Schrift quasi als Körperersatz. Sie ist „die Spur einer Körperbe-
wegung; die Gültigkeit des vereinbarten Vertrages wird durch ein Körper-
Substitut verbürgt, das als authentisch anerkannt wird.“78 Im Akt der Nieder-
schrift vollzog und entäußerte sich damit die Anerkennung einer spezifischen 
Prüfungssituation. Die gemeinsame Gestaltung der Akte unterstützte so die 
Legitimierung des Prüfungsverfahrens, indem es zu seiner Verrechtlichung 
beitrug.  
Die Etablierung des preußischen Abiturverfahrens war eng mit der Entste-
hung des modernen Verwaltungsstaates verknüpft.79 Im Rahmen eines staat-
lichen Berechtigungswesens vermochten durchstrukturierte Aktenvorgänge 
es, die Rechtmäßigkeit der Prüfung und des verliehenen Bildungspatents 
auch über eine längere Zeit und personenunabhängig zu verbürgen. Zuvor 
war der Schulabgang von der höheren Schule stärker auf die persönliche 

                                                             
73  Ebd., S. 245. 
74  Akte zum Abitur 1951. 
75  Vgl. Frese/Keil 2015, S. 633. 
76  Vgl. ebd. 
77  Vgl. ebd., S. 634. 
78  Ebd., S. 636. 
79  Vgl. Wolter 1997, S. 27. 
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Zeugenschaft einer schulischen und städtischen Öffentlichkeit hin angelegt – 
mit dem Abitur wird dies gewissermaßen auf einen schriftlichen Beurkun-
dungsakt verlagert. Zudem führte die gesetzlich geregelte Form der Prü-
fungssituation den seriellen Charakter der erzeugten Dokumente, die Abläufe 
der Prüfung werden damit synchronisierbarer und rationalisierbarer. Der da-
mit einhergehende Anspruch der Vergleichbarkeit und die Möglichkeit über-
haupt einen Maßstab anzulegen, betrifft die konkrete Gruppe der Prüflinge 
und die Prüfenden, aber auch die Prüfungsprozesse an anderen Schulen usw. 
Hiernach vollziehen sich individualisierende Prozesse: die Leistungen der 
Geprüften werden ‚gemessen‘ und in ein Ranking je nach erreichter Leistun-
gen gesetzt. In der Akte finden sich also tabellarische Listen, in denen die 
Namen der Abiturient*innen alphabetisch, und Auflistungen, in denen die 
Namen nach erreichter Note geordnet wurden. Diese Gruppierungen erzeu-
gen in Form der Akte zum letzten Mal einen Klassenverband. Foucault kenn-
zeichnet den Nutzen solcher Datensammlungen als eine „Messung globaler 
Phänomene, die die Beschreibung von Gruppen, Charakterisierung kollekti-
ver Tatbestände, die Einschätzung der Abstände zwischen den Individuen 
und ihre Verteilung in einer ‚Bevölkerung‘ erlaubt.“80 Die Abiturient*innen 
der unterschiedlichen Schulen werden so korrelierbar. Daneben sollte hier 
auch noch auf die durch den Ablauf des Prüfungsverfahrens bedingte Grup-
pierung der Lehrer*innen hingewiesen werden. Die Entscheidungen über Zu-
lassung, Reife und Zeugnis der einzelnen Abiturient*innen wurden kollektiv 
und in der Öffentlichkeit der Prüfungskommission in einer Mehrheitsab-
stimmung getroffen, wodurch sich die Disziplinarmacht des Staates nicht nur 
gruppierend auf die Schüler*innen, sondern eben auch auf die Lehrkräfte 
auswirkte. Prinzipiell wird bei der Auseinandersetzung mit historischen Abi-
turakten demnach deutlich, dass das Abitur nicht schlicht eine Prüfung der 
Schüler*innen war. Lehrer*innen und Abiturient*innen waren im Abiturakt 
gemeinsam der staatlichen Kontrollmacht unterworfen. Auch die Leistungen 
der Lehrer*innen wurden mit dieser regelmäßigen Prüfung einer normieren-
den Sanktionierung unterzogen – der Erfolg ihres Unterrichts, ihr Aufgaben-
stellen und Korrigieren und damit nicht zuletzt ihre pädagogische Professio-
nalität standen auf dem Prüfstand. Die Akte ist dabei nicht nur ein Instrument 
der Sicherung und Bewahrung, sondern ein Steuerungsmittel, das die Abläufe 
der Prüfungsphase reguliert. 
 
 
 
 
                                                             
80  Foucault 1976, S. 245. 
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3  Fazit 

Das Akten-Artefakt ist ein Ergebnis, aber auch eine Bestätigung dieser Prü-
fungssituation, die durch die Beteiligung der Akteure mit Schrift und Signa-
tur (und Stempel) bezeugt wurde. So dokumentieren die korrigierten Abitur-
arbeiten die Prüfungssituation (die Auswahl einer gestellten Aufgabe und de-
ren Lösung durch die Schüler*innen), bezeugen die Beurteilung und rechtfer-
tigen das Urteil (Anmerkungen durch die Fachlehrer*innen). Die Abiturakte, 
deren Aufbau mit einzelnen Formularen offiziell vorstrukturiert war, und die 
während des Prüfungsverfahrens angelegt wurde, konserviert nicht nur die 
Texte der Akteure, sondern mit ihr hat sich auch der zeitliche Verlauf der 
Prüfungssituation niedergeschrieben, weshalb sie wie eine Partitur der Prü-
fungspraktik ausgewertet werden kann. Mit der Kleinteiligkeit der vorliegen-
den Beschreibung erweist sich dann auch, dass in der Abiturakte nicht 
schlicht die Prüfungsabläufe dokumentiert wurden, sondern die gemeinsame 
Konstruktion von ‚Reife’ mit Aktenvorgang überhaupt vollzogen wurde. Die 
durch die bürokratische Form vorgegebenen Strukturen bieten Handlungs-
spielräume, die hier in erster Linie als pädagogische zu verstehen sind. Der 
Schüler agiert als einer, der einen Bildungsgang durchlaufen hat und gelernt 
hat, schulisches Wissen abzurufen und in adäquater Form zu präsentieren. 
Zugleich erweist er sich ehrerbietig und dankbar gegenüber dem Direktor der 
Schule und insbesondere der Lehrperson gegenüber, die auch den Deut-
schaufsatz korrigierte. Die Lehrer (re-)agieren in der ihnen vertrauten Weise 
ein letztes Mal korrigierend und beurteilend, wobei sie sich explizit auf die 
bis dato in der pädagogischen Interaktion mit dem Prüfling gewonnenen Er-
fahrungen berufen sollen. Die Abiturprüfung ist damit weder schlicht unpä-
dagogisch noch ein „Höhepunkt der pädagogischen Disziplinarmacht“81, 
sondern die Akteure hatten durchaus Handlungsmöglichkeiten, die sie nutz-
ten. 
 
 
Quellen und Literatur 
 
Ungedruckte Quellen 
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Schule. 

                                                             
81  Ricken/Reh 2017, S. 247. 
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Weiblicher Halbakt mit Schutzmaske  
Zur Wirkungsgeschichte von Wehrerziehung und 
vormilitärischer Ausbildung in der DDR  
 
 

1  Zu Stand und Problemen der historischen  
„Aufarbeitung“ 

Wehrerziehung, vormilitärische Ausbildung und vor allem der Wehrunter-
richt gehören in der Bundesrepublik nach wie vor zu den bedeutenden, poli-
tisch aufgeladenen Themen in der Auseinandersetzung mit der DDR-Ver-
gangenheit.1 Distanzierte historiografische Darstellungen bilden die Ausnah-
me. Mit Blick auf die leitende Frage dieses Beitrages nach der Wirkung von 
Wehrerziehung und -ausbildung in den Einrichtungen des DDR-Bildungswe-
sens schlägt außerdem zu Buche, dass in den Geschichten häufig die Grenze 
zwischen Intention und Wirkung der sog. Militarisierung2 der Gesellschaft 
verschwimmt. Und dies nicht selten selbst dann, wenn die Frage nach deren 
Effekten und speziell nach den Wirkungen der Wehrerziehung ausdrücklich 
aufgeworfen wurde. 

                                                             
1  Vgl. das Programm des am 27. Januar 2017 in Potsdam durchgeführten Workshops zum 

Thema Wehrerziehung in Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert“. In: „Jugend ans Ge-
wehr“ 2017. Vgl. zur Darstellung in der Presse z.B. Mit Gasmaske und Schutzanzug (1974); 
Wünschen weiterhin gute Erholung (1983). Zur Kritik des Begriffs Aufarbeitung vgl. 
Wiegmann 2016. 

2  Zum Begriffsverständnis und zur Abgrenzung zum Begriff Militarismus vgl. u.a. Sachse 
2000, S. 30 ff. Militarisierung versteht der Verf. „als denjenigen Prozeß […], in dem militä-
rische Prinzipien auf bestimmte gesellschaftliche Felder übertragen werden“ (S. 33). Der 
von Sachse benutzte Terminus ist zwar in der Literatur der alten und neuen Bundesrepublik 
gängig (vgl. ebd.), aber durch die Druckausgabe des Duden (bislang) nicht gedeckt. Vgl. 
Duden 262013, S. 721. Duden online nennt als Begriffsdeutung zusätzlich und abweichend 
von Sachses Verständnis: „In den Dienst des Militarismus stellen“. Die v.a. in Ostdeutsch-
land verbreiteten expliziten wie durch Nichtverwendung erkennbaren Vorbehalte gegenüber 
dem Begriff sind mithin mindestens terminologisch nicht abwegig. Zum Begriff Militaris-
mus in der DDR vgl. u.a. Charius u.a. 1979; Buhr/Klaus 111975, S. 799-803.  
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In zeitlicher Folge ist bemerkenswert, dass in Veröffentlichungen aus der al-
ten und neuen Bundesrepublik zwar eine fortschreitende Militarisierung der 
DDR diagnostiziert wird, und zwar von Anfang an3 und – wie Ingo Wagner 
schrieb – bis hin zu einem militarisierten Sozialismus.4 Dennoch wurde diese 
Entwicklung vermehrt erst seit der Einführung des obligatorischen schuli-
schen Wehrunterrichts5 (1978-1980) kritisch reflektiert.6 Binnen eines halben 
Jahrzehnts etablierte sich der Begriff Militarisierung sodann – Klaus Dieter 
Schlechte und Otto Vogler zufolge – als häufigstes Schlagwort zur Charakte-
risierung der DDR.7 Dass ausnahmsweise sogar ehedem namhafte Mitglieder 
der sog. Alternativen Enquetekommission, wie Bernhard Brühl, Ex-General-
major der Nationalen Volksarmee (NVA) und bis Juni 1989 Direktor des 
Potsdamer Militärgeschichtlichen Instituts, diese Militarisierungstendenz als 
„Folge und Begleiterscheinung einer Politik […] zum Schutz des Staates ge-
gen äußere Bedrohung oder zur Durchsetzung außenpolitischer Interessen 
sowie zum Schutz der inneren Ordnung“8 längst einräumte,9 hat der bis heute 
augenscheinlich zugesprochenen Signalwirkung des Begriffs in (politisch 
ambitionierten) Geschichtsdarstellungen10 sowie in der politischen Bildung11 
                                                             
3  Vgl. Tietze/Vogel 2014, S. 258; Hartwig/Wimmel 1979, S. 163; auch Bispinck 2011, S. 44; 

Geißler/Wiegmann 1998. 
4  Wagner 2007, S. 15. 
5  Ein ausführlicher Auszug der Direktive des Ministers für Volksbildung zur Einführung und 

Gestaltung des Wehrunterrichts an den Oberschulen der DDR vom 1. Februar 1978 findet 
sich z.B. in Helwig 1988, S. 205 ff. 

6  Vgl. z.B. Hartwig/Wimmel 1979; Pröll 1981; Friedrich-Ebert-Stiftung 19822 u. 1983; 
Ackermann/Glashagen 1982; Schlechte/Vogler 1984. 

7  Schlechte/Vogler 1984, S. 9. 
8  Brühl 1995, S. 12. 
9  Bei Christa Uhlig 1995 ist hingegen von Militarisierung nicht die Rede. Stattdessen be-

schreibt sie Tendenzen der „Umwandlung der Erziehung zum Frieden in eine Erziehung zur 
Verteidigung des Friedens“, die Etablierung der Symbolik „eines ‚bewaffneten 
dens‘ sowie nach 1965 die „Koppelung der Friedenserziehung an die Wehrerziehung“ (S. 
262 f.). Auch Treichel (1994) konstatiert für die DDR eine „Erziehung zum Frieden […] 
von Anfang an“, allerdings eine Erziehung zum Frieden, die „Wehrdienst und Vorbereitung 
darauf erfordere“ (S. 407). 

10  Diese findet zuungunsten wissenschaftlicher Qualifizierung offensichtlich mitunter bis in die 
Gegenwart hinein auch an der Universität statt (vgl. Wolf 2008). Zudem werden handwerk-
liche Mängel bei der Geschichtsschreibung, fehlerhafte Darstellung und Spekulation an-
scheinend eher als sonst toleriert. Vgl. z.B. Jordan 2001. Jordan zufolge dürfte etwa das Foto 
des Halbakts mit Schutzmaske aus dem Jahr 1975 überhaupt nicht existieren, da die „Stu-
dentinnen der Humboldt-Universität“ angeblich erst ab „Anfang der 80er Jahre jeweils für 
einen Monat“ in die „Verteidigungslager“ „zur ‚Zivilverteidigungsausbildung“‘ kamen (S. 
198). Auch z.B. die vage Aussage, dass „der Mißbrauch der Mitglieder der FDJ […] die FDJ 
[…] in den Augen vieler Jugendlicher diskreditiert“ habe, wäre ohne Beleg in anderen histo-
riografischen Kontexten redaktionellerseits womöglich nicht akzeptiert worden (vgl. Ritter 
2002, S. 181).  
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nicht geschadet. Nach wie vor gilt Militarisierung im Gegenteil geradezu als 
gesellschaftskritische bis kämpferische Standardvokabel12 für die Verurtei-
lung eines perfekten Systems von „Wehrerziehung, Wehrunterricht, vormili-
tärischer Ausbildung, Lagerausbildung für Abiturienten, Reserveoffiziers-
ausbildung der Studenten“13, das alle Bereiche erfasste und besonders in der 
während ihres letzten Jahrzehnts ansonsten marodierenden DDR kein Entrin-
nen zuließ. Schon zu Zeiten deutscher Zweistaatlichkeit war sie in der Bun-
desrepublik ebenso als beunruhigend wahrgenommen14 wie selbstredend als 
Gesellschaftsmodell wir-bewusst abgelehnt15 worden. Mehr noch, so jeden-
falls das Fazit in einer von der Friedrich-Ebert-Stiftung 1983 herausgegebe-
nen Broschüre, bezeichne der Begriff sowohl das gesellschaftliche Wesen der 
DDR als auch den Gegensatz zur freiheitlichen Grundordnung in der Bundes-
republik.16 
Der überwiegend sich aufdrängende Eindruck einer bis in alle gesellschaftli-
chen Sphären hinein lückenlos und präzise verzahnten Übertragung militäri-
scher Rituale, Mentalitäten, Unterordnungsverhältnisse und Ähnliches“ auf 
zivile Bereiche17 spiegelt sich indessen nicht nur nicht in nach der Mitte der 
1990er Jahre erschienenen Überblicksdarstellungen zur Geschichte der DDR 
wider,18 sondern verträgt sich auch kaum mit den Wirkungen einer so ver-

                                                                                                                                   
11  Vgl. z.B. Stillgestanden – Riiicht Euch 1997. 
12  Den Herausgebern des Quellen- und Dokumentenbandes zu Militär und Militarismus im 

Kaiserreich zufolge wurde „die politische Instrumentalisierung … dem Begriff … gleichsam 
in die Wiege gelegt“ (Ulrich/Vogel/Ziemann 2001, S.12). 

13  Hübner 1995, S. 31. 
14  Vgl. Schlechte/Vogler 1984, S. 14. 
15  „Wir in der Bundesrepublik Deutschland lehnen eine solche Militarisierung der Gesellschaft 

aus guten Gründen ab“. Friedrich-Ebert-Stiftung 1983, S. 7.  
16  Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 1983, S. 44. Zwei Jahre zuvor fiel ein deutsch-deutscher Ver-

gleich allerdings deutlich weniger rigoros aus. Vgl. Pröll 1981. 
17  Vgl. Sachse 2008, S. 431. 
18  Bei Staritz (1996) etwa ist von Militarisierung der Gesellschaft nicht die Rede. Weber 

(2000) behandelt knapp die Einführung der 1962 eingeführten allgemeinen Wehrpflicht (S. 
65), die Mobilisierung der NVA „zur Okkupation der Tschechoslowakei“ (S. 74) sowie die 
herrschende Militärdoktrin (S. 88) und verweist kurz auf die „Friedensproblematik“ als ei-
nes der Hauptthemen der DDR-Opposition unter dem Dach der evangelischen Kirche (S. 
94). Bei Wentker (2008) spielt die Problematik keine Rolle. Es gibt lediglich einen Hinweis 
auf die unterschiedliche Haltung der evangelischen Kirchen in Ost und West zu Fragen der 
Wehrdienstverweigerung (S. 80). Für Mählert (2009) sind 1962 die Einführung der allge-
meinen Wehrpflicht und 1964 die Anerkennung der Wehrdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen wichtige Ereignisse (S. 103). Er kritisiert, dass zur Unterstützung der Nieder-
schlagung des Prager Frühlings im August 1968 die Nationale Volksarmee der DDR 
„kampfbereit an den Grenzen eines benachbarten Staates“ stand (S. 113) und berichtet über 
das rigorose Vorgehen des Staates gegen Kritiker des Wehrunterrichts (S. 153). Auch bei 
Wolle dominiert in seiner kurzen Geschichte der DDR (2011) das Thema nicht. Auf S. 21 f. 
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standenen Militarisierung, die sich jedoch, so Schlechte/Vogler, „schwer 
feststellen“ lassen19 bzw. Christian Sachse zufolge nur „schwer abzuschät-
zen“20 seien. Bereits kurz nach der allgemeinen Einführung des obligatori-
schen Wehrunterrichts konstatierte Pröll immerhin bereits eine starke Diffe-
renz zwischen den Zielen und den empirischen Befunden zu den Resultaten 
vormilitärischer Erziehung. Wie er berufen sich nach wie vor Autoren der 
Geschichten über Wehrerziehung, Wehrunterricht und vormilitärische Erzie-
hung und Ausbildung ganz überwiegend auf wie auch immer aussagekräftige 
DDR-eigene Erhebungen,21 um die Sozialisations-, im engeren Erziehungsef-
fekte zu erfassen. Das hält einige Verfasser nicht davon ab, darüber hinaus-
gehend zu spekulieren. Angesichts der z.B. durch Udo Morgedant im Entste-
hen der neuen Bundesrepublik wahrgenommenen „Verhaltensmuster der 
Menschen aus der ehemaligen DDR“ sah er sich in der Auffassung bestätigt, 
„daß die ideologische Erziehung zumindest rudimentär Spuren hinterlassen 
hat“.22 Sein Gewährsmann ist Hans-Joachim Maaz, der 1990 u.a. die allge-
meine „Ich-Schwäche der Lehrer“ in der DDR und deren „Untertanengeist“ – 
wenn auch methodisch weithin unbekümmert fern- bzw. exemplarisch – di-
agnostizierte.23 
Auch Schlechte/Vogler meinen, „daß es (trotzdem) den Machthabern in der 
DDR gelungen ist, ihren Bürgern einen Stempel der Militarisierung aufzu-

                                                                                                                                   
stellt er fest, dass Anfang der 1950er Jahre in Ost und West „Weichen längst auf Remilitari-
sierung gestellt“ waren; auf S. 26 berichtet er über den Aufbau „Nationaler Streitkräfte“, 
dass Wehrerziehung wieder Einzug in die Schule hielt und verstärkt für die Kasernierte 
Volkspolizei geworben wurde. Auf S. 59 f. ist ihm wichtig zu betonen, dass die NVA 1968 
nicht in die Tschechoslowakei einmarschierte, sondern die „Sicherung des Hinterlandes und 
des Nachschubs“ übernahm. Auf S. 77 erklärt er, warum sich der Staat schwer tat mit den 
Pazifisten im eigenen Lande. Auch im Kapitel „Vertiefungen“ spielt das Thema Militarisie-
rung keine Rolle. In seiner dreibändigen Geschichte über Alltag und Herrschaft in der DDR 
(2011, 2013 a u. b) wird das Thema eher randständig behandelt. Lediglich im Band über den 
Zeitraum 1971-1989 gibt es auf den Seiten 357-362 unter der Überschrift „Die Militarisie-
rung der DDR-Gesellschaft“ eine auf die Geschichte des schulischen Wehrunterrichts kon-
zentrierte Darstellung, die sich wesentlich auf Sachse (1996) beruft. Angesichts der hier zu-
geschriebenen Bedeutung der Militarisierung der DDR kommt das Thema in den vorange-
gangenen Bänden allerdings zu kurz, im Übrigen in allen der hier genannten DDR-
Geschichten auch das Thema Bildungswesen. 

19  Schlechte/Vogler 1984, S. 14. 
20  Sachse 2004, S. 43.  
21  Vgl. bündig zur Bilanz und Kritik der Arbeiten im Zentralinstitut für Jugendforschung in 

Leipzig Wiedemann 1998, S. 117-124.  
22  Morgedant 1995, S. 1525. 
23  Maaz 1990, S. 27. Im Nachhinein half nur der Selbstheilungsversuch (S. 235). Den Fakten-

beweis jedoch, dass sich das behauptete Soll der Erziehung auch in messbaren Daten allge-
mein und nicht bloß zunächst beim Autor und seinen Patienten in der Hallenser Psychothe-
rapeutischen Klinik niederschlug, bleibt er in seinem Buch schuldig. 
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drücken“.24 Und obgleich die systematische Durchdringung aller gesell-
schaftlichen Bereiche wohl insgesamt erfolglos geblieben sei, vermutet Sach-
se Langzeitfolgen der Militarisierung, z.B. „rigorose Disziplinvorstellungen, 
Unterordnungsbereitschaft […]. Hier scheint es … Auswirkungen zu geben, 
die über die Erziehung auch in die nächste Generation ausstrahlen“.25 
Einigermaßen auf der sicheren Seite argumentieren jene Autoren, die sich auf 
freilich schwer nachprüfbare empirische Daten stützen. Zudem stammen die-
se „‘Herrschafts-Quellen‘“26 bis zum Ende der DDR aus zweiter oder dritter 
Hand. Als Kriterien des gemessenen Erfolgs schulischer Wehrerziehung 
wurden in der Regel DDR-eigene Maßstäbe akzeptiert. Als wichtigste Werte 
galten die Verteidigungsbereitschaft unter Einsatz des eigenen Lebens und 
die Bereitschaft (männlicher) Schüler, über die Pflicht zum anderthalbjähri-
gen Wehrdienst oder eine dreijährige Dienstzeit als Unteroffizier hinaus als 
sog. Soldat auf Zeit (zehn Jahre), als Berufsunteroffizier (mindestens zehn 
Jahre) oder Berufsoffizier in der NVA Dienst zu tun. Pröll zitiert in diesem 
Zusammenhang Karl Schmitt,27 der wiederum DDR-eigene Untersuchungs-
ergebnisse diskutiert, die Horst Albrecht in seiner Dissertation aus dem Jahr 
197228 dokumentierte und die mithin Jahre vor der Einführung des obligatori-
schen Wehrunterrichts erhoben wurden. Diesen Befragungen zufolge sank 
seinerzeit die (verbal bekundete) Bereitschaft von 36,9 Prozent in Klasse 6 
auf 6,8 Prozent in Klasse 10. Dabei stimmten immerhin 50 Prozent des Ab-
schlussjahrgangs der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule der 
Notwendigkeit des „‘militärischen Schutzes des Friedens‘“29 zu. Die sich hie-
rin zumindest ausweisende Differenz zwischen „allgemeine[n] Bekenntnis-
se[n]“ und angeblicher, „tatsächliche[r] Handlungsbereitschaft“30 galt in der 
DDR kontinuierlich als ungelöstes Problem.31 Trotz des eingeschränkten Zu-
gangs zu den Untersuchungsergebnissen resümierte Schmitt ganz ähnlich wie 
der seinerzeit für die Wehrerziehung in der Akademie der Pädagogischen 
Wissenschaften (APW) verantwortliche bekannte DDR-Erziehungshistoriker 
Helmut König „eine beträchtliche Kluft zwischen den geäußerten allgemei-

                                                             
24  Schlechte/Vogler, S. 14. 
25  Sachse 2008, S. 443. 
26  Sachse 2000, S. 62. 
27  Schmitt 1978, S.43. 
28  Albrecht 1972. Auch Schirrmeister verweist – mit Blick auf die beabsichtigte Erziehung 

zum Hass – auf DDR-eigene Erhebungen, die er ebenfalls bei Schmitt zitiert findet. Vgl. 
Schirrmeister 1987, S. 100. 

29  Zit. in Pröll 1981, S. 30. 
30  Geißler/Wiegmann 1996 zitieren den Leiter der Arbeitsgemeinschaft Wehrerziehung beim 

Präsidenten APW Helmut König (S. 286). 
31  Vgl. auch Koch 2000, S. 44. 
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nen Einstellungen und der Bereitschaft, daraus persönliche Konsequenzen zu 
ziehen. Diese Kluft erweitert sich mit steigendem Alter“.32 
In seiner 2000 als Monografie veröffentlichten Dissertation aus dem Jahr 
1998 gründete Sachse seine Antwort auf die Frage nach den Wirkungen der 
Wehrerziehung in den Jahren 1960-1973 auf Zeitzeugenaussagen, die Aus-
wertung von Schüleraufsätzen und statistisches Material aus dem Jahr 1973. 
Dieses sei zwar nicht repräsentativ, fuße aber immerhin auf der Befragung 
von rund 3000 Jugendlichen.33 Auch Sachse kam zu dem Schluss, dass „die 
DDR-Führung … ihre maximalistischen Erziehungsziele nicht erreicht[e]. 
Nur eine kleine Minderheit dürfte … diesen Vorstellungen vollständig genügt 
haben“. Sehr ungünstig fielen wiederum die Ergebnisse hinsichtlich der Ziele 
der Wehrerziehung aus, „die sich auf individuelle Verhaltensweisen bezogen: 
Bewußte Disziplin, Zähigkeit, Hartnäckigkeit und Ausdauer, sowie Opferbe-
reitschaft“.34 Für die Kernfrage nach der Bereitschaft, Berufsoffizier oder -
unteroffizier zu werden, wertete er überdies eine 1964 ebenso laienhaft wie 
staatsparteilich durchgeführte und gedeutete Befragung von 100 Jungen aus 
einer zum Abitur führenden Erweiterten Oberschule (EOS) aus. Nur (immer-
hin) acht von ihnen äußerten demnach ihre Bereitschaft, Berufssoldat zu 
werden. 83 lehnten ab; sieben Schüler mochten sich nicht festlegen.  
Vergleicht man diese Ergebnisse mit früheren Befragungen, dann lassen sich 
schwerlich fortschreitende Erfolge der nach dem Mauerbau forcierten Wehr-
erziehung ableiten. Immerhin interpretierte Sachse den einhundertprozenti-
gen Rücklauf an Fragebögen bereits als Indiz für die schon Mitte der 1960er 
Jahre erreichte „Verfügungsgewalt“ über die Schüler und „die Nachhaltigkeit 
des Disziplinierungsprozesses“.35 
Michael Koch36 kommt auch für die 1980er Jahre zu dem Schluss, dass das 
„SED-Regime durch die Einführung des Wehrunterrichts keine Fortschritte 
erreichen“ konnte.37 Andererseits spielte die Teilnahmeverweigerung als 
schärfster Protest gegen das neue Schulfach statistisch kaum eine Rolle.38 

                                                             
32  Schmitt 1978, S. 43. 
33  Vgl. Sachse 2000, S. 254. 
34  Ebd., S. 263. 
35  Ebd., S. 272. Dass auf Schülerseite eventuell auch andere Motive in Frage kamen, berück-

sichtigt Sachse nicht.  
36  Kochs 2005 an der Friedrich-Schiller-Universität Jena verteidigte Dissertation ist 2006 als 

Monografie veröffentlicht worden. Vgl. Koch 2006.  
37  Koch 2000, S. 44. 
38  Vgl. u.a. auch Helmberger 2008, S. 278. Der Verf. geht hier von 0,08 bis 0,14 Prozent der 

Schüler aus, die dem Wehrunterricht fernblieben. Vgl. auch Geißler/Wiegmann 1996, S. 
267 ff., bes. die Daten zur Schießverweigerung. Thomas Widera nennt für das Jahr 1978 die 
Zahl von 175 Schülern, die DDR-weit die Teilnahme am Wehrunterricht verweigerten. Wi-
dera 2008, S. 111. 
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Dennoch provozierte der obligatorische Wehrunterricht einen bis dahin nicht 
gekannten öffentlichen Widerspruch, der mit dazu beitrug, dass ‚Andersden-
kende‘ sich in den 1980er Jahren vor allem ‚unter dem Dach der evangeli-
schen Kirche‘ zur politischen Opposition und Friedensbewegung formier-
ten.39 Solche gesellschaftssystemischen Destabilisierungseffekte40 sind umso 
bemerkenswerter, als sich der Sinn und Zweck von Wehrerziehung und  
-ausbildung in den Einrichtungen des Bildungssystems in dem intendierten 
Zusammenspiel von Vorbereitung auf die äußere Landesverteidigung und in-
nerer Herrschaftssicherung41 während der zweiten Existenzhälfte der DDR 
mehr und mehr in Richtung auf die Stabilisierung der „SED-Fürsorge-
Diktatur“42 verschob.  
Andreas Tietze und Nicole Vogel stützen ihre Aussagen vor allem auf die 
Wirksamkeitsstudien zur Wehrerziehung des Leipziger Zentralinstituts für 
Jugendforschung (ZIJ) und die ebenfalls dort durchgeführten Trendanalysen 
zu Veränderungen des politischen Bewusstseins DDR-Jugendlicher. Dem-
nach sank die bekundete uneingeschränkte Bereitschaft zur Verteidigung der 
DDR unter Einsatz des eigenen Lebens bei Lehrlingen von 49 Prozent 1975 
über 34 Prozent 1979 auf 16 Prozent 1989. Zeitgleich nahm die kaum oder 
überhaupt nicht vorhandene Bereitschaft von 15 auf 43 Prozent zu. Im Zeit-
raum seit der Einführung des Wehrunterrichts als Pflichtfach sank auch die 
vollkommene Verteidigungsbereitschaft bei Schülern der 9. und 10. Klassen 
von 39 Prozent 1978 auf 18 Prozent (1988) und 13 Prozent (1989). Gegen 
diesen Trend bewirkte die Zustimmung des Bundestages zur Stationierung 
atomarer Mittelstreckenraketen in der Bundesrepublik 1983 einen kurzfristi-
gen Anstieg der uneingeschränkten Verteidigungsbereitschaft 1984 auf 56 
Prozent.43  
Tietze/Vogel führen die tendenzielle Erosion der Bereitschaft zur militäri-
schen Verteidigung der DDR in den 1980er Jahren ursächlich auf die in den 

                                                             
39  Vgl. u.a. Geißler/Wiegmann 1996, S. 262 ff; Sachse 2000, S. 273 ff; Koch 2000, S. 46 f; 

Wolf 2008, S. 13 f; Tietze/Vogel 2014, S. 260 ff. 
40  Vgl. Geißler/Wiegmann 1996, S. 262 ff. 
41  Auf diese „nach innen gerichtete Bedeutung“ der Wehrerziehung und -ausbildung wurde in 

der Bundesrepublik immer wieder hingewiesen. Vgl. u.a. Friedrich-Ebert-Stiftung 1982, S. 
46 u. 1983, S. 7 u. 26 ff.; Ackermann/Glashagen 1982, S. 108; Schirrmeister S. 98; Sachse 
2003, S. 139; Sachse 2009, S. 30; Sachse 2008, S. 434; Wagner 2007, S. 15. Nur aus-
nahmsweise findet sich andererseits der Hinweis, dass die Militarisierung nicht nur der 
Machtsicherung diente, sondern z.B. nachweislich die Volkswirtschaft schwächte und damit 
die Herrschaft bedrohte. Zudem war man „auch Gefangener seines politischen Systems und 
seiner Ideologie; Aufrüstung und Militarisierung entsprang nicht immer eigenen Entschlüs-
sen.“ Hafeneger/Buddrus 1994, S. 10. 

42  Vgl. zum Begriff Fürsorgediktatur Jarausch 1998.  
43  Vgl. Tietze/Vogel 2014, S. 261 ff. 
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Untersuchungen des ZIJ sich ebenfalls ausweisende Abnahme der Verbun-
denheit Jugendlicher mit der DDR zurück.44 Bei Schüler(inne)n (Klasse 10) 
ließe sich eine solche Ursache-Folge-Beziehung indes allenfalls anhand der 
Daten des ZIJ nach 1985 indizieren. Demnach identifizierten sich rund die 
Hälfte der Schüler/innen der Abschlussklasse der POS in den Jahren 1969 bis 
1985 uneingeschränkt mit der DDR, zusammen mit Schüler(inne)n, die sich 
mit Einschränkung zur DDR bekannten, 1969 82 Prozent und 1978 bis 1985 
sogar 93 Prozent. Erst nach der Mitte des Jahrzehnts brachen die Zustim-
mungsraten bei der vollkommenen Identifikation (Schüler/innen der 9. und 
10. Klasse) auf 16 Prozent 1988, 18 Prozent 1989 und 13 Prozent im April 
1990 ein. Zusammen mit jenen befragten Jugendlichen, die sich mit Ein-
schränkung zur DDR bekannten, betrug der Anteil allerdings auch 1988 noch 
76 Prozent und 1989 57 Prozent. Selbst nach der Entscheidung für den Bei-
tritt zur Bundesrepublik lag er nach wie vor bei 58 Prozent.45  
Auch in kritischen Rückblicken von ehemaligen Insidern und verantwortlich 
Beteiligten werden die Erziehungseffekte der Militarisierung in der DDR e-
her geringgeschätzt. So erklärte der ehemalige NVA-General Brühl, dass bei-
spielsweise „Feindbildpropaganda und die ‚Erziehung zum Haß auf den 
Klassenfeind‘ in der NVA nie eine solche Rolle spielten, wie dies ihre Kriti-
ker behaupten […] und […] nie eine solche Wirkung erzielt[en], wie dies ih-
re Initiatoren erhofften“46. Und Generalmajor a.D. der NVA und bis 1989 
Sektorenleiter in der Abteilung Sicherheitsfragen des Zentralkomitees der 
SED Werner Hübner schätzte 1995 ein, dass nie mehr erreicht wurde als ein 
„Grad von Wehrbereitschaft […], der […] allgemein ausreicht, um die Ver-
teidigungsmaßnahmen der Deutschen Demokratischen Republik zu tragen“.47 
Eigens in der DDR entwickelte und u.a. von Koch48 und Sachse49 reprodu-
zierte sowie von Sachse in seiner Dissertation modifizierte und ergänzte ta-
bellarische Übersichten über das System der Wehrerziehung und -ausbildung 
vom Kindergarten bis zur Hochschule und weiter bis in den Berufsalltag50 
lassen demgegenüber nach wie vor einen Eindruck von Geschlossenheit, Sys-
tematik, Nachhaltigkeit, lebenslanger Verfügbarkeit und Perfektion entste-
hen, die nicht nur bereits durch mehr oder minder aussagekräftige Befra-
gungsergebnisse konterkariert werden, sondern auch einen in Teilen unbe-
friedigenden Stand der Forschung kaschieren. Das trifft insbesondere auf die 

                                                             
44  Vgl. ebd., S. 261. 
45  Förster 1999, S. 85. 
46  Brühl 1995, S. 22. 
47  Hübner 1995, S. 30. 
48  Vgl. Koch 2000, S. 12. 
49  Vgl. Sachse 2003, S. 144 f. 
50  Vgl. Sachse 2000, S. 158. 
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Wehrerziehung und -ausbildung an den Hochschulen und Universitäten zu, 
speziell auf die militärische Ausbildung und die Ausbildung in Zivilverteidi-
gung (ZV).51  

2 Bildquellen  

Gewiss sind die schriftlichen Quellen in den Archiven bildungsgeschichtlich 
noch nicht ausgereizt, wenn auch großenteils bereits gesichtet und genutzt 
worden. Anhand der speziell durch das ZIJ, die APW oder auch die NVA er-
hobenen empirischen Daten52 sind kaum noch Erkenntnissprünge zu erwar-
ten. Bildquellen sind hingegen bislang überwiegend illustrativ genutzt wor-
den bzw. in der Erwartung, dass sie quasi für sich sprechen.53 In den eingese-
henen Geschichten über Wehrerziehung und -ausbildung finden sich jeden-
falls keine quellenkritischen Bildanalysen und -interpretationen. Dabei wären 
es allein die zahlreich in Monografien und Aufsätzen veröffentlichten Foto-
grafien wert, als bildungsgeschichtliche Quellen genutzt zu werden.54 Sie 
versprechen, bisher gefundene Antworten auf die hier in das Zentrum des Er-
kenntnisinteresses gerückte Frage nach den Resultaten der Wehrerziehung in 
der DDR zu ergänzen, zu präzisieren oder zu korrigieren. Denn nicht nur 
veröffentlichte Dokumente, Archivquellen und zeitgenössische Darstellun-
gen55 sind historiografisch unverzichtbar. Auch Bilder erzählen die auf ihnen 
                                                             
51  Hier erwies es sich sogar als schwierig, das Jahr 1970 als das Jahr der Einführung obligato-

rischer ZV-Ausbildungslager nachzuweisen. Anhand des dem Titel nach vielversprechenden 
Buches von Jordan 2001 gelang das jedenfalls nicht. Vgl. FN 10. Der Verf. begnügt sich 
überwiegend mit der Darstellung von archivalisch überlieferten Diskussionen und Beschlüs-
sen, und zwar ohne Rücksicht auf deren praktische Konsequenz. So entgeht ihm auch dieses 
wichtige Datum, das er offenbar im Weiteren auf der Grundlage von „Hörensagen“ auf den 
Anfang der 1980er Jahre datiert. Unbekümmert werden auch Falschaussagen in einem 
Atemzug mit Richtigem publiziert. Die Behauptung z.B., dass „eine höhere akademische 
Laufbahn […] sich erst nach der Bereitschaftserklärung zur Reserveoffizierslaufbahn“ er-
öffnete (S. 175), lässt sich bereits an meiner eigenen akademischen Karriere widerlegen. 
Nicht einmal eine offensive Ablehnung hatte hier Konsequenzen. Vgl. demgegenüber die in-
struktive Arbeit von Heitmann 2006, S. 311 ff. Auch in anderen Veröffentlichungen finden 
sich Ungereimtheiten. So wurde etwa eine Studierende der Humboldt-Universität zu Berlin 
in ZV-Uniform irrtümlicherweise als Erntehelferin ausgewiesen. Vgl. Middell 2012, S. 371.  

52  Vgl. Hübner 1995, S. 32. 
53  In welchem Maße methodisch unkontrollierte Bildbetrachtungen Fehlinterpretationen her-

vorbringen können, lässt sich exemplarisch beobachten anhand des Textes von Urban 2011, 
bes. 268 ff.  

54  Vgl. z.B. Fotoalbum Angela Merkel, Bundeskanzlerin 2015. 
55  Beispielsweise wurde mitunter einige Mühe darauf verwendet, die Durchdringung des Lehr-

plans der POS mit wehrpolitischen Inhalten nachzuweisen. Eine systematische Aufbereitung 
findet sich indessen als Empfehlungen u.a. bereits in Birkner 1973, auch in Il-
ter/Herrmann/Stolz 1974; für die Berufsausbildung Schröer 1986. Vgl. auch Militärbiblio-
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präsentierten Geschichten56 sowie die Geschichten hinter z.B. dem Foto.57 
Die in/auf ihnen repräsentierten Räume und die abgebildeten sowie die hinter 
der Kamera agierenden Personen samt deren gewollter oder ungewollter, of-
fensiver oder dezenter Darbietung ihres Habitus und sozialgeschichtlich-
kulturell geprägter Interaktionsmodi58 erlauben auf spezifische Weise Einbli-
cke in die Vergangenheit.59 Die abgebildeten Dinge und Personen teilen sich 
als Repräsentanten ihrer Zeit mit, oder wie der Kunsthistoriker Erwin Pa-
nofsky hinsichtlich der Interpretation von Werken der Bildenden Kunst 
schrieb, enthält das Bild nicht weniger als „die Grundeinstellung einer Nati-
on, einer Epoche, einer Klasse, einer religiösen oder philosophischen Über-
zeugung“.60  
Dass die aus den Bildern inklusive Fotos gewonnenen Einsichten in die Ver-
gangenheit abhängig sind von Raum und Zeit der Betrachter, ihren besonde-
ren Interessen an der Quelle, dem jeweiligen Sehepunkt61 bzw. dass das, was 
sie zeigen und was aus ihnen erkannt werden kann, beeinflusst wird durch die 
historisch-kulturelle Prägung der Betrachter und dem jeweils gewählten 
Blickpfad durch die Vielfalt des Dargestellten,62 unterscheidet sich nicht von 
Textquellen und darf als Binsenwahrheit gelten.63 
Die auf Panofsky zurückgehende, von Konrad Wünsche in den 1990er Jahren 
auf die Erforschung des Pädagogischen angewandte sowie von Ulrike Pi-
larczyk und Ulrike Mietzner seit Mitte der 1990er Jahre64 darauf aufbauend 
entwickelte Methode der Fotoanalyse bildet inzwischen weithin eine aner-
kannte Grundlage für die Interpretation von Fotografien in der Bildungsge-
schichte resp. Erziehungswissenschaft.65 Panofskys Ikonografie und Ikonolo-

                                                                                                                                   
thek der DDR 1976. 

56  Ob eine Theorie des Bildakts nötig ist, Bilder – bzw. in diesem Fall ein (Halb-)Aktbild − als 
bildungsgeschichtliche Erkenntnisquelle(n) sprechen zu lassen, darf bezweifelt werden, frei-
lich jedoch nicht, dass sie überhaupt sinnvoll ist. Vgl. Bredekamp 2010, S. 52 f, z.B. auch S. 
327. 

57  Vgl. Paul 2005. 
58  Panofsky spricht hier von der „Welt ‚symbolischer Werte‘“. Panofsky 1979 a, S. 223. Vgl. 

auch v.a. Bohnsack 2009, S. 29. 
59  Zur „Differenz zwischen dargestelltem (repräsentierendem) und gemeintem (repräsen-

tiertem) Objekt bzw. … Sinnüberschuss“ der Bilder vgl. ebd., S. 47. 
60  Vgl. hierzu erläuternd auch Bohnsack 2009, S. 31. 
61  Vgl. Langewiesche 2007, S. 15. 
62  Reichertz/Englert 2011, S. 19.  
63  Vgl. hierzu auch Bohnsack 2009, S. 45. 
64  Vgl. Mietzner/Pilarczyk 1996. Zum damaligen Forschungskontext vgl. den Beitrag von Te-

north im selben Band. Die Tendenz von einem eher bildungsgeschichtlichen zu einem weni-
ger spezifisch (bildungs-) historischen, eher erziehungswissenschaftlichen Erkenntnisinte-
resse ist etwa bei Pilarczyk 2007 angelegt. 

65  Diese Einschätzung wurde zumindest im Zeitraum nach der Jahrtausendwende keinesfalls 
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gie kann dem spezifischen bildungsgeschichtlichen Interesse jedoch mindes-
tens im Erfahrungsraum des ausgehenden 20. und begonnenen 21. Jahrhun-
derts durchaus genügen, sofern man Bilder nicht nur, wie Panofsky meinte, 
als geistesgeschichtliche Zeugnisse versteht.66 Vielmehr lässt sich durch sie 
Vergangenheit auch gesellschaftshistorisch erkennen, verstehen und begrei-
fen.67 Unter dieser Voraussetzung erscheint Panofskys Methode für die auf 
ein bildungshistorisches Erkenntnisinteresse eingeschränkte resp. kon-
zentrierte Quellenanalyse und -interpretation bzw. im Sinne einer Rationali-
sierung und methodischen Formalisierung des quellenkritischen Analyse- 
und Interpretationsverfahrens durchaus hinreichend.68  
Im Wissen um die Grenzen eigener Wahrnehmung ist bildungsgeschichtliche 
Quellenanalyse und -interpretation zunächst aufgerufen, das Dargestellte iko-
nografisch zu entschlüsseln, d. h. die Sinngebung der (Re-)Präsentation69 zu 
erfassen. Sodann ginge es weiter- bzw. tiefergehend darum, das „Ungesag-
te“,70 den über Sinn und Sinngebung hinausgehenden bildungsgeschichtli-
chen Quellenwert der Fotografie ikonologisch, d.h. im Kontext des (publi-
zierten) bildungsgeschichtlichen Wissens zu interpretieren.71  
Als Bedingung für die ikonografische Analyse und ikonologische Interpreta-
tion schlägt Panofsky die vorikonografische Beschreibung vor, d.h. die 

                                                                                                                                   
allgemein geteilt (vgl. Keck/Kirk/Schröder 2006). Vgl. hierzu auch Schuch 2007 sowie 
Raab, S. 78 ff. Hinzu kommt, dass Panofsky selbst „ganz wesentlich durch die sozialwissen-
schaftliche Diskussion beeinflusst worden [ist], insbesondere durch seinen Zeitgenossen 
Karl Mannheim“ (Bohnsack 2009, S. 30). Vgl. die Kritik von Talkenberger (2006), S. 7. 
Vgl. zum Folgenden Pilarczyk/Mietzner 2005, S. 131-147. 

66  Vgl. ebd., S. 202. 
67  Vgl. zur Bedeutung Panofskys für Bourdieus Habitusbegriff Raab 2008, S. 78 ff. 
68  Ihr den Vorzug gegenüber anderen resp. neueren Ansätzen zu geben, ist meines Erachtens 

durch die Handhabbarkeit der Verfahrensschritte, die Möglichkeit, das Erkenntnisinteresse 
am Bild als Quelle (bildungsgeschichtlich) zu fokussieren, sowie durch die Notwendigkeit 
gerechtfertigt, die aus dem Bild gewonnenen Erkenntnisse im Kontext des vorhandenen 
(publizierten/literarischen) Wissens zu interpretieren. Vgl. zur Forschung z.B. Jäger 2000; 
Friebertshäuser/Felder/Schäffer 2007, Jäger/Knauer 2009. Andere Ansätze würden zwar 
dem Kriterium eines Stufenfolgeverfahrens bzw. einer methodischen Abfolge auch genügen, 
sind m.E. aber weniger geeignet, Bilder und speziell Fotografien fokussiert als Quellen his-
torischer Erkenntnis zu analysieren und zu interpretieren. Dass Bilder immer „mehr [waren 
U.W.] als Repräsentationen, als die sie Historiker gerne noch immer betrachten“, soll und 
kann freilich damit nicht bezweifelt werden (vgl. Paul 2013, S. 9 f u. 629). 

69  Raab griff hinsichtlich der für die bildungshistorische Quellenkritik wichtigen „Differenz 
zwischen dem visuell dargestellten (repräsentierenden) und gemeinten (repräsentierten) Ob-
jekt“ den Begriff des „Mehrwerts“ von Bildern auf. Vgl. Raab, S. 47. Vgl. auch Nöth 2009. 
Auch eine „Kamera zeichnet nicht wirklich das Geschehen vor der Kamera auf, sondern sie 
schafft, sie konstruiert, sie komponiert“ (vgl. Reichertz/Englert 2011, S. 26). 

70  Thürlemann 2009, S. 215. 
71  Vgl. hier auch Bohnsack 2009, S. 31; Reichertz/Englert 2011, S. 41. 
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sprachliche Erfassung aller bildlichen Details mit dem Ziel, die „primär[e] 
Sinnschicht, in die wir aufgrund unserer vitalen Daseinserfahrung eindringen 
können“,72 zu erfassen. Vermieden werden soll dadurch eine interpretative 
Verführung des Betrachters durch seine alltagserfahren ihm aufgedrängte 
„Klarheit auf den ersten Blick“.  
Diesem aufwändigen Verfahren darf man Grenzen setzen, sofern weitgehen-
de Klarheit über die Personen vor und hinter der Kamera und über Zeit und 
Raum der Entstehung der Fotografie besteht. „Künstliche Dummheit“, also 
„Verzicht auf Wissen“, gilt allgemein als eher „kontraproduktiv“.73  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 1: Gruppenfoto mit weiblichem Halbakt74 
 

                                                             
72  Zit. von Mietzner/Pilarczyk nach Panofsky 1979, S. 187 f. 
73  Reichertz/Englert 2011, S. 13. 
74  Diese und die folgenden Bildunterschriften stammen vom Verf. – U.W. Vgl. zur Herkunft 

der Fotografie Bildnachweis. 
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In dem hier zur Rede stehenden Fall ist bekannt, dass es sich um ein Foto 
handelt, das 1975 in der DDR in der Gemeinschaftsunterkunft eines in den 
Studienplan der Universität integrierten Ausbildungslagers in sog. Zivilver-
teidigung entstand, d.h. um das Pendant zu den vormilitärischen Lagern 
männlicher Studierender.75 Ferner ist gesichert, dass es sich um Studentinnen 
handelt, die den Abschluss als Diplomlehrerinnen anstrebten.  
Im Wissen um Entstehung und Herkunft des Fotos fließen in die Analyse In-
formationen ein, die nicht aus dem Bild gewonnen wurden. Damit ist nach 
Panofsky bereits die Stufe zur nächsten, zur ikonografischen Analyseebene 
erreicht.  
Wenn hier sinnvollerweise in Kenntnis über die Herkunft des Fotos, die Per-
sonen und die Entstehungsbedingungen der Fotografie die vorikonografische 
Beschreibungsebene verkürzt werden kann, so bleibt als Gebot immerhin die 
quellenkritische Disziplinierung gegenüber der eigenen Erfahrung. Auf die 
möglichst exakte Beschreibung der Anordnung der Dinge und Personen im 
Raum, der Lichtverhältnisse und möglichst aller vermeintlicher Nebensäch-
lichkeiten, vor allem der genauen Beschreibung der Personen, darf nicht ver-
zichtet werden.76  
Der Analysepfad ist dabei nicht willkürlich. Der bildungsgeschichtlich ge-
richtete Blick wird maßgeblich bestimmt durch die bekannten Bedingungen 
der Entstehung des Fotos und das bildungsgeschichtliche Erkenntnisinteresse, 
das darin besteht, Einsichten in das Verhältnis von Intention und Wirkung 
von Wehrerziehung und vormilitärischer Ausbildung in der DDR zu gewin-
nen.  

2.1  Vorikonografische Beschreibung 

Das Schwarz-Weiß-Foto hat ein Format von 7 x 10 cm. Bei der Fotografie 
handelt es sich um privates Amateurfoto. Es entstand im Mai/Juni 1975. Die 
abgebildeten Personen und die Knipserin waren Studentinnen der Humboldt-
Universität zu Berlin. Die Studentin hinter der Kamera war – wie die abge-
bildeten Personen – zeitweilige Bewohnerin der Gemeinschaftsunterkunft. 
Im Vordergrund wird das Bild fast vollständig ausgefüllt von den dargestell-
ten Personen. Auf dem Foto präsentieren sich sieben Studentinnen, die sich 
auf zusammengeschobenen Tischen zu einer Gruppe formierten. Die Bilddi-
agonale wird durch die Person im Vordergrund markiert. Auf dem Kopf trägt 
sie den in der DDR-Zivilverteidigung üblichen Schutzhelm. Das Gesicht ist 
mit einer Schutzmaske vollständig bedeckt. Den Kopf dreht sie zur Kamera. 

                                                             
75  Vgl. Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 1970. 
76  Pilarczyk/Mietzner 2005, S. 138. 
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Der Oberkörper der Studentin ist nackt. Mit nach vorn angewinkelten Armen, 
beiden Händen und gespreizten Fingern hält sie den Schlauch der Schutz-
maske mittig entlang ihres schlanken Oberkörpers. Am rechten Handgelenk 
trägt sie eine Armbanduhr. Der Schlauch führt von der Maske zum Luftfilter, 
der sich in einer Tragetasche befindet. Der Unterkörper ist durch eine helle 
Hose bedeckt, die sparsam gemustert ist. Offensichtlich handelt es sich um 
eine Schlafanzughose. Das linke Bein stützt den Körper auf dem Boden ab. 
Das rechte Bein wird von zwei Personen in der linken Bildhälfte gehalten. 
Die vergleichsweise klein gewachsene Studentin am äußeren linken Rand 
hockt mit gekreuzten Beinen auf dem Bett. Sie duckt sich leicht in das Bild. 
Gleichzeitig beugt sie ihren Oberkörper Richtung Bildmitte, um von der Ka-
mera vollständig erfasst zu werden. Mit beiden Armen und Händen fixiert sie 
den rechten Unterschenkel der Studentin mit Schutzmaske. Ihre Haare trägt 
sie lang. Bekleidet ist sie mit einem hellen langarmigen Oberteil. An ihrem 
linken Fuß ist die Sohle eines Hausschuhs sichtbar. Ihre Augen, wie die der 
anderen Personen im Raum, sind zum Zwecke der Anonymisierung mit ei-
nem schwarzen Balken verdeckt. Ihre Lippen sind leicht geöffnet. Sie lächelt 
offensiv in die Kamera.  
Die Studentin rechts neben ihr hat sich ebenfalls im sog. Schneidersitz pos-
tiert. Mit beiden Armen umfasst sie das rechte Bein des Halbakts in Kniehö-
he. Ihre leicht gewellten Haare trägt sie offen. Bekleidet ist sie mit einem 
dunklen, hell gemusterten kurzarmigen Oberteil. Am linken Fuß sind die 
Riemchen einer Art Sandale schemenhaft sichtbar. Auch diese Studentin lä-
chelt in die Kamera. Ihre Lippen sind geöffnet, sodass ihre obere Zahnreihe 
teilweise sichtbar wird. 
Die Studentin rechts neben ihr trägt ein dunkleres, eng gemustertes, anschei-
nend ärmelloses oder kurzärmliges Oberteil. Mit ihrem rechten angewinkel-
ten Arm stützt sie ihren Kopf. Ihr Oberarm ruht auf dem rechten Arm der 
Studentin mit Schutzmaske. Der linke Arm stützt deren Rücken. Ihre dunklen 
Haare trägt sie halblang. Ihr Mund ist leicht geöffnet. Sie lächelt in die Ka-
mera. 
Die Studentin ganz rechts sitzt mit gekreuzten, unbekleideten Beinen auf dem 
Bett. Mit dem linken Arm hält sie ihr linkes Bein. Der rechte angewinkelte 
Arm stützt Rücken und Nacken des Halbakts. Das rechte Bein ragt angewin-
kelt über den Rand des Bettes hinaus. Das helle Oberteil ihrer luftigen 
Nachtwäsche ist leicht gemustert; der Ausschnitt ihres umgangssprachlich 
seinerzeit so bezeichneten „Flatterhemds“ ist mit Rüschen verziert. Die Lip-
pen sind zu einem dezenten Schmunzeln geformt. Das Haar trägt sie leicht 
gewellt.  
Ihr Oberkörper verstellt den Blick auf eine Studentin in der zweiten Reihe. 
Deren linke Hand ruht auf der linken Schulter der vor ihr sitzenden Studen-



Weiblicher Halbakt mit Schutzmaske 219 

 
 

tin. Ihren Kopf reckt sie nach oben, um von der Kamera erfasst zu werden. 
Die Haare trägt sie mittig gescheitelt und streng nach hinten gekämmt. Ihre 
Lippen sind geöffnet. Ihr breites Lächeln lässt die Zähne blinken.  
Links neben ihr sitzt eine Studentin, deren Oberkörper ebenfalls durch die 
erste Sitzreihe fast vollständig verdeckt wird. Lediglich ein Teil ihrer dunklen 
Oberbekleidung ist sichtbar. Auch der Kopf wird etwa zu einem Drittel ver-
deckt. Ihre Gesichtszüge strahlen zu einem Lächeln. Die Haare trägt sie lo-
cker zusammengebunden.  
Den Hintergrund des Fotos bildet eine kahle helle Wand. Hinten links ist das 
Gestell eines kantigen Doppelstockbetts erkennbar. Außerdem sind die abge-
rundeten Metallstreben von weiteren drei in Reihe stehenden Bettenden un-
terschiedlicher Bauart zu sehen. Bei dem Bett rechts hinten handelt es sich 
um ein Doppelstockbett. Über dem Metallbett hinten links hängt ein längs 
gestreiftes Handtuch. Das Bett rechts daneben ist mit einer karierten Bettwä-
sche bezogen. Die Bettdecke liegt teilweise aufgeschlagen auf einem hellen 
Laken. Über dem Bettende hängt ein Handtuch mit Blumenmuster. Bei den 
Gegenständen auf dem über Eck gestellten Tisch im Vordergrund rechts han-
delt es sich offenbar um abgelegte Bestandteile der ABC-Schutzausrüstung 
oder um andere, nicht identifizierbare Ausbildungsutensilien. 

2.2  Ikonografische Analyse 

Nach der Ausbildung tagsüber bereiteten sich die Studentinnen auf die 
Nachtruhe vor. Deren Beginn war für 22.00 Uhr verordnet. Laut Ausbil-
dungsdirektive aus dem Jahr 1970 nach täglich neun Stunden Schulung und 
Ausbildung77 hatten Sie die Uniform abgelegt und trugen ihre persönliche 
Nachtwäsche. Für Stunden waren sie befreit von den Zwängen des Drills und 
der Uniformierung. Zum ersten Mal an diesem Tag waren sie länger unter 
sich. Die Erleichterung über das Ende des Tages mündete in ein ausgelasse-
nes Verhalten. Gemeinsam nutzten sie die unkontrollierte Situation zur Kari-
kierung ihrer Lage. Eine Studentin schlug über die Stränge. Sie posierte mit 
nacktem Oberkörper, Gasmaske und Schutzhelm und erheiterte auf diese 
Weise ihre Mitbewohnerinnen.  
Die jungen Frauen beschlossen, die Posse fotografisch festzuhalten. Viel Zeit 
blieb ihnen nicht. Vor der Nachtruhe und dem Ausschalten des Lichts wurde 
in der Unterkunft nach militärischen Standards eine Meldung zur Nachtruhe 
fällig.  
Die Mimik der abgebildeten Studentinnen signalisiert eine grundsätzliche 
Zustimmung zu dem verwegenen Plan, auch wenn ihr Lächeln sich nicht im 

                                                             
77  Vgl. Stellvertreter des Leiters 1970, S. 4. 
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Gleichklang befindet. Das Maß der individuellen Distanzierung vom Ausbil-
dungsalltag und der Zustimmung zu seiner Karikierung war nicht identisch. 
Gemeinsam aber war das Einverständnis mit der bizarren Inszenierung. 

Abb. 2: Training mit dem ABC-Schutzanzug, Abb. 3: „Waldmonster“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abb. 4: Pose in Uniform und Schutzmaske  
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Der ausgelassene Unfug lässt Methode erkennen. Vor der Kamera trieben die 
jungen Frauen die Karikierung ihrer Lage auf die Spitze. Sie radikalisierten 
den Anachronismus ihrer Zwangssituation dramatisch, indem sie den teilwei-
se entblößten weiblichen Körper kontrastierten mit extremer Entpersönli-
chung durch die Gasmaske. Mimik und Gestik der den Halbakt umrahmen-
den jungen Frauen geben uns die Gewissheit, dass es sich nicht etwa um eine 
Inszenierung alkoholberauschter oder erotisierter junger Frauen handelt, wie 
seitens westlich sozialisierter Bildbetrachter/innen schon einmal vermutet 
wurde, sondern um einen selbstbewussten Ausdruck radikaler Distanzierung 
von der unentrinnbaren Pflicht. Die Ironie wurde als gemeinschaftliche Dis-
tanzierung gegenüber der Zwangssituation vor der Kamera in Szene gesetzt. 
Die mit großer Ernsthaftigkeit veranstaltete und wehrideologisch sogar als 
Bedingung menschlicher Fortexistenz zelebrierte Lagerausbildung78 wurde 
bloßgestellt, zum ausgelassenen Jux gewendet und damit der Lächerlichkeit 
in der einzig noch verbliebenen Anonymität einer temporären Nische preis-
gegeben. Die hautunfreundliche und gewiss nicht allen hygienischen Maß-
stäben gerecht werdende Schutzmaske fungierte als Symbol des Widersinns.  
Während der Ausbildung wurden die jungen Frauen auf einen Überlebens-
kampf der Supermächte im Atomzeitalter vorbereitet, obgleich Gummihaut 
und Luftfilter wissentlich nutzlos würden angesichts der zerstörerischen Kraft 
einer Nuklearstrahlung. Gegen die herrschende, männlich dominierte 
Wehrideologie aber hatte der eigene Verstand keine Chance. Die absurde 
Darstellung bezeichnet das Maß der individuellen und kollektiven weiblichen 
Selbstbehauptung unter den Zwangsbedingungen des Lagers. 
Die dramatische Inszenierung erfolgte zwar spontan. Sie wurde aber bereits 
während der Ausbildung angebahnt. Auch tagsüber hatten die Studentinnen 
heimlich geknipst. Ein Schnappschuss  deutet uns in der Mimik die leidliche 
Qual der Übung mit dem Schutzanzug an (Bild 2). Auf einem weiteren Foto 
kommt uns eine der Studentinnen als bedrohliches Monster im Wald (Bild 3) 
entgegen. Und auf einem letzten Foto der Serie (Bild 4) ist bereits die ironi-
sche Inszenierung weiblicher Selbstbehauptung angelegt. 

2.3  Ikonologische Interpretation79 

Auf dem Foto sitzen die Studentinnen nicht lediglich eng beieinander, son-
dern sie berühren sich und halten sich gegenseitig in der Pose. Gemeinsam 
präsentieren sie sich als körperliches Arrangement.  
                                                             
78  Vgl. u.a. Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 1970. 
79  Folgt man Panofsky, gehört der erste Abschnitt dieses Beitrages zu Stand und Problemen 

der Forschung bereits zur ikonologischen Interpretation, und zwar in seiner Funktion als 
Deutung im Kontext des literarischen (bildungshistorischen) Wissens. 
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Die Formgebung ist fraglos typisch für Gruppenbilder, auf denen sich die 
Personen zwangsläufig eng beieinander und gestaffelt aufreihen müssen, da-
mit sämtliche Beteiligten vor der Kamera abgelichtet werden können. So ge-
sehen entstand geradezu zwangsläufig eine ästhetisch sehr verbreitete, pro-
fane, für Gruppen- oder Mannschaftsfotos gängige,80 zweckgerechte, spontan 
gewählte Komposition.  
Andererseits erinnert die geradezu „klassische“ Anordnung der Studentinnen 
an eine für die DDR durchaus typische monumentale Formgebung. Das in 
der DDR wohl bekannteste und für deren (antifaschistisches) Selbstverständ-
nis wichtigste Denkmal war die von Fritz Cremer für die Gedenkstätte Bu-
chenwald erschaffene Figurengruppe. Dieses Monument dürfte so gut wie al-
len Jugendlichen – und erst recht jenen mit einer höheren Allgemeinbildung 
– bekannt gewesen sein. Spiegelbildlich ist Cremers Figurengruppe etwa in 
derselben Formensprache81 wie das Foto komponiert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 5:  Fritz Cremers Figurengruppe „Revolte der Gefangenen“ (Bronze, 1952-1958) für das 
 Buchenwalddenkmal.  

                                                             
80  Vgl. z.B. Hädicke 2000, S. 108. Das Foto aus dem Jahr 1976 zeigt eine Gruppe von Lehrer-

studentinnen der Pädagogischen Hochschule Erfurt-Mühlhausen, die sich ganz ähnlich in 
ABC-Schutzanzügen und teilweise mit Schutzmaske bekleidet während der ZV-Lager-
ausbildung im Wald zu einer Gruppe formierten. Allerdings verzichteten sie darauf, sich 
provokativ in Szene zu setzen. In ihren Augen blitzt kaum Schalk, und nur bei wenigen Be-
teiligten ist überhaupt ein Lächeln im Gesicht, obwohl auch hier durch die Maskierten 
durchaus Nonsens ins Spiel gekommen sein mag. Im Übrigen ist das Arrangement durch 
zwei gleichberechtigte, entgegengesetzte Diagonalen modifiziert.  

81  Anders allerdings als auf dem von Delacroix „pyramidal komponierten Figurenarrange-
ment“ interagieren die Personen auf dem Foto ganz unmissverständlich. Vgl. Slanina 2014, 
S. 258. 
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Attraktiv ist dieser, wenn auch zugegeben sich nicht zwingend aufdrängender 
Deutungspfad allein deshalb, weil er sich durchaus weitertreiben lässt und 
dadurch seine Logik erst ganz entfaltet. Denn Cremers Plastik weist kompo-
sitorisch auf das berühmte Gemälde von Eugene Delacroix „Die Freiheit 
führt das Volk“ aus dem Jahr 1830 zurück – ein kunstgeschichtlicher Zusam-
menhang, der bekanntermaßen zur Standardinterpretation des Cremerschen 
Monuments und hier und da sogar zum Schulwissen82 gehört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6:  Eugène Delacroix: La Liberté guidant le peuple (Die Freiheit führt das Volk, 

Öl/Leinwand, 260 x 325cm, Paris, Musée du Louvre). 
 
Das Verblüffende dieses Deutungspfades besteht darin, dass das Gemälde 
gewissermaßen unmittelbar auf das Foto aus dem Jahr 1975 vorausweist und 
so den Zirkel schließt: Denn beide Motive eint das jeweilige Zusammenspiel 
von entblößtem weiblichen Oberkörper83 und militärischen Accessoires. Die 
                                                             
82  Vgl. Antifaschismus 2010; vgl. Busch 1960, S. 11: „Allein die große Erfindung der ‚Frei-

heit‘ als Wesen von Fleisch und Blut mit ihrem hinreißenden Bewegungsimpuls erhebt die 
ganze Darstellung […] ins Monumentale, ins Denkmalhafte“. Vgl. im Weiteren die ebenso 
knappe wie aufschlussreiche Darstellung kunstgeschichtlicher Zusammenhänge von Litera-
tur und Malerei. Ebd. S. 11ff. 

83  Die Fehldeutung der „Freiheit“ als erotische Darstellung anstatt einer Allegorie passierte 
dem Gemälde von Delacoix ebenso wie hier und da jüngst dem Foto des Halbakts mit 
Schutzmaske. „Die sinnliche Gegenwart dieses Weibes – dies nicht in erotischem Verstande 
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Nacktheit der jungen Frauen wirkt anziehend und provozierend zugleich: 
Mag die Marianne auf dem Gemälde tatsächlich so begehrenswert sein wie 
die Freiheit,84 was wohl auch hinsichtlich der Attraktivität für den Halbakt 
auf dem Foto gelten darf, so ist der Kontrast von ästhetischer weiblicher 
Körperlichkeit und widerwärtiger, abstoßend geistlos in die Kamera starren-
der – drastisch: glotzender – Maske nicht minder symbolträchtig als die halb-
nackte Marianne mit der Waffe und wehender Trikolore oder, wie Heinrich 
Heine – hier verkürzt – so wunderbar schrieb, „ein jugendliches Weib, eine 
Flinte in der einen Hand und in der andern eine dreifarbige Fahne. Sie schrei-
tet dahin über Leichen, zum Kampfe auffordernd, entblößt bis zur Hüfte, ein 
schöner, ungestümer Leib, […] diese Figur scheint […] die wilde Volkskraft 
[…] darzustellen […]; aber das ist es eben, ein großer Gedanke hat diese ge-
meinen Leute […] geadelt und geheiligt und die entschlafene Würde in ihrer 
Seele wieder aufgeweckt.“85  
Bezogen auf das Foto und ganz ohne Poesie: Der Halbakt mit Schutzmaske, 
umgeben und gehalten von den nicht minder betroffenen Mitstreiterinnen, ist 
als ein im Schutze des Restes an (kollektiver) Privatheit artikulierter Akt von 
Selbstbehauptung in Gestalt eines ästhetisch bizarr arrangierten Unbehagens 
gegen die Zumutungen der ZV-Lagerausbildung verstehbar. 
Diese Deutung wiegt für die leitende Frage nach den Effekten der Wehrer-
ziehung schwer. Denn es sind 1. Studentinnen, die sich auf dem Foto zur 
Groteske arrangieren. 2. sind es Studentinnen, die als Schülerinnen in und 
außerhalb des Unterrichts bereits Wehrerziehung und Ausbildung in Zivilver-
teidigung erfahren haben. Und 3. handelt es sich um künftige Lehrerinnen, 
die mit einiger Sicherheit nur wenige Jahre später in ihrem beruflichen Alltag 
selbst und in welchem Maße auch immer mit verantwortlich wurden für die 
schulische Wehrerziehung.  
Zu 1: Nach der erwähnten Intervallstudie des Zentralinstituts für Jugendfor-
schung in Leipzig gehörten die Studentinnen auf dem Foto ausgerechnet zu 
jenen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die statistisch die höchste Iden-
tifikationsrate mit der DDR aufwiesen und von denen daher am wenigsten 
erwartet werden durfte, dass sie sich der verordneten Ausbildung und dem 
Lagerleben widersetzen oder auch nur offen kritisch verhalten.  
Der Erhebung zufolge stimmten 1975, also zum Zeitpunkt der Entstehung 
des Fotos, der Aussage: „Ich bin stolz, Bürger der DDR zu sein“, immerhin 
66 Prozent der befragten Studierenden uneingeschränkt zu, mit Einschrän-
kungen 32 Prozent, d.h. zusammen 98 Prozent. Nur 2 Prozent antworteten 

                                                                                                                                   
gemeint, was man fälschlich in das Bild hat hineinlesen wollen “ (Busch 1960, S. 13). 

84  Vgl. Schürmann 2013; Hagen 1984. 
85  Vgl. Heine 1926, S. 19 (Hervorhebungen U.W.). 
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mit kaum oder gar nicht.86 Wird diese kaum zu übertreffende Identifikations-
rate in Beziehung gesetzt zur Bereitschaft, die DDR militärisch zu verteidi-
gen, ist zwar die Zustimmungsrate mit zusammen 82 Prozent (46 „vollkom-
men“ / 42 „mit gewissen ‘Einschränkungen‘“) immer noch sehr hoch, aber 
doch niedriger als die Identifikation mit der DDR. Die ausgefallen inszenier-
te, nichtöffentliche Distanzierung der jungen Frauen auf dem Foto widerspie-
gelt so gesehen auf spezifische, ironische Weise eine durch die Studienord-
nung auferlegte ungeliebte bis unangenehme Pflicht im Rahmen ansonsten 
gebilligter Verhältnisse, der man/frau sich um den Preis der Exmatrikulation 
grundsätzlich nicht entziehen konnte. Gemäß der Direktive des Ministers für 
das Hoch- und Fachschulwesen vom 1. September 1970 war die „erfolgrei-
che Teilnahme“ an der ZV-Ausbildung „Voraussetzung für die Zulassung zur 
Haupt- bzw. Abschlußprüfung“.87 
Zu 2: Die Studentinnen auf dem Foto haben als Schülerinnen im Verlaufe ih-
rer 12jährigen Schulzeit die zunehmende Integration von wehrerzieherischen 
und vormilitärischen Ausbildungsinhalten in das Curriculum der allgemein-
bildenden Schule erfahren.88 Tendenziell wurden seit den 1950er Jahren im-
mer jüngere Jahrgänge mit wehrerzieherischen Inhalten konfrontiert. Wehr-
erziehung und vormilitärische Ausbildungsinhalte wurden sukzessive zu ei-
nem curricularen Grundzug entwickelt. Vor allem hatten die abgebildeten 
Studentinnen als nach ihrem schulischen Leistungsvermögen ausgelesene 
und wegen ihrer vermuteten politisch-ideologischen Eignung privilegierte 
Schülerinnen der zum Abitur führenden Erweiterten Oberschule bereits im 
11. Schuljahr eine fakultative, aber de facto verpflichtende ein- oder sogar 
zweiwöchige Ausbildung in Zivilverteidigung absolviert.89  
Dass sie sich allerdings im Ergebnis der schulischen Wehrerziehung die herr-
schende Militärdoktrin zu Eigen gemacht hatten, ist dennoch statistisch nicht 
sehr wahrscheinlich. Einer groß angelegten Untersuchung vom Anfang der 
1970er Jahre zufolge waren die Schülerinnen und Schüler der 8. bis 12. Klas-
sen überwiegend lediglich in der Lage, „allgemeine Lippenbekenntnisse […] 
zur Notwendigkeit des bewaffneten Schutzes des Sozialismus abzugeben“.90 
Hinsichtlich der tatsächlichen Bereitschaft, die DDR mit der Waffe oder in 
Zivil zu verteidigen, bestätigte die Befragung die enttäuschenden Resultate 
anderer empirischer Untersuchungen. Drastisch wurde der dürftige Erfolg der 
Wehrerziehung durch folgende Indikation offenbart: Der Aussage, „jeder 
Bürger eines imperialistischen Landes, der in dessen Armee dient, ist mein 

                                                             
86  Förster 1999, S. 85. 
87  Direktive 1970, S. 6. 
88  Vgl. Sachse 2000, S.169-172. 
89  Vgl. Koch 2000, S. 14 f. 
90  Zit. nach Geißler/Wiegmann 1996, S. 286. 
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Feind. Das gilt in vollem Umfang auch für die Bundeswehr“, stimmten nur 
23,5 Prozent der befragten Schüler in der 12. Klasse91 zu. Die Verantwortli-
chen behaupteten als Ursache des ernüchternden Ergebnisses der Befragung 
eine Interdependenz zwischen militärischem und wehrideologischem Wissen 
einerseits und der Einstellung zur Militärpolitik andererseits. Sie kamen zu 
dem Schluss, dass die „Schüler so gut wie keine Kenntnisse über militärische 
und -politische Probleme haben“.92 
Selbstredend bezeichnen die Untersuchungsergebnisse nicht bloß ein Versa-
gen der Wehrerziehung in und außerhalb der Schule. In einer sich zu Beginn 
des letzten Drittels des 20. Jahrhunderts rasant verändernden Welt hatte die 
herrschende Militärideologie kaum noch eine Chance auf öffentliche Akzep-
tanz. Vor allem fand sich eine immer kritischere Bevölkerung durch das sich 
ankündigende Ende des Kalten Krieges und den politischen Entspannungs-
prozess in Europa bestätigt und ermutigt. Seit 1973 tagte in Helsinki die Kon-
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Am 1. August 
1975, wenige Wochen nachdem das Foto entstand, wurde die KSZE-
Schlussakte unterzeichnet. Darin verpflichteten sich die Staaten beider Blö-
cke unter Führung der Sowjetunion und der USA unter anderem dazu, auf die 
Androhung oder Anwendung von Gewalt zu verzichten. Damit stand auch 
die in der DDR herrschende Wehrideologie noch mehr als ohnehin im Zeital-
ter atomarer Bewaffnung in Frage.  
Zu 3: Für die Studentinnen auf dem Foto war der Eintritt in den Beruf als 
Lehrerinnen für das Schuljahr 1977/78 vorgesehen. Zu diesem Zeitpunkt wa-
ren folgenreiche Entscheidungen für die Wehrerziehung und -ausbildung in 
der Schule längst gefallen. Als Konsequenz der groß angelegten empirischen 
Wehrerziehungsstudie waren 1973 zunächst de facto verbindliche fakultative 
„Arbeitsgemeinschaften Wehrausbildung“ in den 9. und 10. Klassen einge-
richtet worden. Zwar wiesen einige kleinere Begleitstudien umgehend nach, 
dass diese Maßnahme erneut keine signifikanten Veränderungen bezüglich 
der beklagten allgemeinen wehrideologischen und militärischen Wissensdefi-
zite sowie vor allem hinsichtlich der wehrpolitischen Handlungsbereitschaft 
zur Folge hatte. Als hätten sich die fakultativen Arbeitsgemeinschaften be-
währt, wurde 1976 dennoch beschlossen, sie in den Jahren 1978 bis 1980 zu 
einem allgemeinen obligatorischen Wehrunterricht auszubauen.93 Die Stu-

                                                             
91  Der Terminus Schüler wurde geschlechtsneutral verwandt. Eine eventuelle Differenz der 

Verteilung der Antwortkategorien zwischen männlichen und weiblichen Probanden lässt 
sich daher nachträglich nicht feststellen. Zum Verhältnis von Militär und „Weiblichkeit in 
der DDR“ vgl. bündig Kemnitz 1998, S. 75-78. 

92  Zit. nach Geißler/Wiegmann 1996, S. 287. 
93  Der Wehrunterricht umfasste seit 1978:  
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dentinnen auf dem Foto waren, sofern sie beispielsweise als Klassenlei-
ter/innen eingesetzt wurden, fortan verpflichtet, zur reibungslosen Durchfüh-
rung des obligatorischen Wehrunterrichts beizutragen. 
Darüber, wie weit ihr persönliches Engagement ging, ließe sich lediglich 
spekulieren. Über eine explizite, offene Verweigerung von Lehrern und Leh-
rerinnen gegenüber dem Wehrunterricht ist jedenfalls nichts bekannt. Die 
Abneigung gegenüber der Wehrerziehung und -ausbildung bei gleichzeitigem 
– statistisch – hohen Maß an wie immer auch begründeter Verbundenheit94 
mit dem kleineren deutschen Staat hat vermutlich dazu beigetragen, die eige-
ne berufliche Existenz und Zukunft nicht aufs Spiel zu setzen.  
Dieses angepasste Verhalten manifestiert eine Haltung, die auf dem Foto prä-
sent ist: Es zeigt eine Gruppe Studierender, die statistisch das Höchstmaß an 
Identifikation mit der DDR aufwiesen und sich trotzdem gegen den Versuch 
einer zunehmenden militärischen Ordnung und Disziplinierung des Sozialen, 
gegenüber doktrinär geprägten Feindbildern und militärideologischen und -
politischen Zumutungen sträubten, auch wenn sich der kollektive Einspruch 
im Schutz eines zeitweilig nichtöffentlichen Raums ereignete und sich die 
gemeinschaftliche Distanzierung von der Lagerausbildung in Zivilverteidi-
gung lediglich auf einem Privatfoto als groteske Inszenierung artikuliert.  
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„Alles braver Durchschnitt“?  
Impressionen zur Schülerschaft der FSG  
Wickersdorf 1906-1945 
 
 

1  Einleitung 

Als die Freie Schulgemeinde [FSG] Wickersdorf am 1. September 1906 ihre 
Tore öffnete, begann in der damals noch jungen Geschichte der deutschen 
Landerziehungsheimbewegung ein neues Kapitel, das nicht nur die pädagogi-
sche Öffentlichkeit im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts nachhaltig beschäf-
tigen sollte. Die Geschichte der FSG war – nicht zuletzt bedingt durch ihren 
charismatischen und streitbaren Mitbegründer Gustav Wyneken1 – in all ih-
ren Jahren begleitet von öffentlichen Kontroversen, die damals öfters selbst 
die ersten Seiten der politischen Tageszeitungen füllten. Sie war von Beginn 
an geprägt von zahlreichen Konflikten mit den zuständigen Schulaufsichts-
behörden, mit verschiedenen Eltern und von Zerwürfnissen innerhalb des je-
weiligen Kollegiums, dessen einzige Konstante in all den Jahren bis 1945 die 
permanente personelle Fluktuation war.  
Andererseits galt die FSG Wickersdorf in Teilen der Öffentlichkeit – speziell 
vor dem Ersten Weltkrieg und in den frühen Jahren der Weimarer Republik − 
auch wieder als ein modernes Internat, nicht zuletzt, weil sie 1906 eine der 
ersten Schulen im Deutschen Reich war, die koedukativ unterrichtete, und die 
den maßlosen Anspruch hatte, eine singuläre Stätte der „Jugendkultur“ und 
des „Eigenrechts der Jugend“ zu sein, in der sich ein „Orden der Jugend“ 
(Wyneken) zum Aufbruch der gesellschaftlichen Erneuerung zusammenfin-
den würde. Gustav Wynekens Vision einer originären Jugendkultur nahm im 
Laufe der Jahre zunehmend dogmatische religionsartige Züge an. Zeitgenös-
sisch gab es keine andere Schule im Deutschen Reich, die so sehr polarisierte 
wie die FSG Wickersdorf. Die Schule ließ keinen der pädagogisch Interes-
sierten kalt. Sie hatte entweder glühende Anhänger oder entschiedene Geg-
ner. Die Reizfigur war in allen Fällen ihr Mitbegründer Gustav Wyneken. 

                                                             
1  Dudek 2012.  
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Aber dies soll hier nicht das Thema sein. Mein Blick richtet sich vielmehr auf 
die Schülerschaft der FSG, die nach den Ambitionen Wynekens die Kernzel-
le einer neuen Jugendkultur werden sollte, von der eine grundlegende geisti-
ge und damit gesellschaftsverändernde Kraft ausgehen sollte. Wyneken stütz-
te sich vor dem Ersten Weltkrieg dabei auf die sog. „Jugendkulturbewe-
gung“,2 einer mehrheitlich von jüdischen bürgerlichen Jugendlichen getrage-
nen Protestbewegung gegen die überkommenen Strukturen in Elternhaus, 
Schule und Universität, die sich das Eigenrecht der Jugend auf eigene Le-
bensgestaltung auf ihre Fahnen geschrieben hatte. Zur proletarischen Jugend-
bewegung fand Wyneken dagegen keinen Zugang, während sein Verhältnis 
zur bürgerlichen Jugendbewegung, speziell zum Wandervogel, ambivalent 
blieb, auf vielen Missverständnissen beruhte3 und deshalb zu jahrzehntelan-
gen Konflikten führte. 

2  Die Quellengrundlage 

Die folgenden Ausführungen basieren in erster Linie auf dem noch existie-
renden Schülerbuch der FSG Wickersdorf sowie auf eigenen zusätzlichen 
umfangreichen Recherchen und Quellenstudien. Erhalten geblieben ist auch 
noch das unvollständig geführte Lehrerbuch der FSG. Beide Quellen befin-
den sich seit vielen Jahren im Kreisarchiv Saalfeld-Rudolstadt und wurden 
inzwischen im Kontext der Erinnerungsveranstaltungen zum 100-jährigen 
Gründungstag der FSG Wickersdorf 2006 in einem zeitlich und finanziell 
aufwändigen Projekt digitalisiert und sind nun seit 2013 einer breiteren Öf-
fentlichkeit auch im Archiv der deutschen Jugendbewegung für neue For-
schungen zugänglich. Allerdings sollte man zugleich vor zu großen Erwar-
tungen warnen. Denn beide Bestände sind quellenkritisch zu behandeln und 
ihre Informationen sind nur durch unverzichtbare ergänzende Archivarbeiten 
abzusichern, weil die klassische Arbeit der Schulverwaltung unter Gustav 
Wyneken und seinen Mitstreitern von großen Defiziten gekennzeichnet war. 
Offensichtlich legten sie besonders in den Anfangsjahren der FSG keinen ge-
steigerten Wert auf eine sorgsame Verwaltung. Erst 1912, also fast sechs Jah-
re nach Gründung der FSG, legte Wynekens Nachfolger auf dem Schulleiter-
posten Martin Luserke (1880-1968) diese Bücher nachträglich an. Im Februar 
1912 stellte er dem standardisierten Schülerbuch aus einem Elberfelder For-
mular-Verlag deshalb folgende Notiz voran:  

„Nachdem in den ersten Jahren der Schule gar keine und seit 1909 nur unvollstän-
dige Listen geführt worden sind, habe ich dies Buch am 10. Februar 1912 angelegt 

                                                             
2  Vgl. Linse 1976; Herrmann 1985; Dudek 2002. 
3  Vgl. Mogge 2013. 
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und in ihm ein Verzeichnis sämtlicher Schüler der F.S.G. Wickersdorf mit den noch 
festzustellenden Angaben vorgetragen, welches bis No 204 geht.“  

Ähnlich lautete dann auch seine Vorbemerkung für das Lehrerbuch. „Dies 
Buch wurde angelegt am 1. April 1912, die Angaben aus früherer Zeit wur-
den, soweit Aufzeichnungen vorhanden waren, vorgetragen.“ Entsprechend 
dürftig und unvollständig ist speziell das Lehrerbuch für die ersten Jahre ge-
blieben. Unter Luserkes Leitung wurde dann aber vor allem das Schülerbuch 
mehr oder weniger sorgfältig gepflegt, im Lehrerbuch stößt man dagegen 
auch später noch auf erhebliche Lücken. Während z.B. das Personalblatt 
Wynekens von ihm selbst akribisch ausgefüllt wurde, findet man bei Paul 
Geheeb eine leere Seite vor. Andere Lehrer, die nachweislich für kurze Zeit 
in Wickersdorf unterrichtet hatten, haben sich nicht in das Lehrerbuch einge-
tragen. Solche Ungereimtheiten ziehen sich bis in die vierziger Jahre durch. 
Angesichts der häufig kurzen Verweildauer der Lehrkräfte, mag dies jedoch 
auch nicht verwundern. Ähnlich verhält es sich bei den Schülern. 
Um nur drei beliebige Beispiele zu nennen: Wynekens Wickersdorfer Schü-
ler Erich Krems (1898-1916), um dessen Freundschaft Wyneken geradezu 
buhlte4 (Maasen 1995), besuchte bis 1914 die FSG und meldete sich dann als 
Kriegsfreiwilliger zum Militär. Im Schülerbuch allerdings fehlt sein Name. 
Nun ist es müßig, darüber zu spekulieren, ob dies eine Nachlässigkeit Luser-
kes war oder ein bewusstes Verschweigen. Jedenfalls waren solche Unge-
reimtheiten keinesfalls singulär. Anfang 1933 beschuldigten z.B. zwei Wi-
ckersdorfer Schüler ihren Lehrer Otto Peltzer, sie sexuell missbraucht zu ha-
ben. Laut Schülerbuch und den einschlägigen Protokollen des damaligen 
Schulleiters lautete der Name eines der beiden Jungen: Algiridas Sawackis, 
geb. am 20.10.1917 in Kopenhagen als Sohn eines litauischen Gesandten in 
Stockholm, der in Kaunas beheimatet war. Tatsächlich handelt es sich aber 
um Algirdas Savackis (1917-1943), der 1943 im Getto von Kaunas unter bis-
lang ungeklärten Umständen ums Leben kam. Als der Darmstädter Rechts-
anwalt und Notar Eduard Staedel (1870-1926) 1914/15 seine beiden Söhne 
und 1921 seine beiden Töchter nach Wickersdorf schickte, wurden die Na-
men der beiden Jungen und des Vaters im Schülerbuch korrekt aufgenom-
men, die Mädchen Else und Hertha dagegen erhielten wie ihr Vater fälschli-
cherweise den Nachnamen „Stidel“. Aber auch andere Namen fehlen im 
Schülerbuch, und selbst einzutragende Daten wie Geburtstag, Geburtsort, 
Konfession, Name, Beruf und Adresse des Vaters, abgebende Schule, Aus-
trittsdatum und Bemerkungen wurden im Zeitraum von 1906 (bzw. 1912) bis 
1945 phasenweise nur unvollständig eingepflegt. Speziell bei den zahlreichen 
osteuropäischen Schülern der FSG wurden die Namen nach der Lautsprache 

                                                             
4  Vgl. Maasen 1995. 
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„eingedeutscht“, so dass eine vollständige Identifizierung in vielen Fällen 
kaum mehr möglich ist.  
Man muss mit solchen fehlerhaften Eintragungen immer rechnen, doch bei 
all diesen Unzulänglichkeiten ist und bleibt das Schülerbuch als historische 
Quelle in zahlreichen Fällen dennoch aufschlussreich und in Verbindung mit 
weiteren Recherchen für eine nähere Analyse lohnenswert. Neben dem Schü-
lerbuch werden ergänzend autobiographische Quellen ehemaliger Wickers-
dorfer Schüler (Tagebücher, Lebensberichte, Memoiren) fallweise herange-
zogen. Einige wenige Aspekte einer solchen weiterführenden Analyse sollen 
nun an dieser Stelle vorgestellt werden. Zunächst jedoch wird ein Blick auf 
die Wickersdorfer Schülerschaft aus der Perspektive auswärtiger Besucher 
und ehemaliger Schüler auf die Thematik einstimmen. 

3  Die Schülerschaft der FSG Wickersdorf in der 
Wahrnehmung von Besuchern 

Speziell vor dem Ersten Weltkrieg zogen die pädagogische Arbeit und das 
pädagogische Profil der FSG Wickersdorf zahlreiche auswärtige Beobachter 
an, denn Wyneken verfügte damals über einflussreiche Kontakte zu Berliner 
Journalisten, welche seine Schulgründung einer breiteren Öffentlichkeit be-
kannt machten. Viele dieser Beobachter, Besucher und Interessenten sahen 
bereits damals den von Wyneken dezidiert formulierten Anspruch realisiert, 
dass nämlich die FSG eine Vorreiterrolle für die als dringend notwendig 
empfundene Reform des höheren Schulwesens spielen könne. In diesem Zu-
sammenhang war es der junge Herman Nohl (1879-1960), der im März 1914 
Wickersdorf als positives Beispiel für die Richtung der kommenden Schulre-
form hervorhob. 

„Ob das Gymnasium aus sich selbst heraus zu der neuen Entwicklung kommen 
wird, ist mir fraglich; das Meiste wird da von den Universitäten abhängen. Wie aber 
der Weg zur Reform auch des Gymnasiums über die neue realistische Schule gehen 
kann, scheint mir Wickersdorf zu zeigen. Die Entwicklung, die diese am ernsthaf-
testen an sich arbeitende Gemeinschaft unter den Landerziehungsheimen nimmt, 
führt mit aller Deutlichkeit auf eine neue Geistesschule“.5 

Einen Schritt weiter ging L. Veeh, der in der FSG bereits 1913 das Modell 
einer „Zukunftsschule“ erblicken wollte.6 Ganz anders erlebte dann jedoch 
schon 1912 und 1913 der aus der Schweiz stammende Landerziehungs-
heimpädagoge Friedrich Grunder, welcher zeitweise auch als Lehrer bei 
Hermann Lietz in Haubinda gearbeitet hatte, bei seinen Besuchen den Unter-
                                                             
5  Nohl 1914, S. 1198. 
6  Vgl. Veeh 1913. 
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richt in Wickersdorf. In seinem 1916 erschienenen Buch berichtete er über 
seine Unterrichtsbesuche in der FSG Wickersdorf relativ ernüchternd: 

„Als Unterrichts- und auch als Erziehungsideal schwebt Wickersdorf die ‚Förde-
rung der Kultur’ vor. Ich muß aber gleich gestehen, daß von diesem Bestreben in 
den vielen, durchwegs guten und zum Teil auch sehr guten Unterrichtsstunden, die 
ich besuchte, nichts mehr und nichts weniger zu bemerken war, als an anderen 
Schulen. Überhaupt hat der ganze Unterrichtsbetrieb in Wickersdorf nach meiner 
Ansicht einen durchaus traditionellen, konservativen Charakter, der ganz an die 
Staatsschule erinnert und ja schon aus der Tatsache hervorgeht, daß hier auf das 
‚Einjährige’ und das ‚Abitur’ vorbereitet wird. Etwas Originelles bietet also der Un-
terricht in Wickersdorf nicht“.7 

Einen anderen Eindruck als Friedrich Grunder gewann dagegen Robert Drill 
(1870-1942), Journalist und Redakteur der renommierten „Frankfurter Zei-
tung“ bei seinem Besuch in Wickersdorf 1912. Er hob – im Unterschied zu 
Grunder − nicht nur die Originalität des Unterrichts der FSG hervor, sondern 
betonte auch ausdrücklich die tiefe Verbundenheit der Schüler mit ihrer 
Schule. 

„Sie lieben ihre Schule und empfinden es sehr schmerzlich, wenn geschieden sein 
muß und daß diese Gefühle auch draußen im Leben bestehen bleiben, dafür habe 
ich ein Beispiel an einem jungen Manne gesehen, der, ein früherer Wickersdorfer, 
aus Amerika herüberkam und nichts Eiligeres zu tun hatte, als Wickersdorf aufzu-
suchen“.8 

Eher rhetorisch war die Frage gemeint, die sich der Schriftsteller Hans Bran-
denburg (1885-1968)9 anlässlich eines seiner vielen Besuche in Wickersdorf 
stellte:  

„Ist diese Gemeinde nicht vielleicht eine Sekte? Eine Abgeschlossenheit von der 
Welt, nicht aus Stärke und Mut, Gemeinsinn und Selbstbewusstsein, sondern aus 
Schwäche und Angst, Eigensinn und Dünkel?“10 

                                                             
7  Grunder 1916, S. 186f. Grunder unternahm seine Reisen zu den verschiedenen Landerzie-

hungsheimen in Deutschland, England, Frankreich und der Schweiz im Auftrag von 
Adolphe Ferrière (1879-1960) und des von ihm geleiteten Genfer Bureau International des 
Ecoles Nouvelles. Das Buch basierte auf Grunders Dissertation über die englischen und 
französischen Landerziehungsheime, die er 1909 an der Pariser Universität bei Émile Durk-
heim angefertigt hatte. 1916 war er Leiter des Landerziehungsheims Hallwyl am See in der 
Nähe von Aargau. 

8  Drill 1912, S. 23. 
9  Hans Brandenburg war mit dem Wickersdorfer Kunstlehrer Dr. Siegfried Krebs (1882-1914) 

befreundet, der an der FSG von 1910 bis 1914 unterrichtete und kurz nach Beginn des Ers-
ten Weltkrieges gefallen ist. 

10  Brandenburg 1914, S. 1293. 
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Er beantwortete sie für sich mit einem klaren „Nein“, weil er in Wickersdorf 
„die schönsten Güter der Jugend wiedergefunden“ habe, „die man ihr nur zu 
lange geraubt oder die man höchstens außer der Schule gnädig geduldet oder 
die man in rohes Vergnügen und schimmligen Respekt verflucht hatte: die 
Güter Freude und Ehrfurcht“.11 
In der pädagogischen Literatur des ersten Drittels des zwanzigsten Jahrhun-
derts gibt es wohl kein Buch, das zeitgenössische Schulversuche und Ver-
suchsschulen in Europa thematisierte, in welchem die FSG Wickersdorf nicht 
präsent gewesen wäre. Entweder wurde ihr pädagogisches Profil aus interner 
Sicht von Wyneken oder Luserke dargestellt oder externe Beobachter und 
Besucher beschrieben ihre durchaus nicht einheitlichen Eindrücke über die 
Spezifika der FSG, die sie von den übrigen Landerziehungsheimen unter-
schied. Entsprechend unterschiedlich fielen auch die Urteile der auswärtigen 
Besucher aus. Lobten die einen die methodischen Innovationen im Unter-
richt, die neuartigen Formen der inneren und äußeren Differenzierung, erleb-
ten andere den Unterricht in Wickersdorf eher als konventionell und von dem 
in einer gewöhnlichen Staatsschule kaum unterscheidbar.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 1: Wickersdorfer Schüler/innen und ihr Lehrer Carl Maria Weber mit weißen „Bäckermüt-
zen“ um 1925 auf einer Studienfahrt 

 

                                                             
11  Ebd., S. 1293.  
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Manchem Besucher erschienen die Wickersdorfer Schüler als altklug, blasiert 
und arrogant, andere wiederum bestätigten ein gegenteiliges Urteil. Einig wa-
ren die Beobachter sich allerdings darin, dass die FSG kein gewöhnliches 
Landerziehungsheim gewesen sei, wenngleich die verschiedenen Besucher 
das Unverwechselbare im pädagogischen Profil entweder im koedukativen 
Ansatz oder primär im Schulgemeindegedanken oder im Anspruch, eine Kul-
turschule sein zu wollen, die dem Recht der Jugend auf Eigenständigkeit und 
Eigenwertigkeit Rechnung trage, gesehen haben. Im Laufe der Jahre sollte 
sich das ändern. 
So setzte sich etwa im Kontext des sogenannten „Eros-Prozesses“ gegen 
Wyneken 192112 Richard Woltereck unter dem Pseudonym Attentus13 dann 
schon eher mit dem „Wyneken-Problem“ auseinander und fasste in diesem 
Zusammenhang auch seine damaligen Eindrücke über die Wickersdorfer 
Schülerschaft zusammen. Sein Urteil fiel ambivalent aus. Er konstatierte da-
mals,  

„daß zwar bei vielen ‚Wickersdorfern‘ die Eitelkeit alles andere überwiegt. Durch-
schnittsseelen in gesteigerten Lebensformen gebraucht, müssen ja überheblich wer-
den und wirken dann wohl etwas peinlich oder auch komisch, wie man gerade auf-
gelegt ist. […] Aber trotzdem: es sind junge Menschen aus dieser umstrittenen Ein-
richtung hervorgegangen, die sind so wahrhaft beseelt, so sehr innerlich verfeinert, 
so intensiv im Rezeptiven wie im Schöpferischen, daß sie sogar einem erfahrenen 
Menschenverächter den Glauben an die Zukunft, an die Seele des homo europaeus 
(germanicus) wiedergeben können. Und das will sehr viel heißen“.14 

Angesichts des visionären Anspruchs Gustav Wynekens an die FSG Wi-
ckersdorf und ihre Schüler, die ihn in den zwanziger Jahren wegen seines 
Bartes spöttisch „Biber“ nannten, urteilte sein langjähriger Freund, der 
Schriftsteller und Drehbuchautor Erich Ebermayer (1900-1970), eher desillu-
sioniert.15 Als er 1926 zusammen mit vielen ehemaligen Schülern das 
20jährige Stiftungsfest der FSG in Wickersdorf feierte, hielt er nämlich fol-
genden Eindruck fest: 

„Viele frühere Schüler waren von weit und breit herbeigekommen, und die Begeg-
nung mit einigen von ihnen war lohnend. Dabei war wieder mit Kummer festzustel-
len, daß aus diesen einstigen Schülern, auch aus denen der ersten ‚großen’ Zeit Wi-
ckersdorfs, von 1906-1912, wo Wyneken wirklich der schöpferische Geist und un-
umschränkte Herr war, kein einziger hervorgegangen war, der eine außergewöhnli-

                                                             
12  Vgl. Maasen 1995; Dudek 2017. 
13  Attentus: Richard Woltereck (1877-1944), Zoologe und Mitbegründer der Zeitschrift Vivos 

voco, befreundet mit dem Schriftsteller Hermann Hesse und Aktivist im Internationalen 
Versöhnungsbund.  

14  Attentus 1921, S. 369. 
15  Vgl. Gudat 2017, S. 195ff. 
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che Entwicklung genommen oder irgendwelche ungewöhnlichen Leistungen auf-
zuweisen hatte. Alles braver Durchschnitt, wie ihn jedes gute Gymnasium in der 
Großstadt bildete. Das doch tatsächlich Unerhörte und Einzigartige dieser Erzie-
hung in Freiheit und Selbstbestimmung, in neuer Schönheit und in der Verpflich-
tung zur geistigen, kulturellen, politischen Führung der Nation erzogen zu werden 
wo war es sichtbar bei diesen jetzt 30 und 40jährigen? War alles umsonst gewesen? 
War der Rausch und Zauber der Jugend verflogen und die Banalität des bürgerli-
chen Daseins Sieger geblieben? Man konnte etwas traurig werden“.16  

Nicht ganz so radikal fiel das Urteil Martin Luserkes, langjähriger Schulleiter 
der FSG und entschiedener Widersacher Wynekens, aus. Aber auch er musste 
1924 konstatieren, dass viele Wickersdorfer Schüler nach ihrem Schulabgang 
erhebliche Anpassungsschwierigkeiten an die gesellschaftlichen und berufli-
chen Erfordernisse gehabt hatten.  

„Der Lebensgang der 800 Schüler, die bisher durch Wickersdorf gegangen sind, 
zeigt wohl, daß gerade die tüchtigsten Wickersdorfer es schwer gefunden haben, 
sich ins Leben hineinzuordnen, aber auch daß sie unverlierbare Dinge davon getra-
gen haben, die eben nicht billiger zu haben sind als um den Preis solcher Schwie-
rigkeiten“.17  

Der jugendbewegte Wickersdorfer Lehrer Alfred Ehrentreich (1896-1998) 
wiederum urteilte aus der Retrospektive ähnlich wie Erich Ebermayer. Ge-
mäß dem Ideal der Schulgemeinde hätte man die Besten ihrer Generation 
ganz unabhängig vom Einkommen der Eltern in Wickersdorf vereinen sollen. 
Aber damit hätte man sich in staatliche oder private, finanzkräftige Abhän-
gigkeit begeben müssen. So war man unter den gegebenen Umständen auf 
zahlungskräftige und zudem idealistische, die Schule unterstützende Eltern 
angewiesen. Dadurch seien die FSG, aber auch andere Internatsschulen 
zwangsläufig in die Situation geraten,  

„daß ihnen manche Kinder aus gefährdeten oder zerrütteten, dabei zahlungsfähigen 
Familien anvertraut wurden, Kinder, die in solchen Verhältnissen ihren ‚Schock’ 
bekommen hatten. Daß auch ein höherer Prozentsatz jüdischer und russischer Kin-
der darunter war, erleichterte die Aufgaben nicht. Die Zahl der normal gesunden 
und begabten Kinder war nicht bedeutend. Die gewisse Labilität bewirkte, daß die-
se Jugend – anders als in der Jugendbewegung – nur zum Teil als Träger der Wi-
ckersdorfer Idee angesehen werden konnte. Sie trugen nicht einmal ihre weiße Bas-
kenmütze (der Volksmund spottete: ‚Bäckermütze’), das äußere Symbol der Zuge-
hörigkeit, in den Ferien. Träger der Wickersdorfer Idee waren also wesentlich auch 
die Lehrer, besonders die alteingesessenen“.18 

                                                             
16  Ebermayer 1982, S. 34. 
17  Luserke 1924, S. 84. 
18  Ehrentreich 1985, S. 65f. 
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Zu einem gänzlich anderen Urteil kam der Wickersdorfer Lehrer Otto Peltzer 
(1900-1970)19 in einer Rückschau auf seine Wickersdorfer Jahre. 

„Die Wickersdorfer Schüler haben sich im Leben draußen bewährt und sind Kämp-
fer geworden für eine freiere Weltanschauung und für echteres Kultur- und Sportle-
ben. […] Ein Hauptmerkmal dieser Schulgemeinden war das vertrauensvolle Ver-
hältnis der Schüler zu den Lehrern, und kein Erzieher konnte sich behaupten, der es 
nicht verstand, auf die Jugend einzugehen und zu wirken, d.h. seine Schüler mitzu-
reißen. Bei allen aber war die sportliche und freiheitliche Einstellung der Ursache 
ihrer Aufgelockertheit. Die Erfolge auf geistigem Gebiete verdanken diese Schulen 
der Bereitwilligkeit der Schüler, etwas zu lernen und an sich zu arbeiten, um etwas 
zu werden“.20 

Angesichts des pädophilen Unwesens, das Peltzer und andere Wickersdorfer 
Lehrer unbestreitbar über viele Jahre hinweg in dem Internat getrieben hat-
ten, hat sein Urteil vom „vertrauensvollen Verhältnis der Schüler zu den Leh-
rern“ allerdings einen ziemlich faden Beigeschmack. Richten wir nun einen 
kurzen Blick auf Wickersdorfer Schüler, die sich zu ihrer damaligen Schul-
zeit dort öffentlich geäußert haben.  

4  Die FSG Wickersdorf in der Wahrnehmung ehemaliger 
Schüler 

Es gibt – erwartungsgemäß − nur wenige Zeugnisse, die aus Sicht der damals 
beteiligten und betroffenen Schüler die Geschichte der Internatsschule in Wi-
ckersdorf ausschnittsweise und aus ihrer subjektiven Sicht beleuchten, aber 
immerhin: sie existieren im Vergleich zu anderen reformpädagogischen 
Schulen dann doch sogar in erstaunlicher „Vielfalt“. Die wenigen Autobio-
graphien ehemaliger Wickersdorfer Schüler, welche die Schule vor 1933 be-
sucht hatten, oszillieren in auffälliger Weise − und das ist bezeichnend − zwi-
schen verklärender Begeisterung21 und teils traumatischen Erinnerungen22 
wie z.B. die des Wickersdorfer Schülers Kalistros Thielicke (1905-1944), der 
in seinen unveröffentlichten Lebenserinnerungen von seiner fast vierjährigen 
Schulzeit in Wickersdorf vor allem die sexuelle Gewalt seitens eines seiner 
Lehrer ausführlich festhielt.23 Kurz vor dem Ersten Weltkrieg besuchte auch 
der spätere KPD-Reichstagsabgeordnete Ernst Putz24 die FSG Wickersdorf 
                                                             
19  Vgl. Kluge 2000. 
20  Peltzer 1947, S. 197ff. 
21  Vgl. Kastel o. J.; Ode 1972; Elsaesser 1995; Jaray 1995; Schoenfelder 1996. 
22  Vgl. Braun 1921; Sanden 1990; Walter 1998; Roloff-Momin 2002. 
23  Vgl. Dudek 2015. 
24  Ernst Putz (1896-1933), geboren auf dem Sinntalhof in der Nähe von Bad Brückenau, kam 
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und wurde dort Mitglied der Kameradschaft Martin Luserkes. Über seine Er-
lebnisse und Eindrücke schrieb er unter anderem: 

„Dem Zauber dieser Tage [Stiftungsfest 1913; P.D.] erlag ich ganz. Ich sah wohl, 
daß auch da nicht alles echt war. Ein neuer russischer Schüler nahm andere mit zum 
Rauchen und Saufen nach Hoheneiche. Sie mussten später die Schule verlassen. 
Aber im Ganzen war es, was mein Herz ersehnte... Das Telegramm kam, daß ich 
eine völlige Freistelle bekommen könne. Vater und Mutter waren dagegen aus reli-
giöser Einstellung heraus... Lieber Vater, nie hast du verstanden, warum ich so an 
Wickersdorf hing. Ich kann dir’s sicher auch heute nicht klarmachen. Aber ich 
weiß, daß diese 16 Monate dort mir wie ein erfülltes Leben vorkamen. So wird die 
Menschheit später leben – verändert äußere Formen freilich und eine klarere Welt-
anschauung auf den Ideen fußend, denen ich jetzt die letzten 10 Jahre diente. Aber 
wieviel war schon erreicht auf dieser Insel! Ich müßte einen Roman dieser 16 Mo-
nate schreiben und könnte doch nicht verständlich machen, wie sehr ich für diese 
Zeit dem Schicksal dankbar bin... Alles war unbeschreiblich. Die Natur vor allem. 
Gehe doch einmal zu den verschiedensten Jahreszeiten die stillen Wege, das große 
und das Panorama, zum Ellen Key-Platz, über den Horizont, zum Feldherrnhügel 
und zum Meurablick. Wenn der Wind braust im Winter, alles tief im Schnee liegt, 
die Tannen im Forst krachen und knarren und die Schiefern an den Wänden klap-
pern. Oder in einer sanften Sommernacht, ein voller Mond über den Bergen, die Tä-
ler mit seinem Licht und Schatten erfüllt, das Bächlein im Tal plätschernd, leise der 
Wind die Tannen wiegend. Im heißen Sommer durch die Eichenschonung, wenn 
die Sonne prall drauf scheint, zum Meurablick, wo heute August Halms Grabhügel 
ist. Wie stark gerade in diesen Jahren die Mutter Natur mich in ihre Arme nahm, ich 
kann’s nicht sagen. Meine zweite, nie verlorene Heimat, mein Boden, meine Bäu-
me, die hohen Linden gegenüber dem Herrenhaus, die Apfelbaumwiese, der See im 
Tal, der Geruch von Boden, Gras, Tanne, Stein – ach, Ihr Wickersdorfer, Ihr werdet 
wissen, wie mein Herz voll ist aller dieser Herrlichkeiten!“.25 

                                                                                                                                   
Monate dort. 1920 übernahm er den Sinntalhof von seinem Vater und bewirtschaftete ihn. Er 
diente 1919/20 Bernhard Uffrecht als provisorische Unterkunft für seine „Freie Schul- und 
Werkgemeinschaft Letzlingen“. 1920 gründete Putz mit dem Reformpädagogen Max Bondy 
(1892-1951) auf dem Hof die „Freie Schul- und Werkgemeinschaft Sinntalhof“, die nach 
Differenzen zwischen Putz und Bondy 1923 aufgelöst wurde (vgl. Debler 2004). Bondy 
ging mit seiner Frau Gertrud Bondy (1889-1977) und einem Teil der Schüler ins niedersäch-
sische Gandersheim und gründete dort die „Schulgemeinde Gandersheim“, die 1929 nach 
Marienau wechselte. Das Landerziehungsheim Schule Marienau existiert noch heute. Putz 
saß von 1924 bis 1933 für die KPD als Abgeordneter im Reichstag. Im Juli 1933 wurde er 
verhaftet und kam ins Untersuchungsgefängnis Berlin Moabit, wo er im September den Frei-
tod wählte, um seine Familie und seine Parteigenossen vor weiteren Verfolgungen zu schüt-
zen. Während seiner Haft verfasste er seine unveröffentlichten Lebenserinnerungen, die an 
seinen Vater gerichtet waren und in denen er auch auf seine Wickersdorfer Zeit einging (vgl. 
Dudek 2014). Das folgende Zitat entstammt diesem Text, der sich in seinem Nachlass befin-
det.  

25  Bundesarchiv Berlin, Nachlass Ernst Putz, SAPMO NY 4156. 
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Ernst Putz verfasste die Erinnerungen an seine Wickersdorfer Jahre im Som-
mer 1933 kurz vor seinem Selbstmord im Berliner Untersuchungsgefängnis 
Moabit. Drei Jahre zuvor saß im gleichen Untersuchungsgefängnis ein weite-
rer Wickersdorfer Schüler, nämlich der Muttermörder Kalistros Thielicke, 
der dort ebenfalls einen Lebensbericht verfasst hatte. Ausführlich ging er hier 
auf die sexuellen Übergriffe seitens eines Wickersdorfer Lehrers und einiger 
Schüler in der Odenwaldschule, die er zuvor besucht hatte, ein. Über seine 
fast vierjährige Schulzeit in Wickersdorf hielt er allerdings nur kurz und 
nüchtern fest: 

„1919 kam ich nach Wickersdorf. An einem Augusttag kam ich mit meiner Mutter 
dort an. Die Schulfrage ergab Schwierigkeiten, denn ich passte in keine Klasse 
recht, da ich ja kaum in die Schule gegangen war. Schließlich kam ich anstatt in die 
U.T. in die Quarta.26 Ich war sehr menschenscheu und einsilbig, was meine Schul-
kameraden mir mühsam austrieben. Später kam ich in der Schule gut vorwärts, aber 
nur einseitig, in den Fächern: Biologie, Deutsch, Geschichte, Geografie und Spra-
chen sowie Religionsgeschichte war ich gut, in Physik und Chemie nicht und mit 
Mathematik war es katastrophal. Ich wurde schließlich von letzteren Fächern wie 
von Geografie dispensiert, ersteres wegen absoluter Untauglichkeit, letzteres aus 
Gegenteil. Dafür arbeitete ich sozial und zuletzt an verschiedenen Fremdsprachen. 
(Mittelhochdeutsch, Sanskrit, hebräisch, russisch). 1923 zu Ostern ging ich von der 
Schule und trat in eine Buchhandlung als Lehrling ein.“27  

In Erinnerung an Wickersdorf geblieben war Thielicke vor allem der sexuelle 
Übergriff seines Lehrers und die Tatsache, dass seine Mutter diesen noch bil-
ligte.  

„Bei dem zweiten Besuch musste ich in sein Bett, er hatte eine Art scherzhaften 
Zwang, den er mit ungeheuren Muskelkräften Geltung zu verschaffen wusste. Ich 
revoltierte, war aber der physisch Unterlegene. Am nächsten Tag klagte ich es im 
Lauf des Gesprächs meiner Mutter, denn ich weigerte mich, wieder hinzugehen. 
Meine Mutter wollte unbedingt, dass ich hingehe. Ich weigerte mich hartnäckig, 
wieder zu gehen. Sie drohte mir im Laufe der Tage und besonders als eine Karte 
von ihm kam, mich selbst hinzuschaffen und sich wegen mich [!] zu entschuldigen 
und es spricht für meine Erziehung, dass ich letzteres weit schlimmer fand. Als ich 
ihr nun sagte, er sei so und so und wolle dies und das, zeigte sie keine Verwunde-
rung, sondern sagte, dass sie das sehr natürlich fände und dass es von mir von gro-
ßer Undankbarkeit zeige, dass ich mich für sein Essen so wenig erkenntlich zeige. 
Man müsse überall auf der Welt für Annehmlichkeiten zahlen, das sei natürlich. 
Auf meinen Hinweis, dass es verboten und unmoralisch wäre, entgegnete sie, dass 

                                                             
26  U.T.: Untertertia, die heutige 8. Klasse. Thielicke wurde in Wickersdorf in die 7. Klasse 

(Quarta) aufgenommen.  
27  Landesarchiv Berlin, A Pr. Br. Rep. 030-03 Tit. 198 B Nr. 1829. Kalistros Thielicke: Le-

benserinnerungen. 
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sie genau davon wüsste und dass sie es billige, weil ‚es besser sei als sich mit dre-
ckigen Weibern abzugeben‘“28. 

Eine ungewöhnliche und bisher einzigartige Quelle bildet das umfangreiche 
Wickersdorfer Tagebuch – begonnen im April 1928, beendet Mitte Dezember 
1930 – von Rosemarie Bernfeld (1915-1984), der ältesten Tochter des Päda-
gogen und Psychoanalytikers Siegfried Bernfeld (1892-1953), das seit eini-
gen Jahren in Auszügen veröffentlicht vorliegt.29 Es ist auch bildungshisto-
risch insofern aufschlussreich, weil es den Wickersdorfer Alltag einer damals 
gerade dreizehn- bis fünfjährigen Schülerin hautnah dokumentiert. Der hatte 
allerdings wenig mit den jugendkulturell-programmatischen Ansprüchen 
Gustav Wynekens, den hehren reformpädagogischen Aspirationen der 
„Freien Schulgemeinde“ oder gar dem Schulgemeindegedanken zu tun, son-
dern mit ganz anderen profanen Dingen einer sich in der Pubertät befinden-
den Internatsschülerin, nämlich mit der Entdeckung des männlichen Ge-
schlechts, mit Freundschaften, mit Alltäglichkeiten, dem ersten Umgang mit 
verbotenem Tabak und Alkohol, mit ihren schulischen Verpflichtungen und 
ihren vielfältigen literarischen Vorlieben – alles relativ unspektakulär. Aber 
auch sie war von der FSG Wickersdorf „angezogen“ und „abgestoßen“ zu-
gleich – wie sie in ihrem Tagebuch damals notierte. 

Abb. 2: Rosemarie Bernfeld (dritte von links) 1930 in der FSG Wickersdorf 
 

                                                             
28  Ebd. 
29  Vgl. Dudek 2010a. 
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Ausführlich und in der Erinnerung historisch meist sehr präzise ging Hans-
Heinz Sanden (Jg. 1914), Wickersdorfer Schüler von 1928 bis 1932 und da-
mals zeitweise befreundet mit Rosemarie Bernfeld, auf seine dortige Schul-
zeit, seine Mitschüler, einige seiner Lehrer und den „Eros Paidekos, dem in 
dieser Schule viel gehuldigt wurde“ ein30. Über das intellektuelle Klima in-
nerhalb der Wickersdorfer Schülerschaft in jenen Jahren hielt er in diesem 
Zusammenhang fest: 

„Wir wurden uns aber auch klar darüber, daß die Wickersdorfer Erziehungsmetho-
den, wie sie damals praktiziert wurden, großen Schaden anrichteten. Der Primat ab-
soluter jugendlicher Freiheit, und damit der Verzicht auf Strafen und Disziplin, hat-
te bei vielen eine geistige Verwahrlosung zur Folge. Wickersdorf versäumte es, das 
Lernen zu lehren. Die Aufnahme der vielfältigen geistigen Nahrung erfolgte wahl-
los; weshalb die meisten sich mit oberflächlichen Kenntnissen begnügten und den-
noch glaubten, überall mitreden zu können. Die übermäßige Begeisterung der Leh-
rer über einige Genieblitze, wie sie in diesem Alter fast jeder einmal produziert, 
verschob die normalen Werteskalen und ließ in manchem die Meinung aufkommen, 
zu Außerordentlichem berufen zu sein“.31 

Für ihn selbst wurde – nach einer unglücklichen kurzen Zeit an der Oden-
waldschule – der erneute Eintritt in ein Internat „zu einer überaus wichtigen 
Zäsur in meinem Leben. Mit ihr verlor ich den Rest dessen, was man ‚Zuhau-
se‘ zu nennen pflegt“.32 An verschiedenen Stellen seiner Autobiographie ging 
Hans Heinz Sanden auch sehr deutlich auf die homoerotisierte Atmosphäre in 
Wickersdorf ein. So verwies er z.B. auf die sexuellen Übergriffe der Wi-
ckersdorfer Lehrer Otto Peltzer und Joachim Georg Boeckh33, auf Wynekens 
Beziehung zu dem Schüler Herbert Könitzer34 und resümierte dazu: 

                                                             
30  Vgl. Sanden 1990, S. 66. 
31  Ebd., S. 80f. 
32  Ebd., S. 63. 
33  Joachim Georg Boeckh (1899-1968) war Leiter eines Bibelkreises (BK) in Cannstatt. 1917 

Soldat, ab 1919 Studium der Medizin, Philosophie und Theologie an der Universität Tübin-
gen. 1919 Mitglied des BK-Treuebundes, 1920 Mitbegründer des jugendbewegten Köngener 
Bundes. 1923 Vikar. Ab Ostern 1926 bis 1928 Lehrer an den Landerziehungsheimen Hau-
binda und Ettersburg. Von Ostern 1928 bis Oktober 1931 Lehrer an der FSG Wickersdorf. 
Danach bis 1933 Dozent für deutsche Sprache in der UdSSR. Ab 1934 Lektor im Potsdamer 
Voggenreiter-Verlag; Oktober 1935 Verhaftung wegen „bündischer Umtriebe“ und sechs 
Monate Gefängnis. Freilassung wegen Mangels an Beweisen. 1937 bis 1944 Lehrer an der 
Odenwaldschule, ab Januar 1940 als Unterrichtsleiter. Im Februar 1942 holte er seine Lehr-
amtsexamina an der Universität Gießen nach. Von 1945 bis 1949 war Boeckh Direktor des 
Collegium Academicum der Universität Heidelberg. Ende Januar 1949 Nervenzusammen-
bruch. 1949 Professor für Germanistik an der Landeshochschule Potsdam, 1951-52 Profes-
sor für Literaturgeschichte an der Humboldt-Universität. Anfang 1953 wurde Boeckh wegen 
Sexualverbrechen an Minderjährigen zwischen 14 und 18 Jahren angeklagt und zu zwei Jah-
ren Zuchthaus verurteilt, was zum Verlust seiner Professur an der Humboldt-Universität 
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„Ein weiteres Problem bestand nach dem Weggang von Peter Suhrkamp [im April 
1929; P.D.] in der wieder aufflammenden Homosexualität, die so weit ging, daß 
sich die ‚normal‘ veranlagten Jugendlichen geradezu in eine Außenseiterrolle ge-
drängt sahen. Wer nach Spitzenleistungen und entsprechender Förderung strebte, 
kam nicht umhin, sich die homophilen Neigungen vieler Erzieher gefallen zu las-
sen“.35  

Ähnliche Beobachtungen machte auch der Wickersdorfer Schüler und spätere 
Schriftsteller Ulrich Becher (1910-1990), der 1928 − kurz vor Sandens Ein-
tritt in das Internat – dort sein Abitur bestand. Einige Monate vor seiner Ab-
schlussprüfung im Oktober 1927 schrieb er von Wickersdorf an seine Eltern 
freimütig: 

„Für einen Menschen wie mich ist W. ganz gut, es hebt mein Selbstbewußtsein an-
gesichts dieser Menge an Spießbürgerlichkeit, Banalität, Geschmackslosigkeit, 
Conventionalität, es hebt mein Selbstbewußtsein als – ich glaube – ziemlich unbür-
gerlicher Mensch und es hebt mein Selbstbewußtsein als normal veranlagtes Sexu-
alwesen angesichts dieser Menge an Homosexualität. (Nach meiner letzten Statistik 
60% der Lehrerschaft, inklusive Lesbiertum). Jaja, wenn man sich langweilt, wird 
man sogar noch, wie ich, Sexualforscher eines Lehrerkollegiums“.36 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 3: Wickersdorfer Schülerinnen und Schüler nach der Postausgabe 
                                                                                                                                   

führte. Ab 1954 war er bereits schon wieder Mitarbeiter der Akademie der Wissenschaften 
in Ost-Berlin; von 1956 bis 1961 dann Leiter der Arbeitsstelle für Literaturgeschichte an der 
Akademie. Danach Mitarbeiter der Akademie auf Honorarbasis. 

34  Vgl. zu den einschlägigen Vorgängen um Peltzer, Boeckh und der homophilen Beziehung 
Wynekens zu dem Schüler Herbert Könitzer ausführlich Dudek 2017, S. 283 ff. 

35  Sanden 1990, S. 81. 
36  Becher 2012, S. 31f. 
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Die sexuellen Übergriffe seitens einiger Lehrer auf Schüler waren in der FSG 
Wickersdorf keine Einzelfälle, das belegen zahlreiche Quellen.37 Dazu passt 
es auch ins Bild, dass unmittelbar nach dem Wyneken-Prozess im August 
1921 etliche Schüler Wickersdorf verließen. Bei einem von ihnen wurde im 
Schülerbuch beziehungsreich notiert: „Lehnte die Schule aus moralischen 
Gründen ab (!)“. Sexueller Missbrauch war in Wickersdorf traurige Realität, 
was den Wyneken Intimus Erich Ebermayer aber nicht davon abhielt, noch 
1926 – fünf Jahre nach Wynekens Verurteilung im sog. „Erosprozess“ – ganz 
in dessen Sinne ein höchst zweifelhaftes Plädoyer für den „pädagogischen 
Eros“ zu halten. 

„Daß der pädagogische Eros der Jugend untereinander oder des Älteren zur Jugend 
nichts mit ‚Homosexualität‘, mit den ‚Invertierten‘, mit den ‚Dandys‘ und feminier-
ten, parfümierten Weltstadtexistenzen zu tun hat, muß einmal mit allem Nachdruck 
festgestellt werden. Das Sexuelle spielt bei diesem Eros, wie oft genug ausgespro-
chen ist, entweder gar keine oder eine nur ganz sekundäre Rolle“.38 

Es gab allerdings auch Ausnahmen vom homophilen Wickersdorfer Kult, et-
wa das Ehepaar Ernst und Gertrud Schubert39, dessen Kameradschaft offen-
sichtlich eine Art Schutzraum gegen solche Übergriffe bot. Der Schüler Hans 
Heinz Sanden, der in seinen Wickersdorfer Jahren der Kameradschaft Ernst 
Schuberts – zwischenzeitlich auch kurz der Boeckhs − angehörte, berichtete 
jedenfalls in diesem Zusammenhang: 

„Schubert war ein milder, musischer Mensch ohne große intellektuelle Ansprüche. 
Er kannte weder Herrschsucht noch Rechthaberei, versuchte vielmehr, stets aus-
gleichend zu wirken, und hielt sich von rauhen Auseinandersetzungen, die Wi-
ckersdorf nur allzu häufig erschütterten, fern. Er war als einziger Lehrer verheiratet, 
eine Tatsache, die seine Wohnung zu einer Insel der familiären Geborgenheit in der 
sonst allenthalben erotisierten und homoerotisierten Atmosphäre machte. Ihm und 
seiner liebenswert-betulichen Frau merkte man immer noch ihre Herkunft aus der 
Jugendbewegung des beginnenden zwanzigsten Jahrhundert an. Sie kleideten sich 
in alter Weise – er in unvermeidliche Breeches40, Wollstrümpfe und Haferlschuhe 

                                                             
37  Vgl. Dudek 2009; Ders. 2016; Ders. 2017. 
38  Ebermayer 1928, S. 62. 
39  Ernst Schubert (Jg. 1879) war von 1907-1936 Lehrer an der FSG Wickersdorf und unter-

richtete dort die Fächer Deutsch, Geschichte, Musik und Schultheater. Auf Betreiben des 
damaligen Schulleiters Paul Döring wurde er wegen seiner „liberalistischen Gesinnung“ ent-
lassen. Seinen Lebensabend verbrachte Schubert mit seiner Frau Gertrud (geb. Feyerabend) 
(Jg. 1880), die von 1906 bis 1936 an der FSG vorwiegend als Betreuerin der Mädchen arbei-
tete, in Hannover. 

40  Breeches: Gemeint sind die in der Jugendbewegung häufig getragenen Kniebundhosen. 
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oder Sandalen und sie in wallende, lange Gewänder – und lebten so, als hätten sie 
von den ‚roaring twenties‘ noch nie etwas gehört“ (Sanden 1990, S. 73).41 

 
Abb. 4: Gertrud Schubert mit der Abiturientin Lisa Baacke (1929) – Ernst Schubert (1929) 
 
Auch Rosemarie Bernfeld gehörte damals der Kameradschaft Ernst Schuberts 
an. Ihrem Wickersdorfer Tagebuch kann man ebenfalls die familiäre, gleich-
wohl nicht konfliktfreie Atmosphäre in dessen Kameradschaft entnehmen.42 
Was schließlich den Hochmut betrifft, den manche Besucher bei den Wi-
ckersdorfer Schülern festgestellt hatten, so räumte Sanden selbstkritisch ein, 
auch er habe damals im Bewusstsein gelebt,  

„zu Höherem berufen gewesen zu sein. Das Mißliche war nur, daß [ich] einen sol-
chen Anspruch durch keine entsprechenden Leistungen beweisen konnte“.43 

Kurz vor seinem Abitur unternahm Sanden einen letztlich erfolglosen 
Fluchtversuch aus dem Internat – für ihn 

„der Ausdruck eines tiefen Unbehagens an den schulischen und menschlichen Ver-
hältnissen in Wickersdorf. Ich wollte dort nicht mehr bleiben und hatte meine wei-
teren Reisepläne nur deshalb so leichten Herzens aufgegeben, weil ich sicher war, 
daß ich nach dem Vorgefallenen keinesfalls auf der Schule würde bleiben können. 
Meine Niedergeschlagenheit war daher groß, als ich merkte, wie alle sich leutselig 
bemühten, aus diesem Vorfall einen Dummenjungenstreich zu machen. Ich fühlte 

                                                             
41  Sanden 1990, S. 73. 
42  Vgl. Deutsches Exil-Archiv Frankfurt/M., NL Rosemarie Ostwald. Wickersdorfer Tagebuch 

von Rosemarie Bernfeld.  
43  Sanden 1990, S. 100. 
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mich mißverstanden und wußte nun nicht, wie ich es anstellen sollte, von Wickers-
dorf fortzukommen“ (ebd., S. 117).44 

Die Entscheidung nahm ihm dann der damalige Schulleiter und Vertraute 
Wynekens Jaap Kool (1891-1959) ab, indem er Sanden wegen wiederholter 
Missachtung des Rauchverbotes der Schule verwies.  

„Ich war froh, auf diese Weise endlich von dieser Schule wegkommen zu können, 
von dieser Schule, die mich im Guten und Schlechten für mein Leben geprägt hat. 
Erhobenen Hauptes verließ ich den Raum und erzählte allen, die es hören wollten, 
daß ich ‚geflogen‘ sei. Ein letztes Mal schien mich der Nimbus des Außergewöhn-
lichen zu umgeben“ (ebd., S. 119).45 

Sanden verließ die FSG Wickersdorf am 1. März 1932 und legte ein Jahr spä-
ter sein Abitur in Max Bondys (1892-1951) Schulgemeinde Marienau ab. 
Während für die Zeit des Nationalsozialismus bislang keine Selbstzeugnisse 
ehemaliger Schüler der Schulgemeinde (SG) Wickersdorf gefunden werden 
konnten, häufen sich dagegen in den letzten Jahren die Erinnerungen ehema-
liger Schüler, welche das Wickersdorfer Internat nach 1945, das in eine Er-
weiterte Oberschule (EOS) mit Schwerpunkt „russische Sprache“ umgewan-
delt wurde, besucht hatten (Eisenbrandt, Amm 2015; Hahn, Matzukat 1999; 
Hahn 2013; Ritz 2010; Speck 2007).46 Sie seien zwar erwähnt, sind aber 
nicht Thema des Aufsatzes, der sich auf die Zeit bis 1945 bezieht. 
 

5  Impressionen zur Soziologie der Wickersdorfer  
Schülerschaft  

5.1  Die Anfänge 

Als die Gruppe der Dissidenten aus dem Lietzschen LEH Haubinda im Sep-
tember 1906 in Wickersdorf einzog, brachte sie 13 Jungen von dort mit. Die-
se bildeten zusammen mit sieben Lehrern und einer Lehrerin zunächst den 
Stamm der „Freien Schulgemeinde Wickersdorf“. Zu der Gruppe der ersten 
Schülergeneration gehörten u.a. Alexander Gerhardi, Jaap Kool, Walther 
Heine, Fritz Salomon, Helmut Keitel, Ernst Dümmler, Paul Wissinger, Mario 
Jona, Rudi Kupffender, Carlo Jerosch, Hans Pordom, Franz Heinrich von 
Langenn-Steinkeller und Heinz von Zobeltitz. Mit Gertrud Forst (Jg. 1890) 
                                                             
44  Ebd., S. 117 
45  Ebd., S. 119 
46  Vgl. Eisenbrandt/Amm 2015; Hahn/Matzukat 1999; Hahn 2013; Ritz 2010; Speck 2007. 

Vgl. dazu auch Urban 2008. Dies sind die Erinnerungen der Lehrerin Lisl Urban, die seit 
1954 an der EOS Internatsschule Wickersdorf unterrichtet hatte. 
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kam am 20. September 1906 das erste Mädchen nach Wickersdorf. Ihr folgte 
im Januar 1907 mit Ilse Wägemann (Jg. 1895) das zweite und mit Traute Zie-
ler (Jg. 1895) im Mai 1907 das dritte Mädchen. Diesem Trio folgten im glei-
chen Monat die beiden Töchter Henry van de Veldes, Helene und Cornelie, 
sowie im August 1907 Anna und Elli Salomon47 sowie Eva Kryzanowska 
(1894-1944), Tochter des Schriftstellers Heinrich Krzyzanowski (1855-
1933), deren Mutter von 1906 bis 1908 die Wirtschaftsleiterin der FSG war.  
Von den ersten 27 Schülern der FSG stammten vier aus Bieberstein, einer aus 
Ilsenburg und 21 aus Haubinda. Nur der polnische Schüler Janek Wolff (Jg. 
1892) wechselte von einem Privatgymnasium nach Wickersdorf. Betrachtet 
man die ersten 40 Schüler der FSG, so lässt sich konstatieren, dass 85 Pro-
zent von ihnen aus einem der drei Lietzschen Landerziehungsheime stamm-
ten. Erst im April 1907, also mit Beginn des Schuljahres 1907/08, ließ dieser 
Sogeffekt spürbar nach, und die FSG Wickersdorf begann, ihr Rekrutierungs-
feld spürbar zu erweitern, nicht zuletzt um ausländische, in der ersten Phase 
zunächst polnische Schüler, und um Schüler, die bislang Privatunterricht hat-
ten oder an Privatschulen unterrichtet wurden. Ende 1906 verfügte die FSG 
über 18 Schüler, 17 Jungen und ein Mädchen. Ein Jahr später waren es be-
reits 64 Schüler, nämlich 55 Jungen und neun Mädchen. Allerdings verließen 
1907 auch schon wieder fünf Schüler Wickersdorf – vier von ihnen gingen 
freiwillig. Unter ihnen befand sich beispielweise Fritz Thimig (1893-1936), 
der Bruder des später berühmt gewordenen Schauspielers Hermann Thimig. 
Ein Junge wurde „von der Anstalt entfernt“, so das Schülerbuch. Die beiden 
Thimig-Brüder besuchten seit 1902 die Lietzschen Landerziehungsheime und 
wechselten 1906 mit Paul Geheeb nach Wickersdorf. Während Hermann dort 
sehr glücklich wurde und im Theaterspiel aufging, blieb Fritz eher unglück-
lich und verließ 1907 Wickersdorf.48 
Auffallend groß war der Anteil jüdischer Schülerinnen und Schüler in der 
FSG Wickersdorf. Im Zeitraum von Januar 1919 bis März 1924 betrug ihr 
Anteil an der Gesamtschülerschaft zwischen 25 und 30 Prozent – Tendenz 
bis 1930 steigend. Wyneken stand dieser Entwicklung deutlich ablehnend 
gegenüber. In seinem 1922 veröffentlichten Buch „Wickersdorf“ äußert er 
sich dazu in einer aus heutiger Sicht problematischen Denkform und in einem 
auch für Wyneken eher befremdlichem Vokabular. Dass seine Vision vom 
edlen „Orden der Jugend“ der Realität in Wickersdorf nicht standhielt, dar-
über machte er sich jedenfalls keine Illusionen.  

„In der Freien Schulgemeinde pflegen immer einige Knaben und Mädchen zu sein, 
die durch eine edle Rassigkeit das Auge erfreuen; aber es sind verhältnismäßig 

                                                             
47  Vgl. Dudek 2012, S. 278ff. 
48  Vgl. Doublier/Fuhrich 1972, S. 5ff. 
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doch wenige. Von der Mehrzahl wird man sagen, daß sie bestenfalls ein guter Mit-
telschlag sind. Mit den wirtschaftlichen Bedingungen einerseits und andererseits 
mit der religiösen und politischen Neutralität der Schule hängt der ziemlich große 
und in letzter Zeit beständig zunehmende Anteil der jüdischen Rasse am Bestand 
der Schülerschaft zusammen (früher etwa 20 Proz., gegenwärtig 40 Proz.). Das ist 
nicht günstig und wird auch von Wickersdorf nicht gern gesehen, wobei jede anti-
semitische Regung durchaus ausgeschlossen ist; aber ein im Vergleich zu ihrem 
Anteil an der Zusammensetzung des deutschen Volkes und sogar seiner gebildeten 
Stände ganz unverhältnismäßig großer jüdischer Einschlag schafft eine (übrigens 
den Juden selbst unerwünschte) Einseitigkeit der geistigen Richtung und drückt er-
fahrungsgemäß das Niveau der körperlichen Leistungsfähigkeit hinunter. Im gan-
zen, selbstverständlich mit vielen rühmlichen Ausnahmen, hat man auch den Ein-
druck, daß das häusliche Milieu des jüdischen Kaufmanns für den straffen spartani-
schen und idealistischen Zug der Wickersdorfer Erziehung keine günstigen Vorbe-
dingungen schafft. Übrigens kann festgestellt werden, daß Schüler jüdischer Ab-
stammung in Wickersdorf kaum je eine führende Rolle gespielt haben, obgleich in 
der dortigen Jugend keine antisemitischen Vorurteile herrschen. Aber der Typ der 
spezifisch jüdischen Begabung scheint dem Wickersdorfer Ideal irgendwie nicht ei-
gentlich zu entsprechen“.49  

Wirft man einen Blick auf die Elternschaft, die ihre Kinder von 1906 bis etwa 
1930 in die FSG geschickt hatte, so ergibt sich auf den ersten Blick ein im-
ponierendes Bild, das Wyneken bereits 1910 stolz seiner Leserschaft präsen-
tierte. 

„Wer sind die Eltern der Zöglinge der Freien Schulgemeinde? Es sind alles Leute 
aus gebildeten Ständen, zwei bekannte Reichstagsabgeordnete, bekannte Schrift-
steller, Redakteure, Verlagsbuchhändler, Künstler, Ärzte, Ingenieure, Inhaber und 
Leiter großer landwirtschaftlicher, industrieller und kaufmännischer Betriebe usw. 
Kurz Leute aus allen möglichen Berufen, die aber durchweg das Leben gründlicher 
kennen, als mancher Gymnasialdirektor, und zum Teil in unserem öffentlichen und 
wirtschaftlichen Leben eine führende Rolle spielen“ (Wyneken 1910, S. 18).50 
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Abb. 5: Wickersdorfer Mädchen im Februar 1908, v. l. n. r.: 1) Hilda Wyneken, 2) Gertrud 
Forst, 3) Elli Salomon, 4) Anne Salomon, 5) Cornelie van de Velde, 6) Traute Zieler, 7) 
Ilse Wägemann, 8) Helene van de Velde (handschriftliche Vermerke Rückseite; P.D.) 

 
Damit hatte Wyneken das soziologische Milieu beschrieben, aus dem sich die 
Wickersdorfer Schülerschaft zumindest bis zu Beginn des Ersten Weltkrieges 
zusammengesetzt hatte. Bei den Kindern handelte es sich um die beiden Söh-
ne des Sozialdemokraten Wolfgang Heine51 und um Sonja David (Jg. 1897), 
eine Tochter seines Kollegen Eduard David. Der jüdische Verleger Samuel 
Fischer, der in den Anfängen auch Mitglied im Aufsichtsrat war, hatte 1907 
seinen Sohn Gerhart nach Wickersdorf geschickt, ihn 1910 aber wieder ent-
täuscht abgemeldet, da August Halm angeblich dessen musikalisches Talent 
nicht erkannt hatte. Der Sohn des bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eis-

                                                             
51  Wolfgang Heine (1861-1944), SPD-Reichstagsabgeordneter von 1898-1920, 1919 Mitglied 

der Nationalversammlung; 1918/19 preußischer Justizminister, 1919/20 preußischer Innen-
minister; nach dem Kapp-Putsch Rücktritt. 1923-1925 Mitglied des Staatsgerichtshofs zum 
Schutz der Republik. Rechtsanwalt, lebte zur damaligen Zeit in Berlin und zählte zum revi-
sionistischen Flügel der SPD. Sein Sohn Walther (Jg. 1890) war von 1906 bis 1909 Schüler 
in Wickersdorf, sein Sohn Volker (Jg. 1900) von 1909 bis 1917. 1933 Emigration in die 
Schweiz, 1938 wird die Verlängerung des Passes durch die deutsche Botschaft verweigert; 
finanziell unterstützt durch seine in Deutschland lebenden Kinder und das Schweizerische 
Arbeiterhilfswerk starb er am 09.05.1944 in Ascona. Heine stand in dem Konflikt mit Ge-
heeb und in allen anderen Konflikten um Wyneken vorbehaltlos und mit großem Engage-
ment hinter diesem. 
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ner besuchte nach dessen Ermordung während der Novemberrevolution 
1919/20 die Schule, Hedda und Karl Korschs Tochter Sibylle (1915-1996) 
lebte bis 1923 in Wickersdorf. Der sozialdemokratische und später deutsch-
nationale Politiker Max Heinrich Maurenbrecher schickte seine Tochter Ellen 
(1905-1918) und seine beiden Söhne Wolf (1903-1942) und Bernd (1908-
1918) im August 1916 nach Wickersdorf. Während Wolf Maurenbrecher im 
März 1919 die Schule verließ und sich Bernhard Uffrechts „Schul- und 
Werkgemeinschaft Letzlingen“ anschloss, notiert das Schülerbuch für die 
beiden anderen Kinder, dass sie im Februar 1918 im Krankenhaus in Saalfeld 
an Typhus verstorben seien. Max Maurenbrechers jüngste Tochter Maria Lot-
te (Jg. 1910) besuchte die FSG von Januar 1917 bis Dezember 1917. Im Zeit-
raum 1919/20 lebte Martha Noske (1907-1949), die Tochter des sozialdemo-
kratischen Reichswehrministers Gustav Noske, in Wickersdorf. Sie musste 
auf Drängen Wynekens die FSG jedoch verlassen. Im Schülerbuch heißt es 
dazu: „pathologisch; auf unseren Wunsch abgemeldet.“ Im Jahr 1925 war es 
Bruno Bieligk (1889-1969), sozialdemokratischer Landtagsabgeordneter und 
Mitbegründer des Landes Thüringen,52 der seine Tochter Anna (Jg. 1912) 
und seinen Sohn Heinz Bieligk (1914-1942) in der FSG unterbrachte. Anna 
verließ das Internat 1927, Heinz legte 1935 dort sein Abitur ab. Zusammen 
mit Siegfried Bernfeld gehörte Bruno Bieligk Ende der zwanziger Jahre dem 
Aufsichtsrat der Trägergesellschaft der FSG an. 
Unter der Gruppe der Schriftsteller, Künstler und Mäzene findet man zwi-
schen 1906 und 1913 z.B. die Kinder der Schriftstellerinnen Lily Braun und 
Else Lasker-Schüler sowie die Tochter des Schriftstellers Franz Blei, Maria 
Sibylla Blei (1897-1962), und den Sohn des Schriftstellers Rudolf Lothar. 
Von 1907 bis 1914 war Otto Gründler (1894-1961), der Stiefsohn des 
Schriftstellers, Graphikers und Illustrators Alfred Kubin (1877-1969) Schüler 
in Wickersdorf. Die beiden Söhne des berühmten Wiener Burgschauspielers 
Hugo Thimig, Hermann und Fritz, befanden sich – wie erwähnt – ebenso hier 
wie der Sohn des Begründers der „Wiener Werkstätten“ Fritz Waerndorfer53 
oder die Kinder des Dresdener Mühlenbesitzers und Kunstmäzens Erwin 
Bienert und seiner sozialarbeiterisch engagierten Frau Ida, die ihre beiden 
Töchter ab 1908 nach Wickersdorf brachten. Angeführt von Henry van der 
Velde schickten auch einige Bauhauskünstler ihre Kinder nach Wickersdorf. 
Der damals national bekannte Tuberkulosearzt Dr. Georg Liebe, der in der 
Nähe von Wetzlar ein großes Sanatorium betrieb, vertraute der FSG seine 
Tochter Hertha ebenso an wie der Weimarer Kunstmaler Lyonel Feininger, 
dessen Sohn Laurence allerdings erst von 1926 bis 1929 dort lebte und hier 
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sein Abitur bestand. Fritz von Wille (Jg. 1903), genannt Chrokus, Sohn des 
gleichnamigen Kunstmalers, der unter dem Etikett „Maler der Eifel“ bekannt 
wurde, befand sich während des Ersten Weltkrieges unter den Schülern der 
FSG. Der Sohn des zum „Werkbund“ zählenden Malers und Architekten Pe-
ter Behrens lebte in Wickersdorf, ebenfalls die beiden Söhne aus erster Ehe 
des bekannten Schriftstellers Waldemar Bonsels („Biene Maja“) Frank 
Lothar (1906-1944) und Bernd-Holger (1907-1978), die von 1917 bis 1920 
Mitglied der FSG waren. Jürgen Diederichs (1901-1976), der älteste Sohn 
des mit Wyneken befreundeten Verlegers Eugen Diederichs, besuchte Wi-
ckersdorf von 1913 bis 1921 und war dort Mitglied der Kameradschaft des 
Schriftstellers Wilhelm Lehmann. Fritz Heimann (1901-1974), Sohn des 
Schriftstellers und Cheflektors des S. Fischer-Verlages Moritz Heimann 
(1868-1940) und mit Lehmann eng verbunden, besuchte von 1913 bis 1917 
die FSG.  
Der international renommierte Musikdirektor Max Fiedler (1889-1974) 
schickte seinen Sohn Wilhelm von 1908 bis 1911 ebenso nach Wickersdorf 
wie der Schriftsteller, Übersetzer und Verleger Korfiz Holm (1872-1942) 
(„Simplizissimus“) oder der berühmte Wiener Architekt Karl Jaray (1878-
1951), dessen Sohn Rudolf Jaray (1909-2001) von 1922 bis 1929 Schüler der 
FSG war, sowie der Dramatiker Georg Kaiser (1878-1945) und der Maler 
Alfred Kubin (1877-1959). Die uneheliche Tochter des Schriftstellers Otto 
Erich Hartleben (1864-1905), Ilse Hartleben-Wägemann (Jg. 1895), besuchte 
die FSG von 1907 bis 1910. Der Wickersdorfer Lehrer und Schriftsteller 
Wilhelm Lehmann ließ von 1916 bis 1920 seinen Sohn Berthold Lehmann 
(1908-1996), später ein international geschätzter Dirigent und Generalmusik-
direktor, hier unterrichten. Dr. Walter Kühne (1875-1956), ein bekannter Ra-
dierer und Wickersdorfer Kunstlehrer, ließ seine Kinder gleichfalls die FSG 
besuchen. Willy Stehr (1896-1915), Sohn des Schriftstellers Hermann Stehr 
(1854-1940), war Schüler in Wickersdorf, gleichfalls der 1921 von der 
Odenwaldschule verwiesene Carlhans Sternheim (1901-1944), Sohn des 
Dramatikers Carl Sternheim (1878-1942), der 1944 von den Nationalsozialis-
ten ermordet wurde und der sich während seines kurzen Aufenthalts 1923 in 
Wickersdorf der KJVD-Gruppe angeschlossen hatte. 1924 legte Wolfgang 
Peter Gross (1907-1946), Sohn des umstrittenen anarchistischen Arztes und 
Psychoanalytikers Otto Gross (1877-1920),54 sein Abitur in Wickersdorf ab, 
um anschließend erfolgreich ein Medizinstudium zu absolvieren. 1911 
schickte der Magdeburger Landtagsabgeordnete und Besitzer einer großen 
und renommierten Maschinenbaufabrik, Otto Gruson, seine beiden Kinder 
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nach Wickersdorf. Seine Tochter Hildegard (Jg. 1894) blieb nur für 15 Mo-
nate, sein Sohn Rudi (Jg. 1899) verließ die FSG im Dezember 1916.  
Auch der mit dem Graphiker und Maler Heinrich Vogeler befreundete jüdi-
sche Arzt Emil Löhnberg (1871-1926) aus dem westfälischen Hamm schickte 
seine Tochter Marianne (Jg. 1910)55 und seinen Sohn Erhart Löhnberg (1903-
1989) in die FSG. Dieser wurde später Vorstandsmitglied und zugleich 
Schriftführer des von Magnus Hirschfeld mitbegründeten Wissenschaftlich-
humanitären Komitees. Der 1933 von dem Berliner Soziologen Alfred Vier-
kandt promovierte Löhnberg besuchte Wickersdorf vom 7. April 1913 bis 
zum 1. Oktober 1917. Zu seinem Ausscheiden vermerkte das Schülerbuch: 
„Erholung“, „krank“. Nach Emil Löhnbergs Angaben besuchte er bis Ostern 
1920 das Lyceum Alpinum in Zuonz (Schweiz) und kehrte danach bis zum 
Herbst 1920 wieder nach Wickersdorf zurück, um anschließend an der Ober-
realschule in Dortmund sein Abitur abzulegen.56 Der mit dem Schriftsteller 
Kurt Hiller befreundete Löhnberg emigrierte 1937 über die Schweiz nach 
Südamerika, zog dann 1951 nach England und kehrte 1958 nach Deutschland 
zurück. Zu den Wickersdorfer Schülern zählte ebenfalls der spätere Verleger 
und Literaturagent Heinz Kohn.57 
Aber auch der spätere Nationalsozialist und bekannte Architekt Paul Schult-
ze-Naumburg (1869-1949), ein dezidierter Gegner der Bauhaus-Künstler, 
wäre an dieser Stelle zu erwähnen – sein Sohn Bernhard besuchte Wickers-
dorf vom August 1918 bis Ostern 1919 – ebenso wie die bekannten Schrift-
steller Ernst von Wolzogen (1855-1934) und Fedor von Zobeltitz (1857-
1934), die vor dem Ersten Weltkrieg einige ihrer Kinder in der FSG unterge-
bracht hatten. Nicht zuletzt sei erwähnt, dass auch Wynekens Schwester 
Hilda (1887-1965) von Oktober 1907 bis April 1911 in der FSG unterrichtet 
wurde. Über ihren weiteren Lebensweg liest man im Schülerbuch: „verheira-
tet mit A. Halm.“  
Auf den ersten Blick mag eine solche Zusammensetzung innerhalb der Schü-
lerschaft zwar imponieren und sie ist ferner ein Indiz dafür, dass die FSG 
Wickersdorf in ihrer Frühphase innerhalb von Teilen des deutschsprachigen 
Bürgertums eine gewisse Anziehungskraft ausgeübt hat. Aber hinter der 
Vielzahl dieser prominenten Namen verbargen sich häufig traurige und trau-
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56  Vgl. Herzer 2005. 
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die FSG Wickersdorf von 1920 bis 1923. 1924 Ausbildung als Buchhändler in Augsburg; 
Danach Buchhändler im SPD-Verlag „Volksstimme“ in Bremerhaven und bei der Bücher-
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emigrierte im Mai 1933 in die Niederlande und arbeitete dort als Literaturagent und Verle-
ger. Bis in die siebziger Jahre betrieb er in Hilversum sein „Internationales Literatur-Büro“. 
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matische Schicksale (Scheidungen der Eltern, Tod eines Elternteils, bisheri-
ges Schulversagen, Delegierung der elterlichen Erziehungsverantwortung 
etc.), mit denen auch die pädagogisch und psychologisch meist schlecht aus-
gebildeten Lehrer und Erzieher, deren einzige Konstante die permanente 
Fluktuation war, überfordert waren. Einige dieser Schüler entdeckten in Wi-
ckersdorf ihre Talente, lebten sie – etwa im Theaterspiel, im Sport oder beim 
musikalischen Spiel – aus, doch viele fühlten sich dort unglücklich oder er-
füllten selbst nicht die eher gering einzuschätzenden schulischen Anforde-
rungen, die zu entsprechenden ständigen Reklamationen seitens der Schul-
aufsichtsbehörden geführt hatten. Vor diesem Hintergrund verwundert es 
auch nicht, dass die Durchfallquote im Abitur hoch war und nicht selten 
Schüler die FSG schon vorher verließen, um sich an einer herkömmlichen 
„Presse“ auf die Hochschulreife vorzubereiten. Aber das tangierte weder 
Wynekens noch Luserkes pädagogische Ambitionen, auch nicht die zahlrei-
chen Konflikte mit Eltern, die sich für ihr teures Schulgeld mehr Betreuung, 
Empathie und erfolgreiche Schulabschlüsse erwarteten.  
Martin Luserke sprach in diesem Zusammenhang in einem Aufsatz auch die 
sogenannte „Wickersdorfer Weltfremdheit“ an, die zeitgenössische Kritiker 
stets schon moniert hatten, aber er verteidigte sie. Diese „Weltfremdheit“ 
wird „der Jugend nicht sinnlos aufgeladen, sondern sie ist die Sammlung zu 
einem großzügigen und bewegten Leben. Sicher ist das kein einfaches Ziel 
für Durchschnittsmenschen – aber es ist auch keine Gefahr für sie“.58 Die Re-
alität sah jedoch in vielen Fällen anders aus. 
 
5.2 Ausgewählte Beispiele während der Weimarer Republik 
 
Weder der Erste Weltkrieg, die Novemberrevolution und auch Wynekens 
Verurteilung wegen sexuellen Missbrauchs 1921 haben „prominente“ Eltern 
offenkundig davon abgehalten, ihre Kinder nach Wickersdorf zu schicken. 
Einzig der bekannte Wetzlarer Optik-Unternehmer Ernst Leitz (1871-1956) 
(Leica) meldete nach Bekanntwerden der Vorwürfe gegen Wyneken im 
Herbst 1920 unverzüglich seine Tochter und seine drei Söhne von der Schule 
ab. Ansonsten bildete die Verurteilung Wynekens für Eltern kein Hindernis, 
ihre Kinder dem Internat anzuvertrauen. 
An erster Stelle sei hier Siegfried Bernfeld erwähnt, der ein Jahr nach seiner 
Scheidung von der ehemaligen Wickersdorfer Schülerin Anne Salomon 
(1892-1941) im August 1926 die gemeinsamen Töchter Rosemarie (1915-
1984) und Ruth (1919-2012) in der FSG unterbrachte – Rosemarie bis 1931, 
Ruth bis 1932. Der in Thüringen bekannte Industrielle Franz Itting (1875-
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1967), im Volksmund genannt der „rote Itting“,59 schickte seine sechs Kinder 
nach Wickersdorf; seine Tochter Wera Itting (1909-1965) besuchte hier die 
Schule von 1921 bis 1928 und wurde nicht zum Abitur zugelassen. Sie ab-
solvierte anschließend eine Ausbildung im Weimarer Bauhaus und emigrierte 
später in die USA. Ittings ältester Sohn Franz (Jg. 1906) war seit 1917 in Wi-
ckersdorf, sein Bruder Gotthardt (1907-1983) besuchte die FSG von 1919 bis 
1926, die jüngeren Drillinge dann in den späten dreißiger und in den frühen 
vierziger Jahren. 1923 kam Marianne Jaffé (1905-1991) für ein Jahr nach 
Wickersdorf. Sie war die Tochter von Edgar Jaffé (1866-1921), Professor für 
Nationalökonomie, Politiker (USPD) und unter Kurt Eisner Finanzminister 
der Bayerischen Räterepublik. Im gleichen Jahr kamen die Söhne des zeitge-
nössisch prominenten Schauspielers, Regisseurs und Schriftstellers Curt El-
wenspoek (1884-1959, Pseudonym: Erik Christoph Ganter) in Wickersdorf 
an. Willi Elwenspoek (Jg. 1911) bestand hier 1929 sein Abitur, wurde Jour-
nalist und später Lektor im Ullstein-Verlag. Sein Bruder Hans Elwenspoek 
(1910-1989) blieb ein Jahr länger in der FSG, trat dann in die Fußstapfen sei-
nes Vaters und wurde Schauspieler. Bekannt geworden ist er vor allem durch 
seine Rollen in populären Kriminalserien wie „Der Alte“ und „Derrick“, aber 
auch in dem bedeutenden Nachkriegsfilm „Die Brücke“ spielte er mit. Im 
gleichen Jahr kam auch Hans Lipmann (1908-1931), Sohn des bekannten 
Psychologen Otto Lipmann (1880-1933), nach Wickersdorf, verließ das In-
ternat aber bereits ein Jahr später. Im Schülerbuch wurde festgehalten: 
„konnte sich nicht einleben“. 1926 wechselte Laurence Feininger (1909-
1976), ein Sohn des bedeutsamen Malers Lyonel Feininger (1871-1956), 
nach Wickersdorf, wo er drei Jahre blieb. Laurence besuchte vorher die von 
Alexander Neill gegründete Schule in Hellerau. 1929 wurde Wickersdorf zur 
letzten schulischen Auffangstation eines Neffen des Pädagogen und Philoso-
phen Wilhelm Dilthey (1833-1911). Kurt Dilthey (Jg. 1907) hatte im LEH 
Bischofstein60 das Abitur nicht bestanden. Es bedurfte also einer Sonderge-
nehmigung des Ministeriums, um die sich Peter Suhrkamp damals erfolgreich 
bemühte. Da er an massiven psychischen Problemen litt, wurde er psycho-
analytisch behandelt. Seit seiner Ankunft in Wickersdorf stabilisierte sich 
seine psychische Situation ebenso, wie sich auch seine schulischen Leistun-
gen so verbesserten, dass nunmehr von einem erfolgreichen Bestehen des 
Abiturs ausgegangen werden könne.61 Wenige Wochen später bemühte sich 
der Berliner Schüler Paul Friedrich Koester, Sohn eines national bekannten 

                                                             
59  Vgl. Grafe 2012. 
60  Vgl. Dudek 2010b. 
61  Vgl. ThHStA B 3463/39, Brief Suhrkamp an das Ministerium vom 20. 03. 1929. Eine Auf-

nahme auswärtiger Schüler in die Oberprima bedurfte grundsätzlich der Zustimmung des 
Ministeriums. 
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Arztes, in Begleitung seines Privatlehrers um die Aufnahme in die Oberpri-
ma, da er Ostern 1929 das Abitur ebenfalls nicht bestanden hatte. In einer 
seiner ersten Amtshandlungen berichtete Dr. Petitpierre (kurzzeitig damals 
Schulleiter) dem Ministerium:  

„In Rücksicht auf das vorgeschrittene Alter und auf das leider mangelhafte Zeugnis 
rieten wir dem Kandidaten durchaus ab, nach Wickersdorf zu kommen. Diese Aus-
kunft wirkte geradezu lähmend auf den jungen Menschen, und in einer Sonderaus-
sprache mit dem Privatlehrer wurde uns klar, dass durch unsere Ablehnung einem 
zweifellos Arbeitswilligen die letzte Möglichkeit zerschlagen wurde, sich aus sei-
nen Hemmungen herauszureissen. Da Koester äußerlich einen sehr anständigen 
Eindruck machte und die Familie – sein Vater ist ein bekannter Arzt – in jeder Be-
ziehung hoch geachtet ist, legten wir es in die Hand des Bewerbers, den Fall der 
Regierung zur Entscheidung vorzulegen. […] Wenn wir von den vielen Gesuchen 
um Aufnahme in unsere Oberprima diesen Fall allein berücksichtigten, geschah es 
nur, weil der Vorwurf der Faulheit oder Gleichgültigkeit nicht erhoben werden 
kann und weil eine schwere Erkrankung zuletzt die Anstrengungen auf das Abitur 
hin nicht zum vollen Erfolg kommen liess.“62 

Ein Jahr später entschloss sich der Pionier des Bergfilms Arnold Fanck 
(1889-1974) seinen gleichnamigen Sohn nach Wickersdorf zu schicken, der 
dort Opfer eines sexuellen Missbrauchs seitens des Sportlehrers Otto Peltzer 
wurde, dennoch auf der Schule verblieb und dort 1938 sein Abitur bestand. 
Wie sein Vater wurde Arnold Fanck (1919-1994) Kameramann. Die Beispie-
le ließen sich verlängern, was hier aus Platzgründen nicht geschehen soll. 
Festzuhalten bleibt: auch während der Weimarer Republik blieb die FSG Wi-
ckersdorf offenkundig für bestimmte bürgerliche Milieus ein attraktives In-
ternat. Und dennoch sollte sich in dieser Zeit die Zusammensetzung der 
Schülerschaft gravierend verändern. Das lag vor allem an der verstärkten 
Aufnahme russischer Schüler, deren Väter in der Regel im Auftrag der sow-
jetischen Regierung beruflich in Berlin arbeiteten und dort lebten. Verant-
wortlich dafür war aber auch eine relativ große Gruppe mongolischer Schü-
ler, die zwischen 1927 und 1930 in Wickersdorf lebten und hier unterrichtet 
wurden. Sie veränderten nachhaltig für einige Jahre auch das Klima innerhalb 
der Schülerschaft, denn durch ihre Initiative bildete sich eine Gruppe des 
„Kommunistischen Jugendverbandes Deutschland“ (KJVD) und eine Gruppe 
der kommunistischen „Roten Hilfe“, zu denen beispielsweise auch Rosema-
rie Bernfeld gehörte. Die damalige Schulleitung, vor allem aber August 
Halm, sah in diesen Gründungen und der Agitation ihrer Mitglieder eine gro-
be Verletzung des Schulgemeindegedanken und versuchte mit repressiven 
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genehmige die Aufnahme und der Schüler bestand Ostern 1930 das Abitur. 
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Maßnahmen darauf zu reagieren. Dabei war es vor allem der damalige päda-
gogische Leiter Peter Suhrkamp, der auf Vermittlung des Industriellen Ernst 
Leitz zehn mongolische Schülerinnen und Schüler in Wickersdorf aufnahm. 

5.3  Die mongolischen und russischen Schüler –  
eine exotische Episode 

In den zwanziger Jahren wurde die FSG Wickersdorf zu einer Anlaufstelle 
für zahlreiche russische und mongolische Schüler. Schon zwischen 1910 und 
1920 gab es zwar einen geringen Anteil russischer Schüler in Wickersdorf, 
darunter auch russische Staatsangehörige deutscher Nationalität sowie nach 
1917 Kinder von in Deutschland lebenden Emigranten aus verschiedenen 
Sowjetrepubliken. Dies waren zunächst jedoch wenige Einzelfälle.  

„Wie aus dem Schülerbuch der FSG hervorgeht, stieg der Anteil der ‚sowjetischen 
Zöglinge’ dann jedoch ein wenig an und erreichte von Januar 1922 bis August 1931 
eine Gesamtzahl von ca. 50. In der überwiegenden Mehrheit handelte es sich um 
Kinder von Angehörigen sowjetischer Dienststellen (Handels- und später diploma-
tischer Vertretungen) in Mittel- und Nordeuropa: Berlin, Prag, Warschau, Kopen-
hagen, Christiania (Oslo), Stockholm und Helsingfors (Helsinki)“.63 

Die Kontakte zur kommunistischen Mongolei verliefen über die deutsche 
Botschaft in Moskau, die Idee des Auslandsaufenthaltes stammte vom dama-
ligen deutschen Botschafter in Moskau, Ulrich Graf Brockdorff-Rantzau 
(1869-1928).64 Am 31.05.1926 legte im Stettiner Hafen ein Schiff aus Lenin-
grad an, an dessen Bord sich u.a. der mongolische Volksbildungsminister Er-
deni Batukhan (1888-1947) und 35 mongolische Kinder, Jungen und Mäd-
chen, befanden. Später folgten ihnen zehn weitere Schüler nach, die allesamt 
zunächst im Berliner Stadtteil Frohnau untergebracht wurden, um die deut-
sche Sprache zu erlernen. Ende 1926 wurden die Schüler dann auf verschie-
dene Schulen in Deutschland und Frankreich verteilt. Die größte zusammen-
hängende Gruppe von zehn Schülern kam im Januar 1927 in Wickersdorf an, 
vier Schüler wurden in Bernhard Uffrechts Freier Schulgemeinde Letzlingen 
untergebracht. Unter den Wickersdorfer Schülern befanden sich drei Mäd-
chen und sieben Jungen, die alle den Geburtsjahrgängen 1909 bis 1912 ange-
hörten. Von den vier Mongolen, die 1929 die FSG Wickersdorf verließen, 
wurde eine Schülerin in die Mongolei zurückberufen. Bei den drei anderen 
vermerkte das Schülerbuch entweder „abgemeldet zu prakt. Beruf“ oder „in 
die Praxis abgegangen“. Die sechs anderen Schüler verließen im Laufe des 
Jahres 1930 Wickersdorf, in der Mehrzahl ohne vorherige Abmeldung. Was 
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aber bezweckte nun dieses „pädagogische Experiment“, das innerhalb der 
Kommunistischen Partei der Mongolei und innerhalb der Komintern nicht 
unumstritten war?  

„Die jungen Menschen – das war der Zweck ihrer weiten Reise – sollten im ‚kapita-
listischen Ausland’, in Deutschland und Frankreich, eine umfassende schulische, 
akademische und berufsfachliche Ausbildung durchlaufen, um nach Abschluss ihrer 
Studien als nationales ‚Humankapital’ die umfassende Modernisierung ihres Hei-
matlandes voranzutreiben. Sie sollten die Garanten dafür werden, dass ihr Land in-
nerhalb weniger Jahre den Anschluss an die Industriestaaten fand, bei denen ihre 
Regierung Maschinen, Material und Know-how einkaufte. Diese jungen Leute, 
ausgewählt unter den Begabtesten der erst wenige Jahre vorher gegründeten Mittel-
schule in Ulaanbaatar, waren sozusagen die Hoffnungsträger für die strahlende Zu-
kunft einer unabhängigen, modernen Mongolei. Die in sie gesetzten Erwartungen 
waren also hoch, was den meisten von ihnen sicher noch nicht ganz klar war. Dafür 
waren sie noch zu jung, die jüngsten unter ihnen ganze 13 Jahre alt“.65 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 6: Ankunft der mongolischen Schüler/innen im Januar 1927. 
 
Finanziell war dies für den jungen Staat eine beträchtliche Investition, die 
sich allein 1927 auf 160.000 Reichsmark belief (ebd., S. 23).66 Die Hoffnung 
jedoch, im westeuropäischen Ausland die künftige Elite ausbilden zu lassen, 
fiel Anfang der vierziger Jahre dem politischen Totalitarismus der kommu-
nistischen Partei zum Opfer. Viele dieser Jugendlichen wurden 1943 in sog. 
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„Spionageprozessen“ angeklagt oder fanden im Krieg gegen Japan den Tod. 
Fünf der zehn Wickersdorfer Schüler wurden vor Gericht gestellt, vier von 
ihnen zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. Letztlich wurde ihnen zum Ver-
hängnis, dass sie im westlichen Ausland ausgebildet worden waren, weil – so 
der ideologische Hardliner der Komitern M. I. Amagaev – diese jungen Leute 
„eine zwiespältige Denkweise zu ihrer Heimat erlangen und grundsätzlich als 
Leute mit einer fremden und feindlichen Kultur (zurück)kommen“ (ebd., S. 
26).67 Als diese Gruppe im Januar 1927 in der FSG Wickersdorf eintraf, be-
fanden sich dort 111 Schüler, darunter zehn Mädchen. Die zehn mongoli-
schen Schüler machten also ca. 9 Prozent der damaligen Schülerschaft aus. 
Mit ihrer Ankunft erhielt die schon bestehende Wickersdorfer Gruppe des 
KJVD erheblichen Zulauf und verstärkte ihre Aktivitäten. Mittendrin war 
auch der Schüler Hans Heinz Sanden, der dazu in seinen Memoiren festhielt: 

„So wurde ich Kommunist, ohne mir eigentlich im Klaren darüber zu sein, was das 
bedeutete. Ich klebte unter Rosemaries Anleitung zu dunkler Stunde kommunisti-
sche Wahlplakate an die Häuser im Dorf. Von meinem kärglichen Taschengeld 
spendete ich für die ‚Rote Hilfe‘ und abonnierte die ‚Arbeiterillustrierte‘. Die ‚Rote 
Fahne‘ lag ohnehin im Lesezimmer der Schule aus. Zu meinem Erstaunen bestärkte 
mich Herr Boeckh in diesen Aktivitäten. […] Tonangebend waren die Russen. Sie 
waren natürlich von ihrer Regierung sorgfältig ausgesucht und hatten eine weltan-
schauliche Ausbildung genossen, die es ihnen nicht nur ermöglichte, den Anfech-
tungen des Kapitalismus zu widerstehen, sondern auch, eine missionarische Tätig-
keit aufzunehmen. Sie brauchten nur wenige Monate, um sich in einem harten 
Deutsch verständlich machen zu können, und damit gewannen sie maßgeblichen 
Einfluß“.68 

Rosemarie Bernfeld war die Schülerin, die Sanden in die Welt des KJVD ein-
führte – oder besser gesagt – in die er sich von ihr einführen ließ, nicht zu-
letzt, weil er in sie verliebt war und ihre frühreife Intellektualität bewunderte. 
Umso mehr war Sanden entsetzt, dass Rosemarie sich zu Sedet, einem der 
mongolischen Schüler, hingezogen fühlte. Er erinnerte sich daran noch im 
hohen Alter in diskrimierender Weise: 

„Eines Abends lief ich zu Rosemarie hinüber, um ihr ein Buch zurückzubringen. 
Ich hatte nie gewagt, sie zu umarmen oder zu küssen. In ihrer ganzen Art schien sie 
mir ‚über den Dingen‘ zu stehen und lediglich dem Geist verpflichtet zu sein. Als 
ich nun, nach einem flüchtigen Anklopfen, in ihr Zimmer trat, erstarrte ich: sie und 
dieser Mongole – in brünstiger Umarmung! Ich knallte die Tür hinter mir zu, stürm-
te davon, die Treppen hinab, über den Hof, lief an den Feldern entlang, weit in den 
Wald. Eine Welt war für mich zusammengebrochen. Ich hatte sie umworben, end-
los, hatte gemeint, ihrer durch geistige Anstrengungen und politische Gefolgschaft 
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würdig werden zu können, hatte sie auf den Piedestal geschlechtlicher Unberühr-
barkeit gehoben – nur um sie jetzt in den Armen dieses Halbwilden finden zu müs-
sen. Wenn es wenigstens ein geistvoller Primaner gewesen wäre… Aber nein, ein 
kraftstrotzender Ignorant mußte es sein, der ihr nichts weiter bieten konnte als seine 
tierische Männlichkeit. Nichts weiter? Allmählich wurde mir schmerzhaft klar, daß 
es gerade das war, was sie begehrte. Von unseren Geisteleien hatte sie genug, des 
schüchternen Werbens und der Unterordnung war sie überdrüssig, ein Mann, ein 
richtiger Mann mußte es sein, der nicht viel fragte, sondern einfach zupackte“.69 

 

Abb. 7: Hans Heinz Sanden um 1930 in Wickersdorf 
 
Auch die 13-jährige Rosemarie war sich damals der Problematik ihrer Zunei-
gung zu Sedet durchaus bewusst gewesen. In ihrem Tagebuch notierte sie 
gleich zu Beginn am 13. April 1928: 

„Also fange ich mit dem an was mit dem folgenden zusammenhängt. Als ich in die 
Pioniergruppe eintrat kam Sigurd70 dazu. Da war er mir der Unsympathischste von 
allen. Das ist überhaupt immer so. Zuerst als die Mongolen kamen war mir Sedet 
der Unsympathischste – und jetzt. Das ist ganz komisch. Willi71, Sigurd und 

                                                             
69  Sanden 1990, S. 77f. 
70  Sigurd: Gemeint ist der Schüler Sigurd Hoffmann, der die FSG von April 1927 bis März 

1928 besuchte und dann abgemeldet wurde. Sedet (Jg. 1910), einer der mongolischen Schü-
ler in der FSG. Zur Gruppe der mongolischen Schüler vgl. Götting (2007). 

71  Willi: Wilhelm Meier (1907-1979) trat 1927 in die FSG ein und bestand dort 1928 sein Abi-
tur. Als talentierter Weitspringer gehörte er der Sportgruppe Otto Peltzers an. Meier arbeite-
te nach seinem Medizinstudium als Arzt in Saalfeld. 
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Czecz72 sagen dasselbe, dass Sedet schlecht sei. Er handelt nur immer nach seinen 
Trieben, er wolle nur der Begierde nachgeben, er habe mich gar nicht gerne u.s.w., 
aber trotzdem habe ich ihn gerne, aber das Schlimme ist, daß ich Sigurd beinahe 
ebenso gern hab. Aber ganz anderst. Das heißt, ich spüre, wenn ich von diesem 
ekelhaften herrlichen Wickersdorf zu Sigurd käme würde ich noch lieber ihn haben. 
Jetzt habe ich mich entschloßen, mit ihm nichts mehr zu machen, weil ich selber 
gemerkt habe, daß wirklich sein stärkstes Treibmittel die Begierde ist. Ich bin so 
froh, daß ich damals nicht nachgegeben habe. Sonst wäre jetzt wer weiß was. Aber 
er schaut mich immer so komisch an, daß man ihn trotz allem gern haben muß. Ich 
verstehe gar nichts mehr, soll man dem folgen, der wirklich nett ist, mit dem [man, 
P.D.] reden kann, der einen versteht und sehr gerne hat, oder dem, den man nur aus 
ganz geheimnisvollen jedenfalls dummen Gründen gerne hat? Ich versuche jetzt al-
les zu vergessen, indem ich im Unterricht richtig mitmache, zu Hause auch arbeite 
usw. Nur leider stört mich, daß Sedet auch in meiner Klasse ist. Ich muß ihn immer 
anschauen und an ihn gerne denken. Ich weiß ja, daß alles, was ich jetzt schreibe, 
mir in einem halben Jahr so dumm vorkommen wird, daß ich es zerreißen werde. 
Aber trotzdem. Man ist jetzt immer so alleine, man weiß gar nicht wohin mit der 
Zeit, Sigurd und Czecz sind weg, zu Sedet habe ich mir verboten zu gehen. Ellen73 
ist ziemlich doof, mit Bato74 kann ich wegen der Sprache nicht reden und wenn ich 
zu unseren Obertertianern gehe, wird gleich gequatscht. Nur aus Langeweile und 
dann anstatt mit jemandem zu reden, weil ich ja niemanden habe, schreibe ich Ta-
gebuch. Es ist zu komisch mit diesen Seelenzuständen. Überhaupt ich finde, daß der 
Mensch viel zu viel von sich selbst weiß, daß ist für mich wenigstens sehr unange-
nehm. Wenn z.B. ein Junge zu mir kommt, mit dem man sich ein bisschen zeigt, 
daß man ihn gern hat, dann denkt man sich immer dabei, wozu das alles, was für 
einen Zweck hat das alles, wenn man aber spielen will oder weggehen, dann wird 
man so treuherzig angeschaut, daß man es nicht durchsetzen kann. Ich denke mir 
entweder weiß ich viel zu viel oder viel zu wenig von mir. Aber so geht es nicht 
weiter. Ellen ist komisch, daß man überhaupt Robert75 diesen Idioten, diesen Esel 
gern haben kann, das ist geradezu unbegreiflich. Ich glaube, er ist ein bisschen 
krank. Ich wenigstens möchte nicht als Mädchen, so wie Ellen z.B., mit ihm be-
freundet sein. Leider kann man hier nichts mehr politisch machen. Ich verschwinde 
hoffentlich bald von Wickersdorf, andererseits wieder ist es hier sehr schön.“ (Wi-
ckersdorfer Tagebuch von Rosemarie Bernfeld. In: NL Rosemarie Ostwald, Deut-
sches Exil-Archiv Frankfurt/M.)  

                                                             
72  Czecz: Heinz Czeczowiezka (Jg. 1912), Sohn eines Wiener Baurates, der im Februar 1927 

nach Wickersdorf kam und Ende März 1928 der Schule verwiesen wurde. Laut Schülerbuch: 
„Konnte sich nicht beherrschen.“ 

73  Ellen: Ellen Bing (Jg. 1914), Tochter eines jüdischen Kaufmanns aus Halle, besuchte die 
FSG von 1924 bis 1930 und verließ das Internat mit der Obersekundareife. 

74  Bato: Die mongolische Schülerin Batosukhe (Jg. 1912), die von 1927 bis 1929 die FSG be-
suchte.  

75  Robert: Der aus Breslau stammende Schüler Robert Ollendorf (1912-1973), der der FSG 
von Oktober 1927 bis Juli 1928 angehörte und dann – laut Schülerbuch – „fortgeschickt“, 
d.h. der Schule verwiesen wurde.  
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Am 18.10.1928 notierte sie noch einmal in ihr Tagebuch:  

„Jetzt geht der Tag so wie sonst, bloß daß ich heute schon den 17. Tag nicht mehr 
mit Sedet verkehre. Die Geschichte ist nämlich die. Von Zeit zur Zeit sehe ich ein, 
daß er mich überhaupt nicht, kein bißchen gern hat, dann nehme ich mir vor, nichts 
mehr mit ihm zu schaffen. Aber nach einer kleinen Weile geht es nicht mehr. Ei-
gentlich gelten 8 Tage von den 17 nicht, weil da Wanderung war und ich sowieso 
nichts machen konnte, mich also auch nicht zusammennehmen brauchte.“76 

Mit einem der Wortführer der damaligen russischen Schüler war Sanden en-
ger befreundet, nämlich mit Boris Winograd (1914-2002). Der in Moskau 
geborene jüdische Winograd besuchte der FSG von September 1930 bis Ende 
März 1933, emigrierte anschließend nach Palästina, wo er unter dem Namen 
Boris Carmi ein bekannter Photograph wurde. Weniger eng war seine Bezie-
hung zu den mongolischen Schülerinnen und Schüler. Das hing, wie oben 
dargestellt, zum einen damit zusammen, dass sich die von ihm umschwärmte 
Rosemarie Bernfeld in den „Anführer der mongolischen Delegation“ (Sanden 
1990, S. 77),77 verliebt hatte. Seine Vorbehalte gegen diese Schülergruppe 
waren aber auch grundsätzlicher Art, da sie – meist der deutschen Sprache 
kaum mächtig – „völlig andere Vorstellungen mitbrachten und in kurzer Zeit 
das Leben der Freien Schulgemeinde deutlich veränderten. Man [die Lehrer-
schaft; P.D.] war sogar noch stolz darauf, daß die beiden [die sowjetische und 
mongolische; P.D.] Regierungen gerade Wickersdorf auserwählt hatten, was 
doch bewies, daß die Schule weit über die deutschen Grenzen hinaus großes 
Ansehen genoß“.78 Das war, was die Lehrer betrifft, in der Tat so.  
Peter Suhrkamp etwa, der ein besonderes Interesse an den mongolischen 
Schülern gehabt zu haben schien, notierte in einem Zeitungsartikel über diese 
„namenlosen Botschafter“:  

„Ihre Haltung ist auffällig. Sie haben Gesetze in sich. Uns schien es, als wären es 
Gebote und Verbote, die ihnen mitgegeben wurden. Ein Übertreten derselben ist 
ausgeschlossen. Ihre verschlossene hartnäckige Konsequenz kann einem den Ge-
danken bringen, dass sie Regeln haben. Andererseits führen sie auf jeden Fall aus, 
was sie sich vorgenommen haben“.79  

Um 1929/30 wurde das „pädagogische Experiment“ seitens der Mongoli-
schen Revolutionären Volkspartei (MRVP) nach dem Sturz der Regierung 
von Volksbildungsminister Erdeni Batukhan aus politischen Gründen abrupt 
beendet. Die Jugendlichen kehrten teilweise ohne formelle Abmeldung von 
der Schule und Begleichung des Schulgeldes in ihre Heimat zurück. Der 
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Großteil der Gruppe verließ Deutschland im Sommer 1929, der Rest im Früh-
jahr 1930. 

„Da die Abreise jeweils sehr kurzfristig mitgeteilt und mit einem geplanten dreimo-
natigen Ferienaufenthalt in der mongolischen Heimat begründet worden war, gin-
gen die Schulleitungen zunächst davon aus, dass die Schüler nach den Sommerferi-
en wiederkommen würden. Bei Schulbeginn Anfang September 1930 erschienen 
sie aber nicht, und auch die Ansprechpartner in Berlin waren nicht mehr erreichbar. 
[…] Immerhin konnte das Auswärtige Amt im Jahre 1931 über seine diplomatische 
Vertretung in Moskau in Erfahrung bringen, dass wohl ideologische Gründe hinter 
der plötzlichen Abreise gesteckt hatten. Führende Funktionäre des auf dem VII. 
Parteitag der Mongolischen Revolutionären Volkspartei (MRVP) an die Macht ge-
langten linken Flügels hatten bemängelt, dass die Schüler in Deutschland nicht in 
kommunistischem Sinne erzogen würden. Sie sollten ihre Ausbildung besser in der 
Sowjetunion fortsetzen“.80 

1930 endete also das „pädagogische Experiment“ mit mongolischen Schülern 
in der FSG Wickersdorf. Es sollte das letzte seiner Art gewesen sein. Denn 
die sich inzwischen geänderten politischen Verhältnisse in Thüringen sollten 
auch die weitere Geschichte der FSG Wickersdorf irreversibel beeinflussen. 

5.4  Namhafte Wickersdorfer Schülerinnen und Schüler 

Privatschulen, aber auch staatliche Schulen werben inzwischen in ihren In-
ternet-Auftritten mit ehemaligen Schülern, die sich in ihrem späteren Leben 
einen bekannten Namen gemacht haben. Aus Sicht der betroffenen Schulen 
ist dies einerseits naheliegend, andererseits riskant. Denn es lässt sich kaum 
systematisch eruieren, ob und wie stark individuelle Schulerfahrungen späte-
re Berufsoptionen und berufliche Karrieren beeinflusst haben. Aus der histo-
rischen Distanz gibt es zahlreiche Gründe, zu bezweifeln, dass die FSG Wi-
ckersdorf die Ansprüche, die von Wyneken in sie gesetzt oder die von Schul-
aufsichtsbehörden an sie herangetragen wurden, wirklich dauerhaft erfüllen 
konnte bzw. erfüllt hatte. Das Leistungsniveau in der FSG etwa, die sich an 
den Lehrplänen der Oberrealschulen orientieren musste, war über viele Jahre 
in verschiedenen Fächern mehr als unterdurchschnittlich. Dies führte vor al-
lem bei den bis 1922 extern durchgeführten Abiturprüfungen nicht nur zu 
hohen Durchfallquoten, sondern auch zu ständigen Reklamationen seitens der 
Schulaufsicht, welche das in ihren Augen nicht akzeptable niedrige Leis-
tungsniveau in bestimmten Fächern regelmäßig bemängelte. Es steht also die 
hier nicht letztlich zu beantwortende Frage im Raum, ob namhafte Wickers-

                                                             
80  Götting 2007, S. 211. 
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dorfer Schüler ihre späteren Berufskarrieren wegen oder trotz ihrer Zeit in 
der FSG eingeschlagen und betrieben haben.  
Dennoch fällt auf, dass gerade im künstlerisch-literarisch-musischen Bereich 
sowie unter der Ägide Otto Peltzers auch im sportlichen Bereich vor 1933 
auffallend viele ehemalige Wickersdorfer Schüler später dort ihre Berufung 
und ihren Beruf fanden und hier zum Teil beachtliche Karrieren vorweisen 
können. Eher die Ausnahme machte da der später als Kernphysiker internati-
onal bekannt gewordene Friedrich Georg Houtermans (1903-1966)81, dessen 
Vorliebe für sein Fach wohl kaum im Wickersdorfer Internat geweckt wor-
den sein dürfte. Ähnliches gilt wohl auch für Rosemarie Bernfeld, die nach 
ihrem Abitur in Wien an der Universität Zürich Chemie studierte, in dem 
Fach auch promovierte und nach ihrer Emigration in die USA 1939 an der 
Universität Berkeley eine renommierte Professorin für Ernährungswissen-
schaften wurde. 
Nur vereinzelt lassen sich Hinweise darauf finden, dass die Wickersdorfer 
Bildungsangebote auch nachhaltig entsprechende Berufskarrieren eingeleitet 
oder verstärkt haben. Bei dem Schauspieler Friedrich Schoenfelder (1916-
2011) lassen sich in diese Richtung einige Fingerzeige entdecken. Nachdem 
er im städtischen Gymnasium in Frankfurt/Oder die Sexta mit vierzig Schü-
lern erfolgreich absolviert hatte, traf er in Wickersdorf auf sieben Mitschüler 
in der Quinta – zwei Mädchen und fünf Jungen.  

„Hier herrscht ein anderer, fast familiärer Ton im Unterricht, und der gesamte 
Schulbetrieb ist freizügiger, der Lehrplan sympathischer. Großer Wert wird auf die 
musische Erziehung gelegt, das einfache Fach ‚Zeichnen’ ist hier wirklich eine Art 
Kunsterziehung. Und es wird viel Theater gespielt. Als Tertianer bin ich dann jedes 
Mal dabei, wenn ein neues Stück einstudiert wird. […] Den ersten Eindruck vom 
Theater in Wickersdorf bekomme ich im Sommer 1928, kurz nachdem ich Ostern 
eingetroffen bin. Fast mitten im Wald, auf einem etwas freierem Platz, wird Shake-
speares ‚Sommernachtstraum’ aufgeführt. Bei Tageslicht beginnt das Spiel, als es 
dämmert, sieht alles sehr märchenhaft und romantisch aus, in der Finsternis werden 
Laternen, Windlichter und Fackeln ins Spiel gebracht. Die Handwerker machen mir 
einen großen Eindruck, besonders ihr Anführer, der Zettel. Der wird von einem 

                                                             
81  Vgl. Powers 1993; Lawatsch 1995. Friedrich Georg Houtermans (1903-1966) besuchte die 

FSG Wickersdorf von September 1919 bis März 1921 und bestand das Abitur. 1922-1928 
Studium der Physik in Göttingen und 1927 Promotion bei James Franck. 1928-1933 Assis-
tent von Gustav Hertz an der TH Berlin. Mitglied der KPD. 1933 Emigration nach England, 
1935 emigrierte er in die Sowjetunion. Dezember 1937 Verhaftung, 1940 Auslieferung nach 
Deutschland, Anstellung am privaten Forschungsinstitut von Manfred von Ardenne in Ber-
lin. 1945-1952 Universität Göttingen, danach bis zu seinem Tod Professor am Physikali-
schen Institut der Universität Bern. 
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Primaner gespielt, der Hans Elwenspoek heißt, und später ein – besonders in Fern-
sehfilmen – bekannter Schauspieler sein wird“.82 

Schoenfelder genoss diese seine ersten Theatererfahrungen in Wickersdorf 
unter der Regie Gustav Wynekens und rückblickend hielt er dazu fest:  

„Doch trotz dieser Bühnenerfahrungen steht bei mir damals noch keineswegs fest, 
daß ich mal beim Theater landen werde. Aber einen kleinen Schubs in diese Rich-
tung gibt es wohl doch, eine erste, ganz zarte, unbewußte Impfung mit dem Thea-
tervirus […]“.83  

Vom Wickersdorfer „Theatervirus“ infiziert wurden auch der oben bereits 
erwähnte Hans Elwenspoek, der dort von 1923 bis 1929 lebte, ebenso der 
Schauspieler Erik Ode (1910-1983), Schüler in Wickersdorf von 1921 bis 
1923 – danach der Schule wegen wiederholten Diebstahls verwiesen. Ode 
wurde einem breiten Publikum vor allem in seiner Paraderolle als „Der 
Kommissar“ in der gleichnamigen Kriminalserie bekannt.84 Eine ähnliche 
Rolle, nämlich als „Tatort“-Kommissar, füllte auch Hansjörg Felmy (1931-
2007) aus, der von 1944 bis 1945 Schüler in Wickersdorf war. Zu der Gruppe 
ehemaliger Wickersdorfer Schüler, die später Schauspieler wurden, gehörte 
auch der Sohn von Rudi Kupffender, Wickersdorfer Schüler der ersten Stun-
de und lebenslanger Freund Wynekens, Wolfgang Kupffender (1919-1980), 
der sich unter dem Namen Wolf Petersen als Schauspieler und Synchronspre-
cher einen Namen gemacht hatte. Die beiden oben bereits erwähnten Brüder 
Fritz und Hermann Thimig gehörten ebenso zu dieser Gruppe wie die West-
berliner Schauspielerin und Kabarettistin Ilse Trautschold (1906-1991), die 
Wickersdorf von 1918 bis 1921 besuchte, sowie der Schauspieler und Kaba-
rettist Dietrich Frauboes (1918-1980). Zu erwähnen sind in diesem Zusam-
menhang auch Rolf Illig (1925-2005), Film- und Fernsehschauspieler sowie 
Synchronsprecher – u.a. mehrfach in der populären Kriminalserie „Tatort“ –, 
der Wickersdorf von 1939 bis 1940 besuchte, weiterhin der Schauspieler, 
Regisseur und Autor Giselher Schweitzer (1924-1975), der 1942 für sieben 
Monate hier unterrichtet wurde, um dann auf Wunsch seiner Mutter die Schu-
le zu wechseln. Nicht zuletzt verbrachte auch der Schauspieler und Dreh-
buchautor Hans Joachim Wedekind (1924-1963) von 1940 bis 1942 seine 
beiden letzten Schuljahre in Wickersdorf und bestand hier sein Abitur.  

                                                             
82  Schoenfelder 1996, S. 22f. 
83  Ebd., S. 23. 
84  Vgl. Ode 1972. 
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Abb. 8: Hermann Thimig (rechts) beim Theaterspiel 1907 
 
Unter den Wickersdorfer Schülern befanden sich auch einige mehr oder we-
niger namhafte Schriftsteller. 1915/16 drückte hier der spätere Maler und 
Kunstschriftsteller Bernhard Dörries (1898-1978) die Schulbank. Von 1917 
bis 1920 besuchten, wie erwähnt, die beiden Söhne des bekannten Autors 
Waldemar Bonsels die FSG. Bernd-Holger Bonsels (1907-1978) wurde eben-
falls Schriftsteller, sein älterer Bruder Frank Lothar Bonsels (1906-1944) 
Konzertpianist. Von 1912 bis 1914 war die spätere Schriftstellerin und 
Kunsthistorikerin Margarete Fuhrmann (1896-1953) Schülerin in Wickers-
dorf, 1919 findet man dann den Kritiker und Schriftsteller Heinrich Satter 
(1908-1992) unter der Schülerschaft.  
In diesem Kontext ist auch der bereits oben erwähnte Ulrich Becher (1910-
1990) zu nennen, der das Internat von 1923 bis 1928 besuchte, der KJVD-
Gruppe angehörte und in Wickersdorf sein Abitur ablegte. Zur FSG hatte Be-
cher ein sehr zwiespältiges Verhältnis – nicht nur wegen der sexuellen Über-
griffe, die er damals bereits sehr aufmerksam wahrnahm. Seine Abiturprü-
fungen waren zudem überschattet durch heftige Auseinandersetzungen inner-
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halb der Lehrerschaft, die im Frühjahr 1928 zur Entlassung eines Teils des 
Kollegiums geführt hatten, weil ihr Versuch, die Schulleitung zu stürzen, 
misslungen war.85  
Am 16.11.1927 schrieb Becher in diesem Zusammenhang an seine Eltern: 

„Die gesamte Lehrerschaft hat Suhrkamp und Wyneken ein Mißtrauensvotum ge-
stellt wegen Herrschsucht, Unehrlichkeit und unheilvollem Einfluß auf die Schüler-
schaft. Die Details werde ich mündlich berichten. Jedenfalls stand unser Abitur sehr 
fraglich, da alle Lehrer sofort weggehen wollten und die Regierung hätte mit ganz 
neuen Lehrern ein Abitur zu Ostern nicht gestattet. Aber jetzt hat man sich geeinigt, 
die Lehrer bleiben noch bis Ostern, so daß wir unser Examen machen und wahr-
scheinlich auch – wenigstens auf einige Zeit – nach Hause kommen können. […] 
Hier liegt Schnee. Aber es taut wieder, unangenehmes Wetter. Ich kann es hier bald 
nicht mehr aushalten. Jetzt sitze ich schon seit den großen Ferien ununterbrochen in 
diesem Drecknest“.86 

Fast zeitgleich mit Ulrich Becher waren auch der Leipziger Lyriker und Es-
sayist René Schwachhofer (1904-1970) – von 1925 bis 1927 – und 1927/28 
die Schauspielerin, Kinder- und Jugendbuchautorin Eva Marder (1916-1987) 
Schüler der FSG Wickersdorf. Schließlich darf der aus Saalfeld stammende 
und heute in Mainz lebende namhafte Schriftsteller Ror Wolf (Jg. 1932) nicht 
unerwähnt bleiben, der von 1943 bis 1946 Schüler in Wickersdorf war.  
Wirft man einen Blick auf spätere wissenschaftliche Karrieren ehemaliger 
Wickersdorfer Schüler, so wären neben dem bereits genannten Physiker 
Friedrich Georg Houtermans und der Ernährungswissenschaftlerin Rosemarie 
Bernfeld u.a. noch zu erwähnen: a) Walter Jacobi (1918-2009), Ingenieur und 
Raumfahrtpionier bei der NASA, der vor 1945 Mitarbeiter im Stab Werner 
von Brauns war, b) Gottfried-Karl Kindermann (Jg. 1926), renommierter Po-
litikwissenschaftler an der Universität München, c) Hans Karl Müller-
Buschbaum (1931-2016), langjähriger Professor für Chemie an der Universi-
tät Kiel, d) Martin Okrusch (Jg. 1934) bis 2000 Professor für Mineralogie 
und Petrologie an der Universität Würzburg, e) Kurt Pätzold (1930-2016), 
der wohl der bekannteste Faschismus-Forscher in der Historikerzunft der 
DDR, f) Kurt Sanderling (1912-2011), Professor für Musikwissenschaft und 
Dirigent87, g) Wolfgang Schuller (Jg. 1935) bis 2004 Professor für Alte Ge-
schichte an der Universität Konstanz. 
 

                                                             
85  Vgl. Dudek 2009, S. 300ff. 
86  Becher 2012, S. 36. 
87  In diesem Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben darf Berthold Lehmann (1908-1996), der 

Sohn des Schriftstellers und Wickersdorfer Lehrers Wilhelm Lehmann (1882-1968), der das 
Internat von 1916 bis 1920 besuchte, und später ein renommierter Dirigent und Generalmu-
sikdirektor wurde. 
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Abb. 9: Die Wickersdorfer Schüler Helga Schuylenburg88 und Ulrich Becher 
 
Zuletzt sei an Politiker im weitesten Sinne erinnert. Da ist zum einen der 
KPD-Reichstagsabgeordnete Ernst Putz (1896-1933) zu nennen,89 der von 
1913 bis 1915, dann noch einmal für einige Monate Anfang 1919, in Wi-
ckersdorf war, und später häufig die FSG besuchte. Er wurde wie auch der 
Wickersdorfer Schüler Horst Horster (s.u.) vor allem durch Karl und Hedda 
Korsch politisch sozialisiert. In seinen Lebenserinnerungen hielt Putz dazu 
fest: 

„Als die Obstbäume im Mai blühten in diesem Jahre [1923; P.D.], habe ich mit 
Hedda Korsch zum ersten Mal über den wissenschaftlichen Sozialismus gespro-
chen. Da sah ich, daß meine Schul- u. Werkgemeinschaft nur Stückwerk und Insel 
der Seligen war. Daß man nicht ohne Kampf eine neue Welt schaffen könne. – Daß 
ich, um wirklich in Reih u. Glied zu marschieren, auf vieles verzichten müsse, was 
mir lieb und teuer war. Ich danke Hedda, daß sie mir diesen meinen Weg hat finden 
helfen, wenn er auch schwer war und das Ziel nicht erreicht wurde.“ (Zuchthausta-

                                                             
88  Helga Schuylenburg (1910-2004) war die Tochter der Wickersdorfer Lehrerin Hermine 

Schuylenburg (1875-1971), die dort von 1920 bis 1928 unterrichtete. Helga besuchte das In-
ternat mit einer kurzen Unterbrechung 1924 im gleichen Zeitraum. Sie war seit 1929 mit 
dem Schriftsteller und Politiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) verheiratet. 

89  Vgl. Dudek 2014. 
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gebuch von Ernst Putz. In: Nachlass Ernst Putz, Bundesarchiv Berlin – SAPMO 
NY 4156, ohne Seitenangaben.)90 

Zum zweiten sei Heinrich Kurella (1905-1937) genannt, überzeugter Kom-
munist, der 1934 in die Sowjetunion emigrierte und dort 1937 hingerichtet 
wurde. Der Bruder des Schriftstellers und SED-Kulturfunktionärs Alfred Ku-
rella (1895-1975) besuchte Wickersdorf von 1919 bis 1923 und bestand hier 
das Abitur, das die FSG in diesem Jahr erstmals intern abnehmen durfte. 
Nicht vergessen werden sollte in diesem Zusammenhang der kommunistische 
Silberschmied Horst Horster (1903-1981),91 der die FSG von 1913 bis 1920 
besuchte und der Kameradschaft von Hedda Korsch angehörte. Seit 1923 ar-
beitete er dann dort als Werklehrer, bevor er wegen fortgesetzter kommunis-
tischer Agitation unter der Schülerschaft 1926 entlassen wurde. Horster war 
ein enger Vertrauter von Karl und Hedda Korsch, der bei ihnen den Status ei-
nes Quasi-Sohnes innehatte, und freundete sich im dänischen Exil mit Bert 
Brecht und seiner Frau Helene Weigel an.  
Von Mai bis Oktober 1943 schließlich besuchte der spätere Umweltaktivist 
und Grünen-Politiker Hans-Reimar Campen (1928-2012) die Schulgemeinde 
Wickersdorf. Krankheitsbedingt und wegen seines starken Heimwehs wech-
selte er dann auf Wunsch seiner Eltern wieder auf die heimatliche Insel Nor-
derney. Campen war von 1982 bis 1986 auch Mitglied des niedersächsischen 
Landtages.  

5.5  Die NS-Zeit und die sozialen Veränderungen der  
Schülerschaft  

Anfang 1930 gelang der NSDAP in Thüringen erstmals im Deutschen Reich 
eine Regierungsbeteiligung mit gravierenden landespolitischen Folgen. Zwei 
Jahre später stellte die Partei mit einer Ausnahme schon alle Minister. Für die 
FSG hatte diese Entwicklung einschneidende Konsequenzen.92 Mit Blick auf 
die Schülerschaft bleibt festzuhalten: Zwischen 1930 und 1933 wurden so-
wohl die Mädchen als auch die jüdischen und die ausländischen Schüler – 
politisch bewusst gewollt – verdrängt. Das inzwischen auf politischen Druck 
in „Schulgemeinde Wickersdorf“ (SG) umbenannte Internat entwickelte sich 
in den folgenden Jahren zunehmend in eine thüringische Regionalschule mit 
angeschlossenem Internat. Es gab zwar Ausnahmen unter den Schülern, aber 

                                                             
90  Schul- und Werkgemeinschaft: Putz hatte 1920 zusammen mit Max und Gertrud Bondy auf 

dem väterlichen Sinntalhof bei Bad Brückenau das kleine Landerziehungsheim „Schul- und 
Werkgemeinschaft Sinntalhof“ gegründet, das er im August 1923 nach Konflikten mit Bon-
dy wieder aufgelöst hatte, um sich politisch in der KPD zu engagieren. 

91  Vgl. Nielsen 1993; Horster 2012, S. 156ff. 
92  Vgl. Dudek 2009, S. 367ff. 
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sie blieben die deutliche Minderheit. Doch auch in dieser Phase der dreißiger 
und vierziger Jahre gibt es mit Blick auf die Schülerschaft gelegentlich er-
staunliche Konstellationen. 
 

Abb. 10: Wickersdorfer Schüler 1936 beim Appell 
 
So sandte z.B. die NS-Frauenführerin Gertrud Scholtz-Klink (1902-1999) ih-
ren Sohn Ernst Klink (1923-1993) von 1938 bis 1940 nach Wickersdorf.93 
Der durch seine „Neue Schar“ in den zwanziger Jahren legendär gewordene 
jugendbewegte Wanderprediger Friedrich Muck-Lamberty94 schickte seine 
drei Söhne Anfang der vierziger Jahre dort hin. Auch der bereits erwähnte, 
inzwischen in Probstzella ansässige, bekannte Industrielle Franz Itting blieb 
dem Wickersdorfer Internat treu und sandte seine Söhne Robert (von 1937 
bis 1942), Wolfgang (von 1941 bis 1948) und dessen Drillingsschwestern 
Irmgard (von 1945 bis 1948) und Sonja (von 1945 bis 1948) nach Wickers-
dorf. Auch der spätere Jenaer Historiker Hugo Preller (1886-1968), damals 
noch Studienrat im thüringischen Dorndorf, entschied sich dafür, seine bei-
den Söhne Heinz (von 1934 bis 1935) und Klaus (von 1934 bis 1939) in Wi-
                                                             
93  Gertrud Scholtz-Klink war seit 1940 in zweiter Ehe mit August Heißmeyer (1897-1979) 

verheiratet. Heißmeyer war Freikorpsmitglied und Teilnehmer am Kapp-Putsch. Seit 1925 
Mitglied der NSDAP, seit 1926 Mitglied der SA. Im Januar 1930 trat er in die SS ein, wurde 
1933 MdR und stieg 1935 zum Chef des SS-Hauptamtes auf. Am 09.11.1936 wurde er zum 
SS-Obergruppenführer und zum „Inspekteur der Nationalpolitischen Erziehungsanstalten“ 
ernannt. 

94  Vgl. Linse 1983; Linzner 2017. 
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ckersdorf unterrichten zu lassen. Der NSDAP-Reichstagsabgeordnete und 
Regierungsrat Rudolf Feick (1900-1945) sandte seinen gleichnamigen Sohn 
1943 nach Wickersdorf. Dort findet man zwischen 1937 und 1939 auch Lu-
dolf von Rheden (Jg. 1920), Sohn des NSDAP-Politikers und Landesbauern-
führers Hartwig von Rheden (1885-1957) und seiner Frau Hildegard von 
Rheden (1895-1987), genannt die „Reichsbäuerin“, die von 1955 bis 1959 für 
die rechtsextreme „Deutsche Reichspartei“ im niedersächsischen Landtag saß 
(Dudek/Jaschke 1984, S. 233 ff.).95  
Die überwiegende Mehrheit der Schülerschaft stammte nun allerdings aus 
bäuerlichen und kleinbürgerlichen Verhältnissen. Ihre Väter waren Arbeiter, 
Landwirte, gelegentlich Ärzte und Rechtsanwälte, Mittelständler, sie betrie-
ben Gaststätten oder kleine Hotels bzw. Pensionen. Unter ihnen befanden 
sich auch zahlreiche Wehrmachtsangehörige und nachrangige Funktionäre 
der NSDAP. Besonders im Verlaufe des Zweiten Weltkrieges rekrutierte das 
Internat zunehmend Schüler, die aus der näheren Umgebung von Saalfeld 
oder aus dem Ort selbst stammten. Eine nennenswerte Ausnahme bildete hier 
der spätere Montanunternehmer Hermann Röchling (1872-1955) aus Völ-
klingen, damals Mitglied der NSDAP, der seinen gleichnamigen Sohn (Jg. 
1929) von 1941 bis 1945 nach Wickersdorf schickte.  
Seit dem 17.02.1943 wurde die ehemalige FSG Wickersdorf und spätere SG 
schließlich als „Deutsche Heimschule Wickersdorf. Oberschule für Jungen“ 
geführt. Das hinderte sie jedoch – wohl auch kriegsbedingt – nicht daran, nun 
verstärkt wieder Mädchen aufzunehmen. Die erste kam 1939 an die Schule, 
zu ihr stießen 1942 vier weitere, 1944 wurden ebenfalls vier neue Mädchen 
aufgenommen und 1945 waren es sogar 48 Neuaufnahmen von Mädchen, die 
meist aus der näheren Umgebung oder aus Wickersdorf direkt stammten. 
Obwohl die Schülerschaft 1944/45 stark angewachsen war, blieben die Ver-
hältnisse im Wickersdorfer Internat offensichtlich mehr als desaströs – wie 
alle noch verfügbaren Quellen belegen. Der damalige Wickersdorfer Lehrer 
und spätere Lehrerbildner in der DDR Paul Thomae (1909-1965), der nach 
Kriegsende Wickersdorf wegen seiner NSDAP-Mitgliedschaft verlassen 
musste, schrieb beispielsweise 1945 an Gustav Wyneken: 

„Das Chaos ist vollkommen. Wickersdorf wird von einem Frauenclub geleitet; 
wirkliche Erzieher, die die Ansprüche erfüllen könnten, die Sie einmal Ihren Mitar-
beitern stellten, sind nicht vorhanden; sie sind entweder aus der russischen Zone 
abgewandert oder durch Machtspruch der thüringischen Behörden zur Untätigkeit 
gezwungen. Aus Wickersdorf wurde eine schlimme Paukanstalt, in der das Ver-
hältnis von Lehrer und Schüler die klassische Feindschaftsform der alten öffentli-
chen Schule angenommen hat. […] Unter dem alten Namen Freie Schulgemeinde 

                                                             
95  Vgl. Dudek/Jaschke 1984, S. 233ff. 
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Wickersdorf verbirgt sich heute etwas, das nichts mit dem alten Wickersdorf zu tun 
hat. Es ist heute niemand ausser Ihnen fähig dieses hier herrschende Chaos zu ent-
wirren. Wickersdorf könnte den Weg zu seinem alten Glanz finden und einen neuen 
Höhepunkt erleben, wenn Sie den Weg hierher finden und mit einem kleinen Kreis 
treuer Mitarbeiter den Aufbau beginnen würden.“96 

Wie wir heute wissen, sollte dies ein unerfüllter Wunsch bleiben. Der „alte 
Glanz“ der Freien Schulgemeinde war endgültig erloschen. 

6  Fazit 

Von der Gründung 1906 bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges 1945 exis-
tierte das Wickersdorfer Internat in drei unterschiedlichen politischen Syste-
men: Kaiserreich, Weimarer Republik und NS-Diktatur. Nicht nur ihre Ge-
schichte war begleitet von Krisen, Skandalen und Abspaltungen. Auch die 
Zusammensetzung der Schülerschaft hatte sich in diesem Zeitraum deutlich 
verändert. Sieht man einmal vom geforderten Leistungsniveau der Schule, 
von den Leistungsvoraussetzungen und der Leistungsbereitschaft ihrer Schü-
ler ab, richtet dagegen den Blick auf die Sozialstruktur der Schülerschaft in 
diesen 39 Jahren, so wird man gravierende Veränderungen konstatieren müs-
sen, die hier stichwortartig resümiert werden sollen. Die Schülerschaft der 
FSG Wickersdorf setzte sich von der Gründung bis Anfang der dreißiger Jah-
re mehrheitlich aus den Kindern bildungsbürgerlicher und besitzbürgerlicher 
Elternhäuser zusammen. Auffallend hoch war der Anteil unvollständiger Fa-
milien, gemessen an der Bevölkerungsstruktur überproportional vertreten wa-
ren jüdische Schüler. Die Zusammensetzung der Schülerschaft war über viele 
Jahre gemischtgeschlechtlich, interkonfessionell und international. Im 
deutschsprachigen Bereich waren Berlin und Wien die Hochburgen, aus de-
nen die Wickersdorfer Schüler kamen. Auffallend groß war auch die Zahl je-
ner Schüler, deren Väter beruflich bedingt im Ausland lebten – sei es als 
Kaufmann, Bankier oder im diplomatischen Dienst. Hier reichte die geogra-
phische Spannbreite von Südamerika über Portugal, Russland, China, Japan 
bis nach Australien. Sofern deren Herkunftsschulen im Schülerbuch vermerkt 
waren, kamen diese Schüler in der Regel dort von den örtlichen „deutschen 
Schulen“. Das alles sollte sich mit den politischen Umwälzungen 1930 in 
Thüringen drastisch ändern. Die Koedukation wurde abgeschafft, jüdische 
und ausländische Schüler verdrängt und neue nicht mehr aufgenommen. 
Stattdessen nahm das Internat zunehmend den Charakter einer thüringischen 
Regionalschule an und bediente damit eine Klientel, die vor 1930 in dieser 
Hinsicht nur eine marginale Rolle in der FSG Wickersdorf gespielt hatte. 

                                                             
96   Nachlass Wyneken, Nr. 912. Brief Paul Thomae an Wyneken vom 31.12.1945. 



276 Peter Dudek 

Gemessen an Wynekens visionären Vorstellungen von einem „Orden der 
[männlichen; P.D.] Jugend“ blieben die Wickersdorfer Schüler in der Tat nur 
„braver Durchschnitt“. Aber mit Blick auf die Berufskarrieren vieler dieser 
Schüler, die hier nur ausschnittsweise wiedergegeben werden konnten, erhält 
das Bild ambivalente Züge. Welchen Anteil ihr Leben in der FSG Wickers-
dorf dabei gespielt hat, lässt sich seriös kaum eruieren. Manchmal sind wohl 
der Zufall oder persönliche Begegnungen die wirksamsten Anreger und Er-
zieher gewesen. 
 
 
 
 
Quellen und Literatur 
 
Ungedruckte Quellen 
 
Archiv der deutschen Jugendbewegung Witzenhausen, Nachlass Gustav Wyneken. 
Bundesarchiv Berlin – SAPMO NY 4156, Nachlass Ernst Putz. 
Deutsche Nationalbibliothek, Deutsches Exil-Archiv 1933-1945, Frankfurt/M, Nach-

lass Rosemarie Ostwald [i.e. Rosemarie Bernfeld]. 
Bibliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung: DIPF/BBF-Archiv (Wick 05) [Kas-

tel Igor: Aus der Geschichte der Wickersdorfer Schule (DDR). Unveröffentlichtes 
Manuskript]. Berlin.  

Kommentiertes und ergänztes Lehrer- und Schülerbuch der FSG Wickersdorf (1906-
1945) [Excel-Datei]. In: Archiv der deutschen Jugendbewegung Witzenhausen, zu-
sammengestellt von Peter Dudek [A 224, 451]. 

Kreisarchiv Saalfeld-Rudolstadt, Bestand FSG Wickersdorf und Nachfolger: Schüler- 
und Lehrerbuch [Original]. 

Landesarchiv Berlin, Bestand A Pr. Br. Rep. 030-03 Tit. 198 B Nr. 1829. 
Thüringisches Hauptstaatsarchiv Weimar – Bestand Volksbildungsministerium − FSG 

Wickersdorf. 
 
Literatur 
 
Attentus (1921): Zum Wyneken-Problem. In: Vivos voco. Zeitschrift für neues 

Deutschtum 2, S. 369-381. 
Barkmann, Udo B. (1999): Geschichte der Mongolei oder die „Mongolische Frage“: 

die Mongolei auf ihrem Weg zu einem eigenen Nationalstaat. Bonn. 
Becher, Ulrich (2012): Ich lebe in der Apokalypse. Briefe an die Eltern. Wien. 
Brandenburg, Hans (1914): Wickersdorf. In: Die Tat 5, S. 1291-1293. 
Braun, Otto (1921): Aus nachgelassenen Schriften eines Frühvollendeten. Berlin. 
Debler, Ulrich (2004): Die jüdische Gemeinde von Bad Brückenau. In: Würzburger 

Diözesan-Geschichtsblätter Band 66. Würzburg, S. 125-212. 
Dienes, Gerhard, Rother Ralf (Hg.) (2003): Die Gesetze des Vaters. Hans Gross, Otto 

Gross, Sigmund Freud, Franz Kafka. Wien/Köln/Weimar. 



„Alles braver Durchschnitt?“ 277 

 
 

Doublier, Gerda/Fuhrich, Fritz (Hg.) (1972): Hermann Thimig. Ein Leben in Doku-
menten. Wien. 

Drill, Robert (1912): Das Landerziehungsheim. Eindrücke und Bemerkungen. Frank-
furt/M. 

Dudek, Peter/Jaschke Hans-Gerd (1984): Entstehung und Entwicklung des Rechtsext-
remismus in der Bundesrepublik. Zur Tradition einer besonderen politischen Kul-
tur, Band 1. Opladen. 

Dudek, Peter (2002): Fetisch Jugend. Walter Benjamin und Siegfried Bernfeld – Ju-
gendprotest am Vorabend des Ersten Weltkrieges. Bad Heilbrunn. 

Dudek, Peter (2009): „Versuchsacker für eine neue Jugend“. Die Freie Schulgemein-
de Wickersdorf 1906-1945. Bad Heilbrunn. 

Dudek, Peter (2010a): „Es ist zu komisch mit diesen Seelenzuständen“. Die Freie 
Schulgemeinde Wickersdorf in der Wahrnehmung einer 15-jährigen Schülerin. In: 
Jahrbuch für Historische Bildungsforschung, Band 16. Bad Heilbrunn, S. 266-295. 

Dudek, Peter (2010b): Die FSG Wickersdorf und die „Erziehungsschule Schloss Bi-
schofstein“ – zwei konträre Konzepte der Landerziehungsheimbewegung vor dem 
Ersten Weltkrieg. In: Jahrbuch des Archivs der deutschen Jugendbewegung NF 
Band 6, Schwalbach/Ts., S. 252-273. 

Dudek, Peter (2012): „Er war eben genialer als die anderen“. Biographische Annähe-
rungen an Siegfried Bernfeld. Gießen.  

Dudek, Peter (2014): „Vorweggelebtes Leben“. Die Erinnerungen des kommunisti-
schen Reichstagsabgeordneten Ernst Putz an seine Wickersdorfer Schulzeit. In: 
Fiedler, Gudrun/Rappe-Weber, Susanne/Siegfried, Detlef (Hg.): Sammeln − er-
schließen − vernetzen. Jugendkultur und soziale Bewegungen im Archiv. Göttin-
gen, S. 161-182. 

Dudek, Peter (2015): „Der Ödipus vom Kurfürstendamm“. Ein Wickersdorfer Schüler 
und sein Muttermord 1930. Bad Heilbrunn. 

Dudek, Peter (2016): Sexualisierte Gewalt in reformpädagogischen Kontexten als Ge-
genstand erziehungshistorischer Forschung. Eine Fallstudie aus der Freien Schul-
gemeinde Wickersdorf. In: Keim, Wolfgang/Reh, Sabine/Schwerdt, Ulrich (Hg.): 
Reformpädagogik und Reformpädagogik-Rezeption in neuer Sicht. Perspektiven 
und Impulse. Bad Heilbrunn, S. 127-148. 

Dudek, Peter (2017): „Sie sind und bleiben eben der alte abstrakte Ideologe!“ Der Re-
formpädagoge Gustav Wyneken (1875-1964) – Eine Biographie. Bad Heilbrunn.  

Ebermayer, Erich (1928): Jugend und Eros. In: Junge Menschen 7, H. 3, S. 61-62. 
Ebermayer, Erich (1982): Gustav Wyneken. Chronik einer großen Freundschaft. 

Frankfurt/M. 
Ehrentreich, Alfred (1985): 50 Jahre erlebte Schulgeschichte – Erfahrungen eines Ber-

liner Pädagogen. Frankfurt am Main/Bern/New York. 
Eisenbrandt, Günter/Amm, Joachim (Hg.) (2015): Wickersdorfer blicken zurück auf 

ihr Leben. Internatsschüler der 1950er Jahre erinnern sich. Rostock. 
Elsaesser, Hans Peter (1995): Erinnerungen an die „Freie Schulgemeinde“ Wickers-

dorf in den Jahren 1925/26. In: Rudolstädter Heimathefte 41, H. 9/10, S. 217-219. 
Götting, Doris (2004): Das pädagogische Experiment – Deutschlandjahre mongoli-

scher Schüler, Studenten und Berufspraktikanten 1925-1930. In: Mongolische No-
tizen. Mitteilungen der deutsch-mongolischen Gesellschaft 13, S. 17-63. 

Götting, Doris (2007): Schuljahre junger Mongolen in Wickersdorf und Letzlingen. 
Ein wenig bekanntes Kapitel aus den Anfängen der mongolisch-deutschen Kultur-
beziehung. In: Jahrbuch des Archivs der deutschen Jungendbewegung NF Band 3. 
Schwalbach/Ts., S. 197-215. 



278 Peter Dudek 

Grafe, Roman (2012): Mehr Licht. Das Lebenswerk des „roten Itting“. Eine Biogra-
phie. Halle. 

Grunder, Friedrich (1916): Land-Erziehungsheime und Freie Schulgemeinden. Aus 
vieljähriger Praxis in Deutschland, England, Frankreich und der Schweiz. Leipzig. 

Gudat, Rebecca (2017): Pädagogischer Eros und literarisierte Formen grenzüber-
schreitender Lehrer-Schüler-Beziehungen. Von Platon in die (Post-) Moderne. 
Würzburg. 

Hahn, Peter (2013): Erinnerungen Peter Hahns. Teil 1. Norderstedt. 
Hahn, Peter/Matzukat, Dietrich (Hg.) (1999): Freie Schulgemeinde Wickersdorf. Er-

innerungen, Gedanken, Aktivitäten aus verschiedenen Jahren, 4 Teile (verbreitet als 
hektographierte Broschüre). o. O. 

Herrmann, Ulrich (1985): Die Jugendkulturbewegung. Der Kampf um die höhere 
Schule. In: Koebner Thomas u.a. (Hg.): Der Mythos Jugend. Frankfurt/ M., S. 224-
244. 

Herzer, Manfred (2005): In memoriam Erhart Löhnberg. In: Capri. Zeitschrift für 
schwule Geschichte, Nr. 37, S. 19-24. 

Hillig, Götz (2006): „Zumindest gibt es in Wickersdorf keinen Kaiser, keinen Gott 
und keine Kaserne…“ Vier Zeugnisse aus Sowjet-Russland und der Sowjet-
Ukraine über die Freie Schulgemeinde Wickersdorf (1922-1925). In: Jahrbuch für 
Historische Bildungsforschung Band 12. Bad Heilbrunn, S. 251-280. 

Horster, Waldemar Hans (2012): Der Zauberer und sein Enkel. Aus der Lebensge-
schichte des Magiers F.W. Conradi-Horster. Offenbach am Main. 

Jaray, Rudolf (1995): Erinnerungen an das Landschulheim der Freien Schulgemeinde 
Wickersdorf, in der ich in den Jahren 1922 bis 1929 lebte. In: Rudolstädter Hei-
mathefte 41, H. 5/6 S. 144-146, H. 7/8 S. 185-189. 

Kluge Volker (2000): Otto der Seltsame. Die Einsamkeit eines Mittelstreckenläufers. 
Otto Peltzer (1900-1970). Berlin. 

Lawatsch Hans-Helmut (1995): Der Kernphysiker Friedrich Georg Houtermans – 
Schüler in Wickersdorf und Sonneberg. In: Rudolstädter Heimathefte 41, H. 7/8, S. 
160-164. 

Linse, Ulrich (1976): Die Jugendkulturbewegung. In: Vondung Klaus (Hg.): Das Wil-
helminische Bildungsbürgertum. Göttingen, S. 119-137. 

Linse, Ulrich (1983): Barfüßige Propheten. Erlöser der zwanziger Jahre. Berlin. 
Linzner, Felix (2017): „Freie Liebe oder Zucht“ – Friedrich Lamberty zwischen ju-

gendbewegter Selbst- und völkischer Aufzucht. In: Braun, Karl/Linzner, Fe-
lix/Khairi-Taraki, John (Hg.): Avantgarden der Biopolitik. Jugendbewegung Le-
bensreform und Strategien biologischer „Aufrüstung“. Göttingen, S. 95-108. 

Luserke, Martin (1924): Die Freie Schulgemeinde Wickersdorf. In: Hilker, Franz 
(Hg.): Deutsche Schulversuche. Berlin, S. 77-90. 

Maasen, Thijs (1995): Pädagogischer Eros. Gustav Wyneken und die Freie Schulge-
meinde Wickersdorf. Berlin. 

Mogge, Winfried (2013): Aufstieg und Fall eines Propheten. Gustav Wyneken, der 
Hohe Meißner, die Freie Schulgemeinde Wickersdorf und die Jugendbewegung. In: 
Zeitschrift für Sozialpädagogik 11, S. 249-262. 

Nielsen, Birgit S. (1993): Horst Horster (1903-1981). Silberschmied. In: Dähnhardt, 
Willy/Nielsen, Birgit S. (Hg.): Exil in Dänemark. Deutschsprachige Wissenschaft-
ler, Künstler und Schriftsteller im dänischen Exil nach 1933. Heide, S. 331-336. 

Nohl, Herman (1914): Die pädagogischen Gegensätze. In: Die Tat 5, S. 1187-1199. 
Ode, Erik (1972): Der Kommissar und ich. Percha. 



„Alles braver Durchschnitt?“ 279 

 
 

Peltzer, Otto (1947): Sport und Erziehung. Gedanken über eine Neugestaltung. Wies-
baden. 

Powers, Thomas (1993): Heisenbergs Krieg. Die Geheimgeschichte der deutschen 
Atombombe. Hamburg. 

Ritz, Horst-Dieter (2010): „Wickersdorfer Höhenflüge“. Der Jahrgang von 1961 bis 
1965, naturwissenschaftlicher Zweig der Erweiterten Internatsoberschule Wickers-
dorf. Gotha. 

Roloff-Momin, Ulrich (2002): „Andere machen Geschichte, ich machte Musik.“ Die 
Lebensgeschichte des Dirigenten Kurt Sanderling in Gesprächen und Dokumenten. 
Berlin. 

Sanden, Hans-Heinz (1990): Der Makel. Eine Jugend zwischen Rassen und Klassen. 
München. 

Schilling, Willy (2006): Mitbegründer des Landes Thüringen. Bruno Bieligk (1889-
1969). In: Hesselbarth, Marion/Schulz, Eberhart/Weißbecker, Manfred (Hg.): Ge-
lebte Ideen. Sozialisten in Thüringen. Biographische Skizzen. Jena, S. 44-52. 

Schoenfelder, Friedrich (1996): Ich war doch immer ich. Lebenserinnerungen. Berlin. 
Suhrkamp, Peter: Namenlose Botschafter. Mongolische Schüler in Deutschland. In: 

Der Weltspiegel – Beilage des Berliner Tageblatts vom 12. 05. 1929, Nr. 19. 
Urban, Lisl (2008): Ein ganz gewöhnliches Leben. Drittes Buch. Leipzig. 
Veeh L. (1913): Die Freie Schulgemeinde Wickersdorf als Zukunftsschule. Kirchheim 

und Teck. 
Walter, Marianne (1998): Die Saat ging auf. Eine jüdische Jugend in Deutschland von 

1910 bis 1937. Hamm. 
Wyneken, Gustav (1910): Kabinett gegen Freie Schulgemeinde. Eine Abrechnung mit 

der Bürokratie und ein Appell an die Öffentlichkeit. München. 
Wyneken, Gustav (1922): Wickersdorf. Lauenburg. 
 

Abbildungen  
 
Alle Abbildungen aus Nachlass Gustav Wynekens im Archiv der deutschen Jugend-
bewegung, außer Abb. 3: Kreisarchiv Saalfeld-Rudolstadt. 
 

 
Anschrift des Autors 
 
Prof. Dr. Peter Dudek (i.R.) 
Ziegelstr. 3 
63579 Freigericht 
E-Mail: Peter.Dudek@onlinehome.de



Christine Schramm 
 
 
Bildung des Verstandes und des Geschmacks  
durch anschauende Erkenntnis Lessings Fabeln  
in der Pädagogik von Christian Gottfried Schütz 
 
 

1  Einleitung 

Christian Gottfried Schütz (1747-1832), der vor allem als engagierter Kant-
Publizist und geistiger Vater der ‚Allgemeinen Literaturzeitung‘ bekannt ist, 
kann auch als früher Pädagogikprofessor und erster Lessing-Philologe be-
zeichnet werden. Mit der Veröffentlichung der beiden Bände des ‚Lehrbuchs 
zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks’ in den Jahren 1776 und 
1778 lieferte er einen bedeutenden Beitrag zu einer Unterrichtsreform, die 
den Geist der Aufklärung in die Klassenzimmer tragen wollte. Schütz zielte 
dabei auf umfassende Bildung, die den Menschen zu klarer Erkenntnis, siche-
ren Urteilen und moralisch guten Handlungen befähigen sollte. 
Bei dem ‚Lehrbuch‘ handelt es sich um ein pädagogisches Konzept für ange-
hende Lehrer, das Schütz während seiner Lehrtätigkeit im theologischen Se-
minar an der Universität Halle (ab 1769)1 erarbeitet. Seine Rolle als erster 
Lessing-Philologe kommt bereits hier zum Tragen – nicht erst in dem be-
kannteren Zeugnis seiner Wertschätzung für den Zeitgenossen, der Vorle-
sungsreihe „Über Gotthold Ephraim Lessing’s Genie und Schriften“, die er 
unmittelbar nach dessen Tod hält und veröffentlicht. Mit Lessing teilt Schütz 
nicht nur die philosophischen Wurzeln seiner Ideen, wie den Rationalismus 
und die Begriffssystematiken von Christian Wolff (1679-1754) auf der einen 
Seite und die Ästhetik von Alexander Gottlieb Baumgarten (1714-1762) auf 
der anderen. Er wendet bereits im ‚Lehrbuch‘ auch Lessings Fabeln an und 
setzt dessen Vorschläge zu „einem besondern Nutzen der Fabeln in den 
Schulen“2 nahe an Lessings eigener Argumentation um.3 

                                                             
1  Vgl. Hoche in ADB 1891, S. 112. 
2  Lessing 1758-1759/1997, S. 407.  
3  Der aktuelle Forschungsstand zu Christian Gottfried Schütz lässt sich an wenigen Werken 

ablesen, von denen die meisten in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts verfasst wurden. 
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Im ‚Lehrbuch zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks‘ scheint Les-
sings Philologie didaktische Umsetzung zu finden. Diese These untersucht 
die folgende Abhandlung durch eine Fokussierung von Bildung an und durch 
Literatur – den beiden tragenden Säulen in Schütz’ Konzept.  
Zunächst werden der Aufbau des ‚Lehrbuchs‘ und Schütz’ didaktische Inten-
tion (Kapitel 2) dargestellt. Vorbereitend auf eine genauere Analyse von 
Schütz’ Bildungskonzept sollen im dritten Kapitel Schlaglichter auf den phi-
losophischen Hintergrund geworfen werden. An der Schnittstelle zwischen 
Empirismus und Rationalismus ist Lessing zu nennen, der beide Philosophien 
in seiner Vorstellung von Literaturproduktion und -rezeption vereint. Seine 
Fabeltheorie wird im vierten Kapitel genauer auf ihren didaktischen Gehalt 
untersucht. Schlüsselbegriff ist darin die anschauende Erkenntnis. Eine Ar-
gumentation über den pädagogischen Nutzen von Literatur, wie in Lessings 
fünfter Abhandlung über die Fabel, repräsentiert als Zeugnis der Rezeptions-
ästhetik ein neues poetologisches Konzept. Das fünfte Kapitel beschäftigt 
sich mit dieser neuen Perspektive, die Erkenntnis als kognitive Leistung des 
Lesers herausstellt und damit den Nutzen-Aspekt von Literatur schwerer als 
bislang gewichtet. Basierend auf diesen Vorüberlegungen wird das ‚Lehr-
buch zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks‘ im sechsten Kapitel 
analysiert und dabei Schütz’ Konzept von Bildung an und durch Literatur er-
gründet, das Logik, Ästhetik und Moral gleichermaßen abdeckt. Wie muss 
ein poetisches Werk (hier die Fabel) beschaffen sein, damit die anschauende 
Erkenntnis funktioniert? Wie verknüpft die anschauende Erkenntnis die drei 
Aspekte von Schütz’ umfassendem Bildungskonzept – Moral, Wahrnehmung 
und Logik – miteinander, bzw. wie kann es gelingen, moralische Werte durch 
die Befähigung zum Selbstdenken an und durch Literatur zu vermitteln? Die-
se Fragen versucht das Kapitel abschließend zu beantworten. 
 
 
 

                                                                                                                                   
Elfriede Naumann (1934) und Walther Schönfuß (1914) liefern mit ihren Dissertationen de-
taillierte Beiträge zu der ‚Allgemeinen Literaturzeitung‘. Heinrich Kau (1904) setzt sich mit 
Schütz’ ‚Hallischem Elementarwerk‘, einem Gegenentwurf zu Basedows ‚Elementarwerk‘, 
auseinander und Horst Schröpfer (2003) fokussiert im jüngsten Dokument der Schütz-
Forschung Schütz’ Kantrezeption und -publizierung. Der Forschungsstand kann an dieser 
Stelle nicht näher behandelt werden, weil er nur peripher zum eigentlichen Gegenstand der 
Betrachtung beiträgt. Die vorliegende Abhandlung möchte einen neuen Zugang zu Schütz’ 
pädagogischem Werk erschließen und die Reflexion der Aufklärungspädagogik, die häufig 
einen Schwerpunkt auf die Kant-Rezeption zu legen scheint, durch die Fokussierung von 
Lessings Einfluss auf Schütz’ Konzept ergänzen. Im Mittelpunkt steht dabei die Rolle der 
Literatur in Schütz’ Pädagogik. 
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2  Das ‚Lehrbuch zur Bildung des Verstandes und des  
Geschmacks‘ und Schütz’ didaktische Intention 

Als Inspektor des theologischen Seminars der Universität Halle, das sich un-
ter Johann Salomo Semler (1725-1791) eher nach der Philologie als nach der 
Theologie ausrichtete, verfasste Schütz angeregt durch seinen Mentor Semler 
mehrere pädagogische Werke,4 so auch die beiden Bände des ‚Lehrbuchs zur 
Bildung des Verstandes und des Geschmacks. Zum Behufe des öffentlichen 
Schul- und Privatunterrichts‘ (1. und 2. Band Halle/Lemgo 1776/1778). Da-
bei handelt es sich um einen didaktischen Leitfaden zur flexiblen Optimie-
rung der Unterrichtsgestaltung, die sich an den Fähigkeiten und Bedürfnissen 
der Schüler orientiert.5 
Der erste Band gliedert sich in zwei Teile. Im ersten Teil setzt sich Schütz 
mit ästhetischen Fragestellungen auseinander und unterscheidet 1. „sinnliche 
Wahrheit und Schein“ (S.1-21), 2. „die wahre und scheinbare Größe“ (S. 22-
29) sowie 3. „[...] intellektuelle Wahrheit und Wahrscheinlichkeit“ (S. 29-62) 
und gelangt schließlich zur „Schönheit“ als solche (4.; S. 63-82).  
In einem fünften Kapitel beschäftigt er sich unter der Überschrift „Gut und 
Scheingut“ mit moralischen Prinzipien. Anstelle eines theoretischen Vortrags 
wünscht sich Schütz eine Eingliederung moralischer Themen in den Unter-
richt. Die beste Gelegenheit dazu würden Rhetorik und Poetik, also der 
Sprachunterricht bieten. Moralische Grundsätze sollen außerdem durch an-
schauende Erkenntnis erschlossen und von dem konkreten beschriebenen Fall 
reduziert werden, also „nach Lesung und Erklärung einer schönen morali-
schen Stelle, [sollen] die vornemsten [!] Grundsätze, worauf die menschliche 
Glückseligkeit beruhet, nach und nach abstrahiert, und eingeprägt werden.“6 
Diese Methode sei nicht nur nachhaltig, sondern vor allem gut geeignet für 
Schüler im Knabenalter, so Schütz.7  
Der zweite Teil des ersten Buchs entwirft eine Systematik der Wissenschaf-
ten und Künste, wobei logische und ästhetische Schwerpunkte alternieren.8 
                                                             
4  Vgl. Hoche in ADB 1891, S.112.  
5  Vgl. Schütz 1776b, S. VIIIf. 
6  Ebd., S. VI. Die Seiten der Vorrede sind im Original nicht nummeriert. Zur besseren Orien-

tierung im Quelltext nummeriert die Verfasserin die Seiten beginnend mit der ersten Textse-
ite bei I. 

7  Vgl. ebd. 
8  1. Vom Stoffe des Wahren und von der Prüfung der Fähigkeiten zu dessen Erkenntnis (S. 

107-130); 2. Vom Stoffe des Schönen und die Fähigkeiten eines Künstler und Kenners (S. 
131-137); 3. Von der Klarheit und Bestimmtheit der Begriffe in der Erkenntnis des Wahren 
(S. 138-185); 4. Von der Mannigfaltigkeit und Einheit in den redenden Künsten (S. 186-
226); 5. Von der Überzeugung in der Erkenntnis des Wahren (S. 227-261); 6. Von den Mit-
teln der Rührung in den redenden Künsten (S. 261-336). 
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Zum Gebrauch regt Schütz in Bezug auf Kapitel 3 an, Begriffe aus Systema-
tiken, wie die abgedruckte Tiertabelle von Prof. Eberhard,9 durch Veran-
schaulichung praxisnaher und nachvollziehbarer zu gestalten.10 Thema ist 
hier die Begriffslogik und ausgehend von der Einteilung der Tabelle sollen 
den Schülern klare bzw. deutliche Begriffe vermittelt werden. Schütz geht 
immer von der Vermittlung von Sprachfähigkeit aus. Daher schlägt er für 
dieses Kapitel vor, das Erkennen von Ähnlichkeiten zu schulen und anzu-
wenden, um durch Vergleiche in den Sprachen und besonders innerhalb der 
Muttersprache grammatikalische Regeln zu erschließen.11 
Der zweite Band blieb unvollendet. Er enthält den dritten Teil, der sich konk-
ret mit Sprach- und Literaturunterricht befasst.12 Ab S. 177 setzt Schütz sich 
hier mit der Fabel auseinander und greift dabei ausschließlich auf Lessings 
Beispiele und dessen dazugehörige Theorie zurück.13  
Die vorliegende Abhandlung nimmt sich heraus, den Aufbau des ‚Lehrbuchs‘ 
frei nachzuvollziehen, um die Brückenfunktion der anschauenden Erkenntnis 
zwischen Logik und Empirie in Schütz’ Argumentation zu verdeutlichen. Im 
ersten Teil des ersten Buches widmet sich Schütz dem Bereich der Ästhetik 
und in diesem Zusammenhang auch der Moral. Ein zweiter Themenbereich 
im zweiten Teil des ersten Buches ist der Logik, genauer der Begriffs- und 
Urteilslogik und den dazu gehörenden gradus cognitionis zuzuordnen. Im 
dritten Feld wendet sich das ‚Lehrbuch‘ der Literatur zu und behandelt im 
Kontext der Rhetorik die gradus fictionis, bevor es sich schließlich im dritten 
Teil, also dem zweiten Band, konkret mit Literatur und ihren unterschiedli-
chen Erscheinungsformen auseinandersetzt.14 
Die bislang gebräuchlichen Unterrichtsmethoden kritisierend, plädiert Schütz 
für Interdisziplinarität und beklagt,  

                                                             
9  Vgl. Schütz 1776b, S. 154ff. 
10  Vgl. ebd., S. VII. 
11  Vgl. ebd., S. VIII. 
12  Der dritte Teil arbeitet sich vor von 1. „[...] der Sprache des Umgangs“ (S. 1-16) – einem 

Kapitel zu Grammatik, Aussprache und Konversation – über 2. „Grundsätze der Beredsam-
keit“ (S. 17-157), die literarische Figuren und Sentenzen thematisieren, zur „Vorbereitung 
der Lektüre der Dichter“ (S. 158-280). In diesem 3. Kapitel schreitet Schütz begriffssyste-
matisch von allgemeinen Termini über Gattungsbegriffe zur genaueren Einordnung und De-
finition von literarischen Phänomenen voran. 

13  Mit diesen drei Kapiteln ist die bereits in der Vorrede des 1. Bands angekündigte Praxis des 
„schönen Denkens“ (S. X) abgedeckt. „[D]ie besondern Formen des wissenschaftlichen [...] 
Denkens“ (ebd.) und Anleitungen „über den Gebrauch“ (S. V) des ‚Lehrbuchs‘ bleiben aus. 

14  Dabei handelt es sich um eine von der Verfasserin an das ‚Lehrbuch‘ herangetragene Eintei-
lung, denn der Aufbau des ‚Lehrbuchs‘ spiegelt die komplexen Zusammenhänge der Aspek-
te von Schütz’ Philologie wieder, so dass die, wie oben aufgeführt, abstrahierten Bereiche 
real immer ineinander greifen. 
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„daß es die höchste Verwahrlosung junger Genies, oder auch nur gewöhnlich guter 
Köpfe ist, ihre kostbare Zeit ihnen gewaltsam damit zu verderben, daß man ihnen 
entweder dis oder jenes Compendium der Logik, wie in einem akademischen Col-
legio erklärt, oder wohl gar […] trockene zusammengestoppelte Paragraphen dic-
tiert, ohne ihnen im geringsten verständlich zu machen, was ihnen nun dies, dem 
Namen nach logikalische, Rothwelch nutzen solle!“15 

Logik oder „die Kunst zu denken“16 ist das Fundament von Schütz’ Bil-
dungskonzept. Einem lebendigen Studium gemäß, dürfe sie nicht zusammen-
hanglos und trocken ‚eingepaukt‘ werden. Vielmehr lebe jede Beschäftigung 
gleich mit welcher Wissenschaft von logischen Denkprozessen.  
Was den üblichen Methoden fehle, sei die Förderung der „Fertigkeit selbst zu 
denken, und freywillige Luft zum eigenen Studium des Wahren und Schönen 
zu verschaffen“.17 Schütz setzt dabei auf eine Umstrukturierung von Methode 
und Inhalt der Lehre. In seinem Konzept einer umfassenden Bildung durch 
Interdisziplinarität und moralische Schulung orientiert er sich an Vorbildern 
wie Baumgarten und, wie zu zeigen ist, an Lessing. So stehen auch bei ihm 
Verstand und Geschmack gleichbedeutend nebeneinander. Schütz’ Didaktik 
ist geprägt von der Überzeugung, dass nichts den Schüler besser vor einseiti-
ger Bildung bewahrt, 

„als wenn man ihm beständig durch Vorschriften und Beyspiele zeigt, daß Richtig-
keit im Denken, und Nettigkeit des Ausdrucks immer zusammen gehören, daß die 
Cultur des reinen Verstandes ohne Geschmack bloß Leute für Studierstuben, aber 
nicht für die Welt hervorbringe; hingegen Cultur des Geschmacks, ohne Wissen-
schaft zu Hülfe zu nehmen, ganz und gar unmöglich sey, wenigstens in ein bloßes 
Spielwerk ausarte, und jene fälschlich so genannten schönen Geister erzeuge, die in 
Gesellschaft Gecken, an und für sich aber ärger als Dummköpfe sind; wenn man 
ihnen durch Vorschriften und Beyspiele zeigt, daß man keine seiner Seelenkräfte 
unbearbeitet lassen, keine Wissenschaft als eine gänzlich von andern abgetrennte 
Insel betrachten, sondern Geist, Geschmack und Herz zugleich veredeln, den Real-
kenntnissen, durch die schöne Literatur Anmuth, und diesen durch jene Energie 
und Fertigkeit geben müsse.“18 

Vorschriften und Beispiele – allgemeine Wahrheit und individuelle Konkre-
tion – das sind die Pole, zwischen denen sich der menschliche Geist bei ei-
nem lebendigen Studium nach Schütz’ Vorstellung bewegt, sein Motor ist 
anschauende Erkenntnis. 
 

                                                             
15  Schütz 1776b, S. III. 
16  Ders. 1773. 
17  Ders. 1776b, S. III. 
18  Ebd., S. IVf. 
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3  Ratio und Ästhetik – Der philosophische Hintergrund 
von Schütz’ Bildungskonzept 

Um tiefere Einblicke in Schütz’ Philologie zu gewinnen, lohnt es sich, die 
dahinter stehenden Philosophien einzubeziehen. Schütz’ Zugang zu den bei-
den Hauptströmungen der Aufklärung ist hauptsächlich geprägt durch zwei 
seiner Lehrer: Johann Salomo Semler, den Leiter des theologischen Seminars 
in Halle, und den Professor für Philosophie in Halle, Georg Friedrich Meier 
(1718-1777). 
Beide waren Schüler von Alexander Gottlieb Baumgarten, der die Ästhetik – 
„die Wissenschaft der sinnlichen Erkenntnis“19 – als eigenständige philoso-
phische Disziplin in Deutschland begründete. Die bisher vorherrschenden ra-
tionalistischen Tendenzen der Philosophie, mit Christian Wolff als einem ih-
rer Protagonisten, halten die Welt für nur über die Vernunft erfassbar und 
Wahrheit nur dem Verstand zugänglich. Baumgarten aber gilt die sinnliche 
Erkenntnis als die „unentbehrliche […] Vorstufe zur deutlichen Erkennt-
nis“,20 denn die sinnlich wahrnehmbare Welt sei allein rational nicht zu er-
schließen. Abstraktion bedeutet für Baumgarten einen Verlust.21 Für ihn liegt 
die ästhetische Wahrheit, wie Fick beschreibt „in der Fülle, dem Reichtum, 
der Differenziertheit der sinnlichen Eindrücke, in der Konkretion, die allein 
der Individualität des Lebendigen gerecht werden kann.“22 Sie sei der sinnli-
chen Erkenntnis, zu der die „Sinnesempfindungen und Gefühlsregungen, […] 
Bilder der Phantasie und des Gedächtnisses, […] intuitiven Wahrnehmungen 
des Scharfsinns und des Witzes“ zählen, zugänglich.23 Der Geschmack erhält 
in dieser Vorstellung die Rolle eines Urteilsvermögens der Sinne.24 Die Äs-
thetik liefert damit die Möglichkeit, Kunst auf philosophischer Ebene zu be-
trachten, ihre Theorie philosophisch fundiert zu formulieren und sie aufzu-
werten. In Folge von Baumgartens Ästhetik gewinnt das Horazsche „prodes-
se“,25 der tiefere Nutzen der Kunst und vor allem auch der Literatur gegen-
über dem „delectare“, dem Unterhaltungswert, an Bedeutung. Baumgarten 

                                                             
19  Fick 2000, S. 43.  
20  Ebd. 
21  Vgl. ebd. 
22  Ebd. 
23  Ebd.  
24  Vgl. Eichner 1974, S. 58.  
25  Horaz 2008, S. 24/25. „aut prodesse volunt aut delectare poetae aut simul et iucunda et ido-

nea dicere vitae.“„Entweder nützen oder erfreuen wollen die Dichter oder zugleich, was er-
freut und was nützlich fürs Leben ist, sagen.“ 
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hält die „poetischen Erfindungen“ für das Mittel zur „Vervollkommnung der 
sinnlichen Erkenntnis“.26  
Im Gegensatz zu Baumgarten hält Wolff, dessen Philosophie Semler und 
Meier ebenfalls Schütz nahe bringen, die Vernunft für die oberste Instanz 
menschlicher Erkenntnisfähigkeit. Wolff ist überzeugt, dass alles „rational 
erkennbar, […] begrifflich eindeutig erklärbar und in einem logisch wider-
spruchsfreien System zusammenfaßbar“27 ist. Als Rationalist nähert er sich 
allen Problemen durch logische Deduktion.28 Sinnliche Eindrücke nehmen 
dabei lediglich eine Assistentenrolle ein. Die „anschauende Erkenntnis“ ord-
net er der „diskursiven Erkenntnis“ unter.29 Dementsprechend sieht er das 
Ziel der Bildung in der Förderung des Witzes, das heißt der Fähigkeit, Ähn-
lichkeiten zu erkennen und Erkenntnisse durch Verstandesleistung zu errin-
gen. Der Begriff des ‚ingeniosus‘ enthält bei Wolff das „witzige Erfinden“, 
was so viel heißt wie das rein vernunftmäßige Nachvollziehen, beziehungs-
weise das Finden logischer Schlussfolgerungen.30 Dabei geht es Wolff nicht 
nur um die quaestiones naturales. Er ist davon überzeugt, dass ethische Prin-
zipien logisch ableitbar sind.31 Wolffs Philosophie hat nachhaltigen Einfluss 
auf die folgenden Generationen. Auch Schütz’ Werk lebt sowohl von 
Schluss- und Begriffslogik, als auch von Begriffssystematiken Wolff’scher 
Tradition. 
Die entscheidende Verknüpfung von Baumgartens Ästhetik und Wolffs Rati-
onalismus leistet Lessing, mit dessen Werk sich Schütz intensiv beschäftigt. 
Auch Lessing ist von Wolff geprägt. Aber, wie Eichner in ihrer Untersu-
chung zu Lessings Fabeln detailliert darstellt, distanziert er sich an wesentli-
chen Stellen von Wolff und stellt dem Verstand die sinnliche Erkenntnisfä-
higkeit als gleichwertig gegenüber. Lessing erhöht die Bedeutung der an-
schauenden Erkenntnis, die durch den Aspekt des Individuellen „unmittelba-
re Überzeugungskraft“ besitzt.32 Für ihn hat „das Besondere und die indivi-
duelle Konkretion“, für Wolff „das Allgemeine und die begriffslogische Abs-
traktion“ Priorität.33 Der Begriff des ‚ingeniosi‘ beschränkt sich bei Lessing 
nicht auf die „verstandesgemäße Kombinatorik“,34 sondern erweitert sich hin 
zum selbstdenkenden, Neues entdeckenden und selbstverantwortlichen Ge-

                                                             
26  Fick 2000, S. 44. 
27  Schmitt in BBKL 1998, Sp. 1512. 
28  Vgl. Eichner 1974, S. 58. 
29  Ebd., S. 75. 
30  Vgl. ebd., S. 63f. 
31  Vgl. Schmitt in BBKL, Sp. 1511. 
32  Vgl. Eichner 1974, S. 75. 
33  Fick 2000, S. 189. 
34  Eichner 1974, S. 64. 
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nie.35 Bildung, die sich allein auf den Verstand des Menschen im 
Wolff’schen Sinne beschränkt, wird vor diesem Hintergrund lückenhaft. Les-
sing postuliert umfassende Bildung, die die „gesamte[n] Seelenkräfte“36 des 
Menschen fördert. 
Der Titel des ‚Lehrbuchs zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks‘ 
verrät, dass Schütz’ Programm die beiden Denkwelten von Rationalismus 
und Ästhetik zu gegenseitiger Ergänzung in seiner Didaktik vereint. Welche 
Rolle Lessing darin spielt, soll im Folgenden genauer betrachtet werden. 

4  Philologie und Didaktik – Lessings Fabeltheorie 

Einen Bildungsgedanken, der von anschauender Erkenntnis zu umfassender 
Bildung führt, hat schon Lessing im Zuge seiner Fabeltheorie entwickelt. Im 
‚Lehrbuch zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks‘ stellt Schütz die 
äsopische Fabel anhand von Lessings Theorie dar, weil er sie für die „gründ-
lichste und durchdachteste von allen“37 hält. Die Fabeltheorie spiegelt Les-
sings philologische Leitgedanken wieder, die nicht nur in dem Kapitel über 
die Fabel im dritten Kapitel des zweiten Bandes, sondern in Schütz’ gesamter 
Philologie und didaktischer Methode wiederzufinden sind. 
In der ersten seiner ‚Abhandlungen über die Fabel‘ entwickelt Lessing aus 
der Kritik an den Theorien seiner Vorgänger und Zeitgenossen seine Fabelde-
finition. Schritt für Schritt lässt er seine Leser mit nachvollziehen, wo seiner 
Ansicht nach Fehler in den Erklärungen von De la Motte, Richer, Breitinger 
und Batteux liegen und kommt schließlich zu folgendem Ergebnis:  

„Wenn wir einen allgemeinen moralischen Satz auf einen besondern Fall zurück-
führen, diesem besondern Falle die Wirklichkeit erteilen und eine Geschichte dar-
aus dichten, in welcher man den allgemeinen Satz anschauend erkennt: so heißt 
diese Erdichtung eine Fabel.“38  

Die Fabel ist sozusagen die literarische Gestalt anschauender Erkenntnis. Ihre 
Produktion funktioniert dem logischen Prinzip der Deduktion entsprechend, 
indem vom Allgemeinen auf das Besondere reduziert wird, umgekehrt hinge-
gen verläuft die Rezeption der Induktion entsprechend, indem vom Besonde-
ren auf eine allgemeine Wahrheit geschlossen wird.  
Die fünfte Abhandlung beschäftigt sich mit ‚einem Besondern Nutzen der 
Fabeln in den Schulen‘, der für Lessing in der heuristischen Übung liegt. 
„[I]n allen Wissenschaften und Künsten“ sieht Lessing einen Mangel an „Er-

                                                             
35  Vgl. ebd. 
36  Lessing 1758-1759/1997, S. 408. 
37  Schütz 1778, S. 177.  
38  Lessing 1758-1759/1997, S. 376. 
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findern und selbstdenkenden Köpfen“.39 Diesen Mangel führt er auf eine lü-
ckenhafte Erziehung zurück. Sein Bildungsideal ist das Genie, das nach fol-
gendem „allgemeinen Plan“40 zu erreichen ist: 

„Ein Knabe, dessen gesamte Seelenkräfte man, soviel als möglich, beständig in ei-
nerlei Verhältnissen ausbildet und erweitert, den man angewöhnet, alles was er täg-
lich zu seinem kleinen Wissen hinzulernt, mit dem, was er gestern bereits wußte, in 
der Geschwindigkeit zu vergleichen und achtzuhaben, ob er durch diese Verglei-
chung nicht von selbst auf Dinge kömmt, die ihm nicht gesagt worden, den man 
beständig aus einer Scienz in die andere hinübersehen lässt, den man lehret, sich 
ebenso leicht von dem Besondern zu dem Allgemeinen zu erheben, als von dem 
Allgemeinen zu dem Besondern sich wieder herabzulassen: der Knabe wird ein 
Genie werden, oder man kann nichts in der Welt werden. [Herv. i. O.]“41 

Erster Schritt zur Bildung eines Genies sei demnach, alle Seelenkräfte im 
gleichen Verhältnis zu fördern. Nach der Erläuterung von Günther Jahn ist 
für Lessing die Seele „‘ein einfaches Wesen’, das ‘nach und nach […]’ un-
endlicher Vorstellungen fähig ist“. Diese Vorstellungen würden durch die 
Sinne vermittelt. „Was dem Menschen durch die Sinne ‘in die Seele kom-
me’“, so beschreibt Jahn weiter, „erweitert sie und bildet sie entsprechend der 
Ordnung und dem Maß der Sinne aus.“42 Gemäß diesem Seelenbegriff kon-
zentriert sich Lessings Bildungsideal nicht mehr nur auf eine rationalistische 
Schulung, sondern bezieht eine Sensibilisierung im Sinne der Ästhetik mit 
ein.  
Der zweite Schritt, der Vergleich von älterem mit neuem Wissen, der zu ei-
gener Erkenntnis führe, referiert mit dem Begriff des Witzes, der die Fähig-
keit bezeichnet, „die Übereinstimmungen der Dinge gewahr zu werden“.43 
Ähnlichkeiten und Unterschiede zu erkennen, befähigt „zur Bildung klarer 
Begriffe und des Begriffssystems“,44 aber Lessing geht noch einen Schritt 
weiter. Der kreativ denkende Schüler sei außerdem in der Lage, „von selbst 
auf Dinge [zu kommen], die ihm nicht gesagt worden“45 sind. Ausgehend von 
dem Material der „historischen Kenntnis“, dem Faktenwissen, komme er 
durch Selbstdenken zu „philosophischer Erkenntnis“.46 
Damit der Schüler flexibel mit dem Faktenwissen umgehen kann – oder an-
ders: damit Faktenwissen zu lebendigem Wissen wird – will Lessing ihn „be-

                                                             
39  Ebd., S. 408. 
40  Ebd. 
41  Ebd. 
42  Jahn 2000, S. 24.  
43  Lessing 1751/1998, S. 64. 
44  Jahn 2000, S. 28. 
45  Lessing 1758-1759/1997, S. 408. 
46  Vgl. Lessing 1759-1765/1997, S. 479. 
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ständig aus einer Scienz in die andere hinübersehen“ lassen, denn „[a]lle 
Wissenschaften reichen sich einander Grundsätze dar und müssen entweder 
zugleich, oder mehr als einmal getrieben werden“.47 In der Forderung nach 
interdisziplinärem Unterricht ist der Zusammenhang zum didaktischen Wert 
der Fabel zu erkennen, den Lessing nicht darin sieht, „alle Schüler zu Dich-
tern zu machen“, sondern sie im „Erfinden“ zu schulen.48 Dem Erfinden von 
Fabeln und dem „Erfinden“ in anderen Bereichen liege das gleiche Prinzip, 
das „Principium der Reduktion [Herv. i. O.]“ zugrunde.49  
Die Übung im principium reductionis und der anschauenden Erkenntnis 
schließlich bildet den vierten Schritt. Sie vermittelt dem Schüler, vom Be-
sonderen auf das Allgemeine zu schließen und sich umgekehrt angesichts des 
Allgemeinen auf das Besondere zu besinnen. Diese Verfahren der Abstrakti-
on von individuellen Fällen und der Konkretion allgemeiner Wahrheiten ent-
sprechen den schlusslogischen Verfahren der Deduktion bzw. Induktion. Les-
sing stellt fest, niemand werde „lange und gern den öden Begriff eines Din-
ges denken, ohne auf dieses oder jenes besondere Ding zu fallen, dessen Ei-
genschaften ihm ein deutliches Bild gewähren?“50 Demnach liege es gewis-
sermaßen in der Natur des Menschen, im Streben nach klaren Bildern oder 
Begriffen von abstrakten Dingen, den Weg über die Veranschaulichung oder 
Fiktion zu gehen. Die Fähigkeit zu diesem Denkschritt des ‚Erfindens‘ wolle 
aber erst geübt sein. Dazu diene eine Beschäftigung mit der Fabel im Unter-
richt, durch die das Prinzip der Reduktion vermittelt werde.51 Darin bestehe 
der heuristische Nutzen der Fabel, den Lessing in der fünften Abhandlung 
hervorhebt. 
In der ersten Fabelabhandlung erläutert Lessing die Analogie zwischen sym-
bolischer und anschauender Erkenntnis. Diese besteht darin, dass auch sym-
bolische Erkenntnis durch Veranschaulichung, nämlich in Form von „Exem-
peln“ zustande kommt.52 Das bestärkt Lessing in seiner Ansicht, dass der ein-
zige Zugang zu allgemeinen Wahrheiten über konkrete Fälle möglich sei, 
denn die Konkretion sei gleichzeitig die Quelle des Allgemeinen. Er präzi-
siert das Verhältnis von Allgemeinem und Besonderem folgendermaßen: 
„Das Allgemeine existiert nur im Besondern, und kann nur in dem Besondern 
anschauend erkannt werden.“53 Was die anschauende von der symbolischen 
Erkenntnis unterscheidet, und ihre Bedeutung für die Literatur herausstellt, ist 

                                                             
47  Ebd., S. 477. 
48  Vgl. Lessing 1758-1759/1997, S. 408. 
49  Vgl. ebd. 
50  Ebd., S. 349. 
51  Vgl. ebd., S. 408. 
52  Vgl. ebd., S. 373. 
53  Ebd., S. 372.  
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ihre Eignung zur Vermittlung moralischer Wahrheiten. Im Bereich der quaes-
tiones morales komme zu ihrem Vorzug der Klarheit hinzu, dass  

„wir durch diese einen Satz geschwinder übersehen und so in einer kürzeren Zeit 
mehr Bewegungsgründe in ihm entdecken können, als wenn er symbolisch ausge-
drückt ist: so hat die anschauende Erkenntnis auch einen weit größeren Einfluß in 
den Willen als die symbolische.“54  

Die anschauende Erkenntnis ist demnach das Mittel der Wahl zur Vermitt-
lung moralischer Bildung. Die Fabel als ihre literarische Gestalt macht sich 
die Wirkung anschauender Erkenntnis bei der Vermittlung allgemeiner mora-
lischer Sätze zunutze, indem sie diese auf individuelle Fälle zurückführt. Da-
bei sei die Wirklichkeit, die Individualität und Wahrscheinlichkeit des ein-
zelnen Falles oberste Maxime, „weil das Wirkliche eine lebhaftere Überzeu-
gung mit sich führet als das bloß Mögliche.“55 Durch die gradus fictionis, die 
sich zusammensetzen aus Metapher, Personifikation, Figurenrede und Dialog 
ist dem „besondern Falle die Wirklichkeit [zu] erteilen.“56 Der Einfluss der 
Fabel und der Literatur insgesamt auf den Willen – eine entsprechende Aus-
gestaltung vorausgesetzt – folgt daraus, dass sie durch die anschauende Er-
kenntnis die seelenlenkenden Instanzen, den Verstand und die Phantasie, er-
reicht.57  
Lessings Bildungskonzept setzt sich also aus drei Grundgedanken zusammen: 
Einer gleichmäßigen Bildung aller Seelenkräfte, der Förderung der Vernunft 
und eines kreativen Umgangs mit Faktenwissen und der Übung schlusslogi-
scher Prozesse. Denn Lessing ist überzeugt,  

„[n]ur die Fertigkeit sich bei einem jeden Vorfalle schnell bis zu allgemeinen 
Grundwahrheiten zu erheben, nur diese bildet den großen Geist, den wahren Hel-
den der Tugend, und den Erfinder in Wissenschaften und Künsten.“58  

 
 
                                                             
54  Ebd., S. 373. 
55  Ebd., S. 374. 
56  Ebd., S. 376. 
57  Zur Veranschaulichung eignet sich das antike Modell der Seelenlenkung (Psychaogia), das 

gegenüber der rationalistischen Vorstellung im 18. Jahrhundert einer Erweiterung bedarf. 
Bisher war es allein der Verstand, der über Wille und Lust regiert. Nun kommt als weitere 
lenkende Instanz die Phantasie hinzu. Sie soll im Sinne von Kreativität und Erkenntnisfä-
higkeit Orientierung ermöglichen. Im literaturästhetischen Diskurs setzt sie zu Gunsten der 
Dichtung und ihres Nutzenaspektes Platons Vorbehalte gegen literarische Fiktion in Bezug 
zu Horaz’ poetischen ‚Bildern‘ und Aristoteles’ mimetischer Dramatik. Vgl. dazu u.a. Platon 
1993, 246a-248e; Horaz 2008; Aristoteles 1994; unter Lessings Werken besonders: ‚Lao-
koon‘ 1766-1769/1990, S. 11-206. 

58  Lessing 1759-1765/1997, S. 478. 
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5  Rezeptionsästhetik – Eine neue  
literaturwissenschaftliche Perspektive 

Lessing argumentiert hier als erster Literaturtheoretiker von einem rezepti-
onsästhetischen Standpunkt aus und stellt das Konzept einer künftigen Litera-
turwissenschaft vor, die sich nicht mehr nur auf die poetische Produktion, 
sondern darauf konzentriert, was die Leser in die Rezeption einbringen. Die 
anschauende Erkenntnis wird vom Leser geleistet, der Dichter schafft ledig-
lich die Voraussetzung dafür durch „die innere Wahrscheinlichkeit“59 seines 
Textes. Diese Perspektive auf Literatur ermöglicht es, den Aspekt des pro-
desse auf eine neue Art herauszustellen. Er begründet sich nicht mehr nur in 
einer an den Verstand des Lesers gerichteten Belehrung, sondern erhält eine 
weitere Dimension durch die Anregung von Erkenntnisfähigkeit auf sinnli-
cher Ebene. 
Mit der Argumentation in der fünften Abhandlung versucht Lessing zu bele-
gen, dass Literatur, hier genauer die Fabel, weit über das delectare und die 
bloße Unterweisung hinaus die Rolle einer Seelenschule durch die Übung des 
‚Findens‘ und folglich des ‚Erfindens‘ sowie anschauender Erkenntnis, also 
moralischer Einsicht, einnimmt. Das Erfinden, die Anwendung des principi-
um reductionis, sei die Fähigkeit, die in allen künstlerischen und wissen-
schaftlichen Disziplinen notwendig sei.  
Literarische Rezeption ist ein logischer Schlussprozess – so lässt sich die 
Quintessenz von Lessings Fabeltheorie formulieren. In der Literatur sieht er 
die Vermittlerin umfassender Bildung. Folglich erscheint ihm die Anwen-
dung der Fabel im Unterricht, als dem Alter der Schüler gemäße,60 kürzeste 
Form der Prosa und prägnantestes schlusslogisches Phänomen, als sinnvoll. 

6  Das Lehrbuch – Ein Leitfaden zur Bildung  
selbstdenkender Köpfe 

In Schütz’ ‚Lehrbuch zur Bildung des Verstandes und des Geschmacks‘ 
scheint Lessings Philologie didaktische Umsetzung zu finden. Sein ‚allge-
meiner Plan‘ ist bereits in der Vorrede wiederzuerkennen, wenn Schütz sein 
Bildungskonzept ankündigt. Auch er setzt die umfassende Bildung des Schü-
lers daran an, „keine seiner Seelenkräfte unbearbeitet zu lassen“,61 sondern 
Verstand und Einbildungskraft gleichermaßen zu fördern. Ebenso fordert er 
interdisziplinären Unterricht, der „keine Wissenschaft als eine gänzlich von 

                                                             
59  Ders. 1758-1759/1997, S. 375. 
60  Vgl. ebd., S. 408. 
61  Schütz 1776b, S. IVf. 
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andern abgetrennte Insel betrachten“62 darf, sondern einen flexiblen Umgang 
mit Wissen vermittelt und so das ‚Vergleichen‘ und ‚(Er-)finden‘ also Witz 
und Genie, auf gleiche Weise fördert. Er will „Geist, Geschmack und Herz 
zugleich veredeln“,63 also Logik, Ästhetik und Moral gleichwertig lehren. 
Die Literatur stellt er dabei wie Lessing in eine Wechselbeziehung zu den 
Wissenschaften. Den „Realkenntnissen [soll] durch die schöne Literatur An-
muth, und diesen durch jene Energie und Fertigkeit“64 verliehen werden. 
Damit deutet er auf die Notwendigkeit von der „Kenntnis des Besondern und 
aller individuellen Dinge“65 für das Prinzip der Reduktion hin, die schon Les-
sing gesehen hat. Aus dieser Ankündigung lässt sich erkennen, dass Schütz 
und Lessing das gleiche Bildungsziel verfolgen, nämlich das Genie der Schü-
ler durch umfassende Bildung zu fördern.  

6.1  Vermittlung moralischer Prinzipien durch anschauende  
Erkenntnis 

Im ersten Teil des ersten Buches unternimmt Schütz den Versuch, „die 
Grundbegriffe des Wahren, Schönen und Guten festzusetzten, und den Ur-
sprung des Scheins dabey anzugeben.“66 Das fünfte Kapitel mit dem Titel 
„Gut und Scheingut“ befasst sich mit den „Grundlinien der Moral“. Deren 
Behandlung im Unterricht stellt sich Schütz so vor, 

„daß bey der Lesung der Geschichte, der Redner und Dichter ein Hauptgeschäft des 
Lehrers seyn müsse, das moralische Gefühl wirklich zu erwecken, zu stärken, und 
zu leiten, nicht aber über moralische Gegenstände zu raisonnieren. Dazu halte ich 
es für hinlänglich, wenn auf die angegebene Art, nach Lesung und Erklärung einer 
schönen moralischen Stelle, die vornemsten Grundsätze, worauf die menschliche 
Glückseligkeit beruhet, nach und nach abstrahiret, und eingeprägt werden. Und es 
ist mir immer so vorgekommen, daß man das Knabenalter nicht gerade auf die 
höchsten und erhabensten Bewegungsgründe zur Tugend führen dürfe, welche oft 
für den Verstand solcher Schüler noch zu hoch, folglich auch von keiner Wirkung 
für ihr Herz seyn werden. Das bequemste dünkt mich also hier zu seyn, sie am 
meisten durch Beyspiele zu lenken, und damit sie diese nicht falsch beurtheilen, ih-
re Aufmerksamkeit auf die gewöhnlichsten moralischen Vorurteile, und die ihnen 
entgegen stehenden bessern Grundsätze zu richten.“67 

                                                             
62  Ebd., S. V. 
63  Ebd. 
64  Ebd. 
65  Lessing 1758-1759/1997, S. 409. 
66  Schütz 1776b, S. V. 
67  Ebd., S. VI. 
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Einen „scientistischen Vortrag“68 über Moral hält Schütz nicht für geeignet. 
Wie die Logik, so soll auch die Moral nicht vollständig losgelöst von dem 
übrigen Lernstoff thematisiert werden, sondern im Zusammenhang mit Lek-
türe. Von ‚einer schönen moralischen Stelle‘ sollen die dahinter liegenden 
Wahrheiten abstrahiert werden. Im Vordergrund steht ein altersgemäßer Un-
terricht, in dem moralische Grundsätze durch Beispiele veranschaulicht wer-
den. Induktion und Deduktion, kurz anschauende Erkenntnis ist die Methode 
hinter dieser Vorstellung von moralischer Bildung. Schlusslogische Verfah-
ren treten an die Stelle des ‘Raisonnierens’. Schon Lessing hat die schnelle 
und unmittelbare Wirkung der anschauenden Erkenntnis auf den Willen des 
Rezipienten betont. Diese Unmittelbarkeit macht sie in Schütz’ Augen zu ei-
ner altersgemäßen Methode. 

6.2  Gradus cognitionis – Begriff, Fall und anschauende  
Erkenntnis 

Wie schon erwähnt, legt Schütz großen Wert darauf, dass vor allem die Logik 
nicht „in einer besondern Stunde, als eignes System, akromatisch vorgetragen 
wird“, sondern dass den Schülern gezeigt wird, „wie sie selbst bei Sachen, 
die dem Anscheine nach blos Gedächtniswerk sind, ihren Verstand brauchen 
sollten.“69 Schütz behandelt im dritten Kapitel des zweiten Teils die ‚Klarheit 
und Bestimmtheit der Begriffe‘ nach den gradus cognitionis,70 einer Eintei-
lung in dunkle, klare und deutliche Begriffe nach Leibniz und Wolff. Stu-
fenweise bewegt sich die Erkenntnis dabei von dunklen über klare zu deutli-
chen Individual-, bzw. allgemeinen Begriffen. Dieses Prinzip liegt Lessings 
Epigrammtheorie zu Grunde, die Schütz in seiner Lessing-Vorlesung folgen-
dermaßen erläutert:  

„Das Epigramm erklärte er [Lessing; Anm. d. Verf.] für ein Gedicht in welchem 
nach Art der eigentlichen Aufschrift unsere Aufmerksamkeit und Neugierde auf ir-
gend einen Gegenstand erregt, und mer oder weniger hingehalten werden um sie 
mit eins zu befriedigen.“71  

Das Epigramm ist sozusagen die literarische Umsetzung der gradus cognitio-
nis, im Sinne eines schrittweisen Sich-Annäherns an deutliche Erkenntnis.72  

                                                             
68  Ebd. 
69  Ebd., S. IX. 
70  Vgl. Walch 1968 oder Ueding 1996.  
71  Schütz 1782, S. 80. 
72  Vgl. Horaz 2008, S. 26/27. “ut pictura poiesis: erit quae, si propius stes, te capiat magis, et 

quemdem, si longius abstes;“ „Eine Dichtung ist wie ein Gemälde: es gibt solche, die dich, 
wenn du näher stehst, mehr fesseln, und solche, wenn du weiter entfernt stehst;“ 
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Die Urteilslogik strebt deutliche Begriffe von Begebenheiten an, indem sie 
den einzelnen Fall eines Ereignisses als eine Summe von Umständen, näm-
lich „die eigentliche Ursache, die Zeit und den Ort, wo die Begebenheit vor-
geht, die mitwirkenden Umstände, und die nächsten und wichtigsten Erfol-
ge“,73 betrachtet. Diese ‘Falllogik’ findet auch Anwendung bei der Reduktion 
von einer allgemeinen Wahrheit auf den einzelnen Fall einer Fabel oder eines 
Beispiels. Schütz erläutert, dass es eine „viel lebhaftere und stärkere Auf-
merksamkeit auf die ganze Zusammensetzung, Anlage, und Hauptverhältnis-
se des Objekts“ erfordere, wenn man „ein eigentliches Bild davon in der 
Phantasie behalten wolle.“74 Die vollständige Individualisierung sollte also 
alle Umstände einer Begebenheit abdecken, damit es dem Rezipienten mög-
lich ist, durch anschauende bzw. symbolische Erkenntnis einen deutlichen 
Begriff von dem zu Grunde liegenden Satz zu erlangen.  
Schütz stellt fest, dass die Logik zwar nach deutlichen Begriffen strebe, wir 
aber „wegen der Einschränkung unserer Erkenntniskraft, und der Gränzen 
unserer Sinne von keinem einzigen Individuum einen vollständig deutlichen 
Begriff“75 haben. Diesen scheinbaren Mangel gleicht die Aufwertung klarer 
Erkenntnis, die zuerst Wolff vorgenommen hat, aus. Wolff nähert „die Klar-
heit der Beispielerkenntnis der Deutlichkeit begrifflicher Erkenntnis“76 an 
und ist überzeugt, dass „Beispiele im Geist klare Begriffe [erzeugen], die 
durch die Fähigkeit des Intellekts zu deutlichen werden, so daß keine Dun-
kelheit zurückbleibt.“77 Auch Lessing, vermutlich durch Baumgarten beein-
flusst, räumt der Klarheit im Bereich der Ästhetik einen höheren Stellenwert 
ein.78 Darauf weist die große Rolle hin, die er der anschauenden Erkenntnis 
zuteilt, die „für sich selbst klar“79 sei. Von ihr entlehne die symbolische Er-
kenntnis ihre Klarheit. Lessing erläutert dazu: 

„Einem allgemeinen symbolischen Schlusse folglich alle die Klarheit zu geben, de-
ren er fähig ist, das ist, ihn so viel als möglich zu erläutern, müssen wir ihn auf das 
Besondere reduzieren, um ihn in diesem anschauend zu erkennen. Ein Besonderes, 
insofern wir das Allgemeine in ihm anschauend erkennen, heißt Exempel.“80  

                                                             
73  Schütz 1776b, S. 140. 
74  Ebd. 
75  Ebd., S. 138. 
76  Eichner 1974, S. 73. 
77  Christian Wolff: Philosophie practica § 260: „Nimirum exempla claras earum notiones ani-

mo ingenerant, quae beneficio intellectus distinctae efficiuntur, ita ut nihil abscuritatis relin-
quatur.“ zit. n. Eichner 1974, S. 73. 

78  Vgl. ebd. 
79  Lessing 1758-1759/1997, S. 372. 
80  Ebd., S. 372f.  
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Ursprünglich ist die Logik eine reine „Vernunftlehre“, die lediglich an den 
Witz, die „Fertigkeit Übereinstimmungen der Dinge gewahr zu werden,“81 
adressiert ist. Wie Jahn erläutert, führt das „vom Witz vollzogene Verglei-
chen, bei dem die Ähnlichkeiten und damit die Verschiedenheiten der Dinge 
sichtbar werden, […] zur Bildung klarer Begriffe und des Begriffssystems.“82 
Lessings Fabeltheorie argumentiert dafür, dass Logik nicht auf die Vernunft 
allein beschränkt, sondern dass auch die sinnliche Erkenntnis involviert sei. 
Dem schließt Schütz sich in ‚Grundsätze der Logik oder Kunst zu denken‘ 
von 1773 an: 

„Man mag die Vernunftlehre als die Wissenschaft von den Regeln der Erkenntniß 
überhaupt, oder nur der gelehrten Erkenntniß ansehn, so ist gewiß, daß man dabey 
weder die Betrachtung der Seelenkräfte überhaupt, noch insbesondere die Lehre 
von den Empfindungen und dem guten Geschmack entbehren kann, wenn man auf 
Vollständigkeit und Brauchbarkeit sieht. Der Gelehrte denkt nicht immer abstract 
und künstlich; ja um nicht unbrauchbar und Pedant zu werden, muß er vorher als 
Mensch denken lernen. Ueberhaupt hat die Trennung der obern und untern Seelen-
kräfte, die eine bloße Abstraktion ist, manchen zufälligen Schaden gethan, indem 
man sie realisiert hat.“83 

Schütz sieht in der Logik die Wurzel umfassender Bildung, denn er trennt sie 
nicht mehr strikt von der Ästhetik und der Empirie. Ebenso räumt Lessing 
ein, dass die Kenntnis von den Begriffen oder „des Besondern und aller indi-
viduellen Dingen [!], auf welche die Reduktion geschehen kann,“84 die Vo-
raussetzung für wahre Schlüsse ist. Nur der Leser, der einen klaren Begriff 
von dem konkreten Fall einer Fabel hat, ist auch in der Lage, auf den allge-
meinen moralischen Satz zu schließen. 

6.3  Gradus fictionis – Mittel der Veranschaulichung 

Schütz stellt die Logik in den Dienst der Ästhetik, wenn er im ‚Lehrbuch‘ zu 
einer produktionsästhetischen Betrachtung der Literatur im vierten Kapitel 
des zweiten Teils, ‚Von der Mannigfaltigkeit und der Einheit in den redenden 
Künsten‘, fortschreitet, denn in seiner Darstellung ist die Begrifflichkeit eines 
Gegenstandes Kriterium dafür, ob er für eine literarische Behandlung geeig-
net ist. Schütz argumentiert folgendermaßen:  

„Ein Gegenstand ist an sich mannigfaltig, wenn er vieles in sich enthält, was dem 
Geiste vorgestellt werden kann. Aber nicht jede solche Mannigfaltigkeit macht ei-

                                                             
81  Jahn 2000, S. 28.  
82  Ebd. 
83  Schütz 1773, S. 3. 
84  Lessing 1758-1759/1997, S. 409. 
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nen Gegenstand zur Behandlung des Redners und Dichters bequem. Nemlich wenn 
das Mannigfaltige nicht der Einbildungskraft, sondern nur dem reinen Verstande 
dargestellt werden kann, wenn es keine sinnliche, sondern bloß eine intellektuelle 
Vorstellung davon giebt [!] [...].“85 

Zentrales Argument ist hier die ‚sinnliche Vorstellung‘, die auf die ‚Einbil-
dungskraft‘, die Phantasie als vierte Seelenkraft an der Seite der Vernunft, 
wirkt. Gegenstände, die ‚nur dem reinen Verstande dargestellt werden‘ – 
Schütz nennt die Geometrie als Beispiel86 – haben diese Wirkung nicht und 
sind daher nicht für poetische Bearbeitung geeignet.  
„Zu den Mitteln wodurch den Vorstellungen die Kraft gegeben wird, welche 
die Einbildungskraft in Bewegung setzt, gehören“, so Schütz:87 die „Figuren 
der Rede“ oder gradus fictionis, die Schütz im Kontext der Rhetorik erläutert 
als Antropomorphismus oder Personifikation, die „Vorstellung unsichtbarer 
Wesen unter menschlicher Gestalt“, ferner Apostrophe oder Anrede an „un-
sichtbare“ oder „abwesende Wesen“, die „Sermocination“, als Rede Abwe-
sender, und der Dialogismos oder „Personendichtung (Personification Pro-
sopopöie).“88 Auch die Metapher ist durch ihre Bildhaftigkeit ein grundle-
gender Bestandteil der gradus fictionis. 
Die gradus fictionis sind die Gestaltungsmittel der Fabel, die dem „besondern 
Falle die Wirklichkeit erteilen“,89 also die ‚sinnliche Vorstellung‘ oder Fikti-
on erwecken. Als anschaulichstes Beispiel ist Lessings ‚Die Erscheinung‘90 
anzuführen, die diesen fiktionalen Charakter der Fabel zum Gegenstand hat. 
Hier erscheint die „fabelnde Muse“, die Personifikation der Fabel, und 
spricht den Dichter an (Sermonificatio). Eine Apostrophe findet sich in der 
Anrede an den Leser, als die personifizierte Rezeption, ein angedeuteter Dia-
log findet schließlich zwischen Autor und Leser statt. In anderen Fabeln re-
den die Figuren miteinander.91  
Außer den Redefiguren betont Schütz die Bedeutung der Einheit eines Wer-
kes für die sinnliche Vorstellung. Bedingungen dieser Einheit sind das Ver-
folgen einer „bestimmte[n] Absicht“, die Anpassung der Vorstellungen an 
den „Charakter“ und die „Würde des Gegenstandes“, die Vollständigkeit je-
des Teiles in Bezug auf das Ganze und die Situation, „in welche sich der 

                                                             
85  Schütz 1776b, S. 185. 
86  Vgl. ebd. 
87  Ebd., S. 217. 
88  Vgl. ebd., S. 217-221. 
89  Lessing 1758-1759/1997, S. 376. 
90  Vgl. ebd., S. 302. 
91  Lessing 1992, S. 11. ‚Die Erscheinung‘ weist noch einige Gestaltungsmerkmale mehr auf, 

der Fiktion dienen. Eine detaillierte Analyse würde den Rahmen dieser Abhandlung spren-
gen. 
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Redner oder Dichter, oder die von ihnen redend eingeführten Personen befin-
den.“92 Unnötige Informationen, Widersprüche, Unvollständigkeit und man-
gelnde Glaubwürdigkeit stünden der Einbildungskraft im Weg. Diese Vo-
raussetzungen erinnern an Lessings Literaturästhetik.  
Die letzte Bedingung weist darauf hin, dass der Inhalt eines Textes immer als 
ein Fall zu betrachten sei. Was einen Fall als solchen ausmacht, lässt Schütz 
Cicero in einem Ausschnitt aus den ‚Partitiones Oratoriae‘ im zweiten Kapi-
tel des zweiten Bandes erklären.93 Hier werden zwei Arten von Untersuchun-
gen unterschieden: Die „Behandlung eines konkreten Falles“, der „durch 
Zeitangaben und Personen eingegrenzt“ ist, und die Erörterung, die sich wie-
derum unterteilen lässt in eine „theoriebezogen[e]“ und auf Erkenntnis ge-
richtete und eine wirkungsbezogene. Die theoriebezogene Erörterung unter-
suche Möglichkeiten, „Ursachen und Zusammenhänge“ der Dinge. Sie ziele 
auf „Begriffsbestimmung“ mit den Mitteln der Unterscheidung bzw. der „Be-
schreibung irgendeiner Art“, bei der „gewissermaßen ein Bild zu zeichnen“ 
ist, ab und gehöre in den Bereich der Begriffslogik. Die auf die Wirkung be-
zogene Erörterung spaltet sich auf in die „Unterweisung“, die beruhigende 
Rede und die, die „Seelenregungen entweder zu erzeugen oder zu verstärken“ 
vermag. Sie behandelt moralische Themen und ist ein Mittel, die Psyche des 
Rezipienten anzusprechen. Der konkrete Fall unterscheidet zwei Ziele: zum 
einen, „den Hörer angenehm zu unterhalten“, zum anderen sein „Recht zu 
behaupten und Beweise zu liefern.“94 In dieser verkürzten Darstellung sind 
Parallelen zu Lessings und Schütz’ Philologie zu erkennen. Ciceros Aspekte 
des konkreten Falls sind darauf insofern zu übertragen, als die Veranschauli-
chung gewissermaßen für die darzustellende allgemeine Wahrheit einen Be-
weis liefert. Der besondere Fall einer Fabel führt also den Beweis für den da-
hinterliegenden „allgemeinen moralischen Satz.“95 

6.4  Anschauende Erkenntnis – Der gemeinsame Kern von 
Schütz’ und Lessings Philologie  

Die bisherigen Kapitel des ‚Lehrbuchs‘ leisten die Vorüberlegungen zu 
Schütz’ Philologie, die logische und ästhetische Prinzipien vereint. Die ‚Vor-
bereitung zur Lektüre der Dichter‘ (2. Band, Kapitel 3) liefert eine detaillier-
te, auf die vorher behandelten Inhalte und angewandten Methoden zurück-
greifende Beschreibung der Literatur. Die Dichtkunst definiert Schütz als 
„die Kunst allgemeine, individuelle, und erdichtete Subjekte, vornämlich mit 
                                                             
92  Schütz 1776b, S. 225. 
93  Vgl. Ders. 1778, S. 115ff.  
94  Vgl. Cicero 1994, S. 50-59. 
95  Lessing 1758-1759/1997, S. 376. 
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Hülfe der Erdichtung, in einem sinnlich schönen Vortrage darzustellen.“96 Zu 
den ‚allgemeinen Subjekten‘ zählen die, „deren mannigfaltige Merkmale der 
Einbildungskraft dargestellt werden können […] und alle allgemeine Sätze 
und Lehren, deren Wahrheit sinnlichklar werden kann, zum Beispiel die 
meisten moralischen“, während „[i]ndividuelle Subjekte […] entweder wirk-
lich fortexistierende [körperliche oder geistige] Wesen, oder Begebenheiten“ 
sind. Hier ist wieder das Argument der Einbildungskraft, der abstrakte Ge-
genstände zugänglich gemacht werden müssen, damit sie einen klaren Begriff 
von ihnen erhält, zu erkennen. Bei Begebenheiten unterscheidet Schütz „Ver-
änderungen in der Körperwelt“ und „Handlungen, d. i. Veränderungen, die 
durch die Willenskraft geistiger Wesen, entweder in ihnen, oder ausser ihnen 
hervorgebracht werden.“97 Sein Handlungsbegriff stimmt mit dem Lessings 
überein, auf den er in der Anmerkung98 hinweist und der nicht nur eine äuße-
re „Folge von Veränderungen,“99 sondern auch einen „innere[n] Kampf von 
Leidenschaften, jede Folge von verschiedenen Gedanken, wo eine die andere 
aufhebt,“100 bezeichnet.  
Meistens, so Schütz, bediene sich die Poesie der „Erdichtung als das be-
quemste Mittel beides Vergnügen und moralischen Nutzen im höchsten Gra-
de zu bewirken; durch die Erdichtung wird die Poesie allgemeiner, und an-
wendbarer, aber, auch lebhafter und angenehmer als die Geschichte.“101 Die 
poetischen Möglichkeiten der Verlebendigung befähigen sie zu „Täuschung, 
oder Illusion“102 und folglich zu tieferer Überzeugung durch anschauende Er-
kenntnis. Die Literatur vereint prodesse und delectare und hebt sich so von 
der Geschichtsschreibung ab. Nach Schütz enthält ein ‚Gedicht‘ immer beide 
Aspekte, nur die Gewichtung verlagert sich. Er ordnet die unterschiedlichen 
literarischen Erscheinungsformen in eine Systematik nach Wolff’schem Vor-
bild ein. Hier erscheint die äsopische Fabel unter den „Lehrgedichten“ mit 
Lessings Definition und seiner weiteren Unterscheidung von einfacher, zu-
sammengesetzter, direkter und indirekter Fabel.103 Das Lehrgedicht charakte-
risiert Schütz nach seinem abstrakten oder konkreten Gegenstand, der durch 
Reduktion bzw. Individualisierung vermittelt wird:  

„Ist der Hauptstoff theoretisch, so kömmt dem Dichter die Zurückführung des All-
gemeinen aufs Besondere und Individuelle, die poetische Darstellung historischer 

                                                             
96  Schütz 1778, S. 158. 
97  Ebd. 
98  Vgl. ebd., S. 159. 
99  Lessing 1758-1759/1997, S. 357. 
100  Ebd., S. 363. 
101  Schütz 1778, S. 159. 
102  Ebd., S.160. 
103  Vgl. ebd., S. 161. 
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Beispiele, oder die Erdichtung, auch die allegorische Erzählung zu Hülfe. Ist die 
Materie aber von praktischer Art, so wird der Ton der Vorschriften dadurch prak-
tisch, daß statt förmlich vorgetragener Regeln oft gleich die Ausübung in Beispie-
len, Charakteren, historischen oder erdichteten gezeigt wird.“104 

Reduktion und Individualisierung sind auch die Mittel, derer sich die Fabel 
bedient, um ihren allgemeinen moralischen Satz der anschauenden Erkennt-
nis zugänglich zu machen. Schütz bekennt in einer Anmerkung, dass er sich 
bei der Behandlung dieser Gattung auf Lessings Fabeltheorie stützt, „weil sie 
die gründlichste und durchdachteste von allen ist.“105 Im Hinblick auf Schütz’ 
eigene Philologie fallen von den Aspekten, die er hier erläutert, drei beson-
ders ins Auge. Er betont: „Der Lehre halber wird die Fabel erfunden; und je-
ne soll niemals bloß eine zufällige oder beyläufige Anwendung des erdichte-
ten besonderen Falles seyn.“ Denn die dichte Einheit, die Fabel und morali-
scher Satz eingehen, sei Voraussetzung für die anschauende Erkenntnis. Da-
mit diese zu einer klaren Vorstellung führt, müsse „[d]ie Lehre […] ganz, 
und ungezwungen aus dem erdichteten Falle hergeleitet werden; und jene 
muß sich in diesem anschauend ohne vieles Nachdenken, erkennen lassen. 
Daher ist Kürze und Einfalt eine wesentliche Eigenschaft einer guten Fabel“, 
während Ausschmückungen „von der klaren Vorstellung, der in der Fabel 
liegenden Lehre“ ablenken.106 
Die Überzeugungskraft der anschauenden Erkenntnis werde außerdem durch 
die Wirklichkeit oder Individualität des einzelnen Falles befördert. Erscheint 
dieser nur als möglich, handle es sich nur um „ein Gleichniß, eine Parabel 
oder ein Beispiel nicht aber [um] eine Fabel.“107 

7  Zusammenfassung  

Die Gegenüberstellung von Lessings Fabeltheorie und Schütz’ Philologie of-
fenbart viele Gemeinsamkeiten. Auch bezüglich seines Bildungskonzeptes 
scheint Schütz von Lessing inspiriert worden zu sein. Der gemeinsame Kern 
ihrer Gedanken zu Literatur und Bildung – oder genauer: Bildung durch Lite-
ratur – ist die anschauende Erkenntnis als schlusslogischer Prozess. Schütz 
verpflichtet die Logik der Ästhetik und macht sie gleichsam, in Überein-
stimmung mit Lessing zur Wurzel literarischer Produktion und Rezeption. 
Beim Lesen einer Fabel wird vom besonderen Fall, von dem man durch Ur-
teilslogik einen klaren Begriff erhält, mit anschauender Erkenntnis auf den 

                                                             
104  Ebd., S. 167. 
105  Ebd., S. 178. 
106  Ebd. 
107  Ebd. 
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allgemeinen moralischen Satz geschlossen. Der Autor muss den Prozess 
rückwärts durchlaufen und eine allgemeine Wahrheit auf einen konkreten 
Fall reduzieren. Dafür ist nicht nur ausreichendes Faktenwissen, sondern 
auch die Kenntnis rezeptionsästhetischer Prinzipien, wie der gradus fictionis, 
nötig. Analog verlaufen Verfassen und Verstehen eines Epigramms als einfa-
cher Form der Lyrik, das durch Begriffslogik über die gradus cognitionis zu 
einem deutlichen Begriff führt.  
Fabel und Epigramm sind, als Kleinformen von Epik und Lyrik, als Beispiele 
für die Vielzahl literarischer Gattungen aufzufassen, von denen diese durch 
ihre Übersichtlichkeit die Prinzipien der hier dargestellten Philologie beson-
ders anschaulich machen.  
Durch den literarischen Nutzenaspekt sind Schütz’ Philologie und Didaktik 
miteinander vereint. Daraus geht sowohl das Konzept von Bildung an Litera-
tur als einem ‚Trainingsplatz‘ für Verstand und Einbildungskraft in logischen 
Prozessen als auch Bildung durch Literatur im Sinne von Vermittlung allge-
meiner Wahrheiten und Begriffe hervor.  
Nahezu jedes poetische Werk – so verschieden die literarischen Formen sein 
mögen – lässt uns „aus einer imaginären Welt Wirklichkeit schöpfen.“108 Es 
demonstriert einen individuellen Fall, oder stellt einen Begriff dar, arbeitet 
mit der Phantasie seiner Rezipienten und ist schließlich auf das Prinzip der 
anschauenden Erkenntnis zurückzuführen. Wer wachen Auges durch die 
Welt geht, zieht mehrmals täglich logische Schlüsse und wer einen poeti-
schen Text liest, erwartet, häufig vielleicht nur unbewusst, eine Intention, ei-
ne Aussage, etwas Allgemeines darin. Diese Erwartungshaltung zu unterlau-
fen, stellt bereits eine literarische Herausforderung dar. Durch seine über die 
Einbildungskraft wahrnehmbare Sinnlichkeit wird ein poetischer Text zum 
empirischen ‚Beweis‘ des durch ihn veranschaulichten allgemeinen Satzes. 
Dem möglichen Einwand, dass anschauende Erkenntnis durch ihren unmit-
telbaren Einfluss auf den Willen zu einem Instrument der Manipulation wer-
den könnte, würde Schütz widersprechen. Denn die umfassende Bildung 
nach seinem Konzept soll selbstdenkende und selbstverantwortliche Köpfe 
hervorbringen, die fähig sind, auf sie einströmende Einflüsse kritisch zu prü-
fen. 
 
 
 
 
 
 

                                                             
108 Samuel Fischer: Brief an Julius Bab, 1923, zit. n. Kaiser 1996, S. 76. 
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Lukas Boser/Andrea De Vincenti/ 
Norbert Grube/Michèle Hofmann 
 
Die Pädagogisierung des ‚guten Lebens‘ in  
bildungshistorischer Sicht 
 
 

1  Einleitung 

Es gibt zahlreiche Anlässe, David Labarees Befund, die Gesellschaft habe 
sich selbst pädagogisiert,1 bestätigt zu sehen. So erhalten etwa Kindergärten 
Labels, wenn sich die Kinder genügend bewegen und eine gesunde Pausen-
verpflegung vorgesetzt bekommen, Schulen nehmen an Gewalt- und Sucht-
präventionsprogrammen Teil, vermitteln den angeblich richtigen Umgang mit 
Medien oder der sogenannten Informationsflut. Dieser explizit erwünschte 
‚Lebensweltbezug‘ des Unterrichts und des Schulalltags zielt auf die Befähi-
gung der Kinder, ein nach heute gültigen Maßstäben ‚gutes Leben‘ zu führen. 
Die Pädagogisierung beschränkt sich dabei nicht auf das Kindesalter. An au-
ßerschulischen Orten werden auch Erwachsene erzogen. So schreibt etwa das 
Schweizer Bundesamt für Gesundheit einen von Krankenkassen unterstützten 
Preis für Firmen aus, welche die Gesundheit ihrer Mitarbeitenden fördern. 
Westliche Gesellschaften verordnen sich mit der häufigen Legitimation wis-
senschaftlich generierten Wissens und selbsterziehenden Implikationen 
Rauchverbote und Deklarationspflichten für angeblich ungesunde Substanzen 
in Lebensmitteln. Soziologische Studien legen den Schluss nahe, dass mit 
steigender Bildung auch Gesundheit, Gehalt und Dauer des Lebens zuneh-
men.2 Mehr Bildung und die fordernde Formel nach lebenslangem Lernen 
führten angeblich zu einem Leben ohne Arbeitslosigkeit, Krankheit, Sucht 
und Konflikte.3 
Diese gegenwärtigen Entwicklungen machen deutlich, dass das ‚gute Leben‘ 
in vielfältigen Zusammenhängen in erziehender Absicht fokussiert und somit 
pädagogisiert wird. Doch ist diese Pädagogisierung möglicherweise nicht ein 

                                                             
1  Vgl. Labaree 2008, S. 458. 
2  Vgl. Mackenbach 2006. 
3  Vgl. Stringhini et al. 2017. 
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erst in jüngerer Zeit auftretendes Signum moderner Gesellschaften, sondern 
trat in unterschiedlichen Spielarten auch in der Vergangenheit auf. 
Dieser Diskussionsbeitrag greift das Konzept der Pädagogisierung daher aus 
bildungs-, kultur- und wissenshistorischer Perspektive auf. Er zeigt, wie fa-
cettenreich es sich in unterschiedlichen historischen Kontexten nachweisen 
lässt und wie eng es jeweils mit Vorstellungen eines ‚guten Lebens‘ verfloch-
ten ist. Zu diesem Zweck blicken wir in zwei Schritten auf das Konzept der 
Pädagogisierung. Als erstes diskutieren wir mit vielfältigen Bezugnahmen 
auf den Forschungsstand die Begriffe der Pädagogisierung und des ‚guten 
Lebens‘ (Kap. 2), um mit diesen begrifflichen Klärungen analytische Frage-
stellungen für unterschiedliche historische Kontexte vorzubereiten: Ist Päda-
gogisierung mehr als eine zeitdiagnostische Chiffre? Ist sie ein Konzept mit 
einer Geschichte, das sich selbst zwar historisch wandelt, jedoch Wandel 
auch überdauert? Wie und von welchen Akteuren wurden gesellschaftliche 
Probleme in spezifischen sozio-kulturellen Kontexten zu bestimmten Zeiten 
definiert und zu pädagogischen Lösungsambitionen umgedeutet? Zur Diskus-
sion solcher Fragen werden in einem dritten Kapitel verschiedene historische 
Fallbeispiele behandelt. Das erste ist zeitlich vorwiegend im 17. Jahrhundert 
verortet, die anderen im ausgehenden 19. sowie im 20. Jahrhundert, jedoch 
wird in den Fallanalysen der jeweils dominante Zeitfokus mitunter durch 
vergleichend diskutierte Bezüge zu anderen Zeiträumen überschritten. Zwei 
Unterkapitel (3.1 und 3.2) diskutieren die Pädagogisierung des ‚guten Le-
bens‘ in den stark institutionalisierten Kontexten Staat und Schule, respektive 
Landerziehungsheimen, ein weiteres Unterkapitel (3.3) in schwächer institu-
tionalisierten Settings, wie etwa sozialen Bewegungen oder anderen Gruppie-
rungen. Im ausführlichen Schlusskapitel (4) werden die eingangs diskutierten 
Bedeutungshorizonte der Begriffe vor dem Hintergrund der aus den histori-
schen Fallbeispielen gewonnenen Erkenntnisse diskutiert, was in thesenhafte 
Anschlussfragen mündet, mit denen der Beitrag schließt. 

2 Pädagogisierung und das ‚gute Leben‘:  
aktuelle Forschungstendenzen und Begriffsklärungen 

Die im dritten Kapitel zu behandelnden historischen Fallbeispiele sind in he-
terogenen historischen Kontexten verortete Versuche, über Pädagogisierung 
‚gutes Leben‘ herzustellen, sowohl im Sinne eines ‚guten‘ individuellen Le-
bens als auch eines ‚guten‘ gesellschaftlichen Zusammen-Lebens. Es gilt da-
her zunächst, die Bedeutungshorizonte dieser beiden zentralen Begriffe aus-
zuloten.  
Jahrhundertelange implizite oder explizite Auseinandersetzungen mit dem 
‚guten Leben‘ in unterschiedlichsten gesellschaftlichen Kontexten haben kei-
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ne universell gültige Antwort erbracht. Denn das ‚gute Leben‘ ist jeweils 
durch historische Umstände bedingt, wandelbar, in seiner teils paradoxen 
Auslegung politischer Bearbeitung unterworfen und auch innerhalb einer Ge-
sellschaft stets umstritten, da sozio-kulturell ausgehandelte, wissenschaftlich 
fixierte Vorstellungen über das ‚gute Leben‘ konkurrierend koexistieren. Es 
ist deshalb davon auszugehen, dass sich zwar Bestimmungen und Vorgaben 
des ‚guten Lebens‘ für eine gewisse Zeit – zum Beispiel besonders durch re-
ligiöse oder politische Machtinstanzen und universitäre Wissenschaft als 
„Wissenspolizei“ (Foucault) – diskursmächtig etablieren und dabei andere, 
eher auf lokales oder implizites Erfahrungswissen4 gründende Wissensfor-
men unterwerfen. Doch bleiben solche formierenden Vorgaben vom ‚guten 
Leben‘ stets fluide und somit Teil vielfältiger und komplexer, sowohl von 
Experten als auch von Laien geprägter Wissensproduktion und -zirkulation.5 
Gegenwärtige Bestimmungsansätze des ‚guten Lebens‘ finden sich etwa in 
der sozialwissenschaftlichen Glücksforschung, die sowohl sozialphilosophi-
sche als auch -empirische Zugänge wählt. Besonders das auf Amartya Sen 
und Martha Nussbaum zurückgehende Konzept des „capabilities approach“ 
wird derzeit in der Erziehungswissenschaft stark diskutiert.6 Demnach seien 
‚well being‘ und ‚good life‘ nicht ausschließlich durch möglichst große sozio-
ökonomische Gleichheit zu erlangen, sondern beruhten u.a. auf Ermögli-
chungen und Befähigungen des Einzelnen, am gesellschaftlichen Leben teil-
zunehmen. Das ‚gute Leben‘ wird somit im Gegensatz zur Religion oder zu 
politisch-ideologischen Utopien an eine Art gegenwartsbezogene Handlungs-
befähigung zu „einer gelingenden praktischen Lebensführung“7 überwiesen. 
Grundlage für ein nach eigenen Bedürfnissen unter der Berücksichtigung di-
verser sozialer Lagen selbständig und mit Alternativoptionen führbares ‚gutes 
Leben‘ seien Entscheidungsermöglichung und -autonomie sowie – trotz aller 
gesellschaftlicher Eingebundenheit – die institutionelle Garantie hoher politi-
scher und rechtlicher Freiheitsgrade, wirtschaftliche Teilhabe und auch sozia-
le Sicherheit. 
Für die Befähigungen zum individuellen und zugleich sozial verträglichen 
‚guten Leben‘ werden Erziehung und Bildung zentrale Bedeutung zugewie-
sen. Zum einen sei – in Anlehnung an die aristotelische Ethik – das tugend-
hafte Selbst eine wesentliche Bedingung für die Ermöglichung des ‚guten 
Lebens‘. Zum anderen wird eine ganzheitliche, gesellschaftliche und indivi-
duelle Lebensbereiche nahezu total harmonisierende Aufgabe an die Erzie-
hungswissenschaft formuliert, „den materiell, kulturell und politisch-
                                                             
4  Vgl. Reckwitz 2008; Foucault 2014, S. 218. 
5  Vgl. Lipphardt/Patel 2008; Sarasin 2011, S. 164, 166; Foucault 2014, S. 21f. 
6  Vgl. Andresen et al. 2010; Otto/Ziegler 2010. 
7  Otto/Ziegler 2010, S. 9. 
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institutionell strukturierten Raum gesellschaftlicher Möglichkeiten in Bezie-
hung zum akteursbezogenen Raum der individuellen Handlungs- und Selbst-
aktualisierungsfähigkeiten ihrer AdressatInnen zu setzen“.8 Diese Definition 
deutet die umfassende pädagogische Selbstzuschreibung an, möglichst viel-
fältige, wenn nicht alle Lebensbereiche zu durchdringen, so dass hier der Be-
griff der Pädagogisierung naheliegend scheint. 
Pädagogisierung kann zum einen die Umcodierung von als defizitär wahrge-
nommenen gesellschaftlichen Entwicklungen in pädagogisch zu behandelnde 
Probleme und deren Überweisung an Bildungsinstitutionen bezeichnen. Ein 
gesellschaftliches Problem wird demnach als pädagogisches „erkennbar, etwa 
wenn ‚Rassismus‘ oder ‚Gewalt‘ als Jugendproblem apostrophiert und damit 
zu einem Gegenstand pädagogischer Bearbeitung gemacht wird“.9 Zum ande-
ren wird der Begriff als Entgrenzung pädagogischer Handlungsoptionen im 
Sinne einer Übertragung von etwas genuin Pädagogischem auf neue, von der 
Pädagogik bisher noch nicht erfasste Altersstufen und Lebensbereiche ver-
standen.10 Diese beiden Lesarten von Pädagogisierung sind eng aufeinander 
bezogen. Smeyers und Depaepe, aber auch Labaree verfolgen mit ihren Un-
tersuchungen unter dem Begriff ‚Educationalization of Social Problems‘ eher 
ein historisches Erkenntnisinteresse und zeigen, wie gesellschaftspolitische 
Ziele mit dem liberalen Ideal insbesondere über Erziehung des Individuums 
und nicht über äußeren Zwang oder strukturpolitische Interventionen in 
Übereinstimmung gebracht werden sollten: „aiming to solve social problems 
by seeking to change the hearts, minds, and capacities of individual stu-
dents“.11 Ähnlich, jedoch mit dezidiertem Fokus auf das Kind, verstehen 
Lambeir und Ramaekers educationalization im weitesten Sinne als „process 
that (re)orders the world of the child in particular ways“.12 Im engeren Sinn 
verweise der Begriff auf „processes connected to schooling and similar forms 
of formal and institutionalized educational activities“.13 ‚Educationalization‘ 
meint damit die Integration von gesellschaftlich bedeutsamen Fragen und 
Problemen ins Curriculum. „Education is then (part of) the solution to the 
problems by taking up these issues”.14 Zu fragen ist aber, ob außer-
curriculare Interventionen ebenfalls pädagogisierenden Charakter aufweisen 
können (vgl. Kap. 3.3). Andere Ansätze hingegen, die mit der zweiten Be-
deutungsvariante von Pädagogisierung eher die wissenschaftliche Disziplin 

                                                             
8  Otto/Ziegler 2010, S. 12. 
9  Höhne 2013, S. 28. 
10  Höhne 2004, S. 31. 
11  Smeyers/Depaepe 2008; Labaree 2008, Zitat: S. 448. 
12  Lambeir/Ramaekers 2008, S. 436. 
13  Ebd., S. 437. 
14  Ebd., S. 437. 
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der Pädagogik zum Ausgangspunkt eines teilweise selbstanalytischen Er-
kenntnisinteresses nehmen, sehen in der Allgegenwart des „Pädagogischen“ 
in der Gesellschaft zugleich eine „Entgrenzung des Pädagogischen“.15 In die-
sem Sinne meinen die Bildungsphilosophen Schäfer und Thompson in der 
Verquickung des Pädagogischen mit vielfältigen sozialen Arenen, Akteuren 
und Problemen eine Art Entpädagogisierung festzustellen: Indem verschie-
dene soziale Kontexte pädagogisiert würden, „in denen nicht zuletzt auch an-
dere Prioritäten, Rationalitätsmuster, Problemstellungen und Programmatiken 
vorzufinden sind“,16 verliere sich gleichsam das Pädagogische. Mit dieser 
Argumentation wird das Pädagogische als Wert seiner selbst mit einem dezi-
dierten Autonomieanspruch markiert, das seinen Nukleus in der Disziplin der 
Pädagogik habe und dessen Verlust durch Entgrenzung wenigstens implizit 
als beklagenswert erscheint. In diesem Sinn sind vielleicht auch jüngste 
Überlegungen zu deuten, die, vor allem bezüglich eines angeblichen Bedeu-
tungsverlusts pädagogischer Institutionen, im Zusammenhang mit Pädagogi-
sierungstendenzen eine „Verachtung der Pädagogik“ aufgrund ihrer Über-
dehnung festzustellen meinen.17 Dieses stark auf die Pädagogik und ihre Ent-
grenzung fokussierende Verständnis von Pädagogisierung beklagt mehr oder 
weniger explizit den Verlust der Erziehungshoheit genuin pädagogischer Ak-
teure, wie Eltern oder Lehrpersonen, welche beispielsweise durch staatliche 
Ambitionen unterminiert werde.18 Ein subtileres, etwa von Labaree vertrete-
nes Verständnis von Pädagogisierung, wonach Schulen vielmehr der Mani-
festation unserer Werte und Normen als deren Realisierung dienten,19 kann 
zumindest auch als Kritik an der Pädagogisierung als vermeintlich wohlfeile 
Alternative zu eigentlich nötigem (gesellschafts-)politischem Handeln gele-
sen werden. Höhne schließlich kritisiert mit seiner Deutung des Begriffs der 
Pädagogisierung, dass die als fehlend erlebte Passung zwischen Welt oder 
Gesellschaft und Individuum nicht über politische Veränderung der (als un-
passend empfundenen) Welt hergestellt werde. Vielmehr werde das Indivi-
duum mittels individualisierender Defizitdiagnose unter Druck gesetzt, sich 
durch Selbstoptimierung an seine Umwelt anzupassen.20 Eine solche pädago-
gische Ausrichtung moderner Machtausübung forciere affirmative Tendenzen 
zur bestehenden Welt, da vordergründig die als individuell etikettierte Wahl 

                                                             
15  Lüders/Kade/Hornstein 2000, S. 210. 
16  Schäfer/Thompson 2013, S. 11. 
17  Vgl. Rieger-Ladich 2007, S. 170. Die hier skizzierte Sichtweise fußt gleichsam auf der Vor-

stellung einer Autarkie bzw. Autonomie eines zumal auf Anwendung ausgerichteten, teils 
normativ aufgeladenen Wissenschafts- oder Wissenssystems. 

18  Vgl. Depaepe et al. 2008, S. 15. 
19  Vgl. Labaree 2008, S. 458. 
20  Vgl. Ribolits 2004, S. 12f. 
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und Anstrengung letztlich bloß verinnerlichte gesellschaftliche Normen sei-
en.21 Trotz seiner stark herrschaftskritischen und politischen Argumentation 
steht Höhne ganz in der Nähe von Labaree, der die Erziehung als in liberalen 
Gesellschaften präferiertes Mittel zur Gewinnung der Individuen für ange-
strebte Veränderungen beschreibt. Mit der hier diskutierten „positiven Un-
terwerfung“ unter die herrschende Norm und der ständigen Pflicht zur 
Selbstoptimierung ist eine derzeit dominante Lesart der Pädagogisierung an-
gesprochen, welche als eng mit der Ökonomisierung verflochten und als 
„Ökonomisierung des Selbst qua pädagogischer Praktiken und Diskurse“ kri-
tisiert wird.22 Der Wille zur Selbstoptimierung verweise auf sogenannte 
Techniken des Selbst, so dass Pädagogisierung auch mit dem Deutungsmus-
ter der Psychiatrisierung des Sozialen verwoben sein könne.23 Eine so ver-
standene Pädagogisierung gründe also in der Annahme eines unbeschränkt 
lern- und entwicklungsfähigen Subjekts, wonach die meisten Menschen ihr 
Leben positiv zu gestalten vermögen, wenn sie sich nur „normal“ anstrengten 
und sich ihrer Vernunft bedienten.24 In solchen Betrachtungen von Pädagogi-
sierung als Selbstoptimierung und damit als Kennzeichen eines neoliberalen 
Regimes wird sie zum Instrument einer präventiven Bevölkerungs- oder Bio-
politik.25 Selbstregulierung und Regulierung der Gesellschaft durch den 
Markt und Wirtschaftsprozesse gehen bei einem lediglich anordnenden Staat 
Hand in Hand. Indem weite Teile des gesellschaftlichen Lebens pädagogisiert 
seien, entstehe gleichsam eine Kultur bzw. eine Konkurrenz um Perfektionie-
rung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Handlungen. Folgt man dieser Sicht, 
so wäre durch eine solche (selbst-)pädagogisierende Permanenz gleichsam 
jedwede Krise verhindert und ein ‚gutes Leben‘ nahezu garantiert. Da diese 
gedachte Finalität selbstverständlich nicht aufgeht, wäre zugleich zu prüfen, 
ob gerade die Bezeichnung der ‚Pädagogisierung gesellschaftlicher Proble-
me‘ nicht nur präventive, sondern auch eher reagierende Momente enthält.26 
                                                             
21  Vgl. Höhne 2004, S. 34. 
22  Ebd. , S. 41; Höhne 2013, S. 33. 
23  Vgl. Castel/Castel/Lovell 1982, S. 224. 
24  Vgl. Ribolits 2004, S. 12. 
25  Vgl. Foucault 2014, S. 286-290. 
26  Die Ambivalenzen von Pädagogisierung zwischen präventivem Anspruch und Reaktion auf 

wahrgenommene Krisen zeigt sich beispielsweise im Umgang mit Heterogenität oder Indi-
vidualität. Trotz des häufig affirmativen Charakters von Pädagogisierung gegenüber etab-
lierten gesellschaftlichen Normen greift sie mitunter auch die Abweichung von eben diesen, 
namentlich die „Andersheit“ auf, welche etwa in der Figur des Wilden oder des Kindes 
überhöht wird. Diese Ausrichtung bringt der Pädagogisierung zuweilen den Vorwurf des Pa-
ternalismus ein (vgl. Schäfer/Thompson 2013, S. 14). Damit ist die Frage nach pädagogi-
schen Freiräumen oder nicht-pädagogisierten Räumen verbunden, in denen das Individuum 
nicht von gesellschaftlichen Normen oder erziehenden Absichten belangt wird. In dieser 
Hinsicht avanciert mitunter der klassische neuhumanistische Bildungsbegriff als gleichsam 
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Demnach wären Pädagogisierungsbemühungen eher Versuche einer Scha-
densbegrenzung, d.h. rhetorische, teils sogar notgedrungene und gesellschaft-
lichen Fehlentwicklungen hinterherhinkende Antworten auf jeweils als sol-
che wahrgenommene unvorhergesehene Krisen und keine souveränen und 
weitsichtigen Gestaltungsakte einer besseren Zukunft. Mit Labaree könnte 
man jedoch sagen, dass sich Pädagogisierung in ihrem gleichzeitigen Präven-
tionsanspruch und Reaktionsmechanismus nicht widerspreche oder gar ‚ent-
tarne‘. Vielmehr wird genau dadurch ihre Permanenz erzeugt bzw. verstärkt, 
indem „education“ einerseits „as a point for civic pride, showplace for our 
ideals, and a medium for engaging in uplifting but ultimately inconsequential 
disputes about alternative visions of good life“ diene und sie zugleich als 
„Prügelknabe“ (whipping boy) herhalten könne, wenn dennoch gesellschaftli-
che Fehlentwicklungen sichtbar werden oder bleiben.27 Die pädagogisieren-
den Maßnahmen werden nicht infrage gestellt, sondern mit den Fehlentwick-
lungen dynamisiert sich geradezu der Ruf nach noch mehr pädagogischen In-
terventionen. 

3 Pädagogisierungen des ‚guten Lebens‘ –  
historische Fallbeispiele 

Nachdem wir im vorangehenden Kapitel Facetten der Begriffe der Pädagogi-
sierung sowie des ‚guten Lebens‘ und der damit verbundenen Ambitionen 
diskutiert haben, legen wir in den folgenden drei Abschnitten vergangene 
Ausprägungen einer Pädagogisierung des ‚guten Lebens‘ dar und plausibili-
sieren, dass sie selbst eine Geschichte hat, die aber zumindest in der Ge-
schichtswissenschaft bislang nicht dezidiert unter diesen Analysekategorien 
erforscht worden ist. Minimalbedingungen eines ‚guten Lebens‘ in einer 
frühneuzeitlichen ständischen Gesellschaft diskutierten zum Beispiel schon 
ältere Forschungsbeiträge zur gerechten oder nachhaltigen Ressourcenvertei-
lung und -nutzung. In dieser Hinsicht wurden etwa die „Hausnotdurft“, oder 
Jagdrechte und Nutzung des Waldes, die „schlechterdings unentbehrlich für 
das Leben“ gewesen seien, als ethisch fundierte Bedarfskategorie mit Ver-

                                                                                                                                   
vor funktionalen Imperativen abgeschirmter „Schonraum privater Entfaltung“ (Schä-
fer/Thompson 2013, S. 9) zum Gegenbegriff der Pädagogisierung, weil gerade nach der 
normativ aufgeladenen Definition Bildung das Individuum nicht funktional für die Gesell-
schaft und deren Normen erziehe, sondern seiner freien und sinnhaften Entfaltung überlasse 
im Sinne einer allgemeinen Menschenbildung als Selbstbildung (vgl. z.B. Sertl 2004, S. 27; 
Horlacher 2011, S. 51). Das ‚gute Leben‘ – so könnte man aus dieser Perspektive folgern – 
entstehe dann aus der Summe der durch Bildung frei entfalteten Individuen von selbst. 

27  Labaree 2008, S. 448. 
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weisen auf den „gemeinen Nutzen“ und die kommunale Satzungstätigkeit zur 
Schutzfunktion gegenüber Ansprüchen etwa des Staates untersucht.28  
In jüngsten kulturgeschichtlich imprägnierten Arbeiten werden immer wieder 
pädagogisierende Tendenzen festgestellt, die unterschiedliche soziale Bezie-
hungsgeflechte und auch Machtverhältnisse kennzeichnen – doch fehlen häu-
fig konzeptionelle Erläuterungen, wie diese behauptete Pädagogisierung sich 
konkret darstellt. So wurde das deutsche Jugendstrafrecht in der Weimarer 
Republik schon vor Jahren als pädagogisiert etikettiert, indem es nicht mehr 
nur auf Sanktionierung, sondern auf Besserung durch Erziehung abhebe.29 
Mit der Pädagogisierung von Räumen werden wiederum architektonische Ar-
rangements bezeichnet, die vorgeblich allein durch die ästhetische Gestaltung 
zum Denken anregen.30 Auch liegen Interpretationen vor, wonach Verhal-
tensänderungen nach dem Zweiten Weltkrieg pädagogisierende Schübe und 
Ambitionen nach einem besseren Leben implizierten. In diesem Sinne wird 
etwa die Italianisierung des Essverhaltens mit dem anregenden, jedoch noch 
unbestimmten Schlagwort der „pädagogische(n) Pizza“31 bezeichnet, um eine 
Art Selbsterziehung der Westdeutschen und ihre Aufgeschlossenheit gegen-
über internationalen Speisen im Zuge der Verwestlichung aufzuzeigen. Was 
Pädagogisierung jeweils in der Verflechtung mit gesellschaftlichen Teilberei-
chen bedeutet, mit welchen Argumentationsmustern sie legitimiert wird und 
wie sie sich jeweils ausprägt, bedarf jedoch fortgesetzter Analysen und 
grundsätzlicher Konturierungen, da der Begriff sonst zu einem beliebigen In-
terpretament wird. Der ähnlich wie Amerikanisierung, Medialisierung oder 
Verwissenschaftlichung Prozesshaftigkeit anzeigende Begriff kann ohne hin-
reichende begriffstheoretische Reflexion ein zu machtvolles Leitbild simulie-
ren, wonach Akteursgruppen von oben eine vermeintlich unwissende, erzie-
hungsbedürftige oder verführte Bevölkerung pädagogisierten. Die folgenden 
Skizzen von historischen Fallbeispielen sollen dazu beitragen, verschiedene 
Facetten von pädagogisierenden Bemühungen zu unterschiedlichen Zeiten 
und an unterschiedlichen Orten zu fokussieren und zu diskutieren. 

3.1  Pädagogisierung des ‚guten Lebens‘ als Ziel  
kirchlich-staatlicher Reformambitionen  

Im ersten Beispiel untersuchen wir pädagogisierende Implikationen am Bei-
spiel einer frühneuzeitlichen weltlichen Rechtsordnung. Das sogenannte Sit-

                                                             
28  Vgl. Blickle 2000, S. 88, 92, 106-110; Blickle 1987; Blickle 1989, S. 37ff. 
29  Vgl. Peukert 1989. 
30  Vgl. Nugel 2014, S. 120, 128. 
31  Bernhard 2016. 
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ten- oder Reformationsmandat wurde im Jahr 162832 in der Stadt Bern erlas-
sen.33 Die Stadtrepublik Bern befand sich damals in einer Phase des Über-
gangs „von einer Reichsstadt […] zu einer absoluten, souveränen Republik, 
die uneingeschränkte Gesetzgebung – die auch herkömmliches Recht brechen 
darf – als obrigkeitliche Kernkompetenz versteht und die eigene Staatlichkeit 
in der faktischen Macht des Schwertes begründet“.34 Im Gegensatz etwa zu 
Frankreich, wo eine Absolute Monarchie entstand, entwickelten sich auf dem 
Staatsgebiet der heutigen Schweiz im 17. Jahrhundert u.a. kleine souveräne 
Staaten in der Form von aristokratischen Republiken. Eine solche war die 
Republik Bern, deren Obrigkeit beabsichtigte, mittels der hier zur Diskussion 
stehenden Rechtsordnung den ‚guten‘ Lebenswandel der ihr untertänigen Be-
völkerung sicherzustellen respektive zu verhindern, dass die Bevölkerung ein 
„gottloses unchristliches, unehrbares, sünd-, schand-, lasterhaftes und sträfli-
ches Leben“ führe.35 In das Jahr 1628, inmitten des für Bern fernen, jedoch 
auch dort wahrgenommenen Dreißigjährigen Krieges, fielen gleich mehrere 
Ereignisse, in deren Zusammenhang der Erlass eines solchen Mandates ver-
standen werden kann. Zunächst feierte man das hundertjährige Jubiläum der 
Reformation Berns und damit auch die Übernahme der Aufsicht über Kirche 
und Staat durch die weltliche Obrigkeit. Weitere Ereignisse waren die Pest, 
die in Bern und Umgebung wütete, und eine Hungersnot, die die Waadt, die 
damals bernisches Untertanengebiet war, heimsuchte.36 Pest und Hungersnot 
wurden beide als Zeichen dafür gewertet, dass die Bevölkerung vom rechten, 
d.h. gottgefälligen Lebensweg abgekommen und einer ‚unguten‘ Lebensfüh-
rung anheimgefallen war.37 Menschliches Handeln wurde auf diese Weise 
sowohl als Ursprung der eudaimonía38 angesehen, als auch für das Unglück 
verantwortlich gemacht. ‚Unguter‘ Lebenswandel, so das Verständnis der 
Zeit, führe zu Krankheit und Hunger. Die Obrigkeit sah sich in der Verant-
wortung, die Bevölkerung wieder auf den ‚rechten‘ (Lebens-)Weg zu führen, 
                                                             
32  Damit befinden wir uns zeitlich vor der sogenannten Moderne, für welche die Pädagogisie-

rung, neben Technisierung und Bürokratisierung, zuweilen als charakteristisch angesehen 
wird (vgl. Höhne 2004, S. 33; Höhne 2013, S. 29; Tröhler 2016). 

33  Die dreizehn Kantone, die bis 1798 die Alte Eidgenossenschaft auf dem heutigen schweize-
rischen Staatsgebiet ausmachten, waren alle unabhängige, souveräne Staaten. Die Stadtkan-
tone (z.B. Bern, Zürich, Luzern) wurden von einer kleinen aristokratischen Oberschicht re-
giert. 

34  Maissen 2006, S. 542. 
35  Rennefahrt 1961, S. 869. 
36  Vgl. Durheim 1859, S. 122; Seiler 2010. 
37  Vgl. Rennefahrt 1961, S. 869. 
38  Das griechische Wort eudaimonía bezeichnet das vollständig und in jeder Hinsicht gute Le-

ben im Sinne eines höchsten Gutes als Zielpunkt jedes menschlichen Handelns und Bewir-
kens, was im Englischen etwa mit happiness, im Deutschen etwa mit Lebenssinn übersetzt 
wird (vgl. Kraut 2017; Wolf 1999, S. 16). 
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was sie mittels eines großen, alle Lebensbereiche umfassenden Sittenmanda-
tes zu tun beabsichtigte.39 Dieses Mandat ragte weit in die Lebensführung der 
Menschen hinein und betraf Öffentliches und Privates. Im Reformationsman-
dat von 1628 ist das ‚gute Leben‘ ähnlich wie in zahlreichen anderen „Poli-
cey-,“ Stadt- und auch Kleiderordnungen seit dem frühen 16. Jahrhundert40 
weitgehend durch Verbote vermeintlicher Laster bestimmt. Weite Teile des 
Mandates beschreiben, was Mann und Frau wann und wo nicht tun dürfen. 
Neben Fluchen, Schwören41 und Zaubern wird beispielsweise Männern das 
Tragen allzu kleiner, enger und spitzer Hosen und Frauen das Tragen „üppi-
ger“ Röcke untersagt.42 Insbesondere sei vor allem auf jeglichen Luxus und 
Überfluss zu verzichten, die Kleidung solle vor allem „Bescheidenheit und 
Ehrbarkeit“ zum Ausdruck bringen, damit gleichsam als Vorbild dienen und 
erziehend wirken.43 Umfangreich sind auch die Regelungen des Kirchgangs, 
der Ehe und Taufe. Zwar griff die Berner Obrigkeit nicht direkt in die Orga-
nisation kirchlicher Belange ein, sie regelte aber sehr genau die dazugehöri-
gen Feste und Feierlichkeiten – insbesondere den Alkoholkonsum und das 
Tanzen –, die außerhalb der Kirche und damit im öffentlichen Raum stattfan-
den. Bildung und Erziehung sind ebenfalls Gegenstand des Mandats. Einer-
seits wurden Regeln für die Kinderlehre,44 also über die Vorbereitung der Ju-
gend auf die Teilhabe an Gottesdienst und Abendmahl durch den Pfarrer, er-
lassen. Andererseits wurden die Stadt- und Landschulordnungen in das Re-
formationsmandat integriert.45 Diese Ordnungen regelten vor allem administ-
rative schulische Belange, legten aber auch Unterrichtsinhalte in Latein, Le-
sen und Schreiben für die Stadtschulen und Inhalte im Lesen für die Land-
schulen fest.46 Doch nicht nur wegen der Bezüge zu Kinderlehre und Schule 
ist das Berner Reformationsmandat von 1628 ein pädagogisierender Text. 
Vielmehr ist über die Teilüberweisung des Sittenproblems an das schulische 
Curriculum hinaus das Mandat als Ganzes darauf angelegt, sowohl alle 
Stadtbürgerinnen und Stadtbürger als auch alle Untertanen auf der Land-
schaft zu erziehen. Die pädagogisierende (Selbst-)Ermächtigung des Staates, 
für ein ‚gutes Leben‘ zu sorgen, ist somit bereits im 17. Jahrhundert erkenn-
bar und auf die Staatsraison47 gegründet. So war etwa das Verbot luxuriöser 
                                                             
39  Vgl. Ziegler 2012. 
40  Vgl. Krüger 2005, S. 31f. 
41  Im Sinne von Verschwörungen ausstoßen. 
42  Vgl. Rennefahrt 1961, S. 878, 882. 
43  Vgl. ebd., S. 878. 
44  Vgl. ebd., S. 874f. 
45  Der Abschnitt über die Landschulen im Reformationsmandat gilt als die erste gedruckte 

Landschulordnung Berns (vgl. Crotti 2005, S. 12).  
46  Vgl. Rennefahrt 1961, S. 876-878. 
47  Zur Staatsraison vgl. Münkler 1987, insbesondere S. 165-170. 
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Kleider nicht nur ein Mittel zum Schutz der lokalen Kleiderproduktion vor 
(vornehmlich) französischer Importware, sondern vor allem auch ein päda-
gogisches Mittel zur Stärkung republikanischer Tugenden wie Bescheiden-
heit und Ehrbarkeit. Pädagogisierung ist somit nicht (nur) als zeitliche, schon 
gar nicht als finale Prozesshaftigkeit zu begreifen, die über die Jahrhunderte 
immer mehr zunehme. Vielmehr ist sie, dies zeigt ihre zentrale Verankerung 
im hier diskutierten Reformationsmandat, als in den jeweiligen Kontexten 
unterschiedlich verdichtetes Auftreten erzieherischer Ambitionen in diversen 
Gesellschaftsbereichen zu verstehen.  
Ein ähnlicher, jedoch deutlich zugespitzter pädagogisierender staatlicher Er-
mächtigungsanspruch war etwa im 20. Jahrhundert kennzeichnend für totali-
täre Systeme, die dezidiert den neuen Menschen schaffen wollten.48 Bei der 
Erziehung durch den Staat oder durch die Staatspartei für den Staat, im je-
weiligen Regime als Voraussetzung für ein ‚gutes Leben‘ ideologisch über-
baut, wurde über Schulen hinausgehend auf vielfältige (Macht-)Instanzen 
und Organisationen zurückgegriffen. So verfolgte etwa in der DDR selbst das 
Pädagogik-ferne Ministerium für Staatssicherheit nicht nur gesellschaftliche 
Kontrolle durch Zwang, sondern auch durch „edukative Konzepte“ und bean-
spruchte eine „erzieherische Rolle“ bei der ideologischen Schulung der Ju-
gend.49 Die hier aufschimmernde Verbindung zwischen (militärischer) Si-
cherheitspolitik und Pädagogisierungsambition sollte unter anderen Kontext-
bedingungen nach 1945 auch die Reeducation in Westdeutschland kenn-
zeichnen.50 

3.2  Pädagogisierung des ‚guten Lebens‘ in Schule und  
Landerziehungsheimen 

Die Pädagogisierung der Lebensführung der Bevölkerung wurde insbesonde-
re im 19. und 20. Jahrhundert auch von zahlreichen nicht-staatlichen, häufig 
wissenschaftliches Wissen produzierenden Akteuren und sozialen Bewegun-
gen dynamisiert, etwa durch die hier zunächst thematisierte Hygiene- und 
Lebensreformbewegung um 1900.51 Dabei fokussiert dieses Fallbeispiel be-
sonders darauf, wie das nicht selten eugenisch begründete gute, oder besser: 
gesunde Leben in schulischen Institutionen thematisiert und integriert wurde. 
Gesundheit erfuhr spätestens im Zuge der sich um 1850 konstituierenden 
Hygienebewegung nicht bloß eine individuelle, sondern eine gesamtgesell-

                                                             
48  Vgl. Harten 1997, S. 282; Leschinsky 2000, S. 132f.; Zimmermann 2004. 
49  Vgl. Droit 2014, S. 326-329. 
50  Vgl. Füssl 1994. 
51  Zur Hygienebewegung vgl. etwa Mesmer 1997; Musée d'histoire de la ville de Luxembourg 

2004; zur Lebensreform z.B. Barlösius 1997; Fritzen 2002; Hofmann 2016, S. 213-238. 
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schaftliche Bedeutungszuweisung – sie wurde also „zu einem Begriff, der die 
Gesellschaft durchdrang und gestaltende Kraft entfaltete“.52 Stete Gesundheit 
wurde zum Ideal, mit dem vielseitig besetzte Werte verbunden waren: Sie 
hatte Bedeutung in der industriellen Produktion, für die Existenzgrundlage 
breiter Bevölkerungsschichten und als allgemein anerkannte Lebens- und 
Verhaltensrichtlinie. Die Gesundheit galt auch als Maßstab zur Sicherung ei-
ner bestimmten Bevölkerungszahl einschließlich eines berechenbaren Poten-
tials an Arbeitskräften.53 Medizin wurde nun nicht mehr ausschließlich als 
Heilkunst, sondern zunehmend auch als eine „weitreichende Bildungsaufga-
be“54 verstanden. Der Arzt sollte daher auch dann als Berater und „Erzieher“ 
wirken, wenn kein akuter medizinischer Handlungsbedarf bestand. Die ärztli-
che Aufgabe des Heilens wurde so um eine pädagogische erweitert – Ge-
sundheit wurde, mit anderen Worten, auch außerschulisch pädagogisiert. 
Gleichwohl war der Ort zur Vermittlung gesundheitsförderlichen Wissens 
und Verhaltens zusehends die Schule. Ab den 1860er-Jahren suchten Ärzte 
zunehmend Einfluss zu nehmen auf das Bildungssystem und setzten ihre 
Forderung nach einer Aufgabenerweiterung der Schule um den gesundheitli-
chen Bereich, insbesondere im 20. Jahrhundert, sehr nachhaltig durch. Durch 
die Pädagogisierung gesundheitlicher Fragen wurde die Schule in den Pro-
zess der Medikalisierung eingebunden. Via Schule wurde ein umfangreicher 
Sozialfürsorgeapparat aufgebaut mit regelmäßigen schulärztlichen Untersu-
chungen, Schulzahnpflege und Hygieneunterricht. Diese Maßnahmen waren 
in erster Linie präventiver Natur, sie richteten sich an gesunde (jedoch zu-
gleich potentiell kranke) Kinder. Übergeordnetes Lernziel für die Schülerin-
nen und Schüler war, wie sie auf ihrem künftigen Lebensweg ein gesundes, 
‚gutes‘ Leben bewahren und führen konnten. Daher suchte die Schule, das 
angeblich ‚Ungute‘, Ungesunde und scheinbar Gefährliche zu domestizieren 
und zu verhüten: zum Beispiel schulische Sportangebote gegen Passivität o-
der Unsportlichkeit der Kinder und Jugendlichen. Die Lektüre ‚guter‘ Bücher 
wiederum hatten die Schülerinnen und Schüler von „Schundliteratur“ fernzu-
halten und vor allem hatte Schule dazu beizutragen, den Konsum von soge-
nannten Genussmitteln, wie Alkohol, Zucker, Kaffee, Tabak und Cannabis, 
zu unterbinden.55 Wie in anderen Ländern hatte sich auch in der Schweiz die 
Alkoholabstinenzbewegung bis Ende des 19. Jahrhunderts zu einer wichtigen 
sozialen Bewegung entwickelt. Im Alkoholverzicht sah die Bewegung nicht 
nur den Ansatz zur Heilung von Trinkern, sondern ebenso zur Lösung gesell-

                                                             
52  Labisch 1992, S. 315; vgl. auch Hofmann 2016. 
53  Vgl. ebd., S. 143. 
54  Stroß 2003, S. 90. 
55  Vgl. z.B. Bischoff 2012; Dettmar 2012; Menninger 2004. 



Die Pädagogisierung des ,guten Lebens’ 315 

 
 

schaftlicher Probleme und zur sittlichen Reform der gesamten Gesellschaft.56 
Um 1900 wurde auch die Schule in den Kampf gegen den Alkohol eingebun-
den.57 Insbesondere abstinente Lehrpersonen, die sich ab 1899 in einem ge-
samtschweizerischen Verein organisierten, engagierten sich anfänglich für 
einen totalen Alkoholverzicht, stießen mit dieser Forderung jedoch bei ihren 
Berufskollegen und -kolleginnen auf Widerstand. Ihnen wurde der Vorwurf 
gemacht, sie stellten die „Alkoholfrage“ nur in ‚negativen‘ Zusammenhän-
gen, wie Verbrechen, Krankheit und Sterblichkeit, dar. In den wirtschaftlich 
schwierigen 1920er-Jahren gelang es den abstinenten Lehrkräften dann, sich 
mit Unterstützung einer starken Agrarlobby Gehör zu verschaffen, indem sie 
ihren Fokus auf Obst und Milch als gesunde Alternativen zum Alkohol legten 
und als Unterrichtsthemen für junge Schülerinnen und Schüler propagierten. 
Anhand der Themen Obst und Milch fand eine Trivialisierung der Alko-
holthematik statt, die in großem Kontrast zur anfänglichen Darstellung im 
Zusammenhang mit Kriminalität, Krankheit und Sterblichkeit steht. 
Schulische Maßnahmen zur Verbesserung der Gesundheit beschränkten sich 
nicht auf den öffentlichen Unterricht. Eine besondere Rolle spielten sie in den 
nach reformpädagogischen Ansätzen gegründeten, privaten Landerziehungs-
heimen, in welchen neben der (naturwissenschaftlich basierten) Hygiene 
auch Elemente der Lebensreform wie Vegetarismus oder Freikörperkultur ge-
lebt wurden.58 Die Hauszeitschriften, Jahresberichte, Broschüren und Schul-
programme wiesen immer wieder auf die gesunde Lebensweise hin, die in 
diesen Schulen eine Selbstverständlichkeit sei, und stilisierten so die Lander-
ziehungsheime zu Inseln der Gesundheit. Die Heimleiter führten den guten 
Gesundheitszustand der Kinder auf verschiedene Umstände des Heimlebens 
zurück: auf die Lage und Infrastruktur ihrer Institutionen, die körperliche Er-
tüchtigung, den Tagesablauf und Zeittakt der Schulstunden, die Ernährung 
und die medizinische Versorgung. Das Bild, das die Direktoren in gesund-
heitlicher Hinsicht von ihren Institutionen zeichneten, wurde durch die Ab-
grenzung gegenüber der (städtischen) Volksschule verstärkt. Die moderne 
Stadt und mit ihr die städtische oder gar die gesamte öffentliche Schule gal-
ten in kultur- und schulkritischer Perspektive als gesundheitsschädliche, 
‚Schulmüdigkeit‘ und ‚Überbürdung‘ hervorrufende Negativfolie zur ‚natür-
lichen‘ Lebensweise im Landerziehungsheim, dem vermeintlichen Hort der 
Gesundheit und einzigen Ort, an dem sich das ‚gute Leben‘ aus Sicht der Di-
rektoren erlernen ließe. 

                                                             
56  Vgl. Trechsel 1990. 
57  Vgl. Grube/De Vincenti 2013; Hofmann 2014; Hofmann 2015. 
58  Vgl. Hofmann 2016, S. 213-238. 
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3.3  Die Pädagogisierung des ‚guten Lebens‘ in sozialen  
Bewegungen und anderen Gruppierungen 

Während in den bisherigen Fallbeispielen im Zusammenhang mit Lebens- 
und Gesellschaftsreformen Pädagogisierung vor allem als die Überweisung 
gesellschaftlicher Probleme an den Staat selbst und an teils staatliche (Bil-
dungs-)Institutionen diskutiert wurde,59 werden im Folgenden erziehende 
Ambitionen und Maßnahmen außerhalb dieser stark institutionalisierten Set-
tings fokussiert, welche von unterschiedlichen gesellschaftlichen Kreisen und 
Bewegungen, wie etwa der erwähnten Abstinenzbewegung, propagiert wur-
den. Neben vermeintlich ‚natürlichen‘ Lehrräumen – wie etwa dem Wald, der 
durch eine spezifische Waldpädagogik um die Wende zum 20. Jahrhundert 
pädagogisiert wurde – rückten dabei insbesondere auch verschiedene soziale 
Orte in den Blickpunkt, die als gefährdend galten: etwa die Straße,60 die 
durch Massenmedien geschaffene Öffentlichkeit oder das Kaufhaus. Diese 
außerschulischen Arenen, die als Gefahrenorte für das ‚ungute Leben‘ wahr-
genommen wurden, konnten pädagogisierend zu Lernorten umgedeutet wer-
den, an denen der ‚richtige‘ Umgang mit der Gefahr zum Zweck der Führung 
eines ‚guten Lebens‘ erlernt werden könne. Dies gilt z.B. für die Verkehrser-
ziehung im räumlichen Kontext des Gefahrenorts Straße.  
Im Duktus kulturpessimistischer Gegenwartsdiagnosen zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts wurden auch das Kaufen und das Kaufhaus als Gefahrenorte der 
Oberflächlichkeit, Manieriertheit, des „Mammonismus“ und der Geldver-
schwendung beschrieben.61 Antikapitalistisch und teilweise antisemitisch ge-
prägte Broschüren warnten vor der Freisetzung triebgesteuerter Kauf- und 
Schaulust durch aufdringliche Reklame und eine unübersichtliche Vielfalt 
des Warenangebots.62 Diese traditionsreiche Klage führte bekanntermaßen 
schon im frühen 19. Jahrhundert zur Gründung zahlreicher auf die Hilfe 
durch Selbsthilfe ausgerichteter Spar- und Konsumvereine mit dem dezidier-
ten „wirtschafts- und sozialpädagogischen Erziehungsauftrag“, zur haus-
haltsbewussten „Ausgabendisziplin“ beizutragen.63 Auch forderten weltan-
schaulich und politisch äußerst heterogene Akteure, wie etwa der Werkbund 
und der Dürerbund, der Sozialist Karl Kautsky sowie Wissenschaftler, wie 
Alice Salomon, Werner Sombart und Georg Simmel, eine je unterschiedlich 
konnotierte „Geschmackserziehung“, die nach Kautsky zugleich auch eine 

                                                             
59  Vgl. auch Smeyers/Depaepe 2008; Labaree 2008. 
60  Vgl. Fack 2000; Wietschorke 2008; Raithel/Dollinger/Hörmann 2009, S. 324-328, 340. 
61  Vgl. Ragaz 1915, S. 26, 29; Simmel 1917, S. 14-16. 
62  Vgl. König 2009, S. 107-113. 
63  Prinz 1996, S. 198, 209. 
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„Käufererziehung“ sein sollte.64 Daneben zirkulierten Vorstellungen des 
Verbands deutscher Waren- und Kaufhäuser, wonach das Warenhaus selbst 
„eine Erziehungsanstalt [sei], die die Untertanen des Kaiserreichs auf die 
kommende Konsumgesellschaft vorbereite“65 und Raum- und Ästhetikerfah-
rungen sowie Geschmackserlebnisse und Perspektiverweiterungen um frem-
de Produkte ermögliche. In einer solchen Perspektive konnte gar der Mar-
kenartikel zum Erzieher werden.66 Doch setzten sich solche Darstellungen 
des Warenhauses, das zudem als Treffpunkt mit emanzipativen Freiheiten für 
Frauen gelten konnte, eher weniger durch, obwohl dies der Ort war, wo die 
Warenprüfung, -auswahl und Geldausgabe, aber auch habituelle Verhaltens-
weisen als ‚richtiger‘ Konsument eingeübt wurden. Vielmehr griff der 1907 
nach dem Vorbild der US-amerikanischen „National Consumers’ League“ 
gegründete „Deutsche Käuferbund“ die schon genannten Vorstellungen der 
Kauf- und Käufererziehung auf. Solche Organisationen waren wie die Absti-
nenzbewegung global verbreitet und wurden in der Schweiz ab 1906 nach 
französischem Namensvorbild „Soziale Käuferliga“ genannt.67 Ziel dieser 
mit der Frauenbewegung verflochtenen Gruppierung war eine vielfach ver-
schränkte Pädagogisierung, die vor allem mittels publizistischer und öffentli-
cher Präsenz in Zeitschriften, bei Vortragsveranstaltungen, durch Geschäfts-
führungen sowie durch propagandistische Kampagnen und weniger durch 
schulische Aktivitäten erzielt werden sollte. Sie intendierte u.a. die (Selbst-) 
Erziehung zu preis- und qualitätsbewussten Käuferinnen und Käufern, die 
mit vernünftigem Kaufverhalten, mit ihrer Produktwahl und auch der Be-
rücksichtigung der Ladenöffnungszeiten zugleich guten Arbeitsbedingungen 
der Einzelhandelsangestellten und angemessenen Produktionsbedingungen 
für die Arbeiterinnen und Arbeiter Vorschub leisten sollten. Hersteller, die 
sich durch entsprechende Produktionen auszeichneten, wurden durch Platzie-
rung auf einer öffentlichen weißen Liste ausgezeichnet – ähnlich wie etwa in 
den 1930er-Jahren im ‚New Deal‘ die sogenannte ‚Blue Eagle-Campaign‘ die 
Unterstützung von Unternehmern, Händlern und Konsumenten für die Sozi-
alpolitik Präsident Roosevelts markierte.68 Diese vielfache Erziehung sollte 
damit einerseits durch die öffentliche Meinung, verstanden als soziale Kon-
trolle, und andererseits zugleich für die auf diese Weise gleichsam zu schaf-
fende aufgeklärte Öffentlichkeit erfolgen.69 Geschmacks- und Kauferziehung 
waren somit mehr als nur eine „Käufererziehung“: Die Konsumentinnen und 

                                                             
64  König 2009, S. 114, 303. 
65  Ebd., S. 104, 115; Lenz 2009, S. 49. 
66  Vgl. Grube 2012. 
67  König 2009, S. 306f. 
68  Vgl. Schivelbusch 2005, S. 82f.; König 2009, S. 312f., 327-329, 341. 
69  Vgl. Habermas 1990; Noelle-Neumann 2001. 
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Konsumenten sollten sich selbst durch qualitätsbewusste, rationale Waren-
wahl in ihrer Kauflust, in ihrer Luxus- oder Billigwarenorientierung umerzie-
hen und zugleich die Produzenten pädagogisierend dazu bewegen, niveauvol-
le Produkte unter guten Arbeitsbedingungen herzustellen. Zugleich war eine 
Erziehung des übrigen, bisher noch wenig sensibilisierten Publikums beab-
sichtigt, es den anständigen und qualitätsbewussten Käufern gleich zu tun. 
Die vielfach verschränkten Pädagogisierungsziele lauteten demnach: Gesell-
schafts-, Unternehmer-, Käufererziehung und Erziehung zur Versöhnung des 
Käufers mit der industriellen Produktion. Gerade die Schweizer „Soziale 
Käuferliga“ verstand sich selbst als ein „Erziehungsmittel“ und bewegte sich 
zur Multiplikation ihrer Erziehungsideen zwar im Umfeld der organisierten 
Lehrerinnen- und Lehrerverbände, zielte jedoch nicht primär auf die Schu-
len.70 Vielmehr wurde dem Kaufen selbst ein moralischer, erziehender Zug 
zugeschrieben – und in diesem Sinn auch die Frau (als Konsumentin) erzie-
herisch überhöht. Speziell der deutsche Werkbund, der vergleichbare Ziele 
verfolgte, organisierte jedoch spezielle „Käuferkurse“ zur Aufklärung der 
Konsumenten.71 
Solche Erziehungsambitionen zielten auf idealisiert imaginierte Zukünfte, 
welche dennoch mit konkreten Akteuren an spezifischen Orten und mit be-
stimmten Kontexten verbunden waren. Diese Konstellation ließ auch in den 
Aktionen verschiedener sozialer Bewegungen, etwa im Protest, neue Zwi-
schenbereiche entstehen, in denen sich Utopisches und Alltagserfahrungen 
diffus vermengten.72 Gerade in ihrem Protestcharakter wiesen und weisen 
viele soziale Bewegungen ebenfalls pädagogisierende Elemente auf, indem 
sie versuchen, Menschen für ihre Sache zu gewinnen. Nicht mit Zwang, son-
dern mittels Überzeugung sollen die Anliegen der Bewegungen in der Regel 
plausibel gemacht werden, so dass sich Nähen zum von Labaree beschriebe-
nen Vorgehen der Schulen bei der Bekämpfung sozialer Probleme ergeben, 
welches die Gewinnung der Herzen ins Zentrum stellt. Fritz Osterwalder 
spricht in dem Zusammenhang von einer „Pädagogisierung der Öffentlich-
keit“, die durch die Sakralisierung pädagogischer Diskurse realisiert werde, 
und verweist auf den Gegensatz dieses Vorgehens zu liberalen Konzeptionen 
von Öffentlichkeit als Austragungsort von reziproker Diskussion und Delibe-
ration.73 Die sozialistischen Jugendbewegungen,74 die Friedens- und Frauen-

                                                             
70  O.V. 1907/08. 
71  König 2009, S. 341. 
72  Vgl. Berger/Nehring 2017, S. 6. 
73  Vgl. Osterwalder 2006, S. 241, 253. Möglicherweise ist jedoch, wie die einleitenden Be-

merkungen und das Beispiel der Käuferliga gezeigt haben, die Pädagogisierung der Öffent-
lichkeit das Kennzeichen und nicht nur das Gegenteil der liberalen Gesellschaft. 

74  Vgl. Hardegger [2018]; Petersen 2001. 
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bewegungen,75 die Sittlichkeits- oder Abolitionismusbewegungen gegen die 
Prostitution,76 die anarchistischen Bewegungen77 oder auch die Arbeiterbe-
wegungen78 versuchten, Menschen für ihr Anliegen zu gewinnen, indem sie 
u.a. in diversen publizistischen Darstellungen, in Reden, Versammlungen und 
auf Demonstrationen zu plausibilisieren versuchten, wie ihre Überzeugungen 
zu einem ‚guten‘ oder ‚besseren‘ Leben führen sollten. So beabsichtigte etwa 
die erwähnte heterogene Abstinenzbewegung nicht nur schulisch, sondern 
ebenso mittels Broschüren, Flugschriften, Buchpublikationen, Kindertheater-
stücken, öffentlichen Vorträgen, Vorstößen im Parlament etc. pädagogisie-
rend eine Umwertung des verbreiteten Alkoholwissens zu erwirken. Der als 
Stärkungs- oder gar Heilmittel geschätzte Alkohol sollte mit Rekurs auf neu-
este wissenschaftliche Erkenntnisse in teilweise eugenischem Duktus als de-
generationsförderndes, die Gesellschaft zerstörendes Gift entlarvt, der Alko-
holkonsum stark eingedämmt und somit letztlich das ‚gute Leben‘ (wie-
der)gewonnen werden.79 Soziale Bewegungen stehen jedoch nicht nur für die 
Aktion, sondern weisen stets auch reaktiven Charakter auf. So reagierte etwa 
die Friedensbewegung auf Aufrüstung, Militarisierung, Krieg oder auch ver-
änderte wirtschaftliche, politische oder soziale Konstellationen:80 In der 
Schweiz war sie an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zunächst eher 
mittelständisch-bürgerlich ausgerichtet und verfolgte Ziele etwa im Bereich 
der institutionalisierten Konfliktlösungsversuche durch internationales Recht, 
die sich oftmals mit denjenigen der Regierung deckten. Mit einer zunehmend 
radikaler werdenden Arbeiterbewegung sowie der Erfahrung des Ersten 
Weltkriegs formierten sich schließlich auch radikal pazifistisch-
antimilitaristische, teils anti-bürgerlich eingestellte oder auch religiös-soziale 
Zweige der Friedensbewegung, welche etwa die Forderung nach Zivildienst 
als Alternative zum Militärdienst oder später auch nach Abrüstung prominent 
behandelten.81 
Ähnlich wie die sozialen Bewegungen verfolgten um 1900 auch diverse Ju-
gendschriften-Kommissionen mit der Erziehung der jugendlichen Leserinnen 
und Leser an die Öffentlichkeit adressierte Überzeugungsstrategien. In der 
um 1900 geführten Debatte über die sogenannte Schundliteratur ging es nicht 
nur um die Wahl der ‚richtigen‘, wertvollen Lektüre und um die ‚gute‘ Medi-
ennutzung. Vielmehr zielten die pädagogisierenden Bemühungen weiterge-

                                                             
75  Vgl. Schüler 2004; Schröder 2001; Dunkel/Schneider 2015. 
76  Vgl. Grosse 2014. 
77  Vgl. Altena 2016. 
78  Vgl. Studer/Valotton 1997. 
79  Vgl. Grube/De Vincenti 2013; De Vincenti/Grube/Hoffmann-Ocon 2015. 
80  Vgl. Brassel/Tanner 1986, S. 20, 54. 
81  Vgl. ebd., S. 32-49. 
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hender auf die ‚richtige‘ Zeitverwendung der Jugendlichen, die nicht – wie 
angenommen und in Umfragen vordergründig bestätigt – heimlich nachts un-
ter der Bettdecke erotisierende Lektüre, Krimis und primitive Abenteuerheft-
chen konsumierten sollten. Mit der Wahl vermeintlich pädagogisch geeigne-
ter Lektüre in der Tageszeit sollten die lesenden Jugendlichen zugleich sicht-
bar und verfügbar für die Erwachsenen sein. Deshalb zielten pädagogisieren-
de Jugendschriftenkommissionen auch auf die Wahl des richtigen, gesell-
schaftlich sanktionierten Leseortes. Heimliche Lektüre an schlecht beleu-
mundeten Orten, wie etwa in der Badeanstalt, sollten so unterbunden wer-
den.82 Es ging also um nichts anderes, als um eine umfassende pädagogisie-
rende Disziplinierung des Wissens bzw. um eine Bekämpfung der „Disziplin-
losigkeit des Wissens“:83 Das tradierte Erwachsenenwissen sollte aufrecht er-
halten und eine Vervielfältigung des Wissens gerade in vermeintlich gefähr-
lichen Zeit-Räumen durch Kino und Massenpresse vermieden oder zumindest 
kanalisiert werden. Entsprechend führten gesellschaftliche Initiativen, wie 
das 1931 gegründete Schweizerische Jugendschriftenwerk, durch die Heraus-
gabe von vermeintlich geeigneten, jugendgerechten Büchern eigene pädago-
gisierende Aktionen durch. Sie waren jedoch insofern mit der Schule stark 
verbunden, als dass vielfach Lehrpersonen, wie in der Jugendschriftenkom-
mission des Schweizer Lehrerverbandes, sich in solchen Kommissionen lei-
tend und verantwortlich engagierten.84 

4  Diskussion, Fragen und Thesen 

Anhand verschiedener Fallbeispiele haben wir unterschiedliche Versuche der 
Pädagogisierung als (Selbst-)Überweisung gesellschaftlicher Probleme an 
etablierte erzieherische Instanzen und an mannigfache, teils außerschulische 
kollektive Akteursgruppen bzw. Bewegungen beschrieben, die das Ziel ver-
folgten, vielfältige Vorstellungen vom ‚guten Leben‘ zu realisieren. Dabei 
ging es in diesem Beitrag nicht nur um die Feststellung oder gar Entlarvung 
von Pädagogisierung, sondern um kultur-, wissens- und bildungshistorische 
Perspektiven auf die Frage, wie und von welchen Akteuren – wahlweise mit 
der staatlichen Gewalt oder gegen sie – Umdeutungen gesellschaftlicher 
Probleme zu pädagogischen Lösungsambitionen vorangetrieben wurden, die 

                                                             
82  Hierzu vgl. jeweils Brunner 1929, S. 5, 9f. 
83  Zitat bei Maase 2012, S. 282, der zudem (S. 220) in diesem Zusammenhang von „Erzie-

hungsdiktatur“ spricht. Ernst (1991, S. 248f.) unterscheidet dagegen zwischen reformpäda-
gogisch fortschrittlichen und zensurorientierten rückschrittlichen Maßnahmen bei der ju-
gendlichen Medienerziehung. Diese wertenden Kategorien führen die Analyse der Pädago-
gisierung des ‚guten Lebens‘ jedoch nicht weiter. 

84  Vgl. Ernst 1991, S. 35. 
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als Episoden in einem fortwährenden gesellschaftlichen Ringen um Deutun-
gen des ‚guten Lebens‘ zu verstehen sind. Konfrontiert man diese Befunde 
nun mit den im Kapitel 2 entfalteten Facetten der Konzepte des ‚guten Le-
bens‘ sowie der Pädagogisierung ergeben sich verschiedene Fragen und The-
sen, welche nachfolgend diskutiert werden. 
 
Pädagogisierung als soziale Handlungsinterventionen und das Problem ihrer 
Periodisierung 
 
Ob man Pädagogisierungsprozesse, wie das Tröhler vorschlägt,85 auf einen 
bestimmten Zeitpunkt respektive -abschnitt (etwa die sogenannte Sattelzeit 
um 1800) zurückführen, oder ob man sie, wie Höhne, nebst Technisierung 
und Bürokratisierung als ein drittes Hauptelement industrialisierter, moderner 
Gesellschaften fassen soll,86 ist eine kaum zu führende Debatte, wenn nicht 
geklärt wird, was mit Pädagogisierung gerade im Zusammenhang mit der 
Gestaltung eines ‚guten Lebens‘ bezeichnet wird. Erfasst man sie lediglich 
als beobachtbare soziale Strategie, Ambition oder als Strauß von Handlungs-
interventionen, kann sie auch in sogenannten vor- oder frühmodernen Gesell-
schaften nachgewiesen werden, wie das Fallbeispiel des Berner Sittenman-
dats gezeigt hat. Pädagogisierung verweist demnach nicht auf zeitliche Linea-
rität oder gar Finalität. Weitere Untersuchungen pädagogisierender Praktiken 
in ihren vielfältigen historischen Facetten und Bezügen sind zur fundierten 
Diskussion der Periodisierungsfrage nötig und stellen in der gewünschten 
Breite nach wie vor ein Forschungsdesiderat dar. Pädagogisierung beschreibt 
in der hier vorgeschlagenen historischen Lesart also nicht eine bestimmte ge-
sellschaftliche Formation oder Epoche (‚Pädagogisches Jahrhundert‘; ‚Mo-
derne‘), sondern verweist auf das Auftreten von erziehenden Bestrebungen an 
unterschiedlichsten gesellschaftlichen Orten und Zeiten, die nie zu einem Ab-
schluss gelangen, weil sie – zumal wenn sie auf die so wahrgenommene zu-
nehmende Komplexität des ‚guten Lebens‘ und damit auf dessen Totalität 
zielen – nicht alle dieselben Stoßrichtungen aufweisen. Solche Bestrebungen 
bleiben somit stets umstritten und sind Teil von gesellschaftlichen Wissens-
kämpfen, wie auch Vorstellungen vom ‚guten Leben‘ unter dem Eindruck 
dynamisierender Wandlungsprozesse immer neu ausgehandelt werden. Mit 
Bezug auf gesellschaftlichen Veränderungsdruck haften beiden Begriffen – 
der Pädagogisierung und dem ‚guten Leben‘ – auch reagierende Momente an, 
obwohl sie selbst stark als gestalterische Elemente konnotiert sind. 
 

                                                             
85  Vgl. Tröhler 2013. 
86  Vgl. Höhne 2013, S. 29. 
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Pädagogisierung als funktionaler Mechanismus zu einem ‚guten Leben‘ 
 
Pädagogisierung kann mit Labaree verstanden werden als funktionaler Me-
chanismus in einer Gesellschaft, welche paradoxe Normen gleichzeitig hoch-
halten will. Bildungsinstitutionen erfüllen dabei die Funktion, das Paradox 
aufrechtzuerhalten,87 indem sie beispielsweise einen Weg zum ‚guten Leben‘ 
anbieten, der (theoretisch) allen offensteht, gleichzeitig aber durch Selektion 
und andere Ein- und Ausschlussmechanismen dafür sorgen, dass soziale Dif-
ferenz gewahrt bleibt. Weil so für viele die wahrgenommene Distanz zum 
‚guten Leben‘ niemals kleiner wird, ein solches Leben für alle anzustreben 
aber oberstes allgemeines Erziehungsziel bleibt, kommt es weniger zur Infra-
gestellung, sondern eher zur Forcierung von Pädagogisierung in immer mehr 
Lebensbereichen. Die Gesellschaft ist daher nie endgültig pädagogisiert, 
selbst wenn Erziehung und Bildung einen hohen Stellenwert haben, weil Er-
ziehungsziele, wie zum Beispiel das ‚gute Leben‘, im Laufe der Zeit von ver-
schiedenen Akteuren stets wieder neu interpretiert werden.88 Vielmehr sind 
Aufmerksamkeitskonjunkturen für bestimmte Aspekte des ‚guten Lebens‘ zu 
beobachten, welche dann eine Zeit lang so stark pädagogisierend bearbeitet 
werden, bis sich diese Aufmerksamkeit zu anderen Themen verschiebt, ohne 
dass bis dahin fokussierte gesellschaftliche Bereiche pädagogisch völlig ver-
nachlässigt werden. So gilt etwa heute der Genuss von Heißgetränken als re-
lativ unbedenklich, während im 18. Jahrhundert wissenschaftliche Traktate 
und Ratgeber Tee und Kaffee nicht bloß als Heilmittel sahen, sondern mit 
Blick auf die Humoralpathologie auch davor warnten, mit ihrem Konsum das 
Gleichgewicht der Körpersäfte ins Wanken zu bringen.89 
 
Pädagogisierung als Entgrenzung des Pädagogischen 
 
Betrachtet man Pädagogisierungsschübe aus kultur-, wissens- und auch bil-
dungshistorischer Perspektive, erscheint es als einseitig, in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Bereichen auftretende pädagogisierende Elemente ledig-
lich als eine Entgrenzung des Pädagogischen deuten zu wollen, nur weil sie 
außerhalb von traditionellen Bildungs- und Erziehungsinstanzen loziert sind. 
Eine solche Sicht geht zu sehr von abgeschlossenen systemhaften Wissens- 
bzw. Wissenschaftsbereichen aus. Vielmehr haben die vorstehenden Fallbei-

                                                             
87  Vgl. Labaree 2008, S. 447f. 
88  Zugleich sind politisch und weltanschaulich sehr heterogene Akteursgruppen über gemein-

same Zukunfts- und Erziehungsambitionen zur Gestaltung des ‚guten Lebens‘ miteinander 
verbunden. Das Erkenntnis- und Analysepotential dieser gemeinsamen pädagogisierenden 
Verbundenheit des vermeintlich Unverbundenen ist noch zu disparat und zu wenig erprobt. 

89  Vgl. Menninger 2004, S. 264. 
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spiele gezeigt, dass sich erziehende Ambitionen an unterschiedlichen außer-
schulischen Orten der Gesellschaft auch ohne Bezugnahme auf die diszipli-
när verankerte Pädagogik manifestierten. Die in Kapitel 3.3 beschriebene 
Konsumenten- und Konsumlenkung um 1900 beispielsweise gründet eben 
nicht nur, wie Schäfer und Thompson mit Bezug auf die Gegenwart behaup-
ten, auf einer von pädagogisierenden Elementen entkoppelten Marktfor-
schung.90 Eine solche Argumentation stützt die Vorstellung verschiedener 
pädagogischer und außerpädagogischer Sphären, die einander in ihrer Abge-
schlossenheit begrenzen. Vielmehr kann eine mitunter pädagogisierende 
Marktforschung mit sozial-empirisch aufgezeigtem Kaufverhalten selbst zum 
erziehenden Akteur für spezifische Zielgruppen werden: sei es, dass das be-
stehende Kaufverhalten sanktioniert oder aber belehrend kritisiert wird.91 Pä-
dagogisierende Handlungen müssen, anders gewendet, keinen Ursprung in 
einer genuin pädagogischen Institution oder Disziplin haben, sondern treten 
an unterschiedlichsten gesellschaftlichen Orten auf, so dass die Deutung ihres 
verdichteten Auftretens als entpädagogisierende Entgrenzung nicht greift. 
 
Die Erlangung des ‚guten Lebens‘ über die Gewinnung der Herzen 
 
Pädagogisierung kann als Alternative oder Ergänzung zur expliziten – auch 
gegen den Willen der Subjekte gerichteten – Machtausübung verstanden 
werden, die zwar vom Staat ausgehen kann, aber keineswegs muss. So versu-
chen soziale Bewegungen und Gruppierungen, Menschen für ihre Sache zu 
gewinnen, indem sie ihr Verständnis vom ‚guten Leben‘ als utopisch über-
höhte Alternative zu einer im Verfall begriffenen Gegenwart zeichnen, aus 
der ein Entrinnen dringend notwendig erscheint und über ein Engagement in 
Gruppierungen von sozialen Bewegungen zu realisieren sei. Die sozialen 
Bewegungen agieren dabei insofern pädagogisierend, als sie darauf abzielen, 
ihre Sichtweise des ‚guten Lebens‘ häufig absolut zu setzen und dabei mittels 
emotionalisierender Aufklärung die Öffentlichkeit zu überzeugen. Nicht sel-
ten wird dies in Wissenskonflikten mit anderen Vorstellungen vom ‚guten 
Leben‘ über eine wissenschaftliche Fundierung des von ihr verbreiteten Wis-
sens versucht, wie sich etwa am Beispiel der Abstinenzbewegungen zeigen 
lässt, welche sich bei vielfältigen publizistischen Darstellungen ihres Stand-
punktes u.a. statistischer Materialen bediente. 
 
  

                                                             
90  Vgl. Schäfer/Thompson 2013, S. 18. 
91  Vgl. Grube 2012, S. 193f. 
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Pädagogisierung und das ‚gute Leben‘ als politisierte Begriffe 
 
Der Begriff der Pädagogisierung bezeichnet oftmals eine in wissenschaftli-
ches Vokabular gewandete negative Bewertung erziehender Handlungen, 
während gesellschaftlich sanktionierte Erziehungsbemühungen für ein ‚gutes 
Leben‘ eher mit dem Begriff der Prävention belegt sind. Pädagogisierung 
wird häufig als politisierter Kampfbegriff zur Entlarvung und somit auch De-
legitimierung von Erziehungsambitionen und -handlungen verwendet und ist 
damit selbst als Instrument im Wissenskampf (Foucault) um die Deutungs-
hoheit zu verstehen. Da Pädagogisierung und educationalization hinsichtlich 
ihrer Funktionszuschreibung für Staat und politische Macht mit anderen, ähn-
lich prozesshaften, umstrittenen Begriffen verflochten sind, etwa mit Säkula-
risierung und Moralisierung, aber auch mit Medikalisierung, Psychologisie-
rung und Ökonomisierung, erwächst aus diesen Kombinationen oft eine je 
spezifische und vom sozio-kulturellen Kontext des Sprechers abhängige Poli-
tisierung des Begriffs.92 So scheint ein machtvolles, weltlich ausgerichtetes 
gesellschaftspolitisches Wissenschaftsregime auf, das in der pädagogischen 
Anwendungsvariante zugleich kindorientierten Lernerfolg ohne Frustration 
und Schaden simuliert. Mit dem Begriff der Pädagogisierung stellten sich in 
den späten 1950er- und frühen 1960er-Jahren die Soziologen Helmut Schels-
ky und Janpeter Kob im Wahrnehmungs- und Deutungskontext des Kalten 
Krieges und im Zusammenhang mit staatlicher Bildungspolitik und Schulre-
formdebatten gegen das Ausgreifen eines staatlich organisierten „Pädago-
gismus“, gegen die „etatistische Erziehungstradition unseres Landes“.93 Pä-
dagogisierung und „Pädagogismus“ waren in dieser Perspektive mit staatli-
chem Dirigismus, Technizismus und mit Bürokratie konnotiert, die jeweils 
die gleichsam für quasi-natürlich gehaltene Lebens- und Erziehungseinheit 
der Familie beeinträchtigten, demnach ein gleichsam bereits bestehendes ide-
alisiertes ‚gutes Leben‘ unterbinden und zu einer totalitären, zivilisations-
feindlichen „schulsozialistischen Gesellschaft“ führten.94 Pädagogisierung 
war damit eine politische Kampfvokabel in der Systemkonkurrenz um das 
‚gute‘ gegenwärtige oder utopisch-zukünftige Leben im Kalten Krieg und 
von Schelsky explizit mit Unfreiheit des Kindes und staatlicher Bemächti-
gung der Familie zur Zeit von Debatten über Ganztagsschulen konnotiert.95 
Interessanterweise greifen gegenwärtige Diskussionen die Pädagogisierungs-
vokabel auf, um nun nicht den quasi-sozialistischen Staat, sondern das neoli-

                                                             
92  Vgl. Depaepe/Smeyers 2008, S. 380f. 
93  Schelsky 1961, S. 136f.; vgl. auch Depaepe/Smeyers 2008, S. 381; Depaepe 2012, S. 11; 

Höhne 2013, S. 29. 
94  Schelsky 1961, S. 161. 
95  Vgl. Mattes 2015, S. 79, 87, 90f. 
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berale Regime oder auch neokonservative Erziehungsvorstellungen zu kriti-
sieren.96 Gleichwohl ähnelt sich die Argumentation: Pädagogisierung er-
scheint – ein bisschen wie im 17. Jahrhundert – als eine Art Herrschaftstech-
nik des (Erziehungs-)Staates,97 um Zugriff auf das Verhalten der Bevölke-
rung zu erlangen, sie zu beeinflussen und Handlungen zu präformieren. Die 
Bemächtigung der Bevölkerung ist ein Argumentationsmuster, das in der 
deutsch- und englischsprachigen Forschung der Gegenwart dominiert: 
Selbstoptimierung und Techniken des Selbst unter einem neoliberal-
ökonomisierten Diktat werden etwa von Ribolits und Höhne als zentrale Me-
chanismen von Pädagogisierung benannt und Depaepe/Smeyers sprechen im 
Zusammenhang der educationalization von „subjection of the spirit“.98 Letz-
tere sehen aber auch – und zwar nicht als Zustand des Verfalls – das Stadium 
einer bereits bzw. ständig pädagogisierten Gesellschaft als gegeben an, so 
dass sich mit der großen Akzeptanz von Bildung und Erziehung zugleich die 
Forderung nach weiterer Pädagogisierung dynamisierend und automatisie-
rend ergibt, zumal diese mit den großen gesellschaftliche Leitvokabeln der 
Nützlichkeit, Effizienz, des Fortschritts etc. verbunden wird. Den heutigen 
Pädagogisierungsbemühungen steht also keine vergangene, irgendwie natur-
haft reine bzw. unwissende und unpädagogisierte Gesellschaft gegenüber. 
Vielmehr sind möglicherweise pädagogisierende Handlungsinterventionen 
im Sinne von Formen versuchter Einflussnahme auf heterogene Deutungen 
des ‚guten Lebens‘ geradezu konstitutiv für jede Gesellschaft. 
 
An Stelle einer pauschalen Etikettierung bestimmter Praktiken mit dem Be-
griff der Pädagogisierung eröffnet die Frage danach, wie und von wem päda-
gogisierende Ambitionen an einem bestimmten gesellschaftlichen Ort und zu 
einem bestimmten historischen Zeitpunkt verfolgt wurden oder werden, der 
Bildungsgeschichte ein spannendes Forschungsfeld, das jenseits der traditio-
nellen Erziehungs- und Bildungsinstanzen neue bildungshistorische Erkennt-
nisperspektiven verspricht. Ebenso wäre zu fragen, inwiefern den verschie-
denen Deutungen des ‚guten Lebens‘ selbst ein pädagogisierender Sog inne-
wohnt, zumal mit ihrem Gegenwarts- und Zukunftsbezug immer auf eine 
mögliche bessere Gesellschaft verwiesen wird. Damit wird die Ambivalenz 
                                                             
96  Vgl. Ribolits 2004; Forster 2013. 
97  Vgl. Benner/Hellekamps 2004. 
98  Depaepe/Smeyers 2008, S. 383. Kritisiert werden pädagogisierende Gestaltungsversuche im 

neoliberalen Gewand als übergriffige, totalisierende und geradezu hinterhältige „Strategie“ 
einer bösen Systemmacht, welche die Individuen zum „lebenslängliche[n] Lernen“ zwingen 
würden und ein Mittel zur Ökonomisierung der Gesellschaft, zur Ermöglichung der Macht-
steigerung ökonomischer Eliten und zur „Domestizierung des Denkens“ seien (Erler 2004, 
S. 48; Ribolits 2004, S. 11-13; Höhne 2013, S. 34). Daraus resultiere das Gegenteil von Bil-
dung, die Unmündigkeit, „immer dümmer[e]“ Menschen (Ribolits/Zuber 2004). 
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des Genitivs im Titel dieses Aufsatzes zu einer thesenhaften Aussage zuge-
spitzt, gemäß der das ‚gute Leben‘ einmal Subjekt und einmal Objekt ist: 
Nicht nur wird von unterschiedlichen Akteuren immer wieder versucht, das 
‚gute Leben‘ zu pädagogisieren, sondern es ist auch das ‚gute Leben‘ selbst, 
als vielfältig ausgedeutetes und nie zu erreichendes Ideal, welches pädagogi-
sierende Wirkung entfaltet. 
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Rückblicke und Ausblicke 
 
Antritts- und Abschiedsvorlesungen sind programmatische Reden und dis-
ziplinäre Positionierungen. Schon als 1778 mit Ernst Christian Trapp die 
erste Professur für „Philosophie und besonders der Pädagogik“ an der Uni-
versität Halle besetzt wurde, stellte der neue Amtsinhaber im Mai 1779 mit 
seiner Antrittsvorlesung „Von der Notwendigkeit, Erziehung und Unter-
richten als eine eigne Kunst zu studieren“1 sein pädagogisches Lehrpro-
gramm vor und begründete es ausführlich. Abschiedsvorlesungen sind ein 
Genre, welches vereinzelt auch schon in der Aufklärungszeit zu finden ist. 
Aber erst in den 1960er Jahren häufen sich die bibliographischen Nachwei-
se dazu. Dies bestätigt die Vermutung, dass die an amerikanischen Univer-
sitäten übliche „last lecture“ sich nun im deutschsprachigen Raum beginnt 
durchzusetzen.2 Auch wenn es keine konkreten didaktisch-methodischen 
Anleitungen für die Veranstaltungsformen gab und gibt, so tradierten sich 
informell das Wissen und die Rituale über die Ausgestaltung dieser speziel-
len Vorlesungen: Als Blick in die berufliche Zukunft werden die Lehr- und 
Forschungsvorhaben am neuen Ort dargeboten. Im Blick zurück werden 
Ergebnisse der eigenen wissenschaftlichen Arbeit noch einmal pointiert 
herausgearbeitet. Somit sind diese Präsentationen nicht nur akademische 
Rituale des Ankommens und des Abschiednehmens, sondern zugleich auch 
ein Nachweis wissenschaftlicher Produktivität. In der Zusammenschau der 
Dokumente im langen Verlauf wird daraus die Basis einer Wissens- und 
Wissenschaftsgeschichte der Historischen Bildungsforschung. 
Mit der Abschiedsvorlesung von Pia Schmid startet eine neue Rubrik im 
Jahrbuch für Historische Bildungsforschung. In jeder Ausgabe soll nun eine 
Abschieds- oder eine Antrittsvorlesung abgedruckt werden. Zugleich wer-
den die Autor*innen gebeten, ihre Sicht auf die erziehungswissenschaftli-
che Subdisziplin zu erklären. Dies kann in einem kurzen Essay geschehen 
oder – wie in der aktuellen Ausgabe – in einem Interview. 

                                                             
1  Die Vorlesung wurde im gleichen Jahr bei Johann Christan Hendel in Halle gedruckt und 

hatte den ausführlichen Titel: Beim Antritt des ihm Allergnädigst anervertrauten ordentli-
chen Lehramts der Philosophie und besonders der Pädagogik schrieb von der Nothwen-
digkeit, Erziehen und Unterrichten als eine eigne Kunst zu studiren. 

2  Diese Quellen sind bisher nicht systematisch für die Disziplingeschichte oder für eine 
wissenschaftsgeschichtliche Analyse einzelner Fächer oder Universitäten genutzt worden.  
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„es sei von einem jeden Menschen interessant, 
Wahrheit von ihm über sich selbst zu hören“  
(Rahel Varnhagen) 
Zum Nutzen autobiographischer Texte in der   
pädagogischen Historiographie 
 
 
 
1  Einleitung 
 
In dieser Abschiedsvorlesung geht es mir mit autobiographischen Texten um 
eine Quellengattung, die ich selbst immer wieder in meinen Forschungen 
herangezogen habe und auch in Seminaren, etwa zu Kindheitsgeschichte oder 
zu Erziehungs- und Bildungstheorien mit Studierenden diskutieren konnte. 
Mein Interesse an Autobiographien und Briefen, weniger an Tagebüchern, 
rührt auch daher, dass ich Selbstzeugnisse, wenn auch keineswegs alle, gerne 
lese.  
Mein Motto, einem Brief von Rahel Varnhagen an David Veit entnommen,1 
meine ich ernst: dass es interessant sei, der Konjunktiv ist wichtig, von einem 
jeden Wahrheit über sich selbst zu erfahren. Ich gehe davon aus, dass autobi-
ographische Texte Wahrheit enthalten, keine allgemeine, die gibt es nicht, 
doch Wahrheit oder auch Wahrheiten des oder der Schreibenden. Diese 
Wahrheit kann zugänglich werden, so meine These, wenn es gelingt, die an-
dere oder den anderen mit ihren oder seinen Augen zu sehen, d.h. die Erfah-
rungen, Ereignisse, Gedanken, die sie zu Papier bringen, im Kontext ihrer ei-
genen Vorstellungen zu betrachten,2 mit der wichtigen Einschränkung: soweit 
das möglich ist. 
Autobiographische Texte stellen allerdings keine Rutschbahnen zu Erfahrun-
gen und Ideen dar, sondern eher Netze von Bedeutungen. Sie erschließen sich 
nur über Kontexte, über die Analyse der Denk- und Erfahrungsräume, in de-

                                                             
1  Vgl. Varnhagen 1794/1979, S. 48. 
2  Vgl. Böß 2015, S. 61. 
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nen sie geschrieben wurden. Autobiographisches Schreiben verstehe ich als 
Praktik, als ein Handeln, das weder durch feste Strukturen noch durch die 
Autonomie von Individuen determiniert wird, sondern vielmehr ein spezifi-
sches soziales Handlungsmuster darstellt.3 Diesem Handlungsmuster inhärent 
ist der Imperativ, das eigene Leben als ein sinnvolles Ganzes darzustellen,4 
man könnte auch sagen zu konstruieren. Was der Schreiber oder die Schrei-
berin als wichtig auswählt und festhält, etwa: Kindheitserinnerungen, Liebe, 
Beruf, Auseinandersetzungen oder religiöses Erleben muss als sinnvoll in 
dies Ganze eingepasst werden; als freie Entscheidung, als Zufall oder auch 
als Bruch, es gibt viele Modi. Im Weiteren möchte ich eigene Forschungser-
fahrungen mit einer bestimmten autobiographischen Quelle aus dem 18. 
Jahrhundert darstellen. Diesen Untersuchungszeitraum habe ich gewählt, weil 
ich zum 18. Jahrhundert am meisten geforscht habe und es mich schon als 
Kind interessiert, manchmal auch begeistert hat.5 
Die autobiographischen Texte, um die es gehen wird, sind Herrnhuter Le-
bensläufe aus dem 18. und beginnenden 19. Jahrhundert, mit denen ich mich 
unter verschiedenen Fragestellungen beschäftigt habe. Mein Thema – vom 
Nutzen autobiographischer Texte für die pädagogische Historiographie – 
werde ich anhand meiner Forschungserfahrungen mit diesen Texten diskutie-
ren, indem ich beschreibe, wie und wofür ich sie genutzt habe. Dabei verfol-
ge ich zwei Schwerpunkte: Zuerst diskutiere ich die autobiographischen Tex-
te unter der Perspektive des Vertrauten und des Fremden, dann nutzte ich sie 
als Quelle für eine verbreitete vormoderne Praxis, die Weggabe von Kindern. 

2  Das Vertraute und das Fremde6 

„Ich bin geboren 1723, den 1ten Februar zu Franckfurt am Mayn. Mein Vater war 
Johann Christian Stauber, Bürger und Stadt=Notarius daselbst, und meine Mutter 
Catharina Elisabeth, geb. Rullmannin. Von meinen lieben Eltern genoß ich eine 
liebreiche und gelinde Erziehung zwar meist von meiner Mutter, denn mein Vater 
war wegen seines Amtes wenig zu Hause. Er gab uns Kindern nur bey Gelegenheit 
gute Regeln, z.E. ja niemandem etwas zu entwenden […] und ferner. Wenn wir et-

                                                             
3  Vgl. Füssel 2015, S. 23. 
4  Vgl. Heinritz 2000. 
5  In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ist ein signifikanter Anstieg autobiographischer 

Schriften zu verzeichnen, und spätestens mit Rousseaus das Genre nachhaltig prägenden 
„Confessions“ (1765-70 verfasst, 1782/1789 posthum veröffentlicht) tritt die moderne auf 
Einzigartigkeit angelegte Autobiographie auf den Plan. Wer (Auto)Biographien liest, eignet 
sich individuell biographisches Wissen an. Tobias Heinrich spricht in diesem Zusammen-
hang von „einer Verwandlung des Lebens in eine narrative Kommunikationsstruktur“ (Hein-
rich 2016, S. 13). 

6  Dieser Punkt basiert in weiten Teilen auf Schmid 2004 und 2009, S. 316-319. 
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was versehen, od. was schlechtes gemacht hätten, das Strafe verdiente, so sollten 
wir es nur der Mutter gleich selbst sagen, so würde sie uns die Strafe schenken, 
denn Verstellungen und Lügen wären das Schlechteste, was man thun könnte, und 
drgl. mehr. Dieses sein Versprechen hat auch die Mutter gehalten, und ich habe 
mirs gut gemerkt. Wir Kinder mußten, sobald wir nur nachlallen konnten, früh und 
Abends vor sie hin treten und unser Gebet verrichten, wobey mir oft schon weich 
ums Herz war […]. Die Gnadenarbeit des Heiligen Geistes bewies sich schon in 
meinen Kinderjahren recht kräftig an meinem Herzen. In meinem 8ten Jahre konnte 
ich einmal nicht gleich einschlafen, und kam dabey in ein Nachdenken über mich: 
wie wäre es, dachte ich, wenn ich diese Nacht stürbe? Ich bin so leichtsinnig, denke 
gar nicht an den lieben Gott, habe ihn auch nicht lieb, wie ich doch sollte; Er hat so 
viel für mich gelitten, da sollte ich Ihm doch dankbar seyn und Ihn dafür lieb ha-
ben! Der Schluß bey mir war: ich käme in die Hölle. Darüber geriet ich dann in so 
große Angst, daß ich bitterlich weinte, und ich versprach dem Herrn Jesu, wenn er 
mich nur noch diese Nacht leben ließe, so wollte ich Ihn gewiß lieben, fleißig an 
Ihn denken, und Ihn nicht mehr betrüben; und so schlief ich ein. Den folgenden 
Abend kam meine Angst wieder, denn ich hatte mein Versprechen vergessen und 
also nicht gehalten; ich wiederholte es aber unter vielen Thränen. Allein es wurde 
am folgenden Tag wieder nicht gehalten, und als nun der 3. Abend kam, entstand 
auch noch der ängstliche Gedanke bey mir, der Herr Jesus würde von mir denken, 
ich wolle Ihn nur mit meinem Versprechen betrügen! Aber zu meinem Trost erin-
nerte ich mich daran, daß er allwissend sey und sagte zu Ihm: Du kannst ja in mein 
Herz sehen, du weißt es ja, daß es mein ernst ist, dich lieb zu haben, fleißig an dich 
zu denken, und dich nicht mehr zu betrüben; ich vergesse es aber, da wollest du so 
gut seyn, und mich selbst daran erinnern! Und in dieser Hoffnung schlief ich wieder 
ein. Ich bekam auch wirklich bey Tage manche Erinnerungen in meinem Herzen, 
aber wegen meiner flatterhaften Art, kam es doch nicht eher recht zum Nachdenken 
bey mir, als des abends im Bette, welches etliche Wochen anhielt, und ich war oft 
sehr verlegen darüber, daß ich meine Versprechen nicht halten konnte. Nach und 
nach aber verlor sich diese Bekümmernis bey mir, und nur etwa in der Passionszeit, 
beym Jahreswechsel, und wenn ich abends nicht gleich einschlafen konnte, kam ich 
wieder ins Nachdenken über mich und dadurch auch in Verlegenheit ums Seligwer-
den.“7 

Dies ist die etwas gekürzte Eingangspassage des Lebenslaufs von Anna Ma-
ria Andresen, geb. Stauber (1723-1794), die sich mit 18 Jahren der Herrnhu-
ter Brüdergemeine anschloss. Mit 35 eigenhändig geschriebenen Seiten stellt 
er einen ungewöhnlich langen Lebenslauf dar. Ausgewählt habe ich ihn we-
gen der Ausführlichkeit, mit der Vertrautes wie auch Fremdes dargestellt 
werden. 
Im weiteren werde ich kurz auf den Kontext eingehen, in dem dieser Lebens-
lauf entstand, die Herrnhuter Brüdergemeine, und darstellen, welche Bedeu-

                                                             
7  Andresen 1794, S. 1-5. 
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tung Lebensläufen in der Brüdergemeine zukamen, um dann entlang meiner 
eigenen Leseerfahrungen eine Interpretation dieses autobiographischen Tex-
tes zu geben; leitend wird dabei die Frage nach dem Vertrauten und dem 
Fremden sein.  

2.1 Die Herrnhuter Brüdergemeine 

Mit der Brüdergemeine wird heute vorrangig zweierlei in Verbindung ge-
bracht: die Herrnhuter Weihnachtssterne und die erstmals 1731 erschienenen 
Herrnhuter Losungen. Die Herrnhuter Brüdergemeine, eine religiöse Lebens-
gemeinschaft,8 entstand im Kontext des Pietismus, jener protestantischen 
Frömmigkeits- und Reformbewegung, mit der in den ersten Jahrzehnten des 
18. Jahrhunderts etwa 40 Prozent der Bevölkerung im Alten Reich auf die ei-
ne oder andere Art Kontakt hatten: durch das Elternhaus, den Pfarrer, die 
Schule, einen Hofmeister, die universitäre Ausbildung, durch Erbauungslite-
ratur wie die Losungen oder Kirchenlieder. Hervorgegangen war die Brüder-
gemeine aus einer 1722 entstandenen und von dem frommen sächsischen 
Reichsgrafen Nikolaus Ludwig von Zinzendorf (1700-1760) inspirierten und 
protegierten Siedlung von Religionsflüchtlingen in der Oberlausitz, die 
Herrnhut (‚unter der Hut des Herrn‘) genannt worden war. Der Ort zog neben 
zahlreichen Religionsflüchtlingen auch andere Fromme an. Schon früh wur-
den Verbindungen zu Gleichgesinnten gesucht und gepflegt, 1732 die ersten 
Missionare entsandt, seit 1737 entstanden im deutschen Reich, den Nieder-
landen, England, Dänemark, Russland, der Karibik und in Amerika verschie-
dene Herrnhuter Ortsgemeinden, eigene Siedlungen, in denen man zusammen 
lebte und wirtschaftete. Mitglied der Brüdergemeine zu sein, bedeutete, in ei-
ner der Ortsgemeinden zu leben oder in der Mission, in der Diaspora oder in 
anderer Angelegenheit im Dienst der Gemeine zu stehen. Aus dieser Situati-
on ergab sich die Weggabe von Kindern, auf die ich in meinem zweiten 
Thema zurückkomme.9 

                                                             
8  Heute hat die Evangelische Brüderunität weltweit etwa eine halbe Million Mitglieder, den 

größten Teil davon in Afrika. In den USA leben etwa 38.000 Mitglieder der Brüderunität 
(Moravians), in Deutschland etwa 7000. Die Brüdergemeine ist eine Freikirche innerhalb 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD). 

9  Die Gemeinden waren in sogenannten „Chören“ organisiert. Das waren Gruppen, die nach 
Familienstand und außer dem Kinder- und dem Ehechor nach Geschlechtern getrennt in 
Chorhäusern lebten, die wir uns mit Wohnstuben, Werkstätten, Andachtssaal, gemeinsamem 
Schlafsaal, Krankenstuben, Wirtschaftsräumen vorstellen müssen. „Es gab die folgenden 
Chöre: Kinder, größere Mädchen, größere Knaben, ledige Schwestern, ledige Brüder, Ehe-
leute, Witwen, Witwer. [...] Eine ausführlichere Choreinteilung gibt Zinzendorf im Summa-
rischen Unterricht (1755), wo er bis zu 25 verschiedene Chöre auflistet“ (Peucker 2000, S. 
17). 
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2.2  Die Lebensläufe in der Brüdergemeine 

Im Archiv der Brüderunität, so der heutige Name, befinden sich 30.000 meist 
handschriftliche Lebensläufe. Diese Fülle verdankt sich dem Umstand, dass 
seit Anfang der 1750er Jahre von den Mitgliedern der Brüdergemeine erwar-
tet wurde, eine Darstellung ihres „Ganges durch die Zeit“ zu hinterlassen und 
darin vor allem über ihren Glauben, insbesondere ihre Beziehung zum Hei-
land, Rechenschaft abzulegen. Entweder wurden die Lebensläufe selbst ver-
fasst oder von anderen, beispielsweise der Witwe oder einem Mitglied des 
Chores. Sie konnten ganz knapp ausfallen mit ein bis zwei Seiten oder auf 35 
Seiten, wie bei Andresen, weit ausholen. Der Bericht über das Leben zwi-
schen der Niederschrift und dem Tod wurde von anderer Hand hinzugefügt. 
In der Regel wurde in diesem Nachtrag die Freude am bevorstehenden Über-
gang von der, herrnhutisch gesprochen, unteren in die obere Gemeine be-
zeugt bzw. allgemeiner gesagt: das richtige Sterben als Teil des richtigen Le-
bens. 
Den Lebensläufen kamen innerhalb der Brüdergemeine zwei wichtige Funk-
tionen zu. Zum einen wurden sie, in der Regel in redigierter und gekürzter 
Form, beim Begräbnis verlesen und bildeten einen zentralen Bestandteil der 
Beerdigungsliturgie. Wer einen Lebenslauf zu Papier brachte, formulierte für 
die hinterbliebene Gemeine einen mehr oder weniger öffentlichen Text und 
kannte selbst, das ist wichtig, solche Lebensläufe. Ausgewählte Lebensläufe 
wurden aufgenommen in die handgeschriebenen, später gedruckten Nach-
richten über das Geschehen in den einzelnen Gemeinden, die unter diesen 
zirkulierten und vorgelesen oder auch alleine gelesen wurden. Zum anderen 
konstitutieren die Lebensläufe eine erinnerungskulturelle Kommunikation in 
der Gemeine und fungierten, wie Stefanie Böß gezeigt hat, als kollektives 
Gedächtnis.10 Als Genre stehen die Herrnhuter Lebensläufe in der Tradition 
von pietistischer Biographik und Erbauungsliteratur.11 
Das ist quellenkritisch zu bedenken. So folgen die Lebensläufe dem „wich-
tigsten Kompositionsprinzip pietistische[r] Selbstzeugnisse“, der „Inter-

                                                             
10  Vgl. Böß 2015, bes. S. 66-124. 
11  Erstmals wurde 1747 ein Lebenslauf bei einem Begräbnis verlesen. Seit 1752 sind hand-

schriftliche Lebensläufe im Archiv der Brüderunität in Herrnhut nachweisbar, seit 1752 fin-
den sich auch Lebensläufe in den Diarien, seit 1755 werden längere (bis acht Seiten) unter 
der Rubrik personalia mitgeteilt, zu der Zeit noch in der dritten Person. Ab 1757 werden 
dann im „Jüngerhausdiarium“, d.h. dem Tagebuch der „Zentrale“ der Brüdergemeine, Le-
bensläufe in der ersten Person veröffentlicht. Ende des Jahrhunderts, als Andresen ihren Le-
benslauf verfasste, hatte sich die Ich-Form durchgesetzt. Vgl. allgemein Reichel 1984; zu 
den Lebensläufen s. a. Seibert 1997; Modrow 1996; Hose 2000; Lasch 2005; Lost 2007; 
Böß 2015. 
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textualität“, die in der „Bezugnahme auf religiöse Texttraditionen“12 zum 
Ausdruck kommt. Mitglieder der Brüdergemeine bewegten sich in einer 
Sprachwelt, die zentral von Bibel, Liedern, Gebeten, Predigten geprägt war 
und auf die man auch beim Ausdruck von Emotionalität zurückgriff.13 Weiter 
ist quellenkritisch anzumerken, dass die archivierten Lebensläufe nur selten 
„Originale im Sinne von Autographen der betreffenden Personen“14 darstel-
len, sondern Abschriften, bei denen häufig redaktionell in den Text eingegrif-
fen, gekürzt, orthographisch sowie sprachlich geglättet und vereinheitlicht 
wurde.15 Vordringliches Thema der Herrnhuter Lebensläufe bilden nicht äu-
ßere Lebensereignisse, sondern der ‚Gang durch die Zeit‘, d.h. die Reflexion 
der eigenen Frömmigkeit, der eigenen Religiosität und angesichts der brüde-
rischen Christozentrismus insbesondere der Beziehung zum Heiland. 

2.3 Forschungserfahrungen: Das Vertraute und das Fremde in 
Herrnhuter Lebensläufen 

Autobiographische Texte, das ist bekannt, stellen das eigene Leben stets se-
lektiv dar. Selektivität kann aber genauso bei ihrer Rezeption zum Tragen 
kommen. Bei mir folgte sie einem schlichten Muster: Das Vertraute, Wieder-
erkennbare, bzw. was ich dafür hielt, nahm ich wahr, mehr noch: derartige 
Passagen suchte ich. In der eingangs zitierten Anfangspassage von Anna Ma-
ria Andresens Lebenslauf waren das ihre Aussagen zur Erziehung durch Va-
ter und Mutter, denen sich entnehmen lässt, welche moralischen Vorstellun-
gen die Eltern Stauber ihren Kindern vermittelten. Wir erfahren, dass ein ehr-
liches Bekenntnis eigenen Vergehens zuverlässig vor körperlicher Bestrafung 
schützte, die Eltern also allem Anschein nach körperliche Züchtigungen mög-
lichst umgehen wollten und damit eine „moderne“ Rationalisierung des Stra-
fens verfolgten. Weiter ist zu lesen, dass die Kinder früh zum Beten angehal-

                                                             
12  Gleixner 2005, S. 122. 
13  Vgl. Böß 2015, 90-94. „Peter Burke verweist darauf, dass im Europa der Frühen Neuzeit 

viele Menschen ‚die Bibel so häufig gelesen [haben], daß sie ein Teil von ihnen 
de‘ (Burke 1991, S. 294) und ‚ihre Wahrnehmungen, Erinnerungen und sogar ihre Träu-
me‘ von biblischen Gestalten geprägt waren (Burke 1998, S. 71)“ (Böß 2015, S. 90). Die 
Vertrautheit mit religiösen Texttraditionen stellte also kein Spezifikum der Brüdergemeine 
dar, auch wenn hier sicher eine besondere Versiertheit, ja gelegentlich Virtuosität in Um-
gang mit ihr herrschte. 

14  Böß 2015, S. 87. 
15  Böß 2015, S. 87f. Stefanie Böß hat anhand des Vergleichs von Autograph und Abschrift ei-

nes Lebenslaufs aus der Neudietendorfer Brüdergemeine im Detail gezeigt, dass diese Über-
arbeitungen „den individuellen Stil eines Textes […] beinahe zum Verschwinden brin-
gen“ konnten (Ebd. S. 88). 
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ten wurden. Insgesamt handelt es sich um eine Familie, in der es fromm zu-
ging, aber auch bürgerlich, weil kindzentriert. Das scheint vertraut zu sein.16  
 

Abb. 1: Friedrich von Watteville (1740-1754): Büchlein für Elisabeth von Zinzendorf. UAH H6: 
Autographe und Stammbücher, Nr. 28. Bildüberschrift: hatte die Gewohnheit, daß sie, 
eh man sichs‘ vermuthete überall nieder kniete wo etwa ein Bildniß vom Heiland am 
Creutz oder vom Lämmlein zu sehen war, u. waren ihre worte dabey: Nun ja Lämmlein, 
ja ja. War zu der Zeit in sonderheit von sehr freundlicher Art. 174217 

 
Als vertraut an den Lebensläufen bezeichne ich jene Passagen, in denen sich 
vergangener Alltag oder zumindest Splitter davon wiedererkennen lassen. 
Die Lebensläufe können dann als Quelle für sozial-, alltags-, kultur- oder er-
ziehungsgeschichtliche Fragestellungen genutzt werden, indem sie über die 
Herkunft – in der ersten Generation oft die Emigration aus Böhmen oder 
                                                             
16  Dabei ist eine derartig ausführliche Darstellung der Kindheit – Andresen widmet ihr mit 

sechs der insgesamt 27 selbst geschriebenen Seiten fast ein Viertel – atypisch für die Herrn-
huter Lebensläufe. 

17  Elisabeth von Zinzendorf, verh. von Watteville (1740-1807) war das sechste und jüngste 
Kind von Nikolaus Ludwig und Erdmuth Dorothea von Zinzendorf. Das Büchlein hat Zin-
zendorfs enger Freund und Mitarbeiter, der Schweizer Friedrich von Watteville (1700-
1777), für Elisabeth von Zinzendorf angefertigt. Es enthält 42 Zeichnungen mit Bild-
überschriften aus den Jahren 1740 bis 1754. Es hat das Format 16 cm x 10,3 cm und einen 
roten Ledereinband mit Goldprägung und Goldschnitt. 
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Mähren – Auskunft geben, über Eltern, Geschwister, Familie, über Erzie-
hung, Ämter in der Gemeine, auch über fremde Länder, wenn die Schrei-
benden in der Mission arbeiteten. Bemerkenswerterweise wurde in vielen 
Lebensläufen zu diesen Themen geschwiegen, bestenfalls im Nachtrag von 
fremder Hand findet sich dann ein Hinweis beispielsweise zu Kindern. Es 
wäre falsch, hier willentliches Verschweigen oder gar Unterschlagung von 
Informationen am Werk zu sehen. Eher wird es so gewesen sein, dass im 
Kontext der Darstellung des eigenen ‚Ganges durch die Zeit’ bestimmte Le-
bensumstände, wie hier Kinder oder Ämter, den Schreibenden nicht wichtig 
waren. Worum es ihnen vordringlich ging und was von ihnen erwartet wurde, 
waren Darstellungen ihres religiösen Lebens, nicht des weltlichen. 
Damit wäre ich, um wieder auf meine Forschungserfahrungen zu kommen, 
bei dem Sperrigen, Fremden, bei dem, was ich ignorierte. Es war vor allem 
das Fromme, die ausführlichen Darstellungen religiöser Erfahrungen. Im Fal-
le von Anna Maria Andresens Lebenslauf ist das insofern abgeschwächt, als 
sie hübsch erzählt. In der zitierten Passage lässt sie uns wissen, dass sich 
schon in ihrer Kindheit die Gnadenarbeit des Heiligen Geistes an ihr zeigte, 
um dann eine Kindergeschichte von nächtlichen Ängsten zu erzählen, die wir 
aus vielen Autobiographien kennen. Andresen hatte Angst beim Einschlafen, 
sogar Todesangst, wenn sie ihr eigenes Sterben und sich in der Hölle imagi-
nierte. In dieser inneren Not handelte sie, indem sie auf eine ihr vertraute re-
ligiöse Praktik zurückgriff: Sie trat betend in einen Dialog mit Christus, ver-
sprach ihm Frömmigkeit und konnte beruhigt einschlafen. Weil sie ihre 
frommen Vorsätze aber nicht so umsetzte, wie es ihres Erachtens richtig ge-
wesen wäre, stellten sich die furchtbaren Ängste und Selbstvorwürfe in der 
nächsten Nacht wieder ein und so blieb es über Wochen: ein circulus vitiosus 
aus Ängsten, Versprechen, Beruhigung, Schuldgefühlen, zentriert um Fröm-
migkeit und einen ganz personal, fast leibhaftig gedachten Heiland. Andresen 
hält weitere krisenhafte religiöse Erfahrungen fest. Es gibt nicht wenige Le-
bensläufe, in denen derartige innere Krisen weit mehr im Zentrum stehen. Ich 
sah in diesen Wiederholungen der Konjunkturen lebensgeschichtlicher Nähe 
oder Ferne vom Heiland vor allem Redundanz. Diese Passagen blieben mir 
fremd, das Kleingedruckte der Herrnhuter Lebensläufe.  
Ich habe versucht, die in den Wiederholungen beschriebenen Erfahrungen 
ernst zu nehmen, sie zu verstehen, das fremde Fromme zum Großgedruckten 
zu machen. Zwei gegensätzliche und aufeinander verweisende Erfahrungs-
muster wurden deutlich, nämlich Selbstzweifel und Selbstgewissheit. Hier 
möchte ich darauf zurückkommen, was ich zu Anfang über auto-
biographisches Schreiben sagte, nämlich dass es unter dem Imperativ stehe, 
das eigene Leben als ein sinnvolles Ganzes zu beschreiben. Der Sinn eines 
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Lebens in der Brüdergemeine erfüllte sich in dessen Frömmigkeit18 und diese 
materialisierte sich für das fromme Individuum vor allem darin, mit dem Hei-
land in Beziehung zu stehen. In Selbstzweifeln wird die Störung dieser Be-
ziehung, in Selbstgewissheit deren Intaktheit thematisiert, hier eine krisenhaf-
te, dort ein beglückende Erfahrung. In den Lebensläufen finden sich stets 
beide Erfahrungen. Das Leben wurde als eine Art Pendelbewegung zwischen 
Selbstzweifel und Selbstgewissheit beschrieben bzw. beschreibbar.  
Auffallend ist, dass immer wieder die Unsagbarkeit, die Unbeschreibbarkeit 
der Erfahrung der Selbstgewissheit beschworen wird.19 In der Unsagbarkeits-
formel wurde das, was den Lebenssinn in der Brüdergemeine ausmachte, die, 
um es zu wiederholen, geglückte und gefühlte Beziehung zum Heiland, als 
letztlich nicht kommunizierbar qualifiziert, bekanntlich ein Merkmal des 
Numinosen. Zugleich wurde aber auch, das ist wichtig, die Einzigartigkeit 
der eigenen religiösen Erfahrung hervorgehoben: Sie wurde als subjektive 
Erfahrung markiert. 
Was konnte das fromme Individuum tun, um vom Selbstzweifel zur Selbst-
gewissheit zu gelangen? Was lässt sich den Lebensläufen an Eigenaktivitäten 
entnehmen? Diese eigenen Aktivitäten verstehe ich mit Foucault als „Tech-
nologien des Selbst“, eine der Technologien, „die Menschen gebrauchen, um 
sich selbst zu verstehen“.20 Die Technologien des Selbst, so Foucault, ermög-
lichen es dem Individuum, auf sich selbst so einzuwirken, dass es einen ge-
wissen, als höher und besser qualifizierten Zustand erreicht, in unserem Fall 
durch die „Entzifferung innerer Prozesse“21 die ungestörte Beziehung zum 
Heiland. Von zentraler Bedeutung ist hier, wieder in den Dialog mit dem 
Heiland zu gelangen. 
Auffallend ist, dass in diesem Zusammenhang häufig vom Rückzug in einen 
„Winkel“, zu ergänzen wäre: des Chorhauses, oder in den „Busch“, ins Freie 
die Rede war.22 Diese Topographie verweist darauf, dass die Erfahrung der 
Wiederherstellung der Beziehung ganz alleine, ganz für sich gemacht und 
vermutlich auch gesucht wurde. Man muss sich vergegenwärtigen, dass in 
der Herrnhuter Brüdergemeine als Lebensgemeinschaft alles gemeinsam in 
den Chören getan wurde: essen, schlafen, arbeiten, beten. Wer ‚Winkel’ oder 
‚Busch’ aufsuchte, scherte aus der Lebensgemeinschaft aus, um dann wieder 

                                                             
18  Den Begriff Frömmigkeit verwende ich neutral ohne jene negative Konnotation, die ihm seit 

dem 19. Jahrhundert zunehmend anhaftet und in der Theologie dazu geführt hat, lieber von 
Spiritualität statt von Frömmigkeit zu reden. Zur Begriffsgeschichte von Frömmigkeit vgl. 
Fassbinder 1996, S. 6-34. 

19  Vgl. Andresen 1794, S. 25; Schmid 2009, S. 316; Lasch 2005, S. 127, 239f. 
20  Foucault 1993, S. S. 26. 
21  Ebd., S. 61. 
22  Vgl. Schmid 2009, S. 317, 319. 
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zu ihr zurückkehren zu können. Diese Praktiken der situativen Vereinzelung 
scheinen für das fromme Individuum angesichts innerer Not, angesichts von 
Selbstzweifel nötig und eine Technologie des Selbst, ein gangbarer Weg ge-
wesen zu sein, sich der Beziehung zum Heiland wieder gewiss zu werden. 
Die Unsagbarkeitsformel und auch die Rede von ‚Winkel’ und ‚Busch’ stel-
len zwei Merkmale brüderischer Autobiographik dar. Die Unsagbarkeits-
formel verstehe ich als Verweis auf eine individuelle, auf Einzigartigkeit an-
gelegte Erfahrung des frommen Individuums. Die Topographie von Winkel 
und Busch belegt Praktiken aktiver Vereinzelung, die in die gleiche Richtung 
weisen. Autobiographisches Schreiben, einen Lebenslauf zu Papier zu brin-
gen, was in der Brüdergemeine von den Mitgliedern erwartet wurde, lässt 
sich als Verfahren sehen, in dem religiöse Individuation bzw. Individuation 
religiös eingeübt und praktiziert wurde. Die fremden frommen autobiogra-
phischen Texte, als Genre und als Technologie des Selbst, eröffnen eine Per-
spektive auf die Genese von Subjektivität im Medium religiöser Vergemein-
schaftung. 

3  Weggabe als Kind 

3.1  Kindesweggabe 

Dass Eltern ihre Kinder weggaben, stellte eine verbreitete Praxis im vormo-
dernen Europa und darüber hinaus dar.23 In aller Regel waren es familiale 
Notsituationen, die zur Kindesweggabe führten.24 
Vermutlich allen bekannt ist „Hänsel und Gretel“, eines der „Kinder- und 
Hausmärchen“ der Brüder Grimm (erstmals 1812). Es ist die Geschichte ei-
ner Kindesaussetzung, der extremsten Form der Kindesweggabe. Die Hand-
lung: Ein armer Vater, ein Holzfäller, weiß nicht mehr, wie er sich und seine 

                                                             
23  Zur Weggabe von Kindern siehe: Tilly u.a. 1992; Bardet/Faron 1998; Julia 1998, S. 8-

13,Viazzo 2004; Cunningham 2006; Harrington 2009. 
24  Der US-amerikanische Historiker Joel F. Harrington hat vorgeschlagen, Kinderweggabe in 

dem breiteren Kontext zu situieren, den historisch arbeitende Anthropologinnen und Anth-
ropologen als „circulation of children“ bezeichnen. „This term was first developed […] to 
describe the various forms of fosterage and adoption they encountered in their subject popu-
lations in eastern Oceania and North America and has since employed in a variety of set-
tings. Depending on the cultural context, child exchanges and one-way-fosterages can mean 
many different things, ranging from a profound familial alliance, to a kind of deposit on a 
debt, to a simple favor between friends […].“ – Verstehe man „Eltern“ nicht nur biologisch, 
sondern beziehe Erwachsene ein, die für die Sorge von Minderjährigen Verantwortung tra-
gen, dann ergebe sich „a variety of parent-child relationships, ranging from apprenticeship 
or domestic service positions to boarding school to foster households run by a relative or 
godparent to full legal adoption“ (Harrington 2009, 7f.). 
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Kinder durchbringen soll und lässt sich von der Mutter – ein interessantes 
Detail: ab der 4. Auflage (1840) der Stiefmutter – überreden, die beiden Kin-
der im Wald auszusetzen. Das Märchen ist bekannt: Die Kinder geraten an 
eine Hexe, die in einem Lebkuchenhaus wohnt, eine Menschenfresserin. Sie 
mästet Hänsel, um ihn braten zu können, aber Gretel gelingt es, die Hexe in 
den Ofen zu stoßen und ihren Bruder zu befreien. Damit hörte das Märchen 
in meiner Erinnerung auf, aber es geht weiter: Die Kinder finden im Hexen-
haus Perlen und Edelsteine, und sie finden auch nach Hause zurück, zur 
Freude des Vaters – und weil die (Stief-)Mutter inzwischen verstorben ist, 
kommt es zu einer gelungenen Familienzusammenführung unter nun glän-
zenden materiellen Bedingungen. 
„Hänsel und Gretel“ steht paradigmatisch für die Weggabekonstellation Ar-
mut. Angesichts von Armut, oft verstärkt durch Teuerung oder Missernten, 
sahen sich Eltern, zumal wenn sie viele Kinder hatten, außer Stande, für diese 
selbst aufzukommen und gaben oder schickten sie weg, damit die Kinder 
selbst für ihren Lebensunterhalt aufkamen. Im Weiteren sollen einige Bei-
spiele für diese Weggabekonstellation angeführt werden. 
Am bekanntesten dürften die Schwabenkinder sein, auch Schwabengänger 
oder Hütekinder genannt.25 Sie waren zehn bis vierzehn Jahre alte Kinder 
armer Bergbauern aus Vorarlberg, Tirol, Südtirol oder der Schweiz, die als 
Saisonarbeitskräfte am Ende des Winters über die Alpen gebracht wurden, 
um auf einem Kindermarkt in Ravensburg in Schwaben, daher der Name, an 
Bauern vermittelt, z.T. versteigert zu werden, vor allem als Hütekinder. Kräf-
tige Jungen und Mädchen waren gesucht, schwächere kamen schwerer unter. 
In der Hierarchie der bäuerlichen Haushalte standen die Schwabenkinder 
ganz unten, das bedeutete symbolisch und alltäglich, dass ihnen ihr Platz 
ganz am Ende des Tisches zugewiesen wurde und sie oft nicht satt zu essen 
hatten, obwohl sie schwere Arbeit verrichteten. Zudem waren sie den Launen 
und Aggressionen sämtlicher Haushaltsmitglieder – Bauersleute, deren Kin-
der, Knechte, Mägde – ohne Schutz ausgesetzt.26 
Ein anderes Beispiel stellen die Schornsteinfegerjungen aus der Schweiz oder 
Norditalien dar, die bis in die ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts belegt 
sind. Erwachsene zum Teil wandernde Schornsteinfeger kauften einen sechs-, 
sieben-, achtjährigen Jungen gegen ein Entgelt oder auch nur für Unterkunft 
und Verpflegung den mittellosen Eltern ab. Kinder waren als Gehilfen ge-

                                                             
25  Vgl. Die Schwabenkinder. Fernsehfilm Deutschland/Österreich 2003. Regie Jo Baier. 
26  Vgl. Uhlig 42003; Bauernhausmuseum Wolfegg/Zimmermann/Brügger 22016. – Ähnlich 

den Schwabenkindern gab es in der Schweiz bis in die 1960er Jahre sogenannte Verdingkin-
der, die aus ihren Familien herausgenommen und als billige Arbeitskräfte in meist arme 
Bauernfamilien gegeben und dort ausgebeutet und nicht selten misshandelt wurden. Vgl. 
Leuenberger/Seglias 2010; Weber 2014. 
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fragt in diesem Handwerk: Sie mussten die Schornsteine von innen reinigen, 
d.h. die Kamine hochklettern, den Ruß abkratzen und oben angekommen die 
Hand herausstrecken, damit der Schornsteinfeger sah, dass sie bis oben alles 
geputzt hatten.27 Ebenfalls aus einer armen Alpenregionen, Savoyen, stamm-
ten die sogenannten Savoyardenkinder, Straßenmusikanten, die von ihren El-
tern mit Leierkasten oder Geige, manchmal auch noch einem Murmeltier 
ausgestattet, in die größeren Städte geschickt wurden, um sich musizierend 
ihr Geld zu verdienen. Als letztes Beispiel für Kinderarbeit in Kombination 
mit Weggabe sei der Gesinde(zwangs)dienst erwähnt. Dieser war rechtlich 
geregelt. Kinder erbuntertäniger Bauern mussten in gutsherrschaftlichen 
Wirtschaften auf dem Feld, im Stall, Mädchen im Haushalt, manchmal auch 
als Kindermädchen arbeiten. Ihre Arbeit stellte einen Teil der feudalen Ab-
gaben ihrer Eltern, genauer: der Familie dar.28 
Eine andere Weggabekonstellation war durch die Ausbildung gegeben. Am 
meisten verbreitet dürfte hier die Weggabe in eine Lehre gewesen sein. Dies 
betraf ausschließlich Jungen, weil nur ihnen Handwerk oder Handel offen 
standen. Sie wurden i.d.R. gegen Entgelt seitens der Eltern, das so genannte 
Lehrgeld, in den Haushalt eines Meisters gegeben, um dessen Handwerk zu 
erlernen. Auch hier befanden sich die Kinder in der untersten Position im 
Haushalt, allerdings wussten sie, anders als die Schwabenkinder, ihre Eltern 
im Hintergrund. Ein weiteres Beispiel, Internate und Pensionate, betrifft vor 
allem Jungen, aber auch Mädchen aus bürgerlichen und adligen Familien.29 
Ein bekanntes Internat war das Paedagogium Regium der Franckeschen An-
stalten in Halle. Nikolaus Ludwig von Zinzendorf (1700-1760), der Gründer 
der Herrnhuter Brüdergemeine, besuchte es von 1710 bis 1716 und hielt in 
einer knappen autobiographischen Notiz fest, dass die Jahre im Paedagogium 
für ihn harte Jahre waren.30 Das Reglement war auch für einen Reichsgrafen 
streng, die Zöglinge standen immer unter Aufsicht, einer strengen Aufsicht: 
Besuche wurden selten gestattet, während der Internatszeit blieben die Schü-
ler immer im Internat, Ferien zu Hause waren nicht vorgesehen, Briefe wur-

                                                             
27  Vgl. Museo dello Spezzacamino, St. Maria Maggiore, Italien.  
28  Vgl. z.B. Mitterauer 1985 u. 1992. 
29  Im ausgehenden 19. Jahrhundert und in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts bildeten 

Internats- oder Pensionsgeschichten ein populäres Genre der Kinder- und Jugendliteratur. 
Bis heute aufgelegt sind, um einige Beispiele zu nennen, Tom Hughes‘ „Tom Brown‘s 
School Days“ (1857) über Rugby, Emmy von Rhodens „Der Trotzkopf“ (1885), Gertrud 
Prellwitz „Drude“ (1920), in dem mit der Odenwaldschule ein reformpädagogisches Internat 
vorkommt, und Erich Kästners „Das fliegende Klassenzimmer“ (1933). In diesen kinderlite-
rarischen Werken werden Internate und Pensionate vor allem als Orte von Gemeinschaft, 
Freundschaft, Streichen, manchmal auch Heimweh dargestellt, wobei der Realitätsgehalt 
fraglich bleibt. 

30  Vgl. Zinzendorf 1742.  
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den kontrolliert. Dies stellte kein Spezifikum des Halleschen Paedagogiums 
dar, sondern galt mehr oder weniger für alle Internate und Pensionate, auch 
der katholischen wie der Jesuitenkollegs. 
Die vermutlich häufigste Konstellation, die zur Weggabe von Kindern führte, 
bildeten ernste Krankheiten in der Familie, der Tod eines Elternteils oder eine 
materielle Verschlechterung der Familie. Verwandte, Freunde, Paten, auch 
Pflege- und Adoptiveltern, manchmal sogar Unbekannte scheinen Kinder 
recht selbstverständlich aufgenommen zu haben.31 
Daneben existierten kommunale oder kirchliche Institutionen wie Waisen- 
oder Findelhäuser, die Sozialwaisen aufnahmen, in die Kinder aber auch 
temporär gegeben wurden, d.h. dass Eltern, Verwandte oder sonst sich für sie 
verantwortlich Sehende die Kinder wieder zu sich nahmen, wenn ihre Situa-
tion dies erlaubte. Diese Institutionen waren von sehr unterschiedlicher Qua-
lität. Im Hinblick auf Waisenkinder ist zu berücksichtigen, dass im 18. Jahr-
hundert auch Kinder mit nur einem Elternteil als Waisen galten. So finden 
sich im Halleschen Waisenhaus zahlreiche Kinder, die noch eine Mutter, aber 
keinen Vater mehr hatten,32 in heutiger Diktion Halbwaisen.33 

3.2  Weggabe als Kind in Herrnhuter Lebensläufen34 

In der Herrnhuter Brüdergemeine führte eine spezielle Konstellation dazu, 
dass Eltern ihre Kinder weggaben, nämlich die Entsendung in die Mission 
oder an andere Orte im Dienst der Gemeine. 
Die Brüdergemeine hat eigene Institutionen für diese Kinder geschaffen, die 
so genannten Kinderanstalten. Die Kinder wurden zum Teil sehr früh, oft 
kurz nach der Entwöhnung, diesen Anstalten übergeben. Wurden die Eltern 
in eine der Ortsgemeinden zurückgerufen, konnten sie ihre Kinder wieder zu 
sich nehmen. Eine brüderische Anstaltskarriere verlief so, dass die Kinder 
zuerst in die so genannten Nurseries, wenn sie älter waren in die gemischtge-

                                                             
31  So berichtet Johanna Sophia Molther, geb. von Seidewitz (1718-1801), dass sich nach der 

Verarmung ihrer Eltern zwei Standesgenossen, interessanterweise keine Verwandten, erbo-
ten, sie aufzunehmen und auf eigene Kosten erziehen zu lassen. Der eine war Zinzendorf, 
der ihren Vater vom Bautzener Landtag kannte. Er bot an, zwei der fünf Seidewitztöchter in 
das in Berthelsdorf entstehende Fräuleinstift, eine Erziehungsanstalt für adlige Mädchen, 
aufzunehmen, was dann auch geschah. „Zu gleicher Zeit meldete sich auch ein Graf v. Man-
steuffel in Dresden, mich in seine Familie, an Kindesstatt, anzunehmen. Mein Vater stellte 
es in meinen Willen u. ich erklärte mich: daß ich am liebsten zum Grafen Zinzendorf ziehen 
wollte, wiewol ich ihn nie gesehen hatte“ (Molther 1801, o.S.). Warum Mansteuffel die 
Aufnahme anbot, etwa weil er keine eigenen Kinder hatte, bleibt unerläutert. 

32  Vgl. Jacobi/Müller-Bahlke 1998. 
33  Zu Waisenhäusern vgl. Veltmann/Birkenmeier 2009; Sträter/Neumann/Wilson 2003. 
34  In diesem Punkt knüpfe ich an an Schmid 2012, S. 124-127. 
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schlechtlichen Kinderanstalten und im Alter von sechs bis sieben Jahren in 
die getrennten Mädchen- oder Knabenanstalten kamen. Hier wurde zusam-
mengelebt: gemeinsam wurden die Mahlzeiten eingenommen, gemeinsam 
wurde gebetet, gesungen, gearbeitet, in großen Schlafsälen geschlafen.35 Zu-
ständig für die Kinder waren ihre Chorarbeiterinnen und -arbeiter, die die 
Kindergruppe nach Stuben aufgeteilt betreuten.36 Dass sie im 18. Jh. häufig 
nur wenige Jahre älter waren als die ihnen übergebenen Kinder und Jugendli-
chen, könnte ein vertrauensvolles Verhältnis erleichtert haben. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abb. 2:  Friedrich von Watteville (1740-1754): Büchlein für Elisabeth von Zinzendorf. UAH 
H6: Autographe und Stammbücher, Nr. 28. Bildüberschrift: Kommt zum ersten mahl in 
die Kinder Anstalt. 1746. 

 

                                                             
35  Vgl. Entwurf für ein Gemeinhaus und Chorhaus für die ledigen Schwestern und Mädchen in 

Herrnhut. UA TS.Mp.15.12. In einem nicht ausgeführten Plan von 1755 ist der Mädchen-
schlafsaal für 136 Personen ausgelegt. 

36  Es gab allerdings auch Situationen unter vier Augen beim sogenannten „Sprechen“, persön-
lichen meist seelsorgerischen Gesprächen, in denen es um den Stand ihrer „Connexion mit 
dem Heiland“, die persönliche Beziehung zum Heiland als Gradmesser der Frömmigkeit, 
ging, darüber hinaus aber auch über persönliche Belange, etwa Irritationen, die die Pubertät 
mit sich brachte, gesprochen werden konnte. Vgl. Faull 2006. Zinzendorf empfahl seinen 
Zuhörerinnen und Zuhörern in den Kindern-Reden ausdrücklich, sich in solchen Situationen 
an ihre Arbeiterinnen und Arbeiter zu wenden. Vgl. Zinzendorf 1758, 17., 31., 43. Rede. 
Zum „Sprechen“ s. Faull 2006. 
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Wir wissen nicht, wie Kinder es erlebten, weggeben zu werden und was es 
für ihr späteres Leben bedeutete, aber in den Lebensläufen lassen sich einige 
Hinweise darauf finden. Ich gehe davon aus, dass die Weggabe für die seeli-
sche Entwicklung der Betroffenen in aller Regel, wie wir von der Entwick-
lungspsychologie wissen, ein nicht verstehbarer Lebenseinschnitt gewesen 
sein dürfte, eine Verlusterfahrung. Aber wir wissen auch, dass be-
deutungsvolle Dritte, Erwachsene oder Peers, zu denen das Kind eine enge 
vertrauensvolle Beziehung aufbauen kann, diese Verlusterfahrung kompen-
sieren können. 
Mein Sample besteht aus etwa 40 Lebensläufen von Personen, die im 18. Jh. 
in vier Missionsgebieten der Herrnhuter Brüdergemeine zur Welt kamen und 
als Kinder nach Europa in eine der Kinderanstalten gegeben wurden.37 Weiter 
untersuche ich einen einzelnen sehr ausführlichen Lebenslauf einer Zinzen-
dorfenkelin und die knappen Lebensläufe dreier Geschwister. Im Zentrum 
steht dabei die Frage, wie die Weggabe, also die Trennung von den Eltern, 
und die Zeit, insbesondere die erste Zeit in den Kinderanstalten, erinnert wer-
den und welche Darstellungsstrategien und Interpretationen sich finden. Im 
Folgenden werden Passagen aus selbst verfassten Lebensläufen vorgestellt, 
die rückblickend im Erwachsenenalter erinnert und zu Papier gebracht wur-
den.  
Anna Benigna Glatte (1776-1840) wurde 1781, sie war fünf Jahre alt, ihr Va-
ter im Jahr zuvor verstorben, von der Mutter zusammen mit ihrem Bruder 
nach Deutschland gebracht. Sie selbst kam nach Herrnhut, der Bruder nach 
Niesky, wo er 1786 starb. Die Mutter hatte 1782 wieder geheiratet und war 
mit ihrem Mann nach Westindien zurückgekehrt.  

„Meine theure Mutter“, erinnert sich Glatte, „habe ich dann nie wieder gesehen. 
Viele Thränen hat es mich gekostet, meine Jugend verwaist verbringen zu müssen, 
und schwer wurde es mir, mich in des Heilands Wege zu finden; es wirkte dies 
auch auf meinen äußern Gang nachtheilig ein, denn die damalige Behandlung der 
Kinder war nicht immer liebevoll.“38 

In diesen wenigen Zeilen wird die Erfahrung kindlicher Verlassenheit, näm-
lich von der Mutter in eine völlig fremde Umgebung gebracht und dort allein 
zurückgelassen worden zu sein, komprimiert; ob die Mutter ihr schrieb, sie 
ihren Bruder im nahen Niesky manchmal sah, wissen wir nicht. Die Schrei-
                                                             
37  Diese Missionsgebiete sind im Einzelnen Tranquebar in Indien, Labrador auf Grönland, St. 

Thomas in der Karibik und Surinam in Südamerika. Das Sample enthält alle in einem dieser 
Missionsgebiete geborenen Personen, die in der Brüdergemeine geblieben sind und einen 
Lebenslauf hinterlassen haben, der im Unitätsarchiv in Herrnhut archiviert ist. Im Weiteren 
gehe ich, mit Ausnahme der drei Geschwister Lachenal, nur auf selbst verfasste Lebensläufe 
ein. 

38  Glatte 1840, unpaginiert. 
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berin erinnerte sich an das Gefühl des Verwaist-Seins, an Tränen, daran, 
„nicht immer liebevoll“ behandelt worden zu sein, einer der häufig zu fin-
denden Hinweise auf die strenge Anstaltserziehung. Sie scheint sich nicht nur 
einsam, sondern auch fremd gefühlt zu haben. Hinzu kam, dass ihr die gängi-
ge Sinndeutung schwerer lebensgeschichtlicher Situationen, sie als vom Hei-
land auferlegte Prüfung hinzunehmen, nicht gelingen wollte, was darauf hin-
weisen könnte, dass ihr die Adaption der Frömmigkeitsnorm ihrer neuen 
Umgebung schwer fiel. 
Anna Charlotte Luther, geborene Barlach (1794-1874) scheint das besser ge-
lungen zu sein. Als Zweijährige war sie mit ihren Eltern und ihrer jüngeren 
Schwester vom indischen Tranquebar in einer siebenmonatigen beschwer-
lichen Seereise nach Dänemark in die dortige Gemeinde Christiansfeld ge-
reist und drei Jahre später von den Eltern, bevor sie wieder in Missionsdiens-
te gingen, mit der Schwester zusammen in die Kleinwelkaer Kinderanstalt 
gebracht worden. In ihrem Lebenslauf finden sich keine Klagen, im Gegen-
teil notiert sie direkt im Anschluss an die Erwähnung der eigenen Weggabe:  

„Lebenslang werde ich es meinen guten Eltern danken, dass sie mich frühzeitig den 
Heiland, als den großen Kinderfreund, kennen und lieben lehrten. Ich erinnere mich 
noch jetzt, in meinem 67. Jahre, wie ich, wenn mir etwas fehlte, oder ich mich 
fürchtete, gleich meine Zuflucht kindlich und zutraulich zu Ihm nahm, alle Noth 
Ihm klagte und um seine Hilfe bat. Das Eingewohnen in der Anstalt [...] wurde mir 
nicht schwer.“39  

Indirekt ist zwar die Rede davon, dass etwas fehlte – vermutlich die Eltern, 
sie sich gefürchtet habe, aber sie fand, damit den Frömmigkeitserwartungen 
ihrer neuen Umgebung Genüge tuend, Trost im Heiland – und mehr vermut-
lich, wie die nächsten Seiten dieses ausführlichen Lebenslaufs nahe legen, bei 
ihrer Schwester. Die Eltern, so die Dramaturgie dieses Lebenslaufsanfangs, 
verschwanden, Jesus kam, zu dem die Eltern sie ja schon hingeführt hatten, 
wer blieb, das war die Schwester. Aber die Schwester starb, als Anna Luther 
14 Jahre alt war. Den frühen Tod ihrer Schwester im Jahr 1809 beschreibt 
Anna Charlotte Luther als die größte Erschütterung ihres Lebens, die dazu 
führte, dass auch sie sterben wollte, weil sie die „Wiedervereinigung mit der 
geliebten Vorangegangenen“40 ersehnte (was sie natürlich als Sünde erkann-
te) und schwer erkrankte. Dass die Eltern sie weggaben, markierte zwar einen 
Bruch, aber die Schwester garantierte Kontinuität. Die signifikante lebensge-
schichtliche Zäsur bildete deren Tod, erst dann fühlte sie sich verlassen. 
Es gab Eltern, die zu ihren weggegebenen Kindern eine enge Verbindung 
hielten, was unter den damaligen Verhältnissen hieß, dass sie ihnen regelmä-

                                                             
39  Luther 1875, S. 888. 
40  Ebd. S. 884. 
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ßig schrieben. Christian Friedrich Schmidtmann (1794-1817), mit drei Jahren 
von Labrador nach Kleinwelka geschickt, litt, wie im kurz vor seinem frühen 
Tod diktierten Lebenslauf zu lesen ist, unter der Trennung von seinen El-
tern.41 Ihre Briefe scheinen, so sehr er sich über sie freute, den Trennungs-
schmerz immer wieder aktualisiert zu haben. „Die vielen Briefe“, heißt es, 
„die mir meine Eltern schrieben, erhielten eine kindliche Sehnsucht nach 
ihnen; diese Sehnsucht stieg von Jahr zu Jahr, und ich hoffte immer nach 
19jähriger Trennung sie doch hienieden wieder einmal sehen zu können.“ 
Aus dem Wissen heraus, todkrank zu sein, fährt er fort: „Des Heilands Wille 
war es nicht, und ergeben in seine Führung, freue ich mich umso herzlicher, 
sie dereinst in der Ewigkeit vor seinem Throne umarmen zu können.“42 Hier 
wird ein ganzes Leben lang an der Hoffnung auf ein Wiedersehen mit den El-
tern, und sei es im Jenseits, festgehalten, eine vermutlich tröstliche Strategie, 
mit deren Hilfe – und auch hier wieder mit der des Heilands, wie zu lesen ist 
es sich durch die Anstalts- und ersten Berufsjahre kommen ließ. Von zentra-
ler Bedeutung war für Schmidtmann, dass die Beziehung zu seinen Eltern nie 
abriss, er immer mit ihnen in Verbindung blieb. Er war zwar alleine, aber 
nicht verlassen.43 
Dass ein Wiedersehen, wie Schmidtmann es sich ersehnt hatte, auch irritieren 
konnte (und das vielleicht auch hier imaginierte Umarmen vermutlich gar 
nicht zustande kam), lässt sich dem Lebenslauf von Johannes Wied (1795-
1834) entnehmen. Fünfjährig in Begleitung eines ihm vertrauten brü-
derischen Ehepaares, nicht der eigenen Eltern, wie beispielsweise die oben 
erwähnte Anna Benigna Glatte, von Surinam nach Europa geschickt, sah er 
seinen Vater erst nach 13 Jahren wieder und musste feststellen, dass dieser 
ihm wie auch seinem später nachgekommenen Bruder „völlig fremd gewor-
den“ war und auch der Vater seine Kinder „gleichsam nur auf Treu und 
Glauben für seine Kinder ansehen [konnte].“44 Dass es nicht dabei blieb, lag 

                                                             
41  Weiter schreibt er: „Die Jahre meiner ersten Kindheit in Kleinwelke wurden mir bei der da-

maligen etwas strengen Erziehungsmethode sehr schwer“ (Schmidtmann 1817, S. 217). – 
Auch hier wird die Anstaltserziehung als streng qualifiziert und auch hier ist es der Heiland, 
der „hindurch [hilft]“ (ebd.). 

42  Ebd., S. 216 f. – Im nicht mehr von ihm selbst diktierten, sondern von anderen verfassten 
Schlussteil dieses Lebenslaufs ist noch einmal von elterlichen Briefen die Rede: „Eine be-
sondere Freude machte es ihm, dass er in der lezten Woche seines Hieniedenseyns noch ei-
nen herzlichen Brief von seinen Eltern aus Labrador erhielt; er ließ ihn sich einige Male vor-
lesen, und war über den Inhalt desselben sehr gerührt“ (ebd. S. 224).  

43  Im nicht eigenhändigen Lebenslauf von Christian Friedrich Thomas Sen. (1778-1792), der 
sechsjährig von St. Thomas in der Karibik ins dänische Christiansfeld geschickt worden 
war, werden Briefe des Vaters, in denen er erziehlich auf seinen Sohn einwirken wollte, aus-
führlich wiedergegeben. Vgl. Thomas 1792.  

44  Wied 1836, S. 144. 
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vor allem daran, dass der Vater nicht wieder in die Mission ging, sondern in 
Herrnhut, also in Reichweite seiner Kinder blieb und man sich oft sah. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Abb. 3:  Friedrich von Watteville (1740-1754): Büchlein für Elisabeth von Zinzendorf. UAH 
H6: Autographe und Stammbücher, Nr. 28. Bildüberschrift: Ist bey ihrer Groß Mamma 
zu Berlin, von der Sie sehr geliebt wird. 1749. 

 
Von zu Hause weggeschickt worden zu sein, wurde in selbst verfassten Le-
bensläufen in aller Regel als eine schwierige lebensgeschichtliche Situation 
thematisiert. Von Trennung, von Schmerz, von Tränen wurde berichtet.45 Al-
lem Anschein nach boten die Kinderanstalten der Brüdergemeine bzw. die 
für sie zuständigen Erwachsenen den Kindern oft keinen ausreichenden 
Trost, keine hinlängliche Unterstützung.46 Vielmehr wird wiederholt die 
strenge Erziehung als Ursache für Eingewöhnungsschwierigkeiten angeführt. 
Was genau darunter zu verstehen war, bleibt offen – etwa ob die Anstaltsneu-
linge mit ihrem Kummer allein gelassen oder sogar dafür zurechtgewiesen 
wurden. Den Adressatinnen und Adressaten der Lebensläufe dürfte allerdings 
                                                             
45  Erstaunlich ist es, dass sich oft kurz nach der Schilderung der anfänglichen Schwierigkeiten 

beim Einleben oder des Trennungsschmerzes Äußerungen der Dankbarkeit gegenüber den, 
wie es heißt, „Vorgesetzten“, finden. Vgl. Padel 1830, S. 639 f. 

46  Es finden sich aber auch andere Stimmen, etwa bei Johannes Wied, wenn er schreibt: „Da 
aber meine Vorgesezten und Kameraden sehr liebreich mit mir umgingen, so verlor sich 
dasselbe [das Heimweh, P.S.] bald, und ich gewohnte gut ein.“ Wied 1836, S. 138 f.  
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aus eigener Erfahrung klar gewesen sein, worauf mit der Rede von der stren-
gen Erziehung angespielt wurde. 
Wie die weggegebenen Kinder mit der neuen Situation fertig wurden, hing 
wesentlich davon ab, ob über ein Geschwisterkind, aus dem Herkunftsgebiet 
bekannte Erwachsene oder Verwandte am neuen Ort bzw. in der näheren 
Umgebung eine personale Kontinuität gegeben war, oder ob sich neue be-
deutsame Dritte fanden, Erwachsene oder auch andere Kinder, die an dem 
Kind Interesse zeigten, zu denen es eine persönliche Beziehung herstellen 
konnte und die einen gewissen Ersatz für die fehlenden Eltern boten. Solche 
Personen tauchen immer wieder in den Lebensläufen auf, beispielsweise 
wenn Peter Wolle (1792-1871), der mit drei Jahren von Neuherrnhut in der 
Karibik nach Nazareth in der Nähe von Bethlehem, Pennsylvania, zu einem 
Ehepaar Möhring gegeben worden war, festhielt, dass „Schwester Möhring, 
die selbst keine Kinder hatte, [...] wahre Muttertreue an mir bewies“ oder aus 
späteren Jahren einen Lehrer erwähnte, der „eine besondere Zuneigung zu 
[ihm] gefaßt hatte“.47  
Was die Figur des bedeutungsvollen Dritten angeht, so lag eine Besonderheit 
der Brüdergemeine darin, dass den weggegebenen Kindern mit dem Heiland 
ein allen, Erwachsenen wie Kindern, zugänglicher bedeutungsvoller Dritter 
zur Verfügung stand. Brüderische Frömmigkeit realisierte sich, wie oben 
dargestellt, vor allem in einer intakten Christusbeziehung. Mit dem Heiland 
in Beziehung zu treten und zu bleiben, wurde von früh an eingeübt. Unter 
den Bedingungen der Weggabe konnte die Herrnhuter Frömmigkeitskultur 
mit ihrer Christuszentriertheit Praktiken bereitstellen, die den Kindern bei der 
Bewältigung der Situation halfen. Aus dem Elternhaus war der Heiland als 
derjenige geläufig, der einen liebte, für einen da war und den man wieder zu 
lieben hatte. Den Kindern wurde nahe gelegt, sich Christus ganz personal vor 
zu stellen, als eine Art Freund, mit dem man sich bereden konnte.48 Der Hei-
land als bedeutsamer Dritter bot sich damit als legitimer Adressat für ander-
weitig schwierig oder gar nicht zu artikulierende Befindlichkeiten an, eine 
Instanz für Tränen, Heimweh, Schmerzen und damit zugleich, das ist wichtig, 
als eine Instanz, die Klagen, Kummer, Irritationen eine Legitimität verlieh. In 
zahlreichen Lebensläufen taucht es wie ein topos auf, dass der Heiland in der 

                                                             
47  Wolle 1872, S. 257. Das Wiedersehen mit seinen Eltern nach 17jähriger Trennung kommen-

tiert er folgendermaßen: „So frühe und so lange von ihnen geschieden zu sein, war eine Er-
fahrung, die ich oft beklagte, als ungünstig zur Entwicklung und Ausbildung der Gefühle 
kindlicher Liebe“. Berücksichtigt man, dass er keine weiteren Worte zu dem Wiedersehen 
mit seinen Eltern verlor, so lässt sich das als Hinweis darauf sehen, dass sich eine emotiona-
le Nähe nicht einstellte und vielleicht sogar als Kritik an der frühen Weggabe (Vgl. ebd., S. 
258 f.). 

48  Vgl. Zinzendorf 1758, bes. 84. Rede, S. 441-443. 
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Anfangssituation, beim „Eingewohnen“ hindurch geholfen habe,49 „der ein-
zige Freund“ gewesen sei, dem man seine „Anliegen klagte, und von ihm ge-
tröstet wurde.“50 Es ist zu vermuten, dass die geübte und bekannte Christus-
beziehung als frömmigkeitskulturelle Ressource fungierte, die den Kindern 
die Eingewöhnung in die fremden Umgebung wirklich erleichterte.51 
In den Lebensläufen wurde die Weggabe, wenn sie nicht nur als Fakt ange-
führt, sondern ausführlicher dargestellt und bewertet wurde, in der Regel als 
schwierige, problematische Erfahrung erinnert und oft auch beklagt. Umso 
bemerkenswerter ist es, dass diejenigen, die die Schreiberinnen und Schreiber 
einst weggegeben hatten, die eigenen Eltern, in den Lebensläufen nie explizi-
ter Kritik unterzogen wurden. Das mag daran liegen, dass die Erwachsenen 
es hinnahmen wie es die Kinder hatten hinnehmen müssen. Kritik verbot sich 
ja auch deshalb, weil die Eltern nicht aus freien Stücken, sondern im Dienst 
der Brüdergemeine, und das hieß: des Heilands, so gehandelt hatten. Dage-
gen ließ sich als Mitglied der Brüdergemeine nicht ernstlich etwas einwen-
den. Hinzu kam, dass Eltern in aller Regel jeglicher Kritik enthoben waren, 
das vierte Gebot sorgte bis weit in das 20. Jahrhundert hinein dafür. 
Implizite Kritik an den Eltern, und darum soll es abschließend gehen, lässt 
sich allerdings durchaus finden. Ein eindrückliches Beispiel dafür bietet der 
mit 27 Seiten ungewöhnlich ausführliche Lebenslauf von Anna Dorothea Eli-
sabeth von Schweinitz, geb. von Watteville (1754-1813), einer Enkelin Zin-
zendorfs. Mit einem Jahr wurde Anna Dorothea Elisabeth von Watteville 
fremder Obhut übergeben; sie hatte eine sorgsame nur für sie zuständige 
Pflegerin, auch ein eigenes Zimmer, also bessere Bedingungen als einfache 
Missionarskinder. Später kümmerten sich immer wieder Familienangehörige, 
u.a. ihre Tante Elisabeth von Zinzendorf (1740-1807), die auf den Abbil-
dungen dieses Beitrages als Kind zu sehen ist, und Freunde der Familie um 
sie. Wie kommen nun ihre Eltern in ihrem Lebenslauf vor? Was Kindheit und 
Jugend angeht, so erwähnt sie ihre Eltern lediglich drei Mal. In der üblichen 
Eingangsformel werden sie im Zusammenhang mit ihrer Geburt, dem syste-
matischen Ort für die Eltern in Lebensläufen, als Eltern erwähnt, vom na-
mentlich genannten Vater Johannes von Watteville (1718-1788) ist zu erfah-
ren, dass er sie taufte und es wird nüchtern konstatiert, dass „ihre (der Eltern, 
P.S.) Lage und Dienst bei der Gemeine [...] ihnen die eigene Erziehung ihrer 

                                                             
49  Z.B. Schmidtmann 1818, S. 217. 
50  Padel 1830, S. 639. 
51  Der, um es zu wiederholen, personal imaginierte Heiland verkörperte als bedeutungsvoller 

Dritter zugleich eine personale Kontinuität zwischen dem Elternhaus und der neuen Institu-
tion; in ihm konvergierten damit zwei zentrale Bewältigungsstrategien für schwierige le-
bensgeschichtliche Situationen. 
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Kinder unmöglich machten.“52 Weiter schilderte sie ein ernstes und für sie 
außerordentlich eindrückliches Gespräch mit ihrem Vater aus ihrem elften 
Lebensjahr und erwähnte dann noch eine weitere Begegnung mit ihren Eltern 
in ihrem 17ten Lebensjahr, ohne weiteres darüber zu berichten. Insgesamt 
entsteht der Eindruck, sie habe ihre Eltern so gut wie nie gesehen. Das traf al-
lerdings nicht ganz zu, wenn man ihrer Mutter glauben darf, die in einem der 
vielen Briefe an ihre jüngere Schwester Elisabeth, Anna Dorothea Elisabeth 
von Watteville ist zu diesem Zeitpunkt 13 Jahre alt, einfließen ließ, ihre vier 
Kinder um sich zu haben und dies hörte sich so an, als sei es keine Ausnahme 
gewesen.53  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Abb. 4: Friedrich von Watteville (1740-1754): Büchlein für Elisabeth von Zinzendorf. UAH H6: 

Autographe und Stammbücher, Nr. 28. Bildüberschrift: Kommt mit der Mädchenanstalt 
nach Herrnhut. 1751. 

                                                             
52  Von Schweinitz 1813, S. 2. 
53  Vgl. UAH R.21.A.184.5, unpaginiert. Benigna von Watteville an ihre Schwester Elisabeth 

von Watteville. Herrnhuth, den 27. April 1769.  
Aus ihrem Erwachsenenalter führt Anna Dorothea von Schweinitz zwei Begegnungen mit 
ihren Eltern an, eine in ihrem 24. Lebensjahr und dann einen langen Besuch ihrer Eltern 
zwischen 1784 und 1787 in Bethlehem, Pennsylvania, wo sie mittlerweile mit ihrer eigenen 
Familie lebte. Hier kommt es erstmals zu einem „familienmäßigen Umgang“ zwischen El-
tern und Tochter. Sie denkt daran zurück als an „eine recht liebliche Zeit, die mir“, wie sie 
schreibt, „um so wichtiger war, als ich in meinem Leben noch nie so familienmäßig den 
Umgang meiner lieben Eltern genossen hatte.“ Weiter berichtet sie, dass ihr Vater ihr „in der 
Zeit 2 liebe Kinder taufen konnte.“ (Von Schweinitz 1813, S. 16). 
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In Schweinitz’ Lebenslauf kommen diese und vielleicht weitere Begeg-
nungen mit der Mutter nicht vor, ja sie nennt ihre Mutter Benigna von Watte-
ville (1725-1789) an keiner Stelle namentlich. Benigna von Watteville, Zin-
zendorfs Lieblingstochter, hatte, seit sie mit 14 Jahren ihren Vater auf seiner 
Reise durch die nordamerikanischen Gemeinden begleitet und sich dabei als 
„Streiterin“ bewährt hatte, fast durchgängig im Dienst der Gemeine gestan-
den;54 sie war allen in der Brüdergemeine bekannt und genoss Ansehen. Die 
Mutter ohne Namensnennung nahezu außen vor zu lassen in ihren Lebenser-
innerungen, kann kein Zufall gewesen sein. Anna Dorothea Elisabeth von 
Schweinitz verweigerte ihrer Mutter, wie es scheint, einen Platz in ihrem er-
innerten Leben. Das lässt sich als Reaktion darauf lesen, dass sie selbst erlebt 
hatte, im Leben der Mutter keinen Platz zu haben. Das frühe Verschwinden 
der Mutter aus ihrem Leben beantwortete sie damit, diese in ihrem Lebens-
lauf als Person zum Verschwinden zu bringen. Anna Dorothea Elisabeth von 
Schweinitz dethematisierte ihre Mutter.  
Ich hatte eingangs gesagt, dass ich autobiographisches Schreiben als Hand-
lung verstehe, in der Sinndeutungen vorgenommen werden. In der Dethema-
tisierung der Mutter scheint zum Ausdruck zu kommen, dass diese im Leben 
der Tochter keinen Sinn machte, nicht untergebracht werden konnte, weil sie 
vermutlich nicht unterzubringen war. Vielleicht ist bei ihrer Dethematisie-
rung auch, psychoanalytisch gesehen und etwas dramatisiert, eine späte Ra-
che für frühe Kränkung am Werk.55 Insgesamt scheint die kleine Anna 
                                                             
54  Zwischen 1748 und 1784 begleitete Benigna von Watteville ihren Mann Johannes von Wat-

teville auf den meisten seiner Visitationsreisen in europäischen und überseeischen Gemein-
den. Diese führten sie durch Deutschland, nach Nordamerika, Holland, England, Dänemark 
und auf die westindischen Inseln. 

55  Die Dethematisierung der Mutter ist umso erstaunlicher, als die Tochter in Benigna von 
Wattevilles Lebenslauf, den sie allerdings nicht selbst verfasst hat, mehrmals erwähnt wird. 
So heißt es in der längsten Passage: “Anno 1754, den 25ten April, schenkte ihr der Heiland 
ihre erste Tochter Anna Dorothea Elisabeth, welche zu Bethlehem in Nord-America mit dem 
lieben Bruder Hans Christian Alexander von Schweinitz aus dem Hause Leube vermählt ist, 
woselbst sie bey dem großen Werke Gottes in America treue und gesegnete Mitarbeiter sind. 
Von dieser Tochter hat sie drey Enkelsöhne und ein Enkeltöchterlein erlebt, bey der Geburt 
der beyden letzten Enkelkinder war sie zugegen, sahe auch das Töchterlein zu Bethlehem 
wieder zu seiner Heimath ziehen, und zwar gerade an dem selben Tage, da im Brüdergarten 
bey Tranquebar ihr lieber Sohn Johann Ludwig seinen Lauf hienieden beendete.“ (Wattevil-
le 1789, S. 6 f.) An späterer Stelle, Benigna von Watteville ist verwitwet, wird berichtet, 
dass sie am 25. April 1789 mit ihrer einzigen noch lebenden Schwester, Elisabeth von Wat-
teville, zusammen deren Geburtstag und den ihrer in Amerika lebenden Tochter begangen 
habe. – In ihrem insgesamt 21seitigen Lebenslauf sind über zwei Seiten ihren Kindern, wenn 
man die Erwähnung familiärer Zusammenkünfte mit ihren eigenen Eltern und Geschwistern 
hinzunimmt, über drei Seiten ihrer Familie gewidmet, also etwa ein Siebtel des Lebenslaufs. 
Das lässt sich als Hervorhebung, als Betonung von Familie und Kindern lesen und damit als 
das spiegelverkehrte Äquivalent zur Dethematisierung bei der Tochter. 
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Dorothea Elisabeth von Watteville Ersatz für die Eltern, bedeutsame Dritte 
gefunden haben – und mit der Dethematisierung der Mutter eine Strategie in-
direkter Kritik an den Eltern, an der Weggabe.  
Wie es gewesen sein mag, wenn dies nicht gelang, etwa wenn ein Kind 
kränklich war oder von einer Anstalt in die andere gegeben wurde bzw. um-
ziehen musste, vor allem, wenn sich keine bedeutsamen Dritten fanden, lässt 
sich nur vermuten. Von Interesse in diesem Zusammenhang sind die Lebens-
läufe der drei Geschwister Lachenall: Anna Elisabeth (1744-1785), Christian 
Ludwig (1753-1801) und Maria Magdalena Lachenall (1752-1815), die alle 
keine selbstverfassten Lebensläufe hinterlassen haben. Ihre Eltern, der aus 
Basel stammende Arzt Werner Lachenall († 1777) und die sächsische Adlige 
Charlotta Henrietta Erdmuth von Seydewitz (1716-1794) heirateten 1743 in 
Herrnhaag, sodass die Kinder in der Brüdergemeine geboren und aufgezogen 
wurden. 
Anna Elisabeth Lachenall, die älteste, 1744 in Marienborn geboren, war 
ernstlich krank als Kind und wurde von ihrem liebenden Vater, wie es heißt, 
gepflegt, behielt aber einen verkrüppelten Arm und eine Nervenschwäche. 
Mit fünf Jahren wird sie, ohne dass Gründe dafür angegeben werden, in die 
Kinderanstalt in Lindheim in der Nähe von Marienborn und dann nach 
Herrnhut gegeben, als die Anstalt dahin umzog. Von der etwa Zwanzig-
jährigen ist zu lesen: 

„Da aber ihre Nerven je länger je schwächer wurden, sodaß auch ihr Verstand da-
bey sehr litte, und durch allerley verkehrte Phantasien benebelt wurde, so konnte sie 
das heilige Abendmahl nicht mehr genießen und mußte von da an mit außeror-
dentlicher Geduld und Mitleiden behandelt werden. So lange als möglich hielt sie 
sich unter den Mädgen auf; dann aber wurde sie beständige Einwohnerin der Kran-
kenanstalt.“56 

Im Jahr 1769 kam sie ins Schwesternchorhaus „und wurde als eine Kranke 
nach Gemüth und Hütte so gut als möglich gepflegt“.57 Obwohl allgemein 
geliebt und Objekt von Mitleid und obwohl allgemein versucht wurde, sie 
Beunruhigendes von ihr fernzuhalten, blieb sie wie alle psychisch Kranken 
fast durchgängig vom Abendmahl ausgeschlossen, dem wichtigsten Ereignis, 
der hervorgehobenen Vergemeinschaftung innerhalb der herrnhutischen Le-
bensgemeinschaft.  
Ihr Bruder Christian Ludwig, der 1753, wie seine Schwester, in Marienborn 
zur Welt kam, wurde früh in die Knabenanstalt nach Groß-Hennersdorf bei 
Herrnhut gegeben, auch hier erfährt man keine Gründe für die Weggabe. Er 
wird Apotheker, heiratet, scheint ein normales Leben geführt zu haben, wird 

                                                             
56  Lachenall 1784, unpaginiert. 
57  Ebd. 
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aber als ängstlich und still beschrieben, als jemand, über dessen Leben wenig 
gesagt werden könne.58 
Von Maria Magdalena Lachenall, dem dritten, 1752 geborenen Kind, heißt 
es, dass sie „von dem, was in ihrem Innern vorging, sehr wenig zu äußern 
pflegte“, aber aufgrund ihrer umgänglichen, „sich nicht gern Sorgen machen-
den Gemüths-Art […] von ihren Schwestern [im ledigen Schwestern-Chor, 
P.S.] geliebt“ wurde und „ihnen diese Liebe von Herzen [erwiderte]“. „Bis zu 
dem Alter von 7 Jahren“, ist weiter zu lesen, „blieb sie bey ihren Eltern, und 
hatte eine sehr vergnügte Kinderzeit. Alsdann wurde sie […] hierher nach 
Herrnhuth gebracht, und ins Mädchenhaus übergeben, u. ihre Eltern hat sie 
nicht wieder zu sehen bekommen.“59 Warum sie, und das gilt vermutlich 
auch für ihre Schwester Anna Elisabeth und ihren Bruder Christian Ludwig, 
ihre Eltern nach der Übergabe in die Erziehungsinstitutionen nicht mehr sah, 
der Kontakt vielleicht sogar abbrach, ist nicht zu erfahren, wird aber als er-
wähnenswerte Tatsache festgehalten. Angesichts der Mobilität in der Brüder-
gemeine ist das mehr als merkwürdig, denn der Vater starb erst 1777, hätte 
also noch 18 Jahre Zeit gehabt, seine jüngste Tochter zu sehen, die Mutter 
starb sogar erst 1794. Nach der Weggabe der Kinder scheint diese Familie 
zerfallen zu sein.60 In den Lebensläufen der Kinder könnte deren Verstum-
men auf diesen Zerfall verweisen. Es ist zu vermuten, dass sich im Leben der 
Geschwister Lachenall, anders als bei Anna Dorothea Elisabeth von 
Schweinitz, keine bedeutsamen Dritten fanden, die den Verlust der Eltern 
kompensiert hätten. Die seelische Krankheit der älteren Schwester wie auch 
die Scheu, vielleicht Schwermut des Bruders und möglicherweise auch die 
Verschlossenheit der jüngeren Schwester könnten mit der frühen Weggabe, 
der Trennung von den Eltern zusammenhängen. 
Die Weggabe der eigenen Kinder geriet in der Brüdergemeine allerdings im 
Verlauf des 19. Jahrhundert zunehmend unter Kritik, was sich darin bemerk-
bar macht, dass sie erläutert und legitimiert werden musste. Das lässt sich am 
von ihrem Ehemann verfassten Lebenslauf von Marie Justine von Reuß, j.L., 
geb. von Watteville (1762-1828), der jüngeren Schwester von Anna Dorothea 
Elisabeth von Schweinitz, sehen. Das Kind war mit zwei Jahren weggegeben 
worden, „der Sorge ihrer Eltern beraubt“, wie es heißt. „Deren Zeit und Ar-
beit [war] gänzlich dem Dienst unseres Herrn und seiner Gemeine gewid-
met“, ist weiter zu lesen, „und dessen Willen [brachten] sie auch die elterli-
chen Gefühle zum Opfer [...], die ihnen keineswegs mangelten.“61 Die expli-

                                                             
58  Vgl. Lachenall 1801, unpaginiert. 
59  Lachenall 1815, unpaginiert. 
60  Über Kontakte zwischen den Geschwistern, die die beiden in Herrnhut lebenden Schwestern 

gehabt haben könnten, ist den Lebensläufen nichts zu entnehmen. 
61  Reuß, j.L. 1818, o.S. 
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zite Aussage, das kleine Mädchen sei elterlicher Fürsorge beraubt worden, 
markiert deutlich einen Mangel, eine Kritik, der Verweis, dass die Eltern da-
bei gegen ihre durchaus vorhandenen elterlichen Gefühle gehandelt hätten, 
zeigt, dass die Praxis der Weggabe nicht mehr kritiklos hingenommen wurde. 
Die Kinderanstalten für Missionarskinder existierten gleichwohl bis weit ins 
20. Jahrhundert weiter.  
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Historische Bildungsforschung als ein  
Laboratorium der Erziehungswissenschaft –  
Interview mit Prof. Dr. Pia Schmid 
 
 
 
 
I: Unser Gespräch über Deine Arbeit als historische Bildungsforscherin1 
möchte ich mit der Frage eröffnen, welche Bedeutung Du der Historischen 
Bildungsforschung im Rahmen der Disziplin Erziehungswissenschaft zumisst.  
 
Schmid: Ich glaube, dass jede Disziplin ein Bewusstsein von ihrer eigenen 
Geschichte haben muss, auch um sich darüber im Klaren zu bleiben, dass 
Ideen schon mal da waren, wieder neu gedacht werden, das Rad nicht neu er-
funden wird. Die Geschichte von Erziehung, Bildung, Sozialisation, von 
Aufwachsen verstehe ich als ein Laboratorium, in dem es unterschiedliche 
Ideen und unterschiedliche Praktiken schon gegeben hat; darin liegt die Be-
deutung der historischen Erziehungswissenschaft. Jedes Fach braucht ein 
Bewusstsein der eigenen Geschichte, der Historizität und die Funktion des 
Laboratoriums. Das ist auch für die Lehre wichtig.  
 
I: Die Lehre ist jetzt angesprochen. Welche Aufgabe hat die Historische Bil-
dungsforschung im Rahmen der Lehre? Die Lehrpläne oder Prüfungsord-
nungen sehen in einzelnen Bundesländern explizit vor, dass man sich mit Ge-
schichte der Schule, Geschichte pädagogischer Institutionen beschäftigen 
soll. Ist das alles oder hat Historische Bildungsforschung im Rahmen der 
Lehre darüber hinaus noch weitere Aufgaben?  
 
Schmid: Historische Bildungsforschung steht wirklich in ganz engem Sinne 
auch für Bildung, dafür, die „Perspektive zu weiten“, „andere Blickwinkel 
einnehmen zu können“, wenn es funktioniert, was nicht automatisch der Fall 
sein muss, da müsste wieder diese Laboratoriumsfunktion ins Spiel kommen. 
Es ist ja nicht nur die Geschichte von Schule und nicht nur die Geschichte 
von Institutionen, was die historische Erziehungswissenschaft ausmacht: das 
Denken über Erziehung, Bildung und Sozialisation gehört dazu und dann, 
wie es umgesetzt oder nicht umgesetzt worden ist, die pädagogische Praxis. 
Ein ganz wichtiger Punkt ist auch die Geschichte des Aufwachsens. Dazu 
auch die Verbindung von Erziehung und Politik, von Religion mit Erziehung, 

                                                             
1  Das Interview wurde am 02.07.2017 in Kassel geführt. 



Interview mit Prof. Dr. Pia Schmid 363 

 
 

von Erziehungstheorien und Erziehung mit institutionellen Vorgaben. Es ist 
ein relativ breites Feld. Auch biographische und autobiographische Zugänge 
gehören dazu. Überhaupt sind qualitative Zugänge sehr wichtig für die histo-
rische Erziehungswissenschaft, und auch generell für die Erziehungswissen-
schaft.  
 
I: Du hast eben stark auf die qualitativen Zugänge abgehoben. Ist für Dich 
eine historische Bildungsforschung vorstellbar, die ihren Schwerpunkt auf 
quantitative Zugänge legt?  
Wie könnte diese ausgestaltet sein?  
 
Schmid: Selbst habe ich nicht mit quantitativem Material gearbeitet, allen-
falls serielle Quellen wie Lebensläufe oder Leichenpredigten auch unter 
quantitativen Gesichtspunkten ausgewertet. Bei bestimmten Forschungsvor-
haben, etwa wenn man Lehrpläne analysiert, wahrscheinlich auch, wenn man 
Schülerlisten aufbereitet, sich mit der Geschichte der Notengebung befasst, 
sind sicherlich quantitative Verfahren wichtig. Eine Mixtur der Methoden 
wäre durchaus wünschenswert. 
 
I: Ja, und dann noch vielleicht ergänzend auch eine ikonographische Heran-
gehensweise?  
 
Schmid: Ja, das auf jeden Fall. Bildquellen mit einzubeziehen, ist wichtig. 
Das ist meine eigene Erfahrung auch in der Lehre. Man kann damit relativ 
viel erschließen: Was ist auf einem Bild dargestellt, was erstaunt einen, was 
sieht man und was gibt es nicht zu sehen? Das ist nochmal ein anderer Zu-
gang, zumal die jüngere Generation viel bildlicher, ikonographisch raffinier-
ter ist als wir das sind. Sie sehen viel schneller ein Zitat, zumindest bei allem, 
was mit Film zu tun hat.  
 
I: Ich würde gerne nochmal auf die qualitativen Zugänge zu sprechen kom-
men, vor allem auf Biographien und auf Autobiographien. Du hast viel mit 
Egodokumenten gearbeitet. Wenn man mit diesen Quellen arbeitet, ist man 
schnell dem Vorwurf der Reproduktion von subjektiven Sichtweisen ausge-
setzt, es seien keine verallgemeinerbaren Daten. Sind Dir solche Vorwürfe 
auch begegnet und wie hast Du dagegen argumentiert? 
 
Schmid: Das ist mir relativ selten begegnet. Mich hat irgendwann mal ein 
Kollege belehren zu müssen geglaubt, dass in biographischen Texten nicht 
unbedingt Wahrheit steht, aber Wahrheit, würde ich sagen, ist eine sehr rela-
tive Kategorie, die man in der Forschung wahrscheinlich überhaupt nicht 
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verwenden sollte oder nur mit Anführungszeichen. Für uns als Historikerin-
nen oder Historiker steht und fällt alles mit der Quellenkritik. Das ist das Ei-
ne, dass man diese ganzen W-Fragen, wann, wie, wo, warum etc. beachtet. 
Und dann ist mir zunehmend wichtig geworden, auf Sprachmuster zu achten, 
nach der Topik von Texten zur fragen. Ich habe ja viel mit Herrnhuter Le-
bensläufen gearbeitet, auch mit Exempelgeschichten, die aus bestimmten Tei-
len von Leichenpredigten generiert werden. Diese Texte haben topische Mus-
ter, da müssen bestimmte Gegenstände abgehakt werden. Es gibt etwa die 
Topik, dass ein Kind gerne stirbt, weil es dann in den Himmel kommt. Kein 
Kind wird in einer Exempelgeschichte sagen, ich will jetzt noch nicht zum 
lieben Herrgott gehen und zu Jesus, das gibt es nicht. Wenn man sich Mäd-
chentagebücher – das ist jetzt ein Sprung – nach 1945 anschaut, fällt der Ein-
fluss des Tagebuchs der Anne Frank auf, etwa darin, dass das Tagebuch als 
Person adressiert wird. Siegfried Bernfeld hat gesagt, jeder der ein Tagebuch 
schreibt, hat eine Vorstellung von dem, was in ein Tagebuch gehört.2 Das 
sind Topiken, Narratologien, bestimmte Formtraditionen, die wir bei der 
Analyse von Texten im Auge haben müssen. 
 
I: Dass sind gewiss wertvolle Hinweise für Studierende, die am Ende ihres 
Studiums sind, die sich vielleicht mit dem Gedanken einer historischen Pro-
motion tragen. Aber wie kann man solche Erkenntnisse auch in die Lehre 
einfließen lassen, die man im Grundstudium und im Hauptstudium für Lehr-
amtsstudierende anbietet?  
 
Schmid: Das gehört in die Kategorie der guten Frage! Ich glaube, was wir als 
Lehrende machen können, ist, überhaupt erstmal Kontexte zu erschließen. 
Zum Beispiel bezogen auf eine Quelle, mit der ich viel gearbeitet habe, den 
Tagebüchern, ist zu fragen: Wie kommt es, dass Kinder oder Jugendliche Ta-
gebücher schreiben? Seit wann tun sie dies? Lesen andere ihre Tagebücher? 
Es gibt Moden von Tagebuchschreiben. Tagebücher sind erstmals wissen-
schaftlich analysiert worden kurz nach dem Ersten Weltkrieg. Da gab es ei-
nen richtigen Boom. Wie kam es dazu? Es ist wichtig, dass wir unser Wissen 
einbringen und zugleich nach dem Eindruck fragen, den ein Text macht. 
Dann kommen Äußerungen wie „das ist altmodisch“ oder „ich glaub das 
nicht“. Die Studierenden finden aber zum Teil auch die Kniffelpunkte, dort 
wo um was rumgeredet wird, in autobiographischen Texten.  
 
I: Eine andere Frage: Haben Dir Deine Vorlesung über die Themengebiete 

                                                             
2  Bernfeld, Siegfried (1931/2015): Trieb und Tradition im Jugendalter. Kulturpsychologische 

Studien an Tagebüchern. (Werke, Bd. 7). Leipzig/Gießen. 
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historischer Bildungsforschung Spaß gemacht? Du trägst ja sehr interessant, 
auch sehr lebendig vor. 
 
Schmid: Was mir definitiv keinen Spaß gemacht hat, war die Einführungs-
vorlesung für die Studienanfänger im Lehramt. Zum Schluss lief sie gut, aber 
anfangs war es eine Plackerei, weil ich das Gefühl hatte, die kriegen lauter 
Antworten auf Fragen, die sie nicht haben. Dieser inhaltliche Bereich wäre 
später im Studium sinnvoller. Was ich gerne gemacht habe, war die Vorle-
sung zur Geschichte der Kindheit, auch die zur Geschichte der Mädchen- und 
Frauenbildung. Ich habe sehr gerne Seminare gemacht, wo nahe an Texten 
diskutiert wurde. Dann habe ich auch immer mal wieder eine Sitzung selbst 
übernommen, in der ich eigene Forschungen eingebracht habe. Aber ich 
glaube, ich war in Seminaren interessanter für die Studierenden als in Vorle-
sungen.  
 
I: Kommen wir zur Berufsbiographie. Wenn Du Deine Zeit in Frankfurt und 
dann die Vertretungsprofessuren in Marburg und Siegen sowie Deine Zeit in 
Halle Revue passieren lässt, was würdest Du als die Highlights Deiner Be-
rufsbiographie bezeichnen? 
 
Schmid: Da gibt es mehrere. Ein klares Highlight waren die Zeiten auf mei-
ner ersten Stelle in Frankfurt als wissenschaftliche Mitarbeiterin, wenn ich 
mich in den Semesterferien nach Berlin zurückgezogen und an meiner Dis-
sertation gearbeitet habe. Das waren einfach Phasen von intellektuellem 
Glück, durchaus auch mit Unglück durchsetzt. Mit so einem Kabinchen in 
der Staatsbibliothek. Ich habe in den Quellen rumwühlen können, ich habe 
Zeit gehabt. Dieses Arbeiten an einem Gegenstand macht zufrieden. Ich 
glaube, man verliebt sich nur einmal im Leben ganz radikal in einen Gegen-
stand. Die nächsten Themen können auch wunderbar sein, aber ich glaube – 
bei mir war es so –, ich habe nie wieder mit solch einer Begeisterung an et-
was gearbeitet wie an der Dissertation. Ich forsche immer noch sehr gerne, 
aber dieses völlig drin zu leben, das war toll. Ein weiteres Highlight war 
meine erste Vorlesung. Die habe ich in Marburg, wo ich ein Jahr vertreten 
habe, über Sozialisation und Individuation gehalten. Es hat mir unheimlich 
Spaß gemacht. Ich habe zwar immer das gesamte Wochenende daran geses-
sen, manchmal etwas verzweifelt, aber im Endeffekt habe ich dann irgendei-
nen Dreh gekriegt, dass das eine gute Vorlesung geworden ist, und die habe 
ich auch ziemlich geschichtslastig angelegt. Ich weiß, ich habe auch Glück 
gehabt, es waren unheimlich interessierte Studierende. Was ich auch toll 
fand, war unsere Tagung zur Genderforschung in der historischen Erzie-
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hungswissenschaft, die wir beide 1995 ins Leben gerufen haben.3 Ein Forum 
und Kontexte zu bieten und Druck weitgehend zu vermeiden, weil wir von 
Anfang gesagt haben, dass wir keine Tagungsbände herausgeben werden. – 
Highlights in meiner Berufsbiographie hatten nichts mit Institutionellem zu 
tun: Gremien mit Highlighterfahrung hatte ich nicht. 
 
I: Wenden wir uns noch einmal der Historische Bildungsforschung zu. Wenn 
Du diese Zeit von Frankfurt bis jetzt auf der institutionellen Ebene resü-
mierst, was würdest Du sagen, welche Entwicklung hat die Historische Bil-
dungsforschung genommen, abgesehen von der Rückläufigkeit der Zahl der 
Stellen.  
 
Schmid: Man muss sagen, es gibt eine gewisse Konsolidierung. Zum Beispiel 
an meiner Universität Halle stand nie zur Debatte, dass die Historische Erzie-
hungswissenschaft gestrichen wird. Es ist ja auch eine Universität mit einer 
großen historischen Tradition in der Pädagogik. Aber ich könnte mir vorstel-
len, dass, wenn dieser empirische Rausch mal durchgestanden ist und wenn 
in der Schulpädagogik die Engpässe behoben sind, dass dann auch wieder 
historische Fragestellungen an Bedeutung gewinnen. Generell stellt ein Ab-
bau von Allgemeiner und Historischer Pädagogik aber erst einmal einen Be-
deutungsverlust dar. Nach meiner Einschätzung ist das für die Disziplin keine 
gute Entwicklung, zumal wenn man die mancherorts viel zu hohen Speziali-
sierungen bedenkt: wenn ich mir beispielsweise Studiengänge ansehe wie ei-
nen Masterstudiengang Erlebnispädagogik, da kann man doch ein Fragezei-
chen hinter setzen. Es gibt noch ganz andersartige Spezialisierungen. Inhalt-
lich orientiert sich die historische Erziehungswissenschaft immer mehr in 
Richtung 20. Jahrhundert, vermutlich auch wegen der Anschlussfähigkeit zu 
anderen Teilgebieten der Erziehungswissenschaft. Ich halte das für problema-
tisch.  
Um auf Entwicklungen in der historischen Bildungsforschung in den letzten 
Jahrzehnten zurückzukommen: hierzu gehört die Etablierung der Gender 
Studies und von Kindheits-, bedingt auch von Familienforschung. Dort fin-
den sich neue Ansätze, etwa wenn Praktiken oder die Materialität des Auf-
wachsens oder auch der Geschlechterverhältnisse in den Blick kommen. Das 
stellt sicher nicht den Mainstream dar, aber die Frage, wie Pädagogik – als 
Praxis und deren Theorie – funktioniert, welche Wissensbestände in sie ein-

                                                             
3  Diese Arbeitstagungen fanden zunächst 1995 und 1996 an der Universität Halle, von 1998 

bis zur Pensionierung von Pia Schmid 2016 an der Leucorea in Lutherstadt Wittenberg statt. 
Elke Kleinau, Professorin für Historische Bildungsforschung mit dem Schwerpunkt Gender 
History an der Universität zu Köln, wird dieses Veranstaltungsformat an ihrer Universität 
2018 fortführen. 
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fließen, diese praxeologische Perspektive führt weiter. Das gilt auch für die 
Perspektive auf Materialität. Was für Räume, was für Dinge spielen in Fami-
lie, Kindergarten, Schule, auf der Straße eine Rolle? Was steht Kindern und 
Jugendlichen im Prozess ihres Aufwachsens materiell zur Verfügung? Eine 
Barbiepuppe ist etwas anderes als eine Käthe-Kruse-Puppe. Ein eigenes 
Zimmer oder zumindest einen eigenen Tisch zur Verfügung zu haben, bedeu-
tet ein anderes Aufwachsen, als wenn dies nicht der Fall ist. Darauf hat Mar-
garete Rada, eine im Umfeld der Bühlers forschende Wiener Lehrerin, bereits 
1931 hingewiesen.4 Sie untersuchte u.a. die Wohnverhältnisse in proletari-
schen Familien und kam zu dem Ergebnis, dass Lehrerinnen und Lehrer sich 
nicht wundern und keinesfalls mit Kindern schimpfen dürften, wenn diese 
Flecken in ihren Heften hätten. Das liege nicht an deren Schlamperei, son-
dern daran, dass sie oft keinen eigenen Tisch für ihre Hausaufgaben haben, 
sondern auf einem Kistchen, vielleicht auch auf dem Küchentisch in ihr Heft 
schreiben. Hier geht es um Materialität von Aufwachsen. Noch heute verfü-
gen nicht alle Schulkinder über einen eigenen Schreibtisch, einen eigenen 
Arbeitsplatz: Radas Studie halte ich insofern für eines der Laboratorien für 
die Erziehungswissenschaft. 
 
I: Ist für Dich, wenn Du auf diesen Gebieten - Geschichte der Kindheit und 
Geschichte der Materialität - argumentierst, die historische Bildungsfor-
schung nicht doch anschlussfähig an andere Subdisziplinen oder notwendige 
Grundierung für schulpädagogische und sozialpädagogische Arbeiten? 
 
Schmid: Ja, auf jeden Fall. Das gilt für die Materialität und auch für die Fra-
ge, wie Wissen über Kinder, wie Wissen über soziale Probleme überhaupt 
generiert worden ist. Wie sind diese Fragen aufgekommen, wie sind sie be-
handelt worden, was ist erforscht worden? Das gehört auch zum Wissen einer 
Disziplin, da merkt man, was für interessante Themen beispielsweise Martha 
Muchow schon um 1930 herum erforscht hat, was sie sich angeguckt hat. 
Kinder haben nicht nur Schule und Familie als Lebensraum, sondern eben 
auch die Straße, da passiert was, das ist Muchows Grundansatz.5 
 
I: Das heißt, die Erziehungswissenschaft braucht eine historische Grundie-
rung, um das Wissen, das vorhanden war, auch für aktuelle Diskussionen zur 
Verfügung zu stellen, damit andere es dann nutzen und weiterarbeiten kön-

                                                             
4  Rada, Margarete (1931): Das reifende Proletariermädchen. Ein Beitrag zur Umweltfor-

schung. Wien/Leipzig. 
5  Muchow, Martha/Muchow, Hans Heinrich (1935): Der Lebensraum des Großstadtkindes. 

Hamburg. Reprint, hrsg. v. Jürgen Zinnecker. Bensheim 1978. Neuausgabe, hrsg. von Imbke 
Behnken und Michael-Sebastian Honig. Weinheim 2012. 



368 Interview mit Prof. Dr. Pia Schmid 

nen. Historische Bildungsforschung ist nicht nur eine historische Tatsachen-
forschung, sondern gleichzeitig auch eine Wissensgeschichte der Disziplin.  
 
Schmid: Ja, ja. Über was ist alles schon geforscht worden, worüber hat man 
sich in Erziehungswissenschaft und Pädagogik Gedanken gemacht? Ich glau-
be, da ist noch einiges an Schätzen zu heben. In Seminaren zur Generierung 
von Wissen in der Sozialen Arbeit habe ich die Erfahrung gemacht, dass ei-
nige Studierende sehr, sehr daran interessiert waren. Da ging es um Martha 
Muchow, aber auch, ein weiteres Beispiel, um die Frage, warum Stiefmütter 
einen so schlechten Ruf haben. Sogar Kinder mit einer netten Stiefmutter 
fanden, dass Stiefmütter eigentlich prinzipiell böse sind.6 Wie kommen sol-
che Meinungen zustande? Oder, wieder ein anderes Thema: das Problem der 
Unehelichkeit.7 Das ist heute nicht mehr virulent, aber es gibt Transfiguratio-
nen. Oder die Schule um Charlotte und Karl Bühler in Wien und die dortigen 
Forschungen.8  
 
I: Die letzte Frage formuliere ich ganz konkret: Es kommt eine junge Frau zu 
Dir und sie sagt, ich möchte gerne in Historische Bildungsforschung promo-
vieren und sie könnte es sich auch vorstellen, in diesem Bereich später zu ar-
beiten, an der Universität oder in einem Forschungsinstitut. Was würdest du 
ihr empfehlen? 
 
Schmid: Ich habe nie jemand aufgefordert zum Promovieren. Genau aus der 
Konstellation heraus, dass ich weiß, dass es schwierig ist. Aber wenn jemand 
für erziehungshistorische Fragestellungen brennt und promovieren will, dann 
würde ich sie immer unterstützen. Aber ganz klar sagen, schauen Sie, dass 
Sie noch ein zweites Spielbein haben, zum Beispiel wenn sie über Gender-
fragen arbeiten, können sie die geschlechtertheoretischen Sachen noch mit 
reinbringen oder nach anderen Anschlüssen, etwa in der Migrationsfor-
schung, suchen. Das sollte man Nachwuchswissenschaftler*innen wahr-
scheinlich sagen.  
 
 
                                                             
6  Kühn, Hanna (1929): Psychologische Untersuchungen über das Stiefmutterproblem. (Bei-

hefte zur Zeitschrift für angewandte Psychologie Bd. 45. Hamburger Untersuchungen Sozi-
alpsychologie. Bd. 1). Leipzig. 

7  Kipp, Hildegard (1933): Die Unehelichkeit. Ihre psychologische Situation und Problematik. 
Untersuchungen aus Groß-Berlin. (Beihefte zur Zeitschrift für angewandte Psychologie Bd. 
66. Hamburger Untersuchungen zur Jugend- und Sozialpsychologie. Bd. 4). Leipzig. 

8  Vgl.dazu Dudek, Peter: Jugend als Objekt der Wissenschaften. Geschichte der Jugendfor-
schung in Deutschland und Österreich. Opladen 1990, S. 157 -167. 
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Zur Person: Prof. Dr. Pia Schmid 

Vita 
 
1970-1974 Studium Lehramt Sekundarstufe I, Deutsch und Sozialkunde, Universi-

tät Frankfurt/Main 
1974-1976 Erzieherin in einer Frankfurter Kindertagesstätte im Rahmen des Pro-

jektes „KiTa 3000“ 
1976-1978  Studium der Diplompädagogik, Universität Frankfurt/Main 
1980-1992 wissenschaftliche Mitarbeiterin, dann Hochschulassistentin am Fachbe-

reich Erziehungswissenschaften der Universität Frankfurt 
1984 Promotion an der Universität Frankfurt mit einer Arbeit über „Deut-

sches Bildungsbürgertum. Bürgerliche Bildung zwischen 1750 und 
1830“ 

1993 Habilitation an der Universität GH Siegen mit einer Arbeit über „Der 
Beitrag der Pädagogik bei der Durchsetzung der bürgerlichen Ge-
schlechtertheorie 1760-1830“ 

1992-1993 Vertretungsprofessuren an den Universitäten Marburg und Siegen 
1993-2016 Professur für Historische Erziehungswissenschaft an der Martin-

Luther-Universität Halle-Wittenberg 
Professorin für historische Erziehungswissenschaft an der Universität 
Halle-Wittenberg 
 

DFG-Projekte 
 
1991-1996 Sozialisation in Tagebüchern bürgerlicher Frauen. Diaristinnen im Ge-

nerationenvergleich vom Wilhelminischen Kaiserreich bis zur Gegen-
wart (mit Imbke Behnken) 

1998-2006 Empirische Kinderforschung in deutschsprachigen pädagogischen 
Zeitschriften 1768–1808 
 
 

Forschungsschwerpunkte 
 
• Geschichte von Erziehung und Bildung, besonders des 18. Jahrhunderts 
• Geschichte der Mädchen- und Frauenbildung 
• Geschlechtertheorien und Präsentationen von Weiblichkeit und Männlichkeit in 

der Frühen Neuzeit und im 19. Jahrhundert 
• Historische Kindheitsforschung 
• Pietismusforschung, bes. zur Herrnhuter Brüdergemeine 
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